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Unterrichtung 

Landesbeauftragter für den Datenschutz Hannover, den 7. 1 1993 
Niedersachsen 

An den 

Herrn Präsidenten des Niedersächsischen Landtages 

Hannover 

Betr.: Elfter Bericht über die Tätigkeit des Niedersächsischen Datenschutzbeauftragten 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Hiermit erstatte ich gemäß $ 18 Abs. 3 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes den 
XI. Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 1. Januar 1991 bis zum 31. Dezember 1992. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Dronsch
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Institutionen, Objekte, Sachen) 

Artikel 
Asylverfahrensgesetz 
Ausländergesetz 
Aktenzeichen 
Auslanderzentralregister 

Bundesamt für die Anerkennung von Flüchtlingen 
Bundesarbeitsgeticht 
Baugesetzbuch 
Bundesbeamtengesetz 
Bundesdatenschutzgesetz 
Bundesbeauftragter für den Datenschutz 
Bundesamt für Verfassungsschutz 
Bürgerliches Gesetzbuch 
Bundesgesetzblatt 
(Gesetz über das) Bundeskriminalamt 
Bürokommunikatıon der Ministerien 
Beamtenrechtsrahmengesetz 
Bundessozialhılfegesetz 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
Bundestagsdrucksache 
Betäubungsmittel 
Bundesverfassungsgericht (Entscheidungssammlung) 
Bundeszentralregister (-Gesetz) 
beziehungsweise 

circa 

(ADV-Betriebssystem für Personal Computer) 
Datei zur Massenauswertung von Kfz-Kennzeichen und sonstigen 

Daten — Auswertungssystem des LKA Niedersachsen 
Datenschutznachrichten 
Die Öffentliche Verwaltung 
Datenverarbeitung 
Deutsches Verwaltungsblatt 

Erkennungsdienst 
Elektronische Datenverarbeitung 
Europäische Gemeinschaft 

und folgende Seite (n) 
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gem. 
GEZ 

GMBI. 

GG 
ggf. 
GOIT 
GWBl. 

i.d.F. 
IMA-IuK 

INPOL 
ISO 
ISDN 
ITSEC 

ITSEM 
IuK- 

IuK-Reg 
1.V.m. 

JVA 

Kfz 
Kps 
KJHG 

LAN 
L£D 
LIS 
LKA 
LT-Dts 
LWL- 

MDK 
MHH 
MIKADO 

MiStra 
MiZi 

NADIS 
NATO 
NBG 
NDO 
NDR 

Nds. 
NDSG 
NDSG-E 
Nds. MB. 
Nds. Rpfl. 
Nds. SOG 

NGefAG 
NGO 
NHG 

gemäß 
Gebühreneinzugszentrale der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten 
Gemeinsames Ministerialblatt 
(herausgegeben vom Bundesministerium des Innern) 
Grundgesetz 
gegebenenfalls 
Geschäftsordnung des Landtags 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

in der Fassung 
Interministerieller Arbeitskreis Informations- und Kommunika- 
tionstechnik 

(bundesweites) Informationssystem der Polizei 
International Standardısation Organisation 
Integrated Services Digital Network 
EG-einheitliche Kriterien für die Bewertung der Sicherheit von 
Systemen der Informationstechnik 
Information Security Evaluation Manual 
Informations- und Kommunikations- 
Einsatz der IuK-Technik bei Bezirkstegierungen 
in Verbindung mit 

Justizvollzugsanstalt 

Kraftfahrzeug 
Kriminalpolizeiliche personenbezogene Sammlungen 
Kıinder- und Jugenhilfegesetz (SGB VII) 

Local Area Network (Lokales Netzwerk) 
Landesbeauftragter für den Datenschutz 
Landesinformationsstelle 
Landeskriminalamt 
Landtagsdrucksache 
Lichtwellenleiter- 

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung 
Medizinische Hochschule Hannover 
Modulares Informatıions- und Kommunikationssystem 
Automatisierter Dezentraler Online-Anwendungen 
Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen 
Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen 

Nachrichtendienstliches Informationssystem 
North Atlantıc Treaty Organisation 
Niedersächsisches Beamtengesetz 
Niedersächsische Disziplinarordnung 
Norddeutscher Rundfunk 
Niedersächsische (r/s) 
Niedersächsisches Datenschutzgesetz 
Entwurf eınes NDSG vom 4.6.1992 (LT-Dts 12/3290) 
Niedersächsisches Ministerialblatt 
Niedersächsische Rechtspflege 
Niedersächsisches Gesetz über die offentliche Sicherheit und 
Ordnung 
Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz 
Niedersächsische Gemeindeordnung 
Niedersächsisches Hochschulgesetz
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Nieders. 

NW 
NMG 
Nr. 
NStZ 
NVerfSchG 
NVrwZ 

OrgKG 

OVG 

PersVG 
PC 
PKS 
POLAS 
PStG 
PsychKG 

RdErl. 
RdNr. 
RDV 
RiStBV 
S. 
SchwbG 
SED 

SGB 
sog. 
StGB 
StPO 
StVG 
SVBl. 

TB 
TÜV 

u. 
u.a. 
u.ä. 

UNIX 
usw. 
uU. 

Vv. 

VGH 
VGO 
vgl. 

VwGO 

ZAB 
ZASt 
z.B. 
ZEVIS 
ZPO 
2. Zt. 

Niedersächsische (r/s) 
Neue Juristische Wochenschrift 
Niedersächsisches Meldegesetz 
Nummer 
Neue Zeitschrift für Strafrecht 
Niedersächsisches Verfassungsschurzgesetz 
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 

Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und 
anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität 
(Artikelgesetz zur Änderung des StGB, der StPO usw.) 
Oberverwaltungsgericht 

Personalvertretungsgesetz 
Personal Computer 
Polizeiliche Kriminalstatistik 
Polizeiliches Auskunftssystem (in Niedersachsen) 
Personenstandsgesetz 
Gesetz über Hilfen fur psychisch Kranke und Schutzmaßnahmen 

Runderlaß 
Randnummer 
Recht der Datenverarbeitung 
Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren 
Seite 
Schwerbehindertengesetz 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
(in der ehemaligen DDR) 
Sozialgesetzbuch 
sogenannt (e/r) 
Strafgesetzbuch 
Strafprozeßordnung 
Straßenverkehrsgesetz 
Schulverwaltungsblatt 

Tätigkeitsbericht 
Technischer Überwachungsverein 

und 
unter anderem, und andere 
und ähnliches 
(ADV-Berriebssystem für Mehrplatzsysteme) 
und so weiter 
unter Umständen 

von, vom 
Verwaltungsgerichtshof 
Vollzugsgeschäftsordnung 
vergleiche 
Vorläufige Niedersächsische Verfassung 
Verwaltungsvorschrift 
Verwaltungsgerichtsordnung 

Zentrale Ausländerbehorde (für Asylsuchende) 
Zentrale Anlaufstelle für Asylsuchende 
zum Beispiel 
Zentrales Verkehrsinformationssystem 
Zivilprozeßordnung 
zur Zeit
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Vorbemerkung 

Mit dem vorliegenden XI. Tätigkeitsbericht ist zum dritten Male eın Zwei-Jah- 
res-Bericht erstellt worden. Ging der zweijährige Zeitraum beim IX. und X. 
Tatigkeitsbericht auf einen Wunsch des Niedersächsischen Landtages zurück, 
so ıst nunmehr in $ 18 Abs. 3 Satz 1 NDSG in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung der Stellung des Landesbeauftragten für den Datenschutz vom 
28. Mai 1991 (Nieders. GVBl. 5. 195) eine klare Rechtsgrundlage vorhanden. 

Der XI. Tätigkeitsbericht behält die bewährte und vertraute Gliederung bei. 
Wegen des Hinzukommens zweier neuer Abschnitte, „Europa“ (6) und „Nie- 
dersächsische Landesbibliothek“ (26), erfolgte der Austausch von Kapitel- 
nummern. Da meine Dienststelle seit einem Jahr auch für den Datenschutz 
im nicht-öffentlichen Bereich“ zuständig ist, wurden entsprechende Kapitel 
am Ende angefügt (34 bis 36). 

Zur Situation 

Niedersachsen 

Der letzte Tätıgkeitsbericht endet mit der Aussage: „In Niedersachsen besteht 
für den Datenschutz zur Zeit Anlaß zu Optimismus.“ Diese optimistische 
Einschätzung hat auch für die Jahre 1991 und 1992 Berechtigung. Sie beruht 
darauf, daß dıe neue Niedersächsische Landesregierung zahlreiche daten- 
schutzrechtlich relevante Vorhaben ın Angriff genommen hat. Aber auch das 
sei gesagt‘ Um datenschutzrechtlich optimale Lösungen muß gerungen wer- 
den; Datenschutz muß oft Zentimeter für Zentimeter erkämpft werden. 
Wenn Rudolf v. Jhering, der große deutsche Rechtsgelehrte — ın Aurich ge- 
boren — vom „Kampf ums Recht“ (1873) sprach, so haben diese Worte auch 
für das Datenschutzrecht Aktualität. 

Das erste bedeutsame Vorhaben war das Gesetz zur Neuregelung der Stellung 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz vom 28. Mai 1991 (Nieders. 
GVBI. $. 195). Es geht auf eine Initiative aller vier Landtagsfraktionen zurück. 
In die Vorläufige Niedersächsische Verfassung wurde ein neuer Art 46 a ein- 
gefügt, der die Aufgaben, die Wahl und die Rechtsstellung des Landesbeauf- 
tragten regelt. Des weiteren wurden die $ 17 bis 20 NDSG neu gefaßt; die 
Befugnisse des Landesbeauftragten (vgl. 3.2) und das Anrufungsrecht der Bür- 
gerinnen und Bürger wurden verbessert. Wegen der Würdigung des Gesetzes 
vom 28. Mai 1991, das einstimmig vom Niedersächsischen Landtag verab- 
schiedet wurde, darf ich auf meine Aufsätze in den Zeitschriften Niedersachsi- 
scher Städtetag (1991, $. 145) und Datenschutz und Datensicherung (1991, 
S. 440) hinweisen. 

Das zweite hervorzuhebende Gesetz ist das Gesetz über den Verfassungsschutz 
im Lande Niedersachsen (Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz — 
NVerfSchG) vom 3. November 1992 (Nieders. GVBl. $. 283) Ich verweise auf 
Abschnitt 14.1 dieses Tätigkeitsberichts. 

Als drittes Vorhaben ist der zweite Schritt zur Neuregelung des allgemeinen 
Datenschurzrechts in Niedersachsen — im Anschluß an das obengenannte Ge- 
setz vom 28. Mai 1991 — zu nennen. Dieser Schritt wurde ım April 1991 
durch Vorlage eines Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Sicherung der 
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informationellen Selbstbestimmung (Niedersächsisches Datenschutzgesetz — 
NDSG —) eingeleitet. Am 16. Januar 1992 fand ein „Expertenhearing“ statt, 
an dem auch ich teilnahm. Die Beschlußfassung des Niedersächsischen Lan- 
desministeriums über die Einbringung beim Landtag erfolgte am 2. Juni 
1992. Die erste Lesung des Entwurfs eines Niedersächsischen Datenschutzge- 
setzes (LT-Drs 12/3290) im Landtag fand am 17. Juni 1992 statt. Aus dieser 
Lesung möchte ich einen Satz des Innenministers herausgreifen: „Wir wollen 
ja eher eine gläserne Verwaltung als den gläsernen Bürger in unserem Lande 
schaffen.‘ 

Der Gesetzentwurf stellt einen beachtlichen Beitrag zur Sicherung des Grund- 
rechts auf informationelle Selbstbestimmung dar. Die wesentlichen Verbesse- 
rungen gegenüber der jetzigen Rechtslage bestehen darin, daß die Akten in 
den Anwendungsbereich des Gesetzes einbezogen werden, das Zweckbin- 
dungsprinzip gesetzlich verankert wird, die Rechte der Betroffenen erheblich 
erweitert werden und besondere Datenschutzregelungen für einige Bereiche 
(Datenverarbeitung bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen, Verarbeitung perso- 
nenbezogener Daten für Forschungsvorhaben, Fernmessen und Fernwirken, 
öffentliche Auszeichnungen) erfolgen. Nicht aufgegriffen hat der Gesetzent- 
wurf den im Expertenhearing angesprochenen Problembereich, wie die Risi- 
ken neuer Verarbeitungstechniken rechtlich in den Griff zu bekommen sind 
(„vorgezogener Datenschutz‘). In einer Pressemitteilung vom 3. Juni 1992 
habe ich meinem Wunsch Ausdruck gegeben, daß die parlamentarischen Be- 
ratungen zügig verlaufen, ferner, daß der Gesetzentwurf ın Detailfragen noch 
verbessert wird. 

Als viertes datenschutzrechtlich bedeutsames Gesetzesvorhaben ist der Ent- 
wurf eines Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetzes (NGefAG) zu nennen. 
Ich verweise auf Abschnitt 12.4 dieses Tätigkeitsberichtes. 

Schließlich sei hervorgehoben, daß einige schon beschlossene Gesetze oder 
vorgelegte Gesetzentwürfe datenschutzrechtliche Detailregelungen enthalten: 
z.B. das Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes vom 
7. November 1991 (Nieders. GVBl. S. 295), das Niedersächsische Abfallabga- 
bengesetz vom 17. Dezember 1991 (Nieders. GVBl. S. 373), der Entwurf ei- 
nes Zehnten Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Gemeindeord- 
nung und der Niedersächsischen Landkreisordnung betr. Frauenbeauftragte 
(LT-Drs 12/3260) sowie der Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Schulgesetzes (LT-Drs 12/3300). Bei einigen Vorhaben — 
z.B. bei der Errichtung eines niedersächsischen Krebstegisters (Nr. 2.4. der 
Koalitionsvereinbarung vom 19. Juni 1990) — ergibt sich ein Zeitdruck ım 
Hinblick auf den Ablauf der Legisiaturperiode. Im übrigen verweise ich auf 
die speziellen Ausfuhrungen in diesem Tätigkeitsbericht 

2.2 Bundesrepublik Deutschland 

Das neue Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I 
$. 2954) — in Kraft getreten am 1. Juni 1991 — ist bereits im letzten Tätig- 
keitsbericht an dieser Stelle kritisch gewürdigt worden. 

Ergänzend ist folgendes hervorzuheben: Die nordwestdeutschen Landesdaten- 
schutzbeauftragten haben am 3 Juni 1991 ın einer gemeinsamen Erklärung 
kritisiert, daß $ 24 Abs. 6 BDSG, der eine Widerspruchsmöglichkeit der Be- 
woffenen gegen eine Datenschutzkontrolle vorsieht, einen Eingriff in ihre 
Rechte darstellt Auf der Datenschutzkonferenz am 26./27. September 1991 
ist zwischen den Landesbeauftragten Einvernehmen in der Auffassung erzielt 
worden, daß dem Bund die Kompetenz fehlt, die Kontrollrechte der Landes- 
beauftragten durch $ 24 Abs. 6 BDSG einzuschränken (vgl. auch Simitis, in: 
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2.3 

Simitis/Dammann/Geiger/Mallmann/Walz, Kommentar zum BDSG, 
4. Auflage 1992, $ 1 RdNr. 58). Im übrigen haben sıch dıe Bundes- und Lan- 
desdatenschutzbeauftragten auf dieser Konferenz darüber verständigt, nach 
welchen Grundsätzen sie bei der Anwendung und Auslegung von $ 24 Abs 2 
BDSG verfahren werden. 

Schließlich ist zum BDSG folgendes anzumerken: Die Kritik an dem neuen 
Gesetz stimmt darın überein, daß der Datenschutz im nicht-öffentlichen Be- 
reich jetzt noch stärker hinter dem Datenschutz im öffentlichen Bereich zu- 
rückbleibt (vgl. z.B. Dammann, Das neue Bundesdatenschutzgesetz, NVwZ 
1991, S. 640 ff., 641 und 643). Da ıch seit dem 1. Januar 1992 Aufsichtsbe- 
hörde für den nicht-öffentlichen Bereich bin, liegt jetzt hinreichende Praxis- 
erfahrung vor, daß ich mit Nachdruck auf diesen Mißstand aufmerksam ma- 
chen muß. 

Was noch ausstehende Umsetzungen des Volkszählungsurteils des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 auf Bundesebene anberrifft, ist ins- 
besondere die Novellierung der Strafprozeßordnung anzumahnen. 

Verfassung und Datenschutz 

Seit dem Volkszählungsurteil vom 15. Dezember 1983 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht — gestützt auf Art. 2 Abs. 1 (freie Entfaltung der Persönlichkeit) 
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG (Menschenwürde) — ın standıger Recht- 
sprechung ein Recht des einzelnen anerkannt, selbst über dıe Preisgabe und 
Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen. Aus der letzten Zeit 
sei etwa auf den Beschluß des BVerfG vom 19 Dezember 1991 (NJW 1992, 
$. 815) hingewiesen, der sıch mit dem Fall befaßt, daß ein Arbeitgeber (Her- 
ausgeber einer Zeitschrift) ein Telefongespräch eines Arbeitsnehmers (Chefre- 
dakteur) abhörte. Nicht zuletzt unter politisch-psychologischen Aspekten 
drängt sich dıe Überlegung auf, das Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung ausdrücklich verfassungsgesetzlich zu regeln. 

Im Zusammenhang mit der deutschen Einigung werden Fragen zur Änderung 
oder Ergänzung des Grundgesetzes aufgeworfen. Diese erstrecken sıch auch 
auf den Grundtrechesbereich; ıch verweise etwa auf den Bericht „Stärkung des 
Föderalismus in Deutschland und Europa sowie weitere Vorschläge zur Ände- 
tung des Grundgesetzes“ der Kommission Verfassungsreform des Bundesrates 
vom 14. Mai 1992 (Bundesrats-Drs. 360/92). Die Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder haben auf ihrer Konferenz am 28. April 1992 in 
Stuttgart — bei Gegenstimme Bayerns und in Abwesenheit Sachsens — eine 
Entschließung gefaßt, mit der sie der Gemeinsamen Verfassungskommission 
von Bundestag und Bundesrat einen konkreten Formulierungsvorschlag für 
das Grundrecht auf Datenschutz unterbreiten (vgl Anlage 6 dieses Tätigkeits- 
berichts). In der Entschließung hat die Konferenz auch empfohlen, die unab- 
hängige Datenschurzkontrolle, die für die Verwirklichung des Rechts auf in- 
formationelle Selbstbestimmung im Alltag von entscheidender Bedeutung ıst, 
im Grundgesetz zu verankern. 

Insbesondere wenn dıese Bemühungen auf Bundesebene scheitern, ergıbt sich 
das Anliegen. das Recht auf ınformationelle Selbstbestimmung in die Landes- 
verfassungen aufzunehmen. In einıgen Bundesländern ist dies bereits gesche- 
hen, erstmals 1978 in Nordrhein-Westfalen. Die Vorläufige Niedersächsische 
Verfassung (VNV) von 1951 ist ein sogenanntes Organisationsstatut, das keıne 
Grundrechte kennt. Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung hat sich dıe 
Notwendigkeit ergeben, eine endgültige Niedersächsische Verfassung zu 
schaffen. Mit Beschluß vom 10. Oktober 1990 hat der Niedersächsische Land-
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tag einen Sonderausschuß „Niedersächsische Verfassung“ eingesetzt, der Vor- 
schläge zur Änderung der VNV erarbeiten soll. Was die im Landtag vertrete- 
nen Parteien anbetrifft, enthält nur der gemeinsame Verfassungsentwurf der 
Fraktionen der SPD und der Grünen (LT-Drs 12/3008 und 12/3160) eine Re- 
gelung des informationellen Selbstbestimmungstechts. Ich begrüße diesen 
Vorschlag nachdrücklich, wenngleich er in den Derails diskussionsbedürftig 
ist. Erfreulicherweise stimmen die Verfassungsentwürfe der Fraktionen der 
SPD und der Grünen, der CDU (LT-Drs 12/3210) sowie der FDP (LT-Dts 
12/3250) darin überein, die unabhängige Datenschutzkontrolle — in An- 
knüpfung an Art. 46 a VNV — auch in der künftigen Landesverfassung zu 
verankern. Ich selbst habe mit Schreiben vom 6. November 1991 dem Herrn 
Landtagspräsidenten einen Formulierungsvorschlag für eın Grundrecht auf in- 
formationelle Selbstbestimmung unterbreitet (Anlage 11). 

2.4 Europäisches Datenschutzrecht 

Ein Bericht über die Situation des Datenschutzes wäre unvollständig, wenn 
der europäische Bereich ausgespart bliebe. Das europäische Datenschutzrecht 
gewinnt eine immer größere Bedeutung, so daß ihm ein eigener Abschnitt 
dieses Tätigkeitsberichts gewidmet werden soll (6). 

3. Der Landesbeauftragte 

3.1 Status 

Das bereits unter 2.1 genannte Gesetz zur Neuregelung der Stellung des Lan- 
desbeauftragten fur den Datenschutz vom 28. Maı 1991 hatte u.a. eine 
grundlegende Statusänderung des Datenschutzbeauftragten zum Ziel. Dieser 
ist nicht mehr Beamter auf Lebenszeit, allein berufen durch das Niedersächst- 
sche Landesministerium. Der neue Art. 46 a Abs. 2 VNV regelt vielmehr, daß 
der Landtag — auf Vorschlag des Landesministeriums — den Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe- 
senden Abgeordneten, mindestens jedoch der Mehrheit der Abgeordneten 
wählt. Diese Neuregelung hat den Zweck, den Landesbeauftragten in seiner 
Unabhängigkeit zu stärken und seine Bedeutung als Kontroll- und Beratungs- 
organ zu erhöhen. Gemäß dem neuen $ 17 Abs. 1 Satz 2 NDSG wird der Lan- 
desbeauftragte nach der Wahl durch den Landtag auf die Dauer von acht Jah- 
ren in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen; nach Satz 3 sind die Wahl und 
die Berufung für eine weitere Amtszeit zulässig. In Art. 46 a Abs. 3 VNV ist 
nunmehr verfassungsrechtlich geregelt, daß der Landesbeauftragte unabhän- 
gig und nur dem Gesetz unterworfen ist. Hatten die Koalitionsvereinbarung 
der SPD und der Grünen vom 19. Junı 1990 und die Regierungserklärung des 
Ministerpräsidenten vom 22. Juni 1990 noch angekündigt, daß der Landesbe- 
auftragte der Dienstaufsicht des Landtagspräsidenten unterstehen soll, so be- 
läßt es der neue & 17 Abs. 3 Satz 1 NDSG bei der Anbindung an das Innen- 
ministerium. 

Der Landtag wählte mıch in seiner Sitzung vom 21. Juni 1991 zum Landesbe- 
auftragten. Es wurden 145 gültige Stummen abgegeben; davon waren 142 Ja- 
Stimmen und 3 Nein-Stimmen. Dieses Ergebnis ist persönlich erfreulich und 
dürfte meiner Tätigkeit eine breite Akzeptanz sichern. Die Ernennung zum 
Landesbeauftragten erfolgte am 28. Juni 1991. 
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3.2 

3.3 

Kompetenzen 

Zum ersten Male seit 1978 kann in einem Tätigkeitsbericht erfreulicherweise 
hervorgehoben werden, daß die Kompetenzen des Landesbeauftragten erwei- 
tert wurden. 

Die wesentlichste Kompetenzerweiterung regelte das Niedersächsische Lan- 
desministerium mit Beschluß vom 17. Dezember 1991 (vgl. Nds. MBl. 1992 
$ 230): „Als zuständige Aufsichtsbehörde nach & 38 des Bundesdatenschutz- 
gesetzes (BDSG) vom 20.12.1990 (BGBl. 1. 2954) wird die oder der Landes- 
beauftragte für den Datenschutz bestimmt .. Dieser Beschluß tritt am 
1.1.1992 in Kraft...“ 

Die Konzentration der Datenschutzkontrolle für den nicht-öffentlichen Be- 
reich, d. h. die Abkehr von der Zersplitterung auf die vier niedersächsischen 
Bezirksregierungen, war dringend erforderlich. Ob die Konzentration beim 
Landesbeauftragten die beste Lösung ist, sollte nach einiger Zeit praktischer 
Erfahrung noch einmal geprüft werden. Die zentrale Frage ıst, ob sich die 
Weisungsgebundenheit des Landesbeauftragten ım nicht-öffentlichen Bereich 
mit seıner verfassungskräftigen Unabhängigkeit verträgt. Alle Bediensteten 
der Geschäftsstelle haben sıch mit großem Engagement der neuen Aufgabe 
angenommen. Im einzelnen wird auf die Abschnitte 34 bis 36 dieses Tätig- 
keitsberichts verwiesen. 

Auch das Gesetz zur Neuregelung der Stellung des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz vom 28. Mai 1991 (vgl. 2.1) brachte Kompetenzerweiterun- 
gen: In & 18 Abs. 1 Satz 2 NDSG wird — neben Gerichten und Landestech- 
nungshof — auch der Landtag der Kontrolle durch den Landesbeauftragten 
unterworfen, soweit er in Verwaltungsangelegenheiten tätig ist. In & 18 Abs. 2 
Satz 1 und 2 NDSG ist eine Pflicht des Landesbeauftragten verankert worden, 
die Auswirkung der automatisierten Datenverarbeitung auf die Arbeitsweise 
der datenverarbeitenden Stellen im staatlichen und kommunalen Bereich zu 
beobachten. Nach $ 18 Abs. 2 Satz 3 ist der Landesbeauftragte rechtzeitig 
über Planungen des Landes zum Aufbau automatisierter Informationssysteme 
zu unterrichten, und zwar auch dann, wenn keine personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden. Durch die Regelung in $ 18 Abs. 4 Satz 2 und 3 NDSG 
werden die Verfassungsschutzbehörde, die Behörden der Staatsanwaltschaft 
und der Polızei sowie die Landesfinanzbehörden hinsichtlich der Kontrolle 
durch den Landesbeauftragten grundsätzlich mit den übrigen Behörden des 
Landes gleichgestellt. 

8 26 des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes vom 3. November 1992 
regelt, daß dem Ausschuß für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes „Hil- 
fe von seiten der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz“ zu geben 
ist. 

Was den Umfang meiner Kompetenzen anbetrıfft, hat es in den beiden Be- 
tichtsjahren gravierende und nıcht austäumbare Streitpunkte mit den Ressorts 
nicht gegeben. 

Beratung der Landesregierung 

Leider sind auch 1991 und 1992 Fälle zu verzeichnen, in denen mıch die Res- 
sorts bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen des Landes und des Bun- 
des nicht oder nicht rechtzeitig beteiligten. Mit Schreiben vom 1. Juli 1992 
habe ıch die Staatssekretärinnen und Staatssekretäre der niedersächsischen Mı- 
nisterien auf diesen Mißstand hingewiesen und um Abhilfe gebeten
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3.4 Eingaben 

Die Eingaben erstrecken sich, merkwürdigerweise bis auf den Komplex der 
Auslanderangelegenheiten, auf alle gesellschaftlichen Bereiche. Eine beachtli- 
che Zunahme der Eingaben ist im Bereich des Umweltrechts zu verzeichnen. 
Im allgemeinen haben sich die betroffenen Stellen durchaus kooperativ ver- 
halten. Gelegentlich hat es allerdings Schwierigkeiten bei der Aufklärung der 
Sachverhalte gegeben. 

Einige Kommunen haben versucht, die Aufklärung hinauszuzögern oder zu 
verhindern. Besonders hartnäckig hat sıch eine kreisfreie Stadt im Nordwesten 
Niedersachsens gezeigt Sie schaltete auf meine Bitte um Stellungnahme hin 
in einem Fall aus dem Krankenhausbereich sofort einen Rechtsanwalt ein. Als 
die Stadt sich schließlich nach längerem Zögern zur Sache äußerte, ging sie auf 
wesentliche Fragen nicht ein. Ich habe diese unzureichende Auskunfisertei- 
lung beanstandet. Angesichts dieses Verhaltens war es auch nicht verwunder- 
lich. daß ıch auch in der Sache einen Rechtsverstoß feststellen mußte 

Das bereits unter 2.1 genannte Gesetz zur Neuregelung der Stellung des Lan- 
desbeauftragten für den Datenschutz vom 28. Mai 1991 hat eine Regelung ge- 
troffen, wonach sich dıe Bediensteten von Behörden und sonstigen öffentli- 
chen Stellen ın allen Angelegenheiten des Datenschutzes jederzeit an den 
Landesbeauftragten wenden konnen, auch wenn sie nicht selbst betroffen 
sind Einer Einhaltung des Dienstweges bedarf es nıcht, wenn die Bedienste- 
ten auf einen Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften oder einen 
sonstigen Mangel bei der Verarbeitung personenbezogener Daten hingewiesen 
haben und diesem Hınweis binnen angemessener Frist nıcht abgeholfen wor- 
den ist. Das Recht der offentlichen Bediensteten wie aller Bürgerinnen und 
Bürger. sich ın eigenen Angelegenheiten an den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz wenden zu können, bleibt selbstverständlich weiterhin bestehen. 

3.5 Akteneinsicht 

Auch in den beiden Berichtsjahren gab es Streitfälle wegen Einsicht in dıe Ak- 
ten der Geschäftsstelle. In meiner grundsätzlichen Auffassung, daß kein allge- 
meines Akteneinsichtsrecht der beschwerdeführenden Personen besteht (vgl. 
X 3.5), sehe ich mich durch jüngere wissenschaftliche Äußerungen bestätigt 
(z. B. Ordemann/Schomerus/Gola, BDSG, 5. Auflage 1992, 8 23 Anm. 5.4). 
In diesem Zusammenhang kann ich Personen, dıe sich an mıch mit Eingaben 
gewandt haben oder die sıch in Zukunft an mich wenden wollen, weitgehende 
Vertraulichkeit zusagen Nach $ 12 Abs. 3 BDSG steht mir ebenso wie dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz das Recht auf Zeugnisverweigerung 
zu ($ 23 Abs. 4 BDSG). Dieses Recht ıst ergänzt durch ein strafprozessuales 
Beschlagnahmeverbot (& 96 StPO) 

3.6 Geschäftsstelle 

Die beengte Unterbringung in dem Geschäfts- und Burohaus „Schwarzer 
Bar 2“ hatte die Arbeit der Bediensteten meiner Dienststelle zunehmend 
erschwert. Am 19 November 1991 konnten in der „Brühlstraße 9°“ endlich 
neue, angemessene Diensträume bezogen werden. Die Ausstattung meiner 
Dienststelle mit Informations- und Kommunikationstechnik wurde dadurch 
verbessert, daß sieben weitere BÜROMIN-Arbeitsplätze eingerichtet wurden. 
Die bisherige Textverarbeitungsanlage wurde dadurch abgelöst. Zugleich 
habe ıch mir damit eine Testumgebung für das Datenschutz- und Datensiche- 
tungskonzept des Projektes BÜROMIN sowie für einen datenschutzgerechten 
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3.7 

3.8 

Einsatz von Mehrplatzanlagen unter dem Betriebssystem UNIX geschaffen. 
Den Referaten 14 (Innerer Dienst) und 69 (Zentrale Stelle für Organisations- 
angelegenheiten) des Niedersächsischen Innenministeriums möchte ich an 
dieser Stelle für ihre vielfältige Unterstützung danken. 

Erfeulich ist auch die Entwicklung der Stellenausstattung meiner Geschäfts- 
stelle. Im Haushaltsjahr 1991 wurden eine zusätzliche Stelle der Besoldungs- 
gruppe (BesGr) A 14 und — im Hinblick auf die Übernahme der Aufsichtsbe- 

gnisse im nicht-öffentlichen Bereich — zwei zusätzliche Stellen der BesGr 
A 12 bewilligt. Der Haushaltsplan 1992 brachte eine zusätzliche Stelle der 
BesGr A 15. Die nun erreichte Stellenausstattung ist aber — auch im Ver- 
gleich zu den Geschäftsstellen anderer Landesbeauftragter — immer noch 
nicht zufriedenstellend. Ich bin schr dankbar, daß bei der ersten Beratung des 
Entwurfs eines neuen NDSG am 17. Juni 1992 im Landtag ein prominenter 
Abgeordneter sagte, der richtigen Tendenz, immer mehr Aufgaben auf die 
Behörde des Datenschutzbeauftragten zu übertragen, müsse „aber auch noch 
etwas gegenüberstehen, nämlich die entsprechende personelle und materielle 
Ausstattung.“ 

Außenprufungen und Beratungen 

1992 mußte ich meine Prüfungs- und Beratungshaufigkeit im öffentlichen Be- 
reich zugunsten der neuen Zustandigkeit als Aufsichtsbehörde für den nicht- 
öffentlichen Bereich etwas reduzieren. Durch die gemeinsame Prüfung mit 
Mitarbeitern des Niedersächsischen Landesverwaltungsamtes (vgl. 34.1) konn- 
te ich sicherstellen, daß die Prüfungen ın beiden Bereichen nach gleichen Kri- 
terien entsprechend der Sensibilität der verarbeiteten Daten und der Verarbei- 
tungsform durchgeführt werden. 

Im öffentlichen Bereich wurden Beratungsgespräche und Kontrollen bei meh- 
reren Gemeinden, Städten und Landkreisen, bei der Polizei, bei der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung Niedersachsen und bei der Kassenzahnärztlichen Ver- 
einigung Niedersachsen, der Architektenkammer Niedersachsen sowie ım In- 
nenministerium durchgeführt. Erstmals habe ich auch den Einsatz privater 
Lehrer-PC überprüft (vgl. 27.8). Auf die Kontrollen im nichtöffentlichen Be- 
reich wird unter 35.2 eingegangen. 

Ich begrüße die zunehmende Bereitschaft, mich bereits im Planungsstadium 
von DV-Verfahren oder auch von Bauvorhaben zum Zweck der Datensiche- 
rung zu beteiligen. Dadurch können bereits frühzeitig Datenschutzaspekte 
berücksichtigt werden, die ansonsten später mit höherem Aufwand nachge- 
bessert werden müßten. 

Dateienregister im öffentlichen Bereich 

Neuanmeldungen und Änderungen von Dateien werden nur noch vereinzelt 
zum Dateienregister gemeldet. Dieses führe ich nicht auf einen Stillstand der 
Datenverarbeitung, sondern eher darauf zurück, daß die Verpflichtung nach 
dem NDSG und der Niedersächsischen Datenschutztegisterordnung (NDS- 
RegO) in Vergessenheit geraten ıst. Deshalb sei an dieser Stelle nochmals auf 
8 18 Abs 5 NDSG und die Vorschriften der NDSRegO hingewiesen 

Insbesondere die von den Notaren abgegebenen Registermeldungen (vgl. 
auch 31.20) lösen häufig Rückfragen und erklarenden Schriftwechsel aus. 
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Vielen Notaren ist nicht bekannt, daß die Registermeldungen nach der 
Anlage 1 zur Niedersächsischen Datenschutzregisterordnung vom 22. Dezem- 
ber 1978 (Nieders. GVBl. $. 823) abzugeben sind. 

Aus den eingehenden Kopien der genehmigten Anträge auf Verarbeitung 
personenbezogener Daten von Schülerinnen und Schülern auf privaten Rech- 
nern von Lehrkräften ist ersichtlich, daß offensichtlich zunehmend mehr Leh- 
terinnen und Lehrer vom Notizbuch auf die Elektronik umsteigen. Wie unter 
3.7 ausgeführt, habe ich angefangen, die Datenschutz- und Datensicherungs- 
maßnahmen ın diesem Bereich zu uberprüfen. 

Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat auf meine Anregung im 
vorherigen Tätigkeitsbericht hin die Hochschulen nochmals auf die Register- 
pflicht für Forschungsdateien mit personenbezogenen Daten hingewiesen. 
Eine Resonanz hierauf ist leider nıcht festzustellen Ich werde nunmehr gezielt 
im Hochschulbereich die Einhaltung der Registerpflicht für Fotschungsdateien 
mit personenbezogenen Daten überprüfen. 

3.9 Öffentlichkeitsarbeit 

Wie ın den vorangegangenen Jahren konnte meine Dienststelle auch während 
des Berichtszeitraumes nicht allen Wünschen gerecht werden, dıe im Zusam- 
menhang mit Bildungsveranstaltungen an mich herangetragen wurden. Hier- 
für ist meine Dienststelle nicht ausgestattet. Die Anfragen kommen aus allen 
gesellschaftlichen Bereichen. Dennoch haben die Angehörigen der Dienststel- 
le und ıch versucht, neben der sonstigen Arbeit Zeit für Seminare, Fortbil- 
dungsveranstaltungen, Vorträge und Konferenzen freizuhalten. Es wurde ziel- 
gruppenorientiert versucht, insbesondere dort den Datenschutzgedanken weı- 
terzutragen, wo dies sich ın der Praxis nıederschlagen kann. Zielgruppen wa- 
ren beispielsweise: 

— Kommunale Bedienstete im Rahmen des Fortbildungsangebotes der Kom- 
munalen Studieninstitute, 

— Lehrkräfte von Schulen anläßlich der Lehrerfortbildung, 
— Polizeibeamte beı der Fachhochschule der Polizei sowie der Polizei-Füh- 

rungsakademie in Münster-Hiltrup, 
— Personalräte, 
— Studierende bei einer AStA-Veranstaltung der Universität Göttingen, 
— Landräte im Rahmen einer Informationsveranstaltung des Niedersächsi- 

schen Landkreistages, 
— Bedienstete von Gesundhettsämtern und Landeskrankenhausern, 

— Justizvollzugsbedienstete oder 
— Richter und Staatsanwälte. 

Aus meiner Sicht ist es eın Nachteil, daß Datenschutz im Rahmen des öffentlı- 
chen Bildungsangebots eher ein Mauerblumchendasein pflegt. Ich halte es für 
sinnvoll und notwendig, entsprechend dem Querschnittscharakter des Daten- 
schutzes, diesen in das Pflichtprogramm bei der Ausbildung privater wie öf- 
fentlicher Bediensteter, die mit personenbezogenen Daten zu tun haben, auf- 
zunehmen. Die Verbreitung automatisierter Datenverarbeitung steht immer 
mehr in einem eklatanten Mißverhältnis zur datenschutzrechtlichen Sensibili- 
tät und zu den Datenschutzkenntnissen bei Anwenderinnen und Anwendern 
sowie bei den Betroffenen. 

Vom X Tätıgkeitsbericht, auf den ın diesem Bericht immer wıeder Bezug ge- 
nommen wird, steht noch eine beschränkte Anzahl an Exemplaren zur unent- 
geltlichen Verteilung zur Verfügung. Sonderdrucke mit Auszügen aus den Be- 
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3.10 

4.1 

richten zum Thema „Datenschutz ın Schulen“ (bis IX. TB) sowie „Adoption 
und Apdoptionsgeheimnis“ (bis X. TB) stoßen weiterhin auf allgemeines In- 
teresse. Eine Neuauflage älterer Betichte erscheint mir im Hınblick auf die ra- 
santen technischen und rechtlichen Veränderungen nicht angebracht. Sobald 
das neue NDSG in Kraft getreten sein wird, werde ich die Öffentlichkeit in 
angemessener Weise auf die neue Rechtslage hinweisen. Daß hierfür ein hoher 
Bedarf besteht, zeigen die Anfragen nach dem BfD-Info 1 des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz, in dem das 1991 in Kraft getretene BDSG darge- 
stellt wird. Wegen der großen Nachfrage kann ich davon leider nur noch Ein- 
zelexemplare verteilen. Dieses Info wird in Kürze durch ein BfD-Info 2 er- 
ganzt werden, welches die wesentlichsten Gebiete personenbezogener Daten- 
verarbeitung auf Bundesebene darstellt. Weiterhin sind bei mir erhältlich: 

— Orientierungshilfe Datenschutz und Datensicherung mit einem umfang- 
reichen Fragenkatalog zu technischen und organisatorischen Maßnahmen, 

— eine Literaturliste zum allgemeinen Datenschutzrecht, 
— eine Liste der wichtigsten Datenschutzzeitschriften sowie 
— eine Liste mit Einrichtungen, welche Datenschutz ın ihrem Bildungsange- 

bot führen. 

Zusammenarbeit mit anderen Kontrollorganen 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder tagte 
in den beiden Berichtsjahren insgesamt sechsmal. Die Entschließungen sind 
als Anlagen zu diesem Bericht abgedruckt. Die Entschließungen zum „Daten- 
schutz ım Recht des öffentlichen Dienstes“ (Anlage 4) und zum „Arbeitneh- 
merdatenschutz“ (Anlage 5) wurden im Arbeitskreis Personalwesen vorberei- 
tet, in dem Niedersachsen den Vorsitz hat. 

Im Zuge der Vereinigung Deutschlands hat sich die Datenschutzkonferenz er- 
weitert, zunächst um die Ansprechpartner für Datenschutz ın den neuen Bun- 
desländern (als Gäste), dann — ausgenommen noch Thüringen — um dıe von 
den Landtagen gewählten Landesbeauftragten. Aus Respekt vor der Wert- 
schätzung, die der Datenschutz in den neuen Bundesländern erfährt, fand die 
42. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder am 
26. und 27. September 1991 im kultur- und geschichtsträchtigen Weimar 
statt. 

Den Aufbau des Datenschutzes in Sachsen-Anhalt, dem Partnerland Nieder- 
sachsens, haben die Angehörigen der Geschäftsstelle und ıch unterstützt. Dies 
konnte sich aber ın Grenzen halten, da eın erfahrener niedersächsischer Beam- 
ter, der auch einige Jahre meiner Geschäftsstelle angehörte, Referatsleiter für 
Datenschutz und später Landesbeauftragter ın Magdeburg geworden ist. 

Entwicklungen und Probleme der Informations- und Kommunikationstechnik 
in Verwaltung und Wirtschaft 

Stand der automatisierten Datenverarbeitung 

Die sprunghafte Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnik 
(luK-Technik), die ich schon in meınem X. Tätigkeitsbericht dargestellt habe. 
geht ungebrochen weiter. IuK-Technik hat praktisch in jedem Büro, ın jedem 
Betrieb und jedem Haushalt Einzug gehalten Minsaturisierung und Verbillı- 

21



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

gung der Mikroelektronik führen zu einem verstärkten Technik-Einsatz in 
Wirtschaft und Verwaltung; die Vollausstattung aller Büroarbeitsplätze er- 
scheint zunehmend möglich. Wachsender Technik-Einsatz macht jedoch 
Wirtschaft und Verwaltung verletzlich. Ein Stromausfall oder Anschläge auf 
zentrale Rechenzentren, Verseuchung von Rechnern oder gar Rechnernetzen 
mit Computerviren oder sonstige Katastrophen gefährden die Funktions- und 
Handlungsfähigkeit von IuK-Betreibern und -Nutzern. So kann z.B. nach Ex- 
pertenmeinung ein 24-Stunden-Ausfall von Rechnersystemen im Banken- 
oder Versicherungsbereich dort den wirtschaftlichen Ruin verursachen. 

IuK-Technik ist begleitet von einer wachsenden Informationsflut. Dies be- 
schleunigt den Trend zur Informationsgesellschaft. Die technologische Ent- 
wicklung bewirkt jedoch nur dann Informationsgleichheit, wenn alle Beteilig- 
ten über gleiche Zugangsmöglichkeiten zu den Informationsquellen verfügen. 
Das ist mit verstärktem Technik-Einsatz weniger als bei konventionellen Quel- 
len gewährleistet. 

IuK-Technik bewirkt neue Gefahren für die Sicherung des informationellen 
Selbstbestimmungsrechts und stellt damit eine Herausforderung für den Da- 
tenschutz dar. Dies läßt sich wie folgt beschreiben: 

— Neben oder anstelle der papiermäßigen Aufzeichnung tritt die elektronı- 
sche Speicherung von Daten. Dadurch entstehen redundante, also mehr- 
fach nebeneinander vorhandene, oder neue Datensammlungen. Der Spei- 

cherumfang nimmt zu. 

— Lokale Netzwerke (Local Area Networks — LAN) und Telekommunika- 
uonsdienste ermöglichen den Zugriff auf gespeicherte Daten unabhängig 
vom Ort der Speicherung. Mit zunehmender Vernetzung wird die strenge 
Kanalisation von Informationsflüssen aufgehoben. Ihre Kontrollierbarkeit 
nimmt ab. 

— Die klassische Datenerfassung mittels Tastatur wird durch optische und 
akustische Verfahren der Datenerhebung ergänzt und vereinfacht. Da- 
durch wird die Speicherungs- und Nutzungsbereitschaft selbst in „‚Tech- 
nik-Nischen“ geweckt. Vollständige Speicherung ermöglicht bisher fak- 
tisch unmögliche Nutzungen und regt neue Auswertewünsche an. 

— Datenbestände und ihre Methoden der Auswertung werden in integrierten 
Systemen zusammengefaßt und ohne Aufwand miteinander verknüpfbar 
gemacht. Dies weckt neue Begehrlichkeiten. 

— Auch unstrukturierte Informationen (freie Texte) lassen sich inhaltlich aus- 
werten. „Künstliche Intelligenz‘‘ ermöglicht sogar die Überwachung und 
Erschließung des gesprochenen Wortes sowie stehender und bewegter Bıl- 
der. 

— „Expertensysteme‘‘ mit Lernfähigkeiten können Sachverhalte selbständig 
bewerten und Entscheidungen treffen, ohne daß eine ‚menschliche Sach- 

bearbeitung‘“ beteiligt sein muß. 

Automatisierte „Bürokommunikation“ und „‚Vorgangsbearbeitung“ sind die 
Trendserter der gegenwärtigen luK-Planungen und -Neueinsätze. Damit wer- 
den bisherige Nischen der Automatisierten Datenverarbeitung (ADV) er- 
schlossen und bisher konventionelle Büroarbeitsplätze technisiert. Dabei wer- 
den die klassischen Großrechnersysteme verlassen und eıne großere Anzahl 
kleinerer, untereinander vernetzter Computer verbunden. Im Fachjargon 
spricht man von „Downsizing“ und verspricht größere Effektivität, Flexibilität 
und Kostenersparnis. Erklärtes Ziel der Projektbetreiber ist es, der Bearbeite- 

22



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

tın und dem Bearbeiter alle Entscheidungskriterien sowie alle Werkzeuge für 
die Verwaltungsaufgabe direkt am Arbeitsplatz verfügbar und damit die Ver- 
waltung insgesamt leistungsfähiger zu machen. 

Gespräche mit IuK-Einsteigerinnen und -Einsteigern zeigen, daß beı den 
Stichworten „Datenschutz und Datensicherung‘ Unkenntnis und Verwunde- 
tung vorherrschen. Eine Datenschutz-Relevanz wird vielfach nicht gesehen, 
„da ja nur Texte verarbeitet würden, zugegeben jetzt mit luK-Unterstüt- 
zung“. Unklar ist oft, daß auch dıe Textverarbeitung in einem Bürokommuni- 
kationssystem als eine dateimäßige Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Sinne des modernen Datenschutzrechts anzusehen ist. Unklar ist oft auch, 
daß Systermdateien von Betriebssystemen bzw. von Bürokommunikationssyste- 
men klassische Dateien im Sınne des Datenschutzrechts sind, die auch sensiti- 
ve Betroffenendaten enthalten können, mit denen z.B. Leistungs- und Ver- 
haltenskontrollen durchgeführt werden können (z.B. Namen der betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger, der Autorinnen und Autoren von Texten, der Erfas- 
serinnen und Erfasser, Datum, Uhrzeit, Veränderungen, Auswertungen). 

Bürokommunikationssysteme bieten einen „elektronischen Schreibtisch“ mit 
den Funktionen Textverarbeitung, Graphik, Aktenablage, Dokumentenver- 
waltung, Datenbanken, Tabellenkalkulation, elektronische Post für interne 
und externe Kommunikation sowie Informationsbeschaffung aus zentralen In- 
“formationssystemen Dabeı wird jedem Benutzer die Auswahl und Verwen- 
dung der Funktionen des Systems selbst überlassen. Gespeichert und übermit- 
telt werden eine Vielzahl formatierter und unformatierter personenbezogener 
Daten, z.B. Gesprächsprotokolle, Telefonverzeichnisse, Telefonnotizen, An- 
tragsunterlagen, Verwaltungsentscheidungen, Adressen für wiederkehrende 
Verteiler, personenbezogene Dateien. Dies sind häufig sensible personenbe- 
ziehbare Informationen, mitunter auch mit politischer Brisanz. Deren Spei- 
cherung, Nutzung und Übermittlung können einen tiefen Eingriff in das in- 
formattonelle Selbstbestimmungsrecht Betroffener bewirken. 

Vorgangsbearbeitungssysteme unterstützen die Bearbeiterin und den Bearbei- 
ter bei der ordnungsgemäßen Abwicklung von komplexen Fachaufgaben. 
Hierbei werden Hilfen für die ın einem Arbeitsschritt auszuführenden Aufga- 
ben angeboten. Die einzelnen Arbeitsschritte werden durch steuernde Ele- 
mente miteinander verbunden. Vorgangsbearbeitungssysteme bieten den Be- 
nutzerinnen und Benutzern Vorschläge für die Art der Bearbeitung an, z. B. 
durch eine Auswahl von definierten Bürofunktionen. Die Bearbeitungswerk- 
zeuge entsprechen denen der Bürokommunikation; auch cın Datenbanksy- 
stem ist in aller Regel integriert. Gespeichert und längerfristig archiviert wird 
nicht nur die Tatsache der Kontakte zwischen Verwaltung sowie Bürgerinnen 
und Bürgern; gespeichert werden auch die Antragsdaten sowıe dıe gesamten 
Kommunikationsınhalte. Es gibt auch schon Versuche cıner papierlosen Ak- 
tenführung. Überwiegend rechtliche Probleme beı der Frage der Dokumen- 
ten-Echtheit und der elektronischen Unterzeichnung von Dokumenten hın- 
dern derzeit noch die schnelle Einführung des „papierlosen Büros“. 

Die aufgezeigten Technik-Anwendungen und -Moglichkeiten verändern nicht 
nur unseren Arbeitsplatz; sie wırken auch in unsere Privatsphäre hinein. Wirt- 
schaft und Verwaltung entwickeln neue Kommunikations- und Entschei- 
dungswege. Der Umgang mıt Bürgerinnen und Bürgern vollzieht sıch nach 
neuen Regeln und in neuen Formen. IuK-Technik bietet dabei nıcht nur Ver- 
besserungschancen für alle Betroffenen, sondern führt fast zwangsläufig zu 
neuen Gefahren und Folgen für den Datenschutz, wie dıe folgenden Beispiele 
zeigen: 
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— Wachsende Digitalisierung führt zu Benutzerprofilen, so z. B. die Benut- 
zungsdaten der Telekommunikation, die elektronisch vollzogenen Zahlun- 
gen, die Protokollierung von Benutzer-Aktivitäten am Computer. Damit 
wird das Verhalten von Nutzerinnen und Nutzern sowie Betroffenen po- 
tentiell durchsichtig, kontrollierbar und manipulierbar. 

— „Bürokommunikationssysterne‘‘ speichern die Kommunikationsinhalte 

zwischen Verwaltung, Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürgern. 
Auch die ankommende Papier-Post kann und wird heute elektronisch ge- 
speichert und auswertbar gemacht. 

— Die zunehmende Vernetzung von Unternehmens- und Verwaltungsberei- 
chen ermöglicht es leichter als jemals zuvor, die gespeicherten Daten auch 
für „artfremde‘ Zwecke zu nutzen, ohne daß dies wirksam kontrolliert 

werden kann. 

— Wachsende Informationsflut führt nicht zwangsläufig zu einer informier- 
ten Gesellschaft, da relevante Informationen häufig nur wenigen „Berech- 
tigten“ zugänglich sind. Dies kann auch die verfassungsrechtliche Gewal- 
tenteilung von Exekutive und Legislative beeinflussen. 

Das Niedersächsische Datenschutzgesetz von 1978 konnte diese Technik-Re- 
volution nicht vorherschen und hat deshalb auch keine befriedigenden Ant- 
worten auf die Technik-Herausforderungen gegeben. Wie beı allen Daten- 
schutzgesetzen der ersten Generation war das NDSG-Konzept auf das Verhin- 
dern von Mißbrauch ausgerichtet; materiellrechtliche Regelungen bestehen 
aus Geboten und sanktionsbewehrten Verboten. Demgegenüber versuchen 
die Datenschutzgesetze der zweiten Generation feste Regeln für den Umgang 
mit personenbezogenen Daten zu geben und Generalklauseln zu vermeiden, 
so z.B. Regeln für das Erheben und Nutzen personenbezogener Daten, die 
Zweckbindung erhobener Daten, besondere Absicherungen bei Abrufberech- 
tigungen von Dritten. 

Der jetzt dem Landtag vorliegende Entwurf eines vollig überarbeiteten NDSG 
folgt dem Konzept neuerer Landesdatenschutzgesetze, ohne jedoch dabei 
neue und konkretere Antworten auf die Technik-Herausforderungen zu ge- 
ben. Zwar enthält der Entwurf Verbesserungen zur Technikkontrolle in der 
Entwurfs-Fassung (so z. B. die sanfte Anpassung der Datensicherheitsmaßnah- 
men in $ 7 NDSG, die Notwendigkeit der laufenden Überprüfung und An- 
passung der Sicherungskonzepte „nach dem Stand der Technik“ in & 7 
NDSG, weitergehende Dokumentationspflichten in $ 8 NDSG und die Ab- 
tuf-Regelung ın $ 12 NDSG), doch reicht das bisherige Konzept mittelfristig 
nicht aus, um den neuen Risıken der IuK-Technik zu begegnen. 

Die zunehmende Verbreitung von Personal Computern (PC) und deren Ver- 
netzung zu umfassenden Rechnernetzen, der Einsatz von tragbaren Geräten 
im Außendienst (Laptop), die Verwendung von privaten PC für dienstliche 
Zwecke durch Lehrer, Richter, Polizei- und Finanzbeamte, die „Bürokommu- 

nıkation der Ministerien (BÜROMIN)“, der „Einsatz der IuK-Technik bei den 
Bezirkstegierungen (IuK-Reg)“, das „Landesinformationssystem (LIS)“, das 
„Telekommunikationssystem der Niedersachsischen Landesregierung (KOM- 
NET)“ und das „Telekommunikationssystem der Niedersächsichen Landes- 
verwaltung (TELENET)“ bedürfen verfahrensmäßiger Regelungen, die eine 
notwendige Risikoabschätzung in diesen Bereichen nahezu unbegrenzter 
Möglichkeiten der Informationsverarbeitung vorschreiben, die die verschiede- 
nen Phasen der Entwicklung, Prüfung und Freigabe von Informationssyste- 
men unter Beteiligung einer interessierten Öffentlichkeit festlegen und dıe 
Kontrollierbarkeit des Verfahrenseinsatzes ermöglichen. 
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4.2 

4.2.1 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Volkszählungsurteil die Forderung an 
den Gesetzgeber erhoben, „‚mehr als früher auch organisatorische und verfah- 
tensrechtliche Regelungen zu treffen, welche der Gefahr einer Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts entgegenwirken“. Ich bin mir bewußt, daß ein solches 
Techniktecht sehr flexibel angelegt sein muß, um einer sich dynamisch verän- 
dernden Technik gerecht zu werden. Ich räume weiter ein, daß es derzeit für 
ein vergleichbares Techniktecht allenfalls Ansätze gibt, so z.B. im Entwurf ei- 
nes „Gesetzes über den Einsatz der Informationstechnik in der Berliner Ver- 
waltung — IT-Gesetz“ oder in der Verordnungs-Verpflichtung der Landesre- 
gierung in & 7 Abs. 4 des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zum Schutz per- 
sonenbezogener Informationen 

Gleichwohl halte ich mit Blick auf die Zukunft insbesondere die Einführung 
einer Technikfolgenabschätzung, eine Lizenzierungspflicht für Hard- und 
Software bei sensitiven Anwendungen (vgl. 4.2) sowie Voraussetzungen und 
Aufgaben einer Systemverwaltung und Wartung von IuK-Systemen (vgl. 4 3) 
für regelungsbedürftig. Um Möglichkeiten zum Überprüfen und Nachbessern 
solcher Regelungen zu erhalten, sollte nach eıner Erprobungszeit über Anwen- 
dungserfahrungen berichtet und die Regelungen uberprüft werden. 

Für den NDSG-Entwurf empfehle ich, in Verwaltungs-Vorschriften dıe tech- 
nischen und organisatorischen Maßnahmen nach $ 7 Abs. 2 NDSG-E zu kon- 
kretisieren sowie Prüfungs-, Freigabe- und Dokumentationspflichten festzu- 
schreiben. 

Technikfolgenabschätzung und Lizenzierung 

Der Kontext 

Da Datenverarbeitungs-Regelungen — wıe beschrieben — äußerst schwierig 
bestimmbar sind und als alleinıge Verarbeitungsschranke immer weniger tau- 
gen, muß insbesondere beı der Gestaltung der Technik angesetzt werden. Der 
Hessische Datenschutzbeauftragte hat dies sehr bildhaft dargestellt: „Fernko- 
pierer ohne eine den Datenschutz garantierende Ausrüstung dürfen genauso 
wenig auf den Markt kommen wie Autos ohne Bremsen“ (18. TB S. 17). Doch 
wo gibt es den „TÜV“, der das überprüft, und wie sollte das geregelt werden? 

In der öffentlichen Verwaltung Niedersachsens sollten die „speichernden Stel- 
len“ bzw. die Betreiber von IuK-Projekten verpflichtet werden, vor der Ent- 
scheidung über die erstmalige Einrichtung oder die wesentliche Änderung eı- 
nes automatisierten Verfahrens eine Technikfolgenabschätzung vorzuneh- 
men. Hierzu könnte der Untersuchungsbericht, deren Erstellung die IuK- 
Technik-Grundsätze vor Einführung eines IuK-Verfahrens vorschreiben, um 
dıe Komponente „Risikoanalyse“ erweitert werden. Es sollte Pflicht werden, 
die Risiken des geplanten IuK-Systems abzuschätzen und zu bewerten sowie 
mögliche Alternativen zu entwerfen. Die Unterstützung durch externe Sach- 
verständige wäre denkbar und wünschenswert. Auch ich biete meine Mithilfe 
an. 

Im nicht-öffentlichen Bereich ist ausreichender Datenschutz zunehmend ein 
Wettbewerbs-Argument. Das Ergebnis einer eigenen Technikfolgen-Abschät- 
zung und -Bewertung könnte durchaus in dıe Produkt- und Service-Werbung 
eingebracht werden. Darüber hinaus sollte die Sicherung von Firmengeheim- 
nissen besondere Motivation für eine Technikfolgenabschätzung sein 
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Ein besonderes Gewicht bei der Festlegung von Sicherheitskriterien für IuK- 
Systeme sowie der Prüfung und Bewertung der Implementierungsqualität von 
ausgewählten Losungsvarianten dürften neutrale Validierungsstellen gewin- 
nen. Eine solche Stelle könnte in einem Lizensierungs- und Genehmigungs- 
verfahren überprüfen und sicherstellen, ob für die IuK-Systeme jeweils festzu- 
legende Mindeststandards gewährleistet sind. Hierfür käme das Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) in Betracht, das 1991 gegrün- 
det worden ist. Das BSI hat u.a. die Aufgabe, Produkte und Systeme der In- 
formatıonstechnik zu überprüfen und zu zertifizieren. Die Vorgängerbehörde 
des BSI hatte dazu schon die „IT-Sicherheitskriterien‘ erarbeitet und verof- 
fentlicht sowie ein IT-Evaluationshandbuch herausgebracht. Die BSI-Konzep- 
te sind inzwischen in die „EG-einheitlichen Kriterien für dıe Bewertung der 
Sicherheit von Systemen der Informationstechnik — ITSEC“, die am 15. Juli 
1992 durch den Bundesminister des Innern bekanntgemacht worden sind 
(GMBl 1992 S. 545 ff.) eingeflossen. Zu ITSEC gehört das „Information 
Technology Security Evaluation Manual — ITSEM“, das zunächst in einem 
Entwurf vorliegt. ITSEC und ITSEM sind die gegenwärtigen Prüfgrundlagen 
für das BSI. Um sie über die EG hinaus zum internationalen Prüfstandard zu 
machen, sind sie ın den Normungsprozeß bei der International Standardisa- 
tion Organisation (ISO) eingebracht worden. Damit würde das bisher in den 
USA verwendete „Orange Book“, das in Kanada abgewandelte „Orange 
Book“ und das „Blue Book‘ der NATO vereinheitlicht. 

Die kurze Darstellung des derzeit bestehenden Instrumentarıums läßt ein Pro- 
blem deutlich werden: Für die Nichtfachleute sind die technischen Begriffe, 
Institutionen, Abkürzungen, Regelungskonzepte und Verfahren kaum mehr 
zu überblicken und zu durchschauen. Es besteht dıe Gefahr, daß Sicherheit 
in der Informationstechnik zum Steckenpferd einiger weniger Experten wird 
Dies kann aber nicht im Sinne des Datenschutzes in einer demokratischen Ge- 
sellschaft sein. Interessierte Bürgerinnen und Bürger sowie Politik und Verwal- 
tung, sınd aufgerufen, sich mit Fragen der Rısiken der Informationstechnik 
und dem zur Verfügung stehenden Instrumentarium stärker vertraut zu 
machen. 

422 Folgerungen für Niedersachsen 

Für die öffentliche Verwaltung Niedersachsens sollte mittelfristig zumindest 
bei sensitiven Anwendungen (mit besonderer Eingriffstiefe) eine Lizenzıe- 
rungspflicht erwogen werden. Eine solche Prufung und Zertifizierung von all- 
gemeinen Produkten, wie z.B. bestimmten Standardprogrammen, Betriebs- 
systemen, Datenbanken, speziellen Hardware-Einrichtungen erfolgt derzeit 
durch das BSI. Auch Zertifikate vergleichbarer ınternationaler Einrichtungen 
sollten anerkannt werden. 

Anders ıst dagegen die Prüfung und Bewertung der gesamten Eınsatzumge- 
bung zu sehen. Hierbei sind sowohl die bauliche Situation, die technischen 
Sicherheitsanforderungen als auch die personellen Besonderheiten einer kon- 
kreten IuK-Anwendung zu betrachten. Das BSI ware bei einer so umfangrei- 
chen Inanspruchnahme überfordert. Für diese umfassende Prüfung und Be- 
wertung von IuK-Verfahren der öffentlichen Verwaltung Niedersachsens wäre 
an eine Landeslosung zu denken, z. B. eıne besondere Prufgruppe aus Vertre- 
terinnen und Vertretern der Verwaltung, Mitgliedern der Personalvertretung 
sowie wissenschaftlichen Sachverständigen. Die Prüfgruppe könnte beim Nie- 
dersächsische Landesverwaltungsamt angesiedelt werden. Vertreterinnen und 
Vertreter von gesellschaftlichen Interessenverbänden könnten in einer öffentli- 
chen Diskussion und bei der politischen Bewertung von neuen IuK-Verfahren 
einbezogen werden Auch ıch biete meine aktive Beteiligung an. 
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4.3 

Die in einem solchen Prüfverfahren festgestellten Mängel wären abzustellen. 
Meine späteren Kontrollen würden deren Einhaltung sicherstellen, meine son- 
stigen Kontrollpflichten würden dadurch erleichtert. Die Lizenzierung könnte 
auch Berichtspflichten nach Erprobungsphasen umfassen, um so Rückbezüge 
und Korrekturen zu ermöglichen. Präventiver Datenschutz, größere Transpa- 
renz und Akzeptanz wären die großen Vorteile dieser neuen Technikfolgenab- 
schätzung und der Technikprüfung. 

Systemverwaltung und Wartung 

Bei allen IuK-Systemen — gleich ob PC-Netz, UNIX-Anlage (vgl. 4.5 undX 
4.4), ISDN-fähige Nebenstellenanlage oder Großrechner — sind an System- 
verwaltung und Wartung hohe Anforderungen hinsichtlich Fachkunde und 
Zuverlässigkeit zu stellen. Mit diesen Aufgaben Betraute haben umfassende 
Zugangstechte zu allen Geräten. Die Systemverwalter haben Zugriffsrechte 
auf sämtliche Ressourcen; sie können zumeist Dateien lesen und verändern; 
sie können die Zugriffsrechte auf sie und die Eigentumsrechte an ihnen verän- 
dern; sie können die Systeminformationen über Dateien manipulieren, die 
Paßwort-Datei bearbeiten, Benutzerinnen bzw. Benutzer hinzufügen oder 
sperren sowie deren Berechtigungen verändern. Die Möglichkeiten der Sy- 
sternverwalter sind praktisch unbegrenzt; sie sind kaum kontrollierbar, denn 
selbst die Systemprotokolle können von ihnen verändert oder gelöscht werden 
Da die meisten datenverarbeitenden Stellen zur Eigen-Wartung ihrer IuK- 
Technik nicht in der Lage sind, da ausreichend geschultes Personal fehlt, be- 
dienen sie sich externer Wartungstechniker oder gar externer Spezialisten in 
Fernwartungs-Zentralen, die in der ganzen Welt verteilt seın können. Diese 
Fachleute verfügen fast immer über umfassendere Systemkenntnisse und An- 
wendungserfahrungen als eigene Bedienstete; eine durchgreifende Kontrolle 
der Fremdarbeiten dürfte selten sein. Dabeı ist umstritten und nıcht abschlie- 
ßend geklärt, wie der Umgang mit personenbezogenen Daten bei externen Sy- 
sternbetreuern und Wartungstechnikern datenschutzrechtlich zu bewerten ist. 
Unstreitig ist aber, daß 

— Systemverwaltung und Wartung zwingend erforderlich sind, um die Funk- 
tionalität eines Informations- und Kommunikations-Systems (IuK-System) 
zu erhalten, 

— die reıne Hardware-Wartung datenschutzrechtlich unbedenklich ıst, 
— die Offenbarung von personenbezogenen Daten an Wartungsstellen mit- 

unter die einzig praktikable Möglichkeit ist, Fehler zu diagnostizieren und 
zu beheben und 

— der Umgang mit personenbezogenen Daten anläßlich einer Wartung eıne 
datenschutzlich relevante Verwendung von Daten ist. 

Ich stufe in Übereinstimmung mit dem Niedersächsischen Innenministerium 
die (Fern-JWartung als besondere Verarbeitung bzw. Nutzung im Sınne des 
Datenschutzrechts ein. Auch wenn Software-Wartung grundsätzlich nicht zu 
einem Zugriff auf personenbezogene Daten berechtigt, kann dıes dennoch im 
Einzelfall erforderlich sein, um den ordnungsgemäßen Betrieb eines IuK-Sy- 
stems zu gewährleisten bzw. wiederherzustellen. Software-Wartung kann da- 
bei zu einer Beeinflussung des Kontextes personenbezogener Daten führen 
und somit verändernd wirken. Einen lesenden Zugriff auf personenbezogene 
Daten zu Wartungszwecken sehe ıch als eine „Nutzung“ im Sinne von $ 3 
Abs. 2 Nr. 7 NDSG-E an. Ich ordne daher — wie auch schon in der Vergan- 
genheit — Wartungsarbeiten durch Fremdkräfte (gleich ob Wartung vor Ort 
oder Fernwartung) datenschutztechtlich der Auftragsdatenverarbeitung zu. 
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Wegen der besonderen Risiken der Systemverwaltung und Wartung würde ich 
eine Rechtsvorschrift begrüßen, dıe das Erfordernis besonderer persönlicher 
Zuverlässigkeit des Systemverwalters bzw. der Wartungskräfte, eine Verpflich- 
tung zur vollständigen Kontrolle der Systemarbeiten und besondere Doku- 
mentationspflichten umfaßt. 

4.4 Personal Computer, Laptop und Notebook 

Wiederholt habe ich auf Datenschutz- und Datensicherungsprobleme beim 
Einsatz von Personal Computern (PC) hingewiesen. Unter X 4.5 habe ich ak- 
tuelle Probleme beschrieben und besondere Sicherungsmaßnahmen vorge- 
stellt. PC-Sicherheit hat auf Fachmessen und Symposien auch weiterhin Kon- 
junktur. Die Aussage der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Län- 
der hinsichtlich stationärer Anlagen in ihrer Entschließung vom 10. Oktober 
1988, „...auf den Einsatz von PC und kleinerer Datenverarbeitungsanlagen 
muß verzichtet werden, wenn die Datensicherheit mit den verfügbaren Maß- 
nahmen nicht im erforderlichen Umfang gewährleistet werden kann...“ , muß 
in der öffentlichen Verwaltung immer weniger in Erinnerung gerufen werden. 

In Verwaltung und Wirtschaft läßt sich nun aber eın deutlicher Trend hin zu 
mobilen IuK-Geräten (z.B. Notebooks, Laptops) erkennen. Besonders die 
„Schoßhündchen‘“ — wıe man laptop aus dem englischen Ursprung lap dog 
wortlich übersetzen müßte — erfreuen sich großer Verbreitung. Auch bei Lap- 
tops sind grundsätzlich die gleichen Gefahren wie beim Eınsatz von Personal 
Computern abzusichern. Das besondere Risiko beim mobilen Einsatz sehe ich 
im Diebstahl und ım unbeabsichtigten Verlust. Während beim Einsatz in her- 
kömmlicher Buroumgebung der Zugang zu den Geräten gesichert werden 
kann, verlassen beim mobilen Einsatz von Laptops sowohl dıe Daten als auch 
das Gerat den Konttrollbereich der Behörde oder des Unternehmens. $o kann 
ein Laptop im Auto vergessen oder in einem Sitzungssaal unbeaufsichtigt lıe- 
gengelassen werden. Bereits ein kurzfristiger Zugriff bietet vielfältige Gele- 
genheiten zur unbefugten Kenntnisnahme schutzwürdiger Daten. Miß- 
brauchsgefahren bestehen nicht nur ın unbefugtem Lesen (Verlust der Ver- 
traulichkeit), sondern auch durch unbefugte Modifikation von Daten (Verlust 
der Integrität) und in der Beeinträchugung der Funktionalität (Verlust der 
Verfügbarkeit, z.B. durch das Einschleusen von Viren, trojanischen Pferden 
0.2.) Deshalb sollten zum Mindest-Standard dieser Geräte Hardware-Siche- 
rungen gegen Manıpulationsversuche (z.B. durch Verplombung des Rech- 
ners) sowie Software-Sicherungen gegen das unberechtigte Lesen, Entwenden 
oder Manipulieren von zu schützenden Daten (z.B Paßwortkontrolle, Ver- 
schlüsseln der Daten, Protokollierung der Benutzer- Aktivitäten) verpflichtend 
eingeführt werden. 

Eın weiteres Problem ist der Einsatz von privateigenen Personal Computern 
Eine derartige „Privatisierung öffentlicher Aufgabenerledigung kann nur 
schwer unter Kontrolle gehalten werden, das Risiko des Datenmißbrauchs 
durch Dritte wird in besonderem Maße erhöht. Auch wenn bzw. gerade weil 
ein ausnahmsloses Verbot von privateigenen IuK-Geräten bisher nıcht reali- 
stsch erscheint, trete ich grundsätzlich für ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
ein. Der Einsatz könnte im Ausnahmefall bereichsspezifisch ausdrücklich ge- 
regelt werden. Hıerbei müßte festgeschrieben werden, daß der Einsatz privat- 
eigener PC nur beı unabweisbarem dienstlichem Bedürfnis zugelassen ist, daß 
der Einsatz der Genehmigung durch die Leitung der speichernden Stelle be- 
darf, daß Meldepflichten einzuhalten sind und daß der Einsatz der Kontrolle 
auch im privaten Bereich unterliegt. Weiter sollte klargestellt werden, daß das 
NDSG (einschließlich der Regelungen über das Datengeheimnis und der Vor- 
schriften uber die technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen) 
anzuwenden ist (vgl. 4.6.8, 4.6.9 und 27.9). 
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4.5 

Das Innenministerium plant, die Nutzung von privaten PC im Bereich der 
Landespolizeı neu zu tegeln. Die geplante Erlaßregelung enthält ein grund- 
sätzliches Verbot der Nutzung privater PC mit restriktiven Ausnahmeratbe- 
ständen, eine ausdrückliche Genehmigung der Dienststelle mit Beteiligung 
der dort für den ADV-Einsatz und den Datenschutz zuständigen Stellen, ein 
Vernetzungsverbot, die Pflicht zur Datensicherung, die dem Stand der Tech- 
nık entsprechen muß, und Dokumentationspflichten. Auf meine Frage nach 
der dienstlichen Erforderlichkeit der Nutzung privater PC hat das Innenmini- 
sterium geantwortet, daß die Haushaltslage des Landes nur ein Drittel der er- 
forderlichen Anschaffungen an Bildschirmarbeitsplätzen zulasse und deshalb 
die private Initiative notwendig sei Sie sei geeignet, durch rationelle und ef- 
fektive Arbeitsweise am einzelnen Arbeitsplatz die Kriminalitätsbekämpfung 
und Gefahrenabwehr zu fördern. Bis zum Frühjahr 1992 waren bereits mehr 
als 200 private PC gemeldet und genehmigt. Ich halte meine grundsätzlichen 
datenschurzrechtlichen Bedenken aufrecht. 

UNK 

Die unter Ziffer 4.1 aufgezeigten Trends in der IuK-Technik zeigen bei Mehr- 
platzsystemen eine deutliche Hinwendung zu UNIX als Betriebssystem. 
UNIR ıst ein offenes System, das auf Rechnern unterschiedlichster Hersteller- 
firmen betreibbar ist. Die Zahl der UNIX-Neuunstallationen ıst wohl aus die- 
sem Grund sprunghaft angestiegen. Ein weıterer Zuwachs wird aus Experten- 
sicht erwartet. 

Meine unter X 4.4 gegebenen Hinweise auf Sicherungs-Schwachstellen gelten 
uneingeschränkt fort. Zwar bietet UNIX eine Vielzahl an datenschutzrelevan- 
ten Sicherungsmöglichkeiten, doch können die Sicherheits-Optionen bei 
nachlässiger Anwendung auch gravierende Sicherheitsrisiken auslösen. Ich 
wiederhole noch einmal meinen Hınweis, daß die Systemverwaltung von ent- 
scheidender Bedeutung für die Funktionsfähigkeit und für dıe Sicherheit eines 

UNIX -Betriebs ist. Die Systemverwaltung ıst neben den Sıcherheitsrisiken beı 
einer UNIX-Vernerzung die größte Schwachstelle aus der Sicht des Daten- 
schutzes. Daher ıst auf Qualifikation, Zuverlässigkeit und Schulung der Sy- 
stemverwalterin bzw. des Systemverwalters besonderes Augenmerk zu legen. 
Die Systemverwaltung bei Einsatz eines UNIX-Systems muß personell so aus- 
gestattet werden, daß genügend Zeit zur Verfügung steht, um Datenschutz- 
und Datensicherungsmaßnahmen in ausreichendem Maße und mit ausrei- 
chender Sorgfalt planen und durchführen zu können. Die Einhaltung der 
Datenschutz- und Datensicherungsgebote muß unbedingt kontrolliert wer- 
den. 

Trotz dieser Probleme ist beı UNIX-Systemen ein recht hoher Sıcherheitsstan- 
dard möglich, wenn die Systeme entsprechend konfiguriert werden. Hierfür 
bedarf es gerade bei diesem Betriebssystem einer sorgfältigen Abarbertung al- 
ler relevanten Punkte. Um Systemverwalter und Datenschutzbeauftragte hıer- 
bei zu unterstützen, habe ich eine Orientierungshilfe für den Betrieb von 
UNIX-Systemen in Form eines Prüfkonzeptes erstellt. 

Das UNIX-Prüfkonzept besteht aus einer Zusammenstellung einzelner Fragen 
und Forderungen, die während einer behörden- bzw. unternehmensinternen 
Prüfung abgearbeitet werden könnten. Die Ergebnisse der Prüfung werden 
durch Ankreuzen in der Prüfliste festgehalten, so daß am Ende eıne Liste der 
notwendigen Nachbesserungen vorliegt. In der Prüfliste werden Maßnahmen 
zur Benutzerverwaltung angesprochen, wobei im wesentlichen zwischen der 
Systemverwaltung, den Benutzern mıt und den Benutzern ohne Zugriff auf 
die Betriebssystem-Ebene unterschieden wırd. Besondere Beachtung finden
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die Systemverwaltung, der Zugriffsschutz durch Paßwort, die Dateiverwal- 
tung, das Zugriffsrecht auf Dateien, die Verschlüsselung und Protokolldatei- 
en. Ein weiteres, schr wichtiges Kapitel behandelt die Netzverwaltung, wobei 
Maßnahmen zu lokalen Netzen und zu Fernübertragungen unterschieden 
werden. Schließlich werden Maßnahmen zur Gerätesicherung und zur Daten- 
trägerkontrolle behandelt. 

Auch das UNIX-Prüfkonzept geht — wie von mir seıt langem bei anderen 
IuK-Techniken praktiziert — von einem Schutzstufenkonzept aus. Danach 
werden die personenbezogenen Daten nach dem Grad möglicher Beeinträch- 
tigung schutzwürdiger Belange in fünf Kategorien eingeteilt 

Schutzstufe A — frei zugängliche Daten, 
Schutzstufe B — Daten mit geringem Mißbrauchsrisiko, 

Schutzstufe C — Daten, deren Mißbrauch die gesellschaftliche Stellung oder 
die wirtschaftlichen Verhältnisse beeinträchtigen kann, 

Schutzstufe D— Daten, deren Mißbrauch das Ansehen oder die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse erheblich beeinträchtigen kann, 

Schutzstufe E — Daten, deren Mißbrauch Gesundheit, Leben oder Freiheit 
der Betroffenen beeinträchtigen kann. 

Je höher die Schutzstufe liegt, desto höhere Ansprüche sind auch an die tech- 
nische Sicherheit zu stellen. 

Das UNIX-Prüfkonzept wurde im Rahmen des Projektes BÜROMIN der nıe- 
dersächsischen Ministerien (vgl. 4.6.2) erstellt und bereits praktisch erprobt. 
Die Endbearbeitung ist nach einer weiteren Erprobungszeit 1993 geplant. In- 
teressierte können das Prüfkonzept bei mir anfordern. 

4.6 Automation ın der Landesverwaltung 

4.6.1 Automatisierte Stellenbewirtschaftung (ASTEB) 

Das verwaltungsgerichtliche Streitverfahren um die Frage notwendiger Mitbe- 
stimmung nach & 80 a Nds. PersVG bei Einführung der automatisierten Stel- 
lenbewirtschaftung in den Schulabteilungen der Bezirksregierungen hat durch 
zwei Beschlüsse des OVG Lüneburg (beide vom 26. August 1991, Az.: 18 L 
4/90 sowie 18 L 2/90) sein vorläufiges Ende gefunden (vgl. auch VIII 4 4, 4.6, 
X 15.2u.X46). 

Das Gericht verneinte, daß die vom Kultusministerrum geplante automatisier- 
te Stellenbewirtschaftung ein automatisiertes Verfahren zur Vorbereitung oder 
zum Vollzug personalrechtlicher Maßnahmen darstelle, dessen Einführung 
der Mitbestimmung des Personalrates nach $ 80 a Nds. PersVG unterliege. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers sei ein Mitbestimmungstecht noch nıcht 
gegeben, wenn ein elektronisches Datenerfassungssystem — wie hier — die 
Dienststelle nur in die Lage versetze, aus den gewonnenen Daten Folgerungen 
für Personalmaßnahmen zu ziehen, ohne daß solche Maßnahmen durch das 
Verfahren unmittelbar vorbereitet oder vollzogen würden. Auch mache $ 80 a 
dieses Gesetzes die jeweiligen Personalvertretungen nicht zu Datenschutzbe- 
auftragten, die in umfassender Weise die Interessen der von ihnen vertretenen 
Bediensteten wahrzunehmen hätten. 

Das Gericht stellte weiter fest, daß die Entscheidung zum Einsatz des automa- 
tisierten Verfahrens in bezug auf dıe zu speichernden Daten und deren ge- 
plante Nutzung nach dem Nds. PersVG mitbestimmungspflichtig ist, nicht 
jedoch die (programmgemäße) Speicherung von Einzeldaren 
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4.6.2 Bürokommunikation in den Ministerien (BÜROMIN) 

Das Pilotprojekt BÜROMIN umfaßt das Innenministerium, das Ministerium 
für Wirtschaft, Technologie und Verkehr sowie das Frauenministerium. Im In- 
nenministerium befinden sich 66 untereinander vernetzte Arbeitsplatzrechner 
(UNIX-Workstation), im Wirtschaftsministerium sind es 56. Zusätzlich ist das 
Frauenministerium mit 6 isolierten UNIX-PC ausgestattet Als Anwendungs- 
programm wird an allen Rechnern der angeschlossenen Ministerien das Büro- 
kommunikationssystem ALIS eingesetzt. Zusätzlich wurde ım Wirtschaftsmı- 
nisterium örtlich begrenzt das Datenbanksysteem ORACLE installiert. Auch 
meine Geschäftsstelle hat sich seit Anfang 1992 zunächst mıt einem Testgerät, 
ab Mitte des Jahres mit sechs weiteren Arbeitsplatzrechnern aktiv am BÜRO- 
MIN-Versuch beteiligt. Damit wurde bei mır die vorhandene Textverarbei- 
tungsanlage abgelost und zugleich die für meine Prüfaufgabe im Projekt BÜ- 
ROMIN erforderliche Testumgebung geschaffen 

Im Oktober 1992 habe ich eine Prufung der Datenschutz- und Datensiche- 
rungsmaßnahmen im Innenministerium durchgefuhrt. Meine folgenden Be- 
schreibungen und Bewertungen bezichen sich auf diese Prüfung; sie sind aber 
auch auf die anderen Versuchsfelder übertragbar 

Mit BÜROMIN werden personenbezogene Daten dateimäßig verarbeirer; des- 
halb sind Vorkehrungen und Regelungen für die Bereiche Datenschutz und 
Datensicherung zu treffen. Hierbei sind rechtliche, organisatorische, techni- 
sche und bauliche Aspekte zu beachten. Auch in eınem Bürokommunika- 
tionssystem muß das Organisations-Prinzip lauten: „Verboten ıst, was nicht 
ausdrücklich erlaubt ıst“‘. Dabei ist grundsätzlich zu gewährleisten. daß 

1. die Informationsverarbeitung nach für den Betroffenen erkennbaren Re- 
geln erfolgt, 

2. Verstöße gegen die informatıonelle Selbstbestimmung verhindert werden, 
3. die Informationsverarbeitung nicht zu eıner unangemessenen Kontrolle 

des Verhaltens und der Leistung der mıt ıhr beauftragten Bedtensteten 
führt 

Eine Abschatzung der Sensitivität der im Innenministerium bearbeiteten per- 
sonenbezogenen Daten führt derzeit zu einer Einordnung bıs maxımal zur 
Schutzstufe C (Gefährdung des Ansehens) des von mir verwendeten Schutz- 
stufenkonzepts (vgl. 4.5). Die Prüfung dereinzelnen Kontrollbereiche wurde 
entsprechend ausgelegt. 

Die in BÜROMIN vorhandenen Maßnahmen zum Datenschutz und zur Da- 
tensicherung lassen sich in die drei Teilbereiche Betriebssystem, Programm so- 
wie bauliche und organssatorische Datensicherungsmaßnahmen gliedern 

Mit dem Projekt BÜROMIN ıst ein Bürokommunıkationssystem unter dem 
Betriebssystem UNIX installiert und eingeführt worden, das sich durch fol- 
gende Eigenschaften auszeichnet: 

— Das Betriebssystem ermöglicht einen benutzerbezogenen Zugriffsschutz 
auf das System als Ganzes und auf jede einzelne Datei. 

— Das Bürokommunikationssystem grenzt dıe Arbeitsbereiche der Benurze- 
rinnen und Benutzer wırkungsvoll gegeneinander ab und ermöglicht cınen 
individuellen Zugriffsschutz. 

— Der Systembetriebsraum ist abgegrenzt und gesichert, das Lichtwellenle1- 
ter-Netz ist ausschließlich ın kontrollierten Bereichen verlegt. an den 
Workstation der Benutzerinnen und Benutzer sind keine Disketten-Lauf- 
werke.
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Das Datenschutz- und Datensicherungskonzept war zum Zeitpunkt der Prü- 
fung nicht in vollem Maße umgesetzt worden. So war zu kritisieren, daß die 
optionalen Schutzmöglichkeiten des Systems nicht hinreichend ausgenutzt 
und verbleibende Schwachstellen nicht durch zusätzliche Schutzvorkehrungen 
abgesichert worden sind. So verbleiben vermeidbare Datenschutz-Gefährdun- 
gen. Ich habe daher gefordert, daß die folgenden Datenschutz- und Datensi- 
cherungs-Forderungen umgehend erfüllt werden: 

— Für die Systemverwaltung sind in einer Dienstanweisung Berechtigungen, 
Befugnisse und Verantwortlichkeiten schriftlich festzulegen. Die Vertre- 
tung, der Umgang mit dem Super-User-Paßwort, das Verhalten in Norfall- 
situationen sind zu regeln. 

— Regelungen zur Zugriffskontrolle mittels Paßwort (für alle Benutzerinnen 
und Benutzer: begrenzte Anzahl an Fehlversuchen, Paßwort-Alterung; für 
das Super-User-Paßwort: Änderung nach Vertretung, versiegelte Hinterle- 
gung) sind zu treffen und deren Einhaltung systemseitig abzusichern. 

— Die datenschutzgerechte Protokollierung und die systematische Auswer- 
tung sowie eine Datenschutz-Kontrolle sind umgehend sicherzustellen. 

— Sicherungsdatenträger sınd gesichert unterzubringen (Schutz gegen Rauch, 
Feuer, Wasser, Diebstahl). 

— Die Betriebssystemebene ist für „normale‘“ Anwender zu sperren. 
— Zu allen personenbezogenen Dateien, für die nach & 8 Abs. 1 NDSG-E 

eıne Dateibeschreibung zu erstellen ist, müssen entsprechende Register- 
meldungen an den Landesbeauftragten für den Datenschutz abgegeben 
werden (dies gilt nicht für Dateien, dıe ausschließlich aus verarbeitungs- 
technischen Gründen vorübergehend vorgehalten werden). 

— Die Benutzerdienstanweisung muß überarbeitet werden. 
— Für das Innenministerium ist schnellstmöglich eine Datenschurzbeauftrag- 

te oder ein Datenschurzbeauftragter zu bestellen. Diese Person muß Kon- 
trollaufgaben und Maßnahmen zur teilweise noch fehlenden Bewußtseins- 
bildung ım Bereich BÜROMIN mit übernehmen; sie sollte entsprechend 
geschult werden. 

Darüber hinaus habe ıch eine ganze Reıhe weiterer technischer und organisa- 
torischer Maßnahmen zur Ergänzung und Verbesserung des Datenschutzes 
und der Datensicherheit empfohlen: 

— Das Vier-Augen-Prinzip beim Zugriff mit Super-User-Rechten sollte ver- 
pflichtend eingeführt werden; bei Daten der Schutzstufe E wäre dies unab- 
dingbar. 

— Jeder Benutzerin und jedem Benutzer sollte nach Systemaufruf (Login) das 
Datum des letzten Login und des letzten erfolglosen Logın- Versuches ange- 
zeigt werden. 

— Die Einführung von Zugriffskontrollverfahren mittels Chipkarte sollte er- 
probt werden. Insbesondere bei Verarbeitung von Daten ab der Stufe D 
sollte dies verpflichtend sein. 

— Die ausschließlich unverschlüsselte Übertragung von Daten uber das Netz 
stellt einen Schwachpunkt dar; auch Paßwörter werden unverschlüsselt 
übertragen. Spätestens bei Daten der Schutzstufen D und E sollten Paß- 
wörter und Daten verschlüsselt übertragen werden. Es wird empfohlen. al- 
len benutzenden Personen eine Verschlüsselungsfunktion anzubieten. 

— Sämtliche Arbeıtsplatzrechner sollten über eine Pausenfunktion verfügen, 
die vor einem erneuten Zugriff die Eingabe des Paßwortes erzwingt. Diese 
Pausenfunktion sollte sowohl durch einfache Bedienung (Funktionstasten- 
druck) als auch automatisch (z.B. nach 10 Minuten unbenutzter Tasta- 
tur/Maus) aktiviert werden. 

— APC-Benutzerinnen und -Benutzer sollten grundsätzlich zum Thema 
Datenschutz- und Datensicherung geschult werden. 
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4.6.3 

Die Forderung, daß nach Ende des BÜROMIN-Versuchs die Software-Anbie- 
ter einen Zertifizierungsnachweis vorlegen müssen, der mindestens der Funk- 
tionsklasse F2 und der Qualitätsstufe Q3 des IT-Sicherheitshandbuches ent- 
sprechen solle, wurde nicht erfüllt. Die Software-Anbieter behaupten aller- 
dings, daß dıe Betriebssysteme ULTRIX und AIX die Forderungen der 
C2-Stufe des „Orange Book“ erfüllen (vgl. 4.2.1). Die technischen Möglich- 
keiten einer umfassenden Protokollierung und auch eıne datenschutzgerechte 
Paßwortgestaltung mit diesen Systemen seien vorhanden. Die Firmen sollten 
zum Nachweis ihrer Behauptungen aufgefordert werden. 

Die Datenschutz-Kontrolle des Projekts BÜROMIN hat deutlich gemacht, daß 
die Umsetzung der meisten Kritikpunkte nicht aufgrund technisch oder orga- 
nisatorisch unüberwindlicher Hindernisse ausgeblieben ist, sondern in erster 
Linie aufgrund von Zeitmangel. Meine wichtigste Forderung am Ende des Pi- 
lotprojektes lautet daher, UNIX-Systeme dürfen nur mit einer personell aus- 
reichend ausgestatteten Systemverwaltung gestartet und betrieben werden. 

Das vorgefundene Konzept BÜROMIN läßt grundsätzlich eıne datenschutzge- 
rechte Datenverarbeitung zu. Ohne größeren Zukauf von Soft- oder Hardware 
können Daten bis zur Schutzstufe C („Gefährdung des Ansehens‘‘) unter an- 
gemessener Verwendung der angebotenen Sicherungsfunktionen des Betriebs- 
systems verarbeitet werden. 

Die aufgezeigten Schwachpunkte sind nicht UNIX-spezifisch; alternatıve PC- 
Konzepte haben ähnliche oder auch andere Schwachpunkte. Proprietäre Sy- 
steme auf Großrechnerbasıs könnten u. U. einen besseren Datenschutz ermög- 
lichen; sie wären aber nur schwerlich geeignet, das zugrundeliegende Anfor- 
derungsprofil zeitgerecht zu erfullen. 

Für einen datenschutzgerechten Betrieb von Bürokommunıkationssystemen 
im Innenministerium und im Ministerium für Wirtschaft, Technologie und 
Verkehr sind personelle Erweiterungen der System- und Benutzerverwaltung 
notwendig. Es sollten beı vergleichbaren Einsätzen Gruppen mit fachkundiger 
Führung und ausreichender Personalausstattung ın den Bereichen Installation, 
Systemverwaltung und Benutzerbetreuung als ständige Einrichtung geschaf- 
fen werden 

Sollten zukünftig in BÜROMIN auch Daten der Schutzstufe D ( „Gefährdung 
der Existenz‘) verarbeitet werden, sind Zusatzeinrichtungen, z.B. die Ver- 
schlüsselungsfunktion und eine stärkere Abgrenzung der entsprechenden Be- 
autzergruppen, notwendig. Daten der Stufe E („Gefahr für Leib und Leben“) 
dürfen in der jetzigen Systemumgebung und unter dem vorhandenen Kon- 
zept aus der Sicht des Datenschutzes und der Datensicherheit nıcht verarbeitet 
werden. 

Meine Datenschutz-Kontrolle hat unmittelbare Reaktionen ausgelöst. Da- 
durch sind viele meiner Forderungen bereits umgesetzt worden. Mit der Erfül- 
lung weiterer Forderungen ist begonnen worden. Ein Zertifizierungsnachweis 
der eingesetzten Betriebssysteme ULTRIX und AIX wurde nıcht erbracht 

Einsatz der IuK-Technik bei den Bezirksregieningen (luK-Reg) 

Das Projekt „Konzept und Pilotprojekt für den Einsatz der IuK-Technik beı 
den Bezirkstegierungen (IuK-Reg)“ hat ernüchternde Erkenntnisse uber die 
am Markt angebotenen „Vorgangssteuerungssysteme“ erbracht Das Projekt 
wird ım Rahmen des IuK-Gesamtkonzepts für die Landesverwaltung durchge- 
führt; als Versuchsfeld wurden einige Dezernate der Bezirksregierung Braun-
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schweig ausgewählt. Das Gesamtptojckt war nach Ist-Erhebungen und Analy- 
sen in zwei getrennten Losen — für Hardware und Software — ausgeschrieben 
und vergeben worden. Während die Hardware- Ausstattung (UNIX-Server in 
Verbindung mit DOS-Clients) sich im Laufe der zweijährigen Versuchsarbei- 
ten bewährte, wurde dıe Zusammenarbeit mit der Software-Firma kurzfristig 

beendet. 

Nach einer kritischen Bewertung und einer notwendigen Neuorientierung 
liegt das erklärte Ziel des Projekts nun in der Vorgangsbearbeitung, nicht 
mehr in der Vorgangssteuerung. Darunter versteht die Projektgruppe „eine 
dokumentbezogene Bearbeitung“. Anders ausgedrückt heißt das: dıe Projekte 
BÜROMIN und IuK-Reg haben nun das gleiche Projektziel, sie verwenden 
nur andere Mittel Während BÜROMIN ein einheitliches Bürokommunika- 
tons-Werkzeug unter UNIX einsetzt, verwendet IuK-Reg für die Textverar- 
beitung und Tabellenkalkulation DOS-Werkzeuge und für Datenbank sowie 
E-Mail UNIX-Werkzeuge. In beiden Projekten werden der Sachbearbeiterin 
bzw. dem Sachbearbeiter die Auswahl und die individuelle Steuerung der 
Vorgangsbearbeitung überlassen. 

Wie ım Projekt BÜROMIN wird auch beı IuK-Reg die Zertifizierungsforde- 
rung, die Bedingung für den Softwareanbieter war, nicht erfüllt. Auch das 
übrige Datenschutz- und Datensicherungskonzept ist bisher nur unvollständig 
umgesetzt worden Da das Projektende auf das erste Quartal 1993 verschoben 
worden ist, werde ich erst dann meine Prüfung und Detailbewertung vorneh- 
men. 

4.6.4  Eichdateninformationssystem (EIDIS) 

EIDIS soll dıe Eichämter in Niedersachsen und das Dezernat Eichwesen im 
Landesverwaltungsamt dutch den Einsatz von IuK-Technik unterstützen. Im 
Mittelpunkt soll ein Eichvorschriften-Informations-System stehen, daß allen 
Eichbediensteten über das öffentliche Fernsprechnetz in ISDN-Technik vor 
Ort zur Verfügung stehen soll. Das Technik-Konzept von EIDIS sieht eın PC- 
Netz mit LAN-Netzsoftware im Landesverwaltungsamt, ISDN-Anschlüsse für 
PC unter dem Betriebssystem MS-DOS in den Eichamtern, Telefax-Anschlus- 
se sowıe den Eınsatz von 75 mobilen Erfassungsgeräten (Notebook, Laptop) 
vor. 

Da eın Datenschutz- und Datensicherungskonzept bisher fehlt, ist der Unter- 
suchungsbericht des Interministeriellen Arbeitskreises Informations- und 
Kommunikationstechnik (IMA-IuK, vgl. Nr. 5 der IuK-Technik-Grundsätze, 
Nds. MBl. Nr. 29/1990, 988 ff ) datenschutzrechtlich nicht bewertbar. Ich 
habe deshalb eine Datei-Errichtungsanordnung entsprechend den IuK-Tech- 
nik-Grundsätzen nachgefordert. Sie steht nach nunmehr einem Jahr noch im- 
mer aus 

4.6.5 Automatisierung des Bibliothekswesens 

Das Minısteruum für Wissenschaft und Kultur hat durch Erlaß vom 25. August 
1992 ein landeseinheitliches Bibliocheksautomationssystems PICA beı den 
staatlichen wissenschaftlichen Bibliotheken in seinem Geschäftsbereich einge- 
führt. Der Niedersachsische Bıbliotheksverbund von gegenwartig 23 Biblio- 
theken wird jetzt weiterentwickelt zum Bibliotheksverbund Niedersach- 
sen/Sachsen-Anhalt. Dies soll am 1. Juli 1994 mit dem Niederländischen Bi- 
bliotheksverbund zu einer grenzüberschreitenden Leihverkehrstegion ver- 
knüpft werden. 
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4.6.7 

Mit der eingeführten Bibliotheksautomation werden in großem Umfang per- 
sonenbezogene Daten verarbeitet. Auf die Erforderlichkeit einer bereichsspe- 
zifischen gesetzlichen Regelung habe ich das Ministerium bei meiner frühzei- 
tigen Beteiligung an den Erlaß-Entwürfen hingewiesen. Mit dem Ministerium 
besteht Einigkeit, daß in Kürze im Rahmen der Novellierung des Niedersäch- 
sischen Hochschulgesetzes (NHG) eine gesetzliche Ermächtigung für eine 
Rechtsverordnung aufgenommen wird, in der Art und Umfang der Datenver- 
arbeitung im Rahmen eines Bibliotheksautomationssystems, insbesondere ge- 
plante automatisierte Abrufverfahren näher fesıgelegt werden (LT-Drs 
10/3810, $ 121 Abs. 2 NHG-E). Die im Erlaß genannte Rechtsgrundlage ge- 
nügt nicht mehr verfassungsrechtlichen Erfordernissen und wird derzeit über- 
arbeitet. Nicht nur aus hochschultechtlicher, sondern auch aus datenschutz- 
rechtlicher Sicht wäre die erwogene Einbeziehung von privaten Firmenbiblio- 
theken insbesondere dann bedenklich, wenn eine gemeinsame Nutzerdarei 
eingeführt werden sollte. Ähnliche Probleme entstünden bei einem Verbund 
mit Nutzungsdaten bei Bibliotheken außerhalb Niedersachsens. Die Einrich- 
tung von automatisierten Abrufmöglichkeiten bedürfen eıner gesonderten 
Rechtsvorschtift. Ein Abruf personenbezogener Ausleihdaten durch Dritte ist 
derzeit nicht erlaubt. Ein derartiger Verbund der Nutzerdateien ist zumindest 
für die lokalen Systeme in Hannover avisiert. Ich habe die Erlaßregelung für 
eine Übergangszeit hingenommen, weıl die gesetzliche Regelung bereits ab- 
sehbar ist. Die Prüfung der technischen und organisatotischen Maßnahmen 
zur Gewährleistung des Datenschutzes und der Datensicherung plane ıch für 
das kommende Jahr. 

MIKADO bei der Polizei 

MIKADO ist nicht erwa ein neues Spielzeug der Polizei, sondern eın „Modu- 
lares Informations- und Kommunikationssystem Automatisierter Dezentraler 
Online-Anwendungen“. Es dient der Vorgangsverwaltung polizeilicher Tätig- 
keit auf dezentralen Mehrplatzsystemen unter dem Betriebssystem UNIX. MI- 
KADO wırd seit Oktober 1991 ın einem Mehrstufenkonzept landesweit einge- 
führt; es soll die älteren Pilotversuche Elvis, DISKUS und AVV erserzen Zu 
datenschutzrechtlichen Problemen und Fragen verweise ıch auf 12 7 

„Automatisierte Bodenordnung“ bei den Katasterämtern 

Die Bodenordnung nach dem Baugesetzbuch ist eine Aufgabe der Gemeın- 
den im eigenen Wirkungskreis. Die vermessungs- und katastertechnischen Ar- 
beiten der Bodenordnungsverfahren werden von den Aufgabenträgern nach 
$1 Nds. Vermessungs- und Katastergesetz wahrgenommen. 1991 waren bei 
34 von 52 Katasterämtern Geschäftsstellen der Umlegungsausschusse von ins- 
gesamt 128 Gemeinden tätig. 

Für die verwaltungsmäßige Abwicklung der gemeindlichen Bodenordnung 
wird seit neuestem eın UNIX-Programm „Automatisierte Bodenordnung 
(ABO)“ landesweit eingesetzt. Hierfür werden die vorhandenen UNIX-Rech- 
ner der Katasterämter verwendet. Das Datenschutz- und Datensicherungs- 
Konzept dieser Rechner war mehrfach Gegenstand von Kontrollen. Es wird 
auch für diesen Anwendungsfall als ausreichend angeschen Verbesserungs- 
würdig sind die Paßwort-Prüfungen sowie dıe Protokollierung der Benutzer- 
aktivitäten und deren automatıonsunterstützte Auswertung Hier ist dıe Her- 
stellerfirma mit Nachbesserungen des Betriebssystems gefordert 
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4.6.8  „Schoßhündchen“ für Landgerichte 

Das Justizministerium plant die Beschaffung und den Einsatz von tragbaren 

Computern (lap dog oder laptop, vgl. 4.5) für die Prüftätigkeit der Bezirksre- 

visoren bei den Landgerichten. Die Revisoren erhalten damit Automationsun- 

terstützung beim Erstellen von Protokollen während örtlicher Prüfungen von 
Gerichtszahlstellen, Gerichtsvollziehern und Notaren. Die Prüftätigkeit kann 
dann weitgehend an Ort und Stelle bis hin zum Schreiben der Beanstandun- 
gen abgeschlossen werden. Ein Datenaustausch mit dem Schreibdienst er- 
scheint entbehrlich. 

Das Justizministerium plant zunächst einen Piloteinsatz bei einem Landge- 
richt; anschließend sollen alle niedersächsischen Landgerichte entsprechend 

ausgestattet werden. Zum Einsatz kommen Laptops der Rechnerklasse 386 SX 
mit dem Betriebssystem MS-DOS und die Textsoftware WORD. 

Ich habe für den geplanten Laptop-Einsatz eın Datenschutz- und Datensiche- 
rungskonzept eingefordert. Dabei habe ich Maßnahmen gegen Hardware-Ma- 
nipulationen (z.B. durch Verplomben der Rechner), eine durchgreifende 
Authentizitäts- und Identitätsprüfung (z. B. durch Verwendung von Sicher- 
heitssoftware), die Protokollierung der Benutzeraktivitäten und eine Ver- 
schlüsselungsmöglichkeit für die einem besonderen Berufs- und Amtsgeheim- 
nis unterliegenden Daten gefordert. In einer Dienstanweisung sollten darüber 
hinaus der befugte Einsatz der Geräte, die ausschließliche Verwendung zuge- 
lassener Software, die Kennzeichnung und Behandlung beweglicher Datenrträ- 
ger, die Aufbewahrung der Laptops, ihre Verwendung für private Zwecke so- 
wie die Kontrolle ordnungsgemäßer Verwendung geregelt werden. 

4.6.9  „Schoßhündchen“ auch für die Flurbereinigung 

Durch Flurbereinigung wird das Grundeigentum im ländlichen Raum neu ge- 
ordnet. Die Beteiligten werden für ıhre alten Rechte abgefunden; neue Rechte 
werden begründet. Hierzu werden Daten aus dem Grundbuch und aus dem 
Liegenschaftsbuch übernommen und in den Teilnchmernachweis und später 
in den Flurbereinigungsplan übertragen. Nach Rechtskraft des Plans werden 
diese Daten an die öffentlichen Register rückübermittelt 

Während die Kommunikation mit der Katasterverwaltung schon seit lange- 
rem automationsunterstützt mittels Datenträgeraustausches erfolgt, wird der 
Austausch mit der Grundbuchverwaltung noch manuell erledigt, verbunden 
mit viel Doppelarbeit. Die Agrarstrukturverwaltung beabsichtigt nun, das Er- 
heben und Erfassen der Grundbuchdaten zu automatisieren und dafür Lap- 
tops in den Grundbuchämtern mit eıgenem Personal einzusetzen. Hierfür sol- 
len vorhandene UNIX-Rechner verwendet und die vorhandene Software ihrer 
UNIX-Mehrplatzsysteme übernommen werden. 

Der Zugang zu der Anwendung „Automatisierte Behandlung von Rechten in 
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz — ARBFlurb —“, so der Organi- 
sationsuntersuchungsbericht ABRFlurb, sei durch Kennungen, Paßwörter so- 
wie über differenzierte Zugangsberechtigungen zu sichern. UNIX böte auch 
ohne zusätzliche Software den angemessenen Schutz für die Informationen 
über Grundstücksbestände, Eigentümer und Berechtigte sowie über deren 
Rechte. Mit einer derartigen Aussage konnte ıch mich für dıesen Laptop-Ein- 
satz nıcht zufrieden geben Auch für ARBFlurb habe ıch eın Datenschutz- 
und Datensicherungskonzept sowie eine spezielle Dienstanweisung gefordert.
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4.6.10 

46.11 

4.6.12 

„Maintenance Management System“ 

Hinter diesem anspruchsvoll klingenden Titel — abgekürzt VISONIK MMS 
— verbirgt sich ein Programm zur Unterstützung betriebstechnischer Dienste, 
das die Universität Osnabrück zur Verwaltung und Unterhaltung ihrer um- 
fangreichen Liegenschaften einsetzen möchte. Lagerverwaltung, Gebäudever- 
waltung, Gebaude-Management, Instandhaltung, Kapazitätsplanung, 
Budget- und Kostenkontrolle sowie Statistik sind die Schlagworte des Firmen- 
prospekts. Nur sehr versteckt ist aus dem Voruntersuchungsbericht des Mini- 
steriums für Wissenschaft und Kultur erkennbar, daß auch personenbezogene 
Daten über Personal, Mieter, Kunden und Lieferanten gespeichert werden 
können. Ob dies so ist und wie diese Daten geschützt werden, müssen die Pro- 
jektbetreiber noch untersuchen und dem IMA-IuK beantworten. 

AIDA in der Arbeitsgerichtsbarkeit 

„AIDA Nds.“ steht für „Automation von Arbeitsabläufen in der nıedersach- 
sischen Arbeitsgerichtsbarkeit‘‘. „MERVE“ ist das Pilotprojekt zur Erprobung 
mehrplatzfähiger Kleinrechner und vernetzter PC als Informations- und Kom- 
munikationssystem in der Verwaltung (vgl. IX 4.6 c)). AIDA ist im Rahmen 
des Pilotprojekts MERVE beim Sozialministerium entwickelt worden. Es wird 
seit 1988 bei den Arbeitsgerichten Braunschweig, Emden und Oldenburg test- 
weise eingesetzt. Nunmehr soll es landesweit verwendet werden. AIDA Nds 
ıst auf der Basis der Programmıersprache MUMPS für MS-DOS- und UNIK- 
Rechner entwickelt worden und beeinhaltet die Funktionen Textverarbeitung 
und Datenbankverwaltung. Mit dem Verfahren werden dıe Daten der Rechts- 
streitigkeiten (Namen, Anschriften, Termine) erfaßt und Schreibarbeiten der 
Geschäftsstellen (Ladungen, Beschlüsse) erleichtert. Auch die nach der Akten- 
ordnung vorgeschriebenen Register und Kalender sowie die monatlichen Stati- 
stiken werden automationsunterstützt geführt 

Das Datenschutz- und Datensicherungs-Konzept, das mır auf Anforderung 
vorgelegt wurde, weist Schwächen auf. Unbefriedigend ıst, daß dıe Arbeiten 
des Systemverwalters nicht kontrolliert werden können, daß das Paßwort nicht 
von der benutzenden Person selbst, sondern nur vom Systemverwalter einge- 
geben und verändert werden kann, daß er das Paßwort jeder Benutzerin und 
jedes Benutzers jederzeit lesen und benutzen (mißbrauchen) kann und daß 
keine systemseitige Protokollierung der Benutzer-Aktivitaten möglich ıst. 

DISPO in der Steuerverwaltung 

DISPO ıst ein Dialogverfahren zur Stellenbewirtschaftung, der Personalein- 
satzverwaltung, zur Personalplanung und zum Aufstellen des Personalhaus- 
halts. Als speichernde Stellen im Sinne des Datenschutzrechts sind die 
Personal- und Organisationsreferate der Oberfinanzdirektionen und die mit 
Personal-und Organisationsaufgaben befaßten Stellen der Niedersächsischen 
Fachhochschule fur Verwaltung und Rechtspflege (Fachbereich Steuerverwal- 
tung) bezeichnet worden. 

Das Finanzministerium hat mir eine vorbildliche Datei-Errichtungsanordnung 
vorgelegt. Die Datenschutz- und Datensicherungsmaßnahmen, die mıt mir 
frühzeitig abgestimmt worden sind, sehen eine differenzierte Zugtiffsrege- 
lung mit durchgreifender Paßwortkontrolle vor. Alle Bediensteten erhalten 
nach Erstspeicherung und bei jeder Änderung einen Speicherauszug mıt allen 
über sie gespeicherten personenbezogenen Daten („Kontoauszug“) Nut- 
zung, Auswertung, Übermittlung, Berichtigung und Löschung sind geregelt.
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Ich habe keine datenschutzrechtlichen Bedenken gegen den Einsatz dieses 

Verfahrens geltend gemacht. Auch die Zustimmung der Personalvertretung 

erfolgte ım Gegensatz zu vergleichbaren Anwendungen sehr „geräuscharm“. 

4.6.13 DIBS/VBDV — Wunsch des finanziellen öffentlichen Dienstrechts 

DIBS/ VBDV ist das schreckliche Kürzel für „Dialogisierte Bezügesachbearbei- 

tung und verteilte Bezügedatenverarbeitung“. DIBS ist vor vielen Jahren kon- 

zipiert worden; mehrere Untersuchungsberichte haben die Erforderlichkeit zu 

belegen versucht und mit jedem Jahr kommen neue Wünsche und Erwartun- 

gen hinzu. Beschlossen und eingeführt ist DIBS jedoch noch immer nicht. Am 

Datenschutz- und Datensicherungskonzept liegt das nicht. Das Konzept ist 

auf mein Betreiben 1991 erstellt und von mir als angemessen akzeptiert wor- 

den 

Da inzwischen das geplante Rechnerkonzept längst überholt ist und überdacht 

werden muß, muß auch das Sicherheitskonzept den veränderten Vorstellun- 

gen angepaßt und überprüft werden. 

4.6.14 APC in den Schulaufsichtsämtern 

Die Schulaufsichtsämter haben Arbeitsplatzcomputer (APC) erhalten, um die 

erforderlichen Daten für die Unterrichts- und Personalversorgung ihrer Schu- 

len speichern und verarbeiten zu können. Eingesetzt werden PC unter dem 

Berriebssystem MS-DOS und als Software dBase und WORD. Das Daten- 

schutz- und Datensicherungs-Konzept ıst mit mir abgestimmt worden. Es 

sieht mit dem Eınsatz der Datensicherungssoftware Safeguard Plus eine diffe- 

tenzierte Zugriffskontrolle und eine Protokollierung der Benutzeraktivitäten 

vor. Alle betroffenen Personen erhalten nach Ersterfassung ein Datenblatt mit 

allen über sie gespeicherten Daten. Die Datei-Errichtungsanordnung, an der 

ich mitgearbeitet habe, legt den Datenkatalog, die Zweckbestimmung und 

die zulässige Nutzung der Daten fest 

4.6.15  „Einleiterüberwachung“ und „Abwasserabgabe“ fur den Umweltschutz 

Ganz „nüchtern“ und ohne das sonst übliche prägnante Kürzel hat das Um- 

weltministerium dıe zwei IuK-Verfahten „Einleiterüberwachung“ und „Ab- 

wasserabgabe“ vorgestellt Die Verfahren sind als PC-Lösungen geplant; sıe 

sollen 1993 programmiert und 1994 landesweit eingeführt werden. Damit soll 

das zugegeben komplizierte Geflecht der Übersicht, Genehmigung, Überwa- 

chung, Untersuchung und Berechnung von Abwässern entwırrt und koordi- 

niert werden. Geplante Einsatzorte der PC-Programme für MS-DOS-Rechner 

sollen die Staatlichen Ämter für Wasser und Abfall (StÄWA), das Landesamt 
für Ökologie und die Dezernate 502 der Bezirksregierungen sein. Auch der 

Datenaustausch zwischen den Überwachungsbehörden und den Labors könnte 

durch Verwendung einheitlicher Software verbessert und erleichtert werden. 

Das IuK-Verfahren „Automation des Wasserbuchs“ soll in einer spateren Pha- 
se in das Verfahren eingebunden werden. 

Das Datenschutz- und Datensicherungs-Konzept sıcht den Einsatz der Sıcher- 

heits-Software Safeguard Plus mit Hardware-Boot-Schurz vor. So soll sicherge- 

stellt werden, daß Benutzer nur die zur jeweiligen Aufgabenerfüllung erfor- 

derlichen Daten einsehen können. Die Benutzer-Aktivitäten sollen protokol- 

liert werden. Ich teile die Ansicht der Konzeptentwickler, daß der Einsatz ei- 

ner entsprechenden Sicherheits-Software in allen Einsatz-PC erforderlich ist. 
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4.6.16 

4.6.17 

4.7 

„Begleitscheinverfahren‘“ bei Entsorgung von Abfällen 

Die Entsorgung von Sonderabfällen muß sorgfältig überwacht werden, sie ist 
wegen knapper Entsorgungsmöglichkeiten mit einer Abgabe belegt. Das Um- 
weltministerium hat sein Konzept einer landeseinheitlichen Abgabenberech- 
nung und Überwachung vorgestellt. Die Abgabenerhebung wurde den Be- 
zirkstegierungen zugewiesen. Sie erhalten Automationsunterstützung mit den 
Funktionen Überprüfung und Plausibilisierung der Angaben der Abfallerzeu- 
ger, Überwachung und Erinnerungsverfahren über Zahlungseingänge, Erstel- 
len von Abgabenbescheiden, Datenaustausch über Leitung zwischen den De- 
zernaten 502 und den Kassen, Erstellen abfallstatistischer Daten und Bereit- 
stellen der Grunddaten für das Umweltinformationssystem des Landes Nieder- 
sachsen. 

Geplant ist der Einsatz auf UNIX-Rechnern mit der Datenbank ORACLE und 
der Benutzeroberfläche OSF Motif V 1.1. Die Testphase und die spätere flä- 
chendeckende Einführung waren für 1992 vorgesehen. Ein Darenschutz- und 
Datensicherungs-Konzept liegt mir noch nicht vor, so daß ich eine vom Um- 
weltministerium gewünschte Stellungnahme bisher nicht abgeben konnte. 

WABIS — eın Wasser- und Abfall-Informationssystem 

„Informationen ım Abfallbereich sind bisher nicht ausreichend abgedeckt“. 
So begründet kurzgefaßt das Umweltministerium in seiner IMA-IuK-Vorlage 
eines Software-Vorhabens den Umstand, daß dessen Einsatzorte nicht konkret 

genannt sınd. Als Ziele von WABIS werden der Aufbau eines Deponiekata- 
sters für Sonderabfall, Siedlungsabfall, Abfälle aus betriebseigenen Depo- 
nien, der Aufbau von Altlastenkatastern, von Rüstungsaltlasten-Karastern 
und der Aufbau eines allgemeinen Informationssystems genannt. WABIS 
orientiert sich an den Projekten Niedersächsisches Umweltinformationssystem 
(NUMIS) und Führungsinformationssystem (FIS) Es soll ein entsprechendes 
Datenbank-Design erhalten. 

WABIS soll auf UNIX-Rechnern lauffähig seın. Das Datenbanksystem 
ORACLE und die Benutzeroberfläche OSF Motif V 1.1 sollen auch hier zum 
Einsatz kommen. Die Software-Entwicklung ıst für 1993/94 geplant. Auch für 
dieses Vorhaben liegt ein Datenschutz- und Datensicherungs-Konzept noch 
nicht vor. Meine erbetene datenschutzrechtliche Bewertung mußte daher zu- 
tückgestellt werden. 

Automation ın der Kommunalverwaltung 

Die Informationsverarbeitung im kommunalen Bereich verändert sich „evolu- 
tionär‘‘. Zu diesem Ergebnis kommt die 1992 zum zweiten Mal durchgeführte 
Befragung der Leitstelle für Informations- und Kommunikationstechniken der 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände. Die 466 befragten 
Kommunen bleiben auch weiterhin ihren Kommunalen Datenzentralen treu. 
Während einige Kreisverwaltungen zusätzlich autarke Systeme einsetzen, ten- 
dieren Städte und Gemeinden dahin, ihre Mischform der Datenverarbeitung 
aufzulösen und sich entweder für die Kommunale Datenzentrale oder für die 
autarke Datenverarbeitung zu entscheiden. Große Wanderbewegungen und 
revolutionäre Technik-Entscheidungen sind nicht erkennbar. Wie auch in der 
Landesverwaltung gewinnt der „VerwaltungsComputer“ — wie der Mehr- 
platzrechner in der Kommunalverwaltung genannt wird — zunehmend an 
Bedeutung. Die Anzahl hat sich von 40 auf 77 gegenüber 1989 fast verdop- 

39



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

pelt. Auch die Kommunalverwaltung entscheidet sich dabei überwiegend für 
offene Systeme unter dem Betriebssystem UNIX. Aus der fast unübersehbaren 
Software-Palette werden neben den traditionellen Verfahren Bürokommuni- 
kationssysteme ausgewählt. Die IuK-Leitstelle stellt bedauernd fest: „Die 
Vielfalt am Softwaremarkt mag zwar aus der Sicht des Wettbewerbs zu begrü- 
ßen sein, Infrastrukturkonzepten (wie Integration, Kommunikation) und Kri- 
terien des Investitionsschutzes ist diese Entwicklung nicht förderlich.“ 

Seit 1989 hat sich in den Städten und Gemeinden die Zahl der IuK-Arbeits- 
plätze verdoppelt. Dabei verzeichnen die PC überdurchschnittliche Zuwachs- 
raten; sie übertreffen die „unintelligenten‘“ Bildschirme um das 3- bis 
6fache. In der niedersächsischen Kommunalverwaltung ist heute jede vierte 
Angestellten- bzw. Beamtenstelle mit IuK-Technik ausgestattet. Einige Ver- 
waltungen besitzen bereits jetzt eine Vollausstattung; weitere streben dies an. 
Allgemeine Prognosen für 1995 zeigen in die Nähe von 50 % im Landes- 
durchschnitt. Als Automationswünsche werden genannt: Verbesserung und 
Erweiterung der großen „Wesen“ (Finanz-, Personal-, Einwohner- und Sozial- 
wesen), Neuentwicklung von Ratsinformationssystemen, Abwasserinforma- 
tonssystemen sowie weiteren Umweltverfahren und Einführung der „Digita- 
len Karte”. 

Den Kommunalen Datenzentralen wächst zunehmend die Aufgabe zu, als 
Beratungs- und Softwarestelle die kommunale Datenverarbeitung zu ent- 
wickeln und zu koordinieren. Dies wird schon jetzt erfolgreich in organısierter 
Verbundarbeit (UNIX-Verbund Nds.) oder durch einzelne Initiativen prakti- 
ziert. 

Die Erhebung der IuK-Leitstelle und ihre Auswertung hat mir deutlich ge- 
macht, daß meine bisherigen Informationsquellen über die kommunale Da- 
tenverarbeitung nicht ausreichen, meiner gesetzlichen Aufgabe nach $ 18 
Abs 2 NDSG (Fassung 1991) hinreichend nachzukommen Danach habe ich 
u.a. darauf zu achten, ob die automatisierte Datenverarbeitung die Wir- 
kungsmöglichkeiten der staatlichen und kommunalen Verwaltung und der 
Organe der kommunalen Gebietskörpetschaften auch in deren Verhältnis zu- 
einander und untereinander verändert. Ich werbe um eine frühzeitige Unter- 
tichtung über kommunale IuK-Projekte, so wie dies über den Interministeriel- 
len Arbeitskreis für Informatıons- und Kommunikationstechnik (IMA-IuK) 
für Projekte der Landesverwaltung geschieht 

4.8 Normen, Standards und Empfehlungen 

Das Innenministerium hat erneut die „Normen, Standards und Empfehlun- 
gen der IuK-Technik in der Landesverwaltung“ überarbeitet, um sie dem 
Stand der technischen Entwicklung anzupassen. Die dritte, geänderte Fassung 
liegt dem Interministeriellen Arbeitskreis Informations- und Kommunika- 
uonstechnik (IMA-IuK} zur Befassung vor. Damit wird erneut eın Zwei-Jah- 
resthychmus der Fortschreibung eingehalten, mıt dem versucht wird, dem ra- 
schen Tempo der Technikentwicklung zu folgen. 

„Dem Datenschutz und der Datensicherung wird — ihrem Stellenwert ent- 
sprechend — in der Neufassung der Normen und Standards eine höhere Prio- 
tität eingeräumt“ heißt es in dem Vorwort. Das habe ıch wörtlich genommen 
und ein eigenständiges Kapitel „Datenschutz und Datensicherung“ entwor- 
fen und empfohlen. Meinen Vorschlag ist gefolgt worden. Aufgabe und 
Grundsätze des Datenschutzes und der Datensicherung sowie organisatori- 
sche, technische und bauliche Maßnahmen bei DOS-, bei UNIX- und bei 
Kommunikationssystemen werden ausführlicher als bisher und an einer Stelle 
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4.9 

4.10 

zusammengefaßt beschrieben. Es werden konkrete Empfehlungen zur Be- 
schaffung und zum Einsatz angemessener Sicherheitseinrichtungen gegeben. 
Dieser Datenschutz-Beitrag der „Normen und Standards‘ ist in der Anlage 
12 dieses Berichts abgedruckt. 

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser: Protokollierung 

Bei meinen Außenprüfungen stelle ich immer wieder fest, daß die Eigenkon- 
trolle ordnungsgemäßer Datenverarbeitung nur unzureichend oder gar nicht 
erfolgt. Dabet gilt auch für die „Automation“ die alte Lebensweisheit „Ver- 
trauen ist gut, Kontrolle ist besser‘. Durch automatisierte Aufzeichnung von 
Protokolldaten wird die Datenverarbeitung nachprüfbar und transparent ge- 
macht; zugleich wird damit eıner mißbräuchlichen Verwendung vorgebeugt, 
weıl keiner darauf vertrauen kann, daß Verstöße unentdeckt bleiben. Öffentli- 
che und nicht-öffentliche Stellen sind nach $ 9 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) bzw. $ 7 des Entwurfs eines neuen Niedersächsischen Datenschutzge- 
setzes (NDSG-E) verpflichtet, technische und organisatorische Maßnahmen 
einzurichten, damit nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, wer 
welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit in ein Automationssystem 
eingegeben bzw. übermittelt hat Versuche mißbräuchlicher Verarbeitung 
personenbezogener Daten müssen immer aufgezeichnet und nachträglich un- 
tersucht werden. 

Protokollierung ist jedoch kein Selbstzweck, sondern ist nur sinnvoll und da- 
tenschutzrechtlich vertretbar, wenn die Protokoll-Daten auch tatsächlich aus- 
gewertet werden. Eine vollständigeRegistrierung aller Nutzungs-Aktıvitäten 
kann auch aus Sicht des Datenschutzes bedenklich sein, da auf diese Weise 
eine neue Sammlung personenbezogener Daten über betroffene Bürgerinnen 
und Bürger sowie Beschäftigte entsteht, die zu zweckfremder Nutzung reizt. 
Informationen über die DV-Benutzung, die ausschließlich zu Zwecken der 
Datenschurzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung des ord- 
nungsgemaßen Betriebs einer DV-Anlage gespeichert werden, dürfen nicht 
für andere Zwecke verarbeitet werden (8 14 Abs. 4 BDSG, 8 10 Abs. 4 NDSG- 
E) Solche Daten über Beschäftigte dürfen nicht zu Zwecken der Verhaltens- 
und Leistungskontrolle genutzt werden ($ 24 Abs. 5 NDSG-E) Die Zweck- 
bindung ist u. a. durch von der eigentlichen Datensammlung getrennte und 
sorgfältige Aufbewahrung der Protokolldateien zu sichern. 

Protokollumfang, Kontrolldichte und Löschungsfristen sind von der Sensitivi- 
tat der jeweiligen Anwendung abhängig. Bei deren Festlegung sind alle sy- 
sternseitigen Möglichkeiten — z. B. durch Einstellen von Parametern oder Set- 
zen von „Schaltern‘‘ — zu nutzen. Gestaltungs- und Prüfgrundsatze habe ich 
in einer Informationsschrift „Hinweise zu Protokolldateien‘“ dargestellt. Die 
Information kann kostenlos bei mir bezogen werden 

Paßwortschutz 

Fast jede Außenprüfung — gleich ob ın der öffentlichen Verwaltung oder im 
nichr-öffentlichen Bereich — endet mit Kritik an der Zugriffskontrolle der 
IuK-Systeme. Dabei sollte doch jede Betreiberin und jeder Betreiber eines 
JuK-Systems ein besonderes Interesse haben, die „eigenen Daten“ vor den 
neugierigen Augen der Konkurrenz oder unberechtigter Dritter zu schützen. 
Ich sehe mich bei meinen Kontrollbesuchen immer wıeder veranlaßt, Defizite 
anzusprechen und grundlegende Informations- und Überzeugungsarbeit zu 
leisten. 
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4.12 

Das Paßwort-Verfahren ist das am meisten verwendete Zugriffskontroll-Ver- 
fahren. Ein „Kochrezept“ als Hilfe für Benutzerinnen und Benutzer könnte 

wie folgt aussehen: 

— Paßwort nirgends notieren und niemandem mitteilen! 
— Mindestens 6 Zeichen aus Buchstaben, Ziffern und Zeichen gemischt! 
— Mindestens 1 Sonderzeichen verwenden! 
— Paßwort regelmäßig ändern, aber nicht zu oft! 
— Keine Trivialpaßwörter verwenden! 

Um sich auch ein kompliziertes Paßwort leicht merken zu können, sollte man 
aus einem einprägsamen Satz, Lied oder Vers jeden x-ten Buchstaben auswäh- 
len und Sonderzeichen einstreuen, so z. B.: „Eile mit Weile“ = EimiWe? 

Unter X 4.5 und in der Anlage 12 sind weitere Empfehlungen für Auswahl 
und Umgang mıt Paßwortern enthalten. Systemverwalter und behördeninter- 
ne Datenschutzbeauftragte sind aufgerufen, diese Grundsätze bekanntzuma- 
chen und deren Einhaltung zu überprüfen. Sie sollten alle systemseitigen 
Möglichkeiten zum datenschutzgerechten Umgang mıt Paßworten ausnutzen, 
so z.B. Paßwort-Mindestlänge, Änderungszwang, Ausschluß von Trivialwor- 
ten, verschlüsselte Speicherung, Anzeige des letzten Login und des letzten er- 
folgtosen Logın, Reaktionsverzögerung bei Fehlversuchen, Fehlversuchs- 
Höchstzahl. Auch ich werde bei meinen kommenden Prufungen die gewähl- 
ten Paßwort-Verfahren durchgreifend prüfen. 

Behordeninterne Datenschutzbeauftragte 

Mittlerweile haben alle obersten Landesbehörden für ihren eigenen Bereich 
Datenschurzbeauftragte bestellt. Nach dem Entwurf des neuen Landesdaten- 
schutzgesetzes sind alle öffentlichen Stellen verpflichtet, eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten für den Datenschutz zu bestellen, wenn sie personenbezo- 
gene Daten verarbeiten und hierbei ın der Regel mindestens fünf Bedienstete 
ständig beschäftigen. Von dieser Regelung erhoffe ıch mir eine Stärkung des 
Datenschutzes und eıne Unterstützung meiner Tätigkeit. 

Schwachstelle Postversand — Adressen per Computer 

„Renner“ beı Eingaben wegen sonstiger technischer und organisatorıscher 
Probleme waren Verstöße gegen datenschutzgerechte Versandformen und Be- 
schrifrungen. 

So wurde von einem Amtsgericht im Adreßfeld das Wort „Klage“ ausge- 
druckt, eın anderes Amtsgericht meinte in der Anschrift den Vermerk „als Er- 
bin des am ... verstorbenen ...““ anbringen zu müssen. In beiden Fällen lagen 
Verstöße gegen die Allgemeine Verfügung des Justizministeriums zur Be- 
zeichnung des zuzustellenden Schriftstücks auf der Zustellungsurkunde vom 
7 Januar 1971 (Nds. Rpfl. S. 30) vor 

Im kommunalen Bereich wurden von einer Stadt Verwarnungen nach dem 
Ordnungswidrigkeitengesetz als Drucksache versandt. Ich halte in Überein- 
stimmung mit dem Innenministerium eine Versendung mit verschlossenem 
Briefumschlag für erforderlich. 

In einem anderen Fall erschienen Geburtsname, -tag und -ort im Anschriften- 
feld eınes Fensterbriefumschlages; durch eine programmseitige Änderung ım 
Bescheidaufbau wurde dieser Mangel für die Zukunft behoben 

Drucksache 12/4400
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Auf dem Umschlag zu einem Wohngeldbescheid wurde von einer Stadt der 
Stempei „Amt für Wohnungswesen, Abteilung für Wohngeld‘ aufgebracht, 
der direkte Rückschlüsse auf den Inhalt der Sendung zuließ. Die Stadt sah ein, 
daß diese Absenderangabe zumindest rechtlich bedenklich ist und wird zu- 
künftig die neutrale Kurzbezeichnung der Organisationseinheit angeben. 

Ein Hinweis „BSeuchG‘ als Identifizierungsmerkmal auf einem Briefum- 

schlag war „aus Versehen“ notiert worden; die betreffende Stadt hat versi- 
chert, daß eine derartige Kennzeichnung ın Zukunft unterbleibt. 

Auf dem Briefumschlag zur Postzustellungsurkunde eines Finanzgerichts wur- 
de bisher der Aufdruck „Lohnsteuerhaftung“ angebracht. Das Finanzgericht 
wird zukünftig nur noch das Aktenzeichen und die Art des Schriftstückes an- 
geben. 

Diese beispielhafte Aufzählung zeigt, daß vielfach bestehende Regelungen 
nicht eingehalten werden oder Nachlässig- und Gedankenlosigkeit eine Beein- 
trächtigung von Persönlichkeitsrechten der Bürgerinnen und Bürger nach sich 
ziehen. Hier sind alle Verwaltungsangehörige zu etwas mehr Nachdenklich- 
keit aufgerufen. 

Datenschutz beim Landtag 

Behandlung von Landtagspetitionen 

Mehrere Eingaben — zum Teil an den Landtag, zum Teil an mich gerich- 
tet — haben die Frage aufgeworfen, ob die derzeitige Behandlung von Land- 
tagspetitionen mit dem Recht der Petenten auf informationelle Selbstbestim- 
mung vereinbar ist. 

Jede an den Landtag gerichtete Petition wird mit einer Eingabe-Nummer, 
dem Namen der einsendenden Person und deren Wohnort sowie einem kur- 
zen Betreff versehen. Nach Beratung in nichtöffentlicher Sitzung gibt der zu- 
ständige Ausschuß jeweils eine Beschlußempfehlung für den Landtag ab. Die 
Beschlußempfehlungen werden nach & 52 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Landtages (GO LT) in Eingabenübersichten zusammengefaßt, die auch die ge- 
nannten Angaben zur Person enthalten. Die Eingabenübersichten werden als 
Landtagsdrucksachen verteilt und sind damit der Öffentlichkeit zugänglich. 
Sie bilden die Grundlage für die öffentliche Beratung und Beschlußfassung 
des Landtages. 

Zu Eingaben, die der Landtag der Landesregierung zur Erwägung oder Be- 
rücksichtigung überwiesen hat, teilt diese nach & 54 Abs. 3 GO LT schriftlich 
mit, was sie in der Sache veranlaßt hat. Auch diese Mitteilungen werden als 
Landtagsdrucksachen verteilt. Sie enthalten häufig nähere Darstellungen der 
persönlichen Verhältnisse der Petenten, z. B. zu Steuerschulden, Freiheitsent- 
ziehungen, psychiatrischer Behandlung. Die Veröffentlichung soll den Abge- 
ordneten die Möglichkeit geben, eine erneute Beratung der Eingabe zu for- 
dern, wenn ıhnen die Mitteilung der Landesregierung nicht befriedigend er- 
scheint 

Der Landtag, der die Problematik ım Auschuß für Rechts- und Verfassungsfra- 
gen sowie ım Geschäftsordnungsausschuß eingehend erörtert hat, hat mich 
um eine datenschutzrechtliche Bewertung dieses Verfahrens gebeten. 
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Ich habe Bedenken gegen die Wiedergabe der personenbezogenen Daten der 
Petenten in den veröffentlichten Eingabenübersichten geäußert. Zunächst 
kann nıcht unterstellt werden, daß eine Person, die sich an den Landtag wen- 
det, der Veröffentlichung ihrer Daten konkludent zustimmt. Eine solche An- 
nahme würde voraussetzen, daß allen einsendenden Personen der Verfahrens- 
ablauf bei der parlamentarischen Behandlung von Eingaben, insbesondere die 
Veröffentlichung in den Landtagsdrucksachen, bekannt wäre. Hiervon kann 
nach den bisherigen praktischen Erfahrungen nicht ausgegangen werden. 

Nach dem das Datenschutzrecht beherrschenden Erforderlichkeitsprinzip darf 
in das informationelle Selbstbestiimmungsrecht nur eıngegriffen werden, 
wenn die Aufgabenerfüllung dies unabdingbar notwendig macht. Nach mei- 
ner Einschätzung ist es nicht erforderlich, in die Eingabenübersichten Anga- 
ben zur Person der jeweiligen Einsenderin bzw. des Einsenders aufzunehmen. 
Deshalb habe ich vorgeschlagen, künftig auf die Wiedergabe von Namen und 
Wohnort im Zusammenhang mit den Beschlußempfehlungen an den Landtag 
zu verzichten. 

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des Landtags hat hiergegen einge- 
wandt, das Verfassungsprinzip der Öffentlichkeit parlamentarischer Verhand- 
lung (Art. 9 Abs. 1 VNV) verlange diese Angaben. Das Öffentlichkeitsgebot 
solle u. a. eine Kontrolle der Abgeordneten durch die Wählerinnen und Wäh- 
ler ermöglichen. Gerade im Petitionswesen sei es von wesentlicher Bedeutung, 
daß jede Bürgerin und jeder Bürger nachprüfen könne, auf wessen Eingabe 
hin der Landtag welchen Beschluß gefaßt habe. Etwaigen Mutmaßungen über 
Inkotrektheiten könne so von vornherein der Boden entzogen werden. 

Dieser Gesichtspunkt überzeugt mich nicht. Zwar kommt dem Öffentlich- 
keitsgebot als demokratischem Grundprinzip zweifellos ein hoher Rang zu. 
Dennoch unterliegt auch dieses Prinzip Einschränkungen, etwa wenn es um 
staatliche Geheimhaltungsinteressen, aber auch um den Schutz von Person- 
lichkeitsrechten (vgl. das Flick-Urteil des Bundverfassungsgerichts — BVerfGE 
67, 100 —) geht. Schließlich darf die praktische Bedeutung der öffentlichen 
Kontrolle gerade bei der Behandlung von Petitionen nicht uberschätzt wer- 
den. Werden — wie dies im Regelfall geschieht — bei der Beratung im Land- 
tag lediglich der Name der einsendenden Person, deren Wohnort, der Betreff 
der Eingabe und der Beschlußvorschlag des zuständigen Ausschusses genannt, 
dürfte aufgrund dieser spärlichen Angaben eine effektive Kontrolle der Täuig- 
keit der Abgeordneten ohnehin kaum möglich sein. 

Im Bund und in den übrigen Ländern wird — bei weitgehend gleicher Verfas- 
sungslage — denn auch datenschutzfreundlicher verfahren. Sowohl der Deut- 
sche Bundestag als auch die Länderparlamente der alten Bundesländer stellen 
— wie eine Umfrage ergeben hat — sicher, daß die Petentin bzw. der Petent 
für die Öffentlichkeit anonym bleibt. Im Bund und in einigen Ländern wer- 
den die Beschlußempfehlungen des zuständigen Ausschusses in Eingaben- 
übersichten ohne Namensangabe der Petenten veröffentlicht; in den anderen 
Ländern werden die Eingaben in den Ausschüssen in nichtöffentlicher Sitzung 
abschließend beraten. In Baden-Württemberg erhalten die Abgeordneten 
eine (nicht veröffentlichte) Liste, die ihnen Aufschluß über Person und Wohn- 
ort der Petenten gibt. In den als Landtagsdrucksachen offentlich zugänglichen 
Beschlußvorlagen sınd anonymisierte detailliertere Angaben über die einzel- 
nen Eingaben, über die Stellungnahme der Regierung sowıe über die zu tref- 
fende Landtagsentscheidung enthalten. 

Im Hınblick auf dıe — nach meiner Ansicht in diesem Zusammenhang über- 
zogene — Auslegung des Öffentlichkeitsprinzips durch den Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienst haben die beteiligten Ausschüsse alle Verfahrensweisen 
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6.1 

dieser Art abgelehnt. Künftig soll jedoch den Petenten in der Eingangsbestäti- 
gung die Behandlung der Eingaben näher erläutert und die Möglichkeit eröff- 
net werden, sıch im Falle von Einwendungen gegen die öffentliche Behand- 
lung ihrer Angelegenheit mündlich oder schriftlich mit der Landtagsverwal- 
tung in Verbindung zu setzen. 

Bezüglich der Eingaben, die der Landesregierung zur Erwägung oder Berück- 
sichtigung überwiesen worden sind, bestand Einvernehmen, daß auf eine Ver- 
öffentlichung der Antworten der Landesregierung verzichtet werden kann. 
Abdrucke der Antworten sollen künftig an die Mitglieder der zuständigen 
Ausschüsse verteilt werden. $ 54 Abs. 3 GOLT ıst entsprechend geändert wor- 
den. Die jeweils örtlich zuständigen Abgeordneten oder weitere Abgeordnete 
können auf Wunsch ebenfalls entsprechende Abdrucke erhalten. Mit dieser 
Regelung kann ein datenschutzgerechtes Verfahren jedenfalls in diesem Punkt 
sichergestellt werden. 

Parlamentarische Datenverarbeitung 

Der Landtag unterliegt nicht meiner Kontrolle, soweit er in Wahrnehmung 
parlamentarischer Aufgaben personenbezogene Daten verarbeitet. Die beson- 
dere Stellung des Landtags als unmittelbar vom Volk gewähltes Organ läßt 
keine staatliche Fremdkontrolle zu. Dessenungeachtet ist die parlamentarische 
Datenyerarbeitung für die Betroffenen ein Eingriff. Deshalb wird der Bundes- 
tag prüfen, ob eine Regelung in das Bundesdatenschutzgesetz aufgenommen 
und die Bundestagsgeschäftsordnung um eine „Datenschutzordnung des 
Bundestages‘ erweitert werden soll. Im Rahmen der Diskussion über den Ent- 
wurf eines neuen NDSG besteht für den Niedersächsischen Landtag die Mög- 
lichkeit, sich Klarheit darüber zu schaffen, wie ım eigenen Hause der Daten- 
schutz sichergestellt werden kann. 

Europa 

Bis hınein in die 80er Jahre waren in Sachen Datenschutz auf übernationaler 
Ebene fast nur Aktivitäten des Europarates zu vermelden, der Empfehlungen 
für allgemeine und bereichsspezifische Datenschutzregelungen an die Mit- 
gliedstaaten herausgab. Immer wieder war von seiten der Datenschutzinstan- 
zen wie von der Wissenschaft beklagt worden, daß trotz Intensivierung der in- 
formationellen Beziehungen im immer stärker zusammenrückenden Europa 
keine Anstrengungen unternommen werden, das informationelle Selbstbe- 
stimmungsrecht bei gemeinsamen Datenbanken und bei grenzüberschreiten- 
dem Datenaustausch sicherzustellen. 

EG-Datenschutzpaket 

Mit einer „Datenschutzpaket“ signalisierte die EG-Kommission am 27 Junı 
1990, daß sie sich nunmehr auch ın Fragen des Datenschutzes für zuständig 
ansieht. Ziel dıeses Pakets ist es, einen einheitlichen Schutzstandard ın der EG 
festzulegen und so Hemmnisse des Datentransfers im Binnenmarkt aus Da- 
tenschutzgründen zu verhindern. Das Paket enthielt Vorschläge für 
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— eine Richtlinie des Rates zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, 

— eine Entschließung zur Ausweitung des Anwendungsbereichs der Richtli- 
nie auf Materien außerhalb des EG-Rechts, 

— eine Erklärung der Kommission, die Richtlinie auf EG-Institutionen anzu- 
wenden, 

— eine Richtlinie zum Datenschutz im Bereich der Telekommunikation, 
— eine Empfehlung der Kommission zum Beitritt der EG zur Datenschutz- 

konvention des Europarates sowie schließlich 
— eınen Beschluß des Rates auf dem Gebiet der Informationssicherheit. 

Im Berichtszeitraum fanden die Kommissionsvorschläge große Beachtung und 
im Grundsatz positive Resonanz, von seiten der Privatwirtschaft aber auch hef- 
tige Kritik. Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder verteidigte den Entwurf für eine Datenschutzrichtlinie in seiner grund- 
sätzlichen Tendenz und machte Verbesserungsvorschläge (vgl. Anlage 1). Am 
15. Juli 1992 wurden dann EG-einheitliche Kriterien für die Bewertung der 
Sicherheit von Systemen der Informationstechnik bekanntgemacht (GMBl. 
1992, 5. 545). Während bei Fragen der Informationssicherheit Einigung her- 
gestellt werden konnte, war dıe Diskussion über das materielle EG-Daten- 
schutzrecht Ende 1992 noch nicht abgeschlossen. Sowohl die allgemeine wie 
auch die Telekommunikations-Richtlinie für den Datenschutz befinden sich 
noch ım Normgebungsverfahren. Bei der Telekommunıkation-Richtlinie lie- 
gen dıe Standpunkte der Kommission der EG einerseits und des Europäischen 
Parlaments andererseits schon nahe beieinander (abgedruckt in DANA 
2/3-1992, 5.9 ff, vgl. 3 1.1). Äußerst umstritten ist dagegen der Entwurf ei- 
ner allgemeinen Datenschutz-Richtlinie. Zu bedauern ist auch, daß sich die 
Kommission nicht in der Lage sah, zumindest vorläufig den Richtlinienent- 
wurf für EG-Institutionen für verbindlich zu erklären. 

6.2 EG-Datenschutzrichtlinie 

Nachdem das Europäische Parlament seıne Änderungsvorschläge zum Entwurf 
der Datenschutzrichtlinie formuliert hatte, wurde von der Kommission am 
15. Oktober 1992 ein überarbeiteter Richtlinienentwurf vorgelegt (abgedruckt 
in RDV 1/1993). Ziel dieses Richtlinienentwurfes ist es, den „freien Verkehr 
personenbezogener Daten zwischen Mitgliedsstaaten“ der EG zu gewährlei- 
sten (Art. 1 Abs. 2 des Entwurfes). Um dieses Ziel zu erreichen, soll ein Min- 
deststandard an Datenschutz festgeschrieben werden, der dazu führt, daß der 
Datenaustausch über die Grenze wegen mangelnden Datenschutzes nıcht 
mehr untersagt werden kann. Ich halte es für eine förderalistische Selbstver- 
ständlichkeit und für eine verfassungsrechtliche Notwendigkeit, daß der natio- 
nale Gesetzgeber über die Richtlinie hinausgehende Datenschurzvorschriften 
erlassen kann Das Ziel, Wettbewerbsverfälschungen in der EG zu verhindern, 
so der 7. Erwägungspunkt des Richtlinienentwurfes, darf nicht dazu benutzt 
werden, daß der Grundrechtsschutz auf der Strecke bleibt und nationales 
Recht auf dem Niveau der Richtlinie gleichgeschaltet wird. Mit der Richtlinie 
können auch keine Kompetenzveränderungen vorgenommen werden. Inso- 
fern ist es mehr als mißverständlich, wenn Art. 33 des Entwurfes der Kommis- 
sion eine „Rechtserzungsbefugnis“ zuschreibt, um die einheitliche Anwen- 
dung der Richtlinie zu gewährleisten. 

Eın Einfallstor für den unbeschränkten Datenaustausch gegenüber Drittlän- 
dern enthält Art. 26 des Entwurfs, wonach die EG-Kommission feststellt, ob 
ein Drittland als Übermittlungsvoraussetzung ein „angemessenes Schurzni- 
veau gewährleistet‘, ohne daß die Anhörung der Datenschutzkontrollinstan- 
zen zwingend vorgeschrieben wäre 
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Zu begrüßen ist es, daß der Richtlinienentwurf Schurzbestimmungen enthält, 
die dem deutschen Datenschutzrecht bisher unbekannt sind, so etwa ein ver- 
stärkter Schutz besonders sensibler Daten, wie Angaben über rassische und 
ethnische Herkunft, über politische und religiöse Anschauungen, über Ge- 
sundheit und Sexualleben (Art. 8 des Entwurfs). Während nach bundesdeut- 
schem Recht der Widerspruch gegen die Datennutzung zu Werbezwecken nur 
zur Sperrung führt, normiert der Entwurf eine Löschungspflicht. Prinzipiell 
zu begrüßen ist auch das Verbot einer beschwerenden Verwaltungsmaßnahme 
oder einer Entscheidung im privaten Bereich, „die ausschließlich aufgrund ei- 
ner automatisierten Verarbeitung ergangen ist, die ein Persönlichkeitsprofil 
erstellt“. Unklar ıst aber, weshalb die Richtlinie die nationalen Gesetzgeber 
verpflichtet, von diesem positiven Ansatz weitgehende Ausnahmen zuzulas- 
sen (Art. 16 des Entwurfs). 

Krrtikwürdig ist weiterhin die äußerst schwammige Formulierung zur Zweck- 
bindung. Dadurch, daß — anders als vom Europäischen Parlament gefordert 
— Akten nicht von der Richtlinie erfaßt werden sollen, besteht das Risiko, daß 
der unbefriedigende Rechtszustand nach dem BDSG im privaten Bereich fest- 
geschrieben oder gar verschlechtert wird Weıterhin erscheinen mir die Straf- 
vorschriften, welche nach dem Entwurf erlassen werden müssen, als ein unge- 
eignetes Instrument zum Schutz der Privatsphäre. Bedenken müssen schließ- 
lich vorgebracht werden, daß die Richtlinie den nationalen Gesetzgebern bis 
Mitte 1994 Zeit lassen möchte, ıhre Vorschriften anzupassen, und daß die An- 
wendung der materiellen Regelungen bis Mitte 1997 hinausgezögert werden 
kann. Ich gehe davon aus, daß der freie Binnenmarkt für personenbezogene 
Daten erst dann etabliert werden kann, wenn die Richtlinie vollständig ın na- 
tionales Recht umgesetzt wurde. 

Schengen 

Die polizeiliche, ausländerrechtliche und justitielle Zusammenarbeit der EG- 
Mitgliedstaaten hat im Schengener Zusatzabkommen, das am 19. Juni 1990 
unterzeichnet wurde, konkrete rechtliche Gestalt bekommen (BT-Drs 
12/2453). Fast zeitgleich erfolgte die Unterzeichnung des Dubliner EG-Asyl- 
abkommens vom 15. Juni 1990. Für den Bereich des Asylrechts sind Dubliner 
und Schengener Abkommen inhaltlich weitgehend identisch. Beide Vertrags- 
texte bedürfen für ihr Inkrafttreten der Ratifikation durch die nationalen Par- 
lamente. Während das Asylübereinkommen für die gesamte EG gelten soll, 
wollen sich mıt dem Schengen-Vertrag zunächst nur 9 der 12 EG-Mitglieder 
binden, neben den Schengen-Kernländern Frankreich, Bundestepublik 
Deutschland, Belgien, Niederlande und Luxemburg auch Italien, Spanien 
und Portugal sowie durch Unterzeichnung am 6. November 1992 Griechen- 
land. 

Im Rahmen der Prüfung, ob das Land Niedersachsen dem Schengener Zusatz- 
abkommen zustimmen könne, wies der Niedersächsische Ministerptasident 
auf datenschutzrechtliche Defizite hın Ich habe eine detaillierte datenschutz- 
techtliche Überprüfung des Vertragswerks durchgeführt und das Ergebnis den 
zuständigen niedersächsischen Ministerien mitgeteilt. 

Gegenuber den ersten Entwürfen weıst der jetzt vorliegende Vertragstext eını- 
ge datenschutzrechtliche Verbesserungen auf, die auf Forderungen der Daten- 
schutzbeauftragten zuruckgehen. Dessenungeachtet bestehen weiterhin Defi- 
zite, die durch Nachbesserungen des sich immer noch im Ratifizierungsverfah- 
ten befindlichen Vertrags behoben werden können:
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— Durch mangelnde Einbindung des Vertrags in den organisatorischen Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft fehlt auf europäischer Ebene sowohl 
die parlamentarische als auch die justitielle Kontrolle. 

— Die Umsetzung bedarf teilweise noch nationaler bereichsspezifischer Da- 
tenschutzregelungen, etwa auch im niedersächsischen Polizeirecht. 

— Die ausnahmslose Meldepflicht aller Drittausländer und Drittausländerin- 
nen könnte manche an die polizeiliche Meldepflicht auch der Westdeut- 
schen in der ehemaligen DDR erinnern. 

— Die Abstimmung ausländer- und asylrechtlicher Maßnahmen zwischen den 
Vertragsstaaten setzt den Austausch höchst sensibler Personendaten voraus. 
Es ist nicht festgelegt, in welchem Umfang die Unterrichtung erfolgt. Die 
Datenübermittlungen können existentielle Eingriffe in das Leben der 
Drittausländer und Drittausländerinnen zur Folge haben. 

— Die Vertragsstaaten verpflichten sich, nach Übermittlung der hierfür nöti- 
gen Informationen, bestimmte nach fremdem Recht verhängte ausländer- 
rechtliche und polizeiliche Maßnahmen auszuführen, auch wenn deutsches 
Recht solche Maßnahmen nicht zuließe. Dies dürfte einen Verstoß gegen 
den Gesetzesvorbehalt bei Grundrechtseingriffen darstellen. 

— Datenübermittlungen werden nicht von einem der Bundesrepublik ent- 
sprechenden Datenschutzstandard abhängig gemacht, sondern von der 
Geltung der insofern unzureichenden Europäischen Datenschutzkonven- 
won 

— Es bleibt unklar, welchen datenschutzrechtlichen Verpflichtungen polizei- 
liche Verbindungsbeamte unterworfen sind. 

— Einzelne Maßnahmen zielen nicht auf die Bekämpfung von konkreten Ge- 
fahren und Staftaten, sondern auf das sogenannte „Vorfeld“. Dadurch 
werden auf europäischer Ebene Maßnahmen erlaubt, deren Zulässigkeit 
nach nationalem Verfassungsrecht äußerst umstritten ist. 

— Die Installierung des Schengener Informationssystemns (SIS) wirft eine Viel- 
zahl von Fragen auf, die im Vertrag nicht beantwortet werden. Das SIS 
wird eine neue Qualität für die internationale polizeiliche Zusammenarbeit 
und den Informationsaustausch mit sich bringen. Mit dem sekunden- 
schnellen Zugriff durch die Polizeien aller Partnerländer werden polızeili- 
che Maßnahmen in einem anderen Staat erfolgen, deren materiellrechtli- 
che Zulässigkeit nach nationalem Recht nicht mehr geprüft werden kann. 
Die im SIS eingegebenen Daten unterliegen nicht mehr der alleinigen Ver- 
fügbarkeit der eingebenden Stelle und entwickeln ein Eigenleben, welches 
ausschließlich vom abfragenden Staat bestimmt wird. 
Die Ausschreibung zur Einreiseverweigerung im SIS-System unterliegt 
auch nicht ansatzweise gemeinsamen Standards. Bei der Zurückweisung 
von Drittausländerinnen und Drittausländern machen sich die Staaten ge- 
genseitig zu ausländerrechtlichen Erfüllungsgehilfen. 

Schließlich muß darauf hingewiesen werden, daß die im Vertragsentwurf ge- 
planten zusätzlichen Befugnisse der Regierungen schon heute nicht mehr als 
ausreichend angesehen werden. So ist die Rede von supranationalen polizeili- 
chen Lagezentren, von einer europaweiten daktyloskopischen Sammlung mit 
10-Fınger-Formeln der Asylsuchenden aller EG-Staaten (vgl. 13.5) oder von 
europäischen Haft- oder Straftaten’ Straftäter-Dateien. Solche Vorhaben sınd 
nicht akzeptabel, solange es in Europa kein gemeinsames Datenschutzrecht im 
institutionellen Rahmen der EG gibt, das den Anforderungen des bundes- 

deutschen Verfassungsrechts entspricht. 

6.4 Maastricht 

Nachdem die EG-Kommission mit ihren Richtlinienvorschlägen zu erkennen 
gegeben hatte, daß sıe dem Datenschutz wie dem Grundrechtsschutz allge- 
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mein einen hohen Stellenwert bei der Integration Europas beimißt, war zu 
hoffen, daß sich auch die EG-Staatschefs bei der Ausarbeitung eines Vertrages 
über die Schaffung der Europäischen Union, unterzeichnet am 7. Februar 
1992, von entsprechenden Überlegungen leiten lassen würden. Diese Hoff- 
nungen haben gettogen. Der sog. Maastticht-Vertrag enthält außer einem ge- 
nerellen Bekenntnis zu den Grundrechten und Grundfreiheiten ın Art. F kei- 
ne Aussage zum Datenschutz. Zwar wird den Bürgerinnen und Bürgern ein 
europäisches Petitionsrecht zugestanden. Ein Bürgerbeauftragter sowie ein 
Rechnungshof sollen installiert werden. Die Einrichtung einer europäischen 
Datenschutzkontrollinstanz wurde aber versäumt. Eine solche Instanz ist im 
Hinblick auf die teilweise sehr unterschiedliche Datenschutzgesetzgebung in 
den Ländern und in Anbetracht der in der EG massiv zunehmenden Daten- 
ströme unverzichtbar. Anders als auf nationaler Ebene, wo bei der Rechtser- 
zung die Datenschurzkontrollinstanzen beteiligt werden, gibt es auf EG-Ebe- 
ne kein solches Korrektiv. Immer wieder muß ich feststellen, daß das nationale 
Datenschutzrecht durch EG-Rechtsakte auf kaltem Wege ausgehebelt wird. 
Zu administrativen Überwachungs- und Kontrollzwecken z.B. bei der Sub- 
ventionsvergabe werden in der EG Datenerhebungen und Übermittlungen in 
gewaltigem Umfang vorausgesetzt. Es gibt aber keinerlei Anzeichen dafür, 
daß in diese EG-Regelungen ein Mindeststandard bereichsspezifischer daten- 
schutzrechtlicher Regelungen materiellrechtlicher oder technisch-organısatori- 
scher Art in Zukunft aufgenommen werden sollte. Dieses Defizit im Grund- 
rechtsschutz hätte durch Aufnahme eines Datenschutzrechts und durch Insti- 
tutionalisierung eıner EG-Datenschutzkontrolle im Maastricht-Vertrag beho- 
ben werden können — eine verpaßte Chance! 

Ausdrücklich zu begrüßen ist eine Zusatzerklärung zum Maastricht-Vertrag, 
die das Ziel verfolgt, den „Zugang der Öffentlichkeit zu den Informationen, 
über die die Institutionen verfügen“, zu erweitern. Es ist zu hoffen, daß hier 
der Zeitraum bis 1993 für die Erstellung eines ersten Berichts nicht voll in An- 
spruch genommen werden wird und bald rechtsetzende Aktivitäten folgen. 
Das Beispiel der EG-Richtlinie zur Realisierung der Informauonsfreiheit im 
Umweltbereich hat mit ihrer Fristsetzung auf Ende 1992 eine posıtive Auswir- 
kung auf die nationalen Gesetzgeber gehabt (vgl. 17.1). 

Obwohl dem Datenschutz im Maastricht-Vertrag keine Beachtung zuteil wur- 
de, ist es dessen offensichtliches Ziel, die informationellen Beziehungen zwi- 
schen den EG-Staaten zu intensivieren. Dies kommt darin zum Ausdruck, daß 
sich die Parteien verpflichten, transeuropäische Netze im Bereich der Tele- 
kommunikation aufzubauen und die technische Normung und Forschung 
auch im informationstechnischen Bereich zu intensivieren. Mehrfach besonde- 
re Erwähnung findet auch die Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Asyl-, 

der Justiz- und der Innenpolitik, insbesondere bei der Bekämpfung der illega- 
len Einwanderung und bei der Bekämpfung des Terrorismus, des illegalen 
Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender Formen der internationalen 
Kriminalität. Der „Aufbau eines unionsweiten Systems zum Austausch von 
Informationen im Rahmen einer Europäischen kriminalpolizeilichen Zentral- 
stelle (Europol)“ wird vereinbart. Ohne die Ratifizierung und das Inkrafttre- 
ten des Maastricht-Vertrages abzuwarten, beschlossen die EG-Innen- und Ju- 
stizminister am 18. September 1992 die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Die erste Abteilung von Europol 
nahm am 1. Januar 1993 ohne jede rechtliche Grundlage ihre Arbeit auf Dies 
hat auch für das Land Niedersachsen datenschutzrechrliche Relevanz, da der 
Europol-Stelle Zugriff zu den INPOL-Verbunddateien eingeräumt werden 
soll, in denen sich auch von der nicdersächsischen Polizei angelieferte Daten 
befinden und deren Verarbeitung sich nach meiner Auffassung nur nach nie- 
dersächsischem Recht richten kann (vgl. 12.3). 
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Die im Maastricht-Vertrag genannten Zielsetzungen und deren vorgezogene 
Realisierung sind zwangsläufig mit einer massiven Intensivierung des Aus- 
tauschs auch von Personendaten verbunden. Im Hinblick auf das bisherige 
Datenschutzbewußtsein innerhalb der EG-Administration ist zu befürchten, 
daß Belange des Persönlichkeitsschutzes auf der Strecke bleiben. 

6.5 Datensammelei auf dem Bauernhof 

Ein typisches Beispiel hierfür ist die Datenverarbeitung aufgrund von EG-Nor- 
men zum Zweck der Subventionsvergabe im Landwirtschaftsbereich: Mit der 
Verordnung (EWG) Nr. 3766/91 des Rates vom 12. Dezember 1991 sollen die 
Erzeuger von Sojabohnen, Raps- und Rübsensamen und Sonnenblumenker- 
nen von der EG unterstützt werden (Ölsaatenbeihilfe). Um die Unterstützung 
der EG zu erlangen, muß der Landwirtschaftsbetrieb Angaben über die ge- 
nutzten Flächen machen und einen detaillierten Anbauplan vorlegen. In einer 
weiteren Verordnung der EG (Verordnung der Kommission vom 10. März 
1992 Nr. 615/92) heißt es dann: „Zur Abwehr der Gefahr der unrechtmäßi- 
gen Erlangung von Gemeinschaftsmitteln soll eine strenge Kontrollregelung 
mıt Verwaltungskontrollen und physischen Kontrollen eingeführt werden“ 
Die Kontrollen sollen erfolgen „durch systematischen Vergleich mit verfügba- 
ren, einschlägigen früheren Angaben, in den Fällen, in denen Zweifel verbleı- 
ben, durch statistische Erhebung und mittels Fernerkundung “ Art. 17 der 
Verordnung könnte als eine Art Datenverarbeitungsermächtigungsklausel gel- 
ten: „Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen 
zur Durchfühning dieser Verordnung. Sie nehmen insbesondere Kontrollen 
der Unterlagen vor sowie zusätzliche Überprüfungen in den Fällen, in denen 
Erzeuger ım Jahr mehr als einen Antrag einreichen oder in denen je Feldstück 
mehr als ein Antrag gestellt wird. Zu diesem Zweck machen die Mitgliedstaa- 
ten bei der Bearbeitung der Anträge auf Direktzahlungen, falls möglich und 
kostengünstig, von EDV Gebrauch. Die Mitgliedstaaten unterstützen einan- 
der im erforderlichen Umfang bei den in dieser Verordnung vorgesehenen 
Kontrollen.“ 

Der in Niedersachsen für dıe Beantragung der Ölsaatenbeihilfe verwendete 
Vordnuck folgt der Linie der EG-Vorgaben, ohne daß ın austeichendem Maße 
auf die datenschutzrechtlichen Anforderungen geachtet worden wäre (vgl. 
auch 28.2). Die gesamte Rückseite des Antragformulars ıst gefüllt mit „Erklä- 
rungen/ Verpflichtungen“. So erklärt sich in Nr. 21 der Antragsteller eınver- 
standen, daß bei der Bearbeitung des Antrags alle bisher gemachten Angaben 
im Zusammenhang mit der Beantragung flächenbezogener Förderungsmaß- 
nahmen zum Vergleich herangezogen werden können (z.B. Gasölverbilli- 
gung, Flächenstillegung). 

Sicherlich ist es ein gewaltiger Mißstand in der EG, daß unberechtigterweise 
Fördermittel in Anspruch genommen werden. Der dadurch entstehende Scha- 
den soll in Milliardenhöhe gehen. Dieser Umstand rechtfertigt es aber nicht, 
auf rechtsstaatliche Erfordernisse wie Normenklarheit und Bestimmtheit und 
auf die Einhaltung des Gesetzesvorbehalts zu verzichten. Das Niedersächsi- 
sche Landwirtschaftsministerium teilt im konkreten Fall meine Einschätzung, 
daß dıe EG-Verordnung den Anforderungen des Volkszählungsurteils des 
Bundesverfassungsgerichts nicht genügt. Auch die Einwilligungserklärung 
hält einer rechtlichen Prüfung nicht stand, da weder Handlungsalternativen 
angeboten werden, noch über die Notwendigkeit der Erklärung und Folgen 
der Nichteinwilligung informiert wird. Der offensichtlich eingeplante Ab- 
gleich mıt früheren Anträgen erweist sich in den meisten der genannten Fällen 
als ungeeignetes Kontrollmittel. Meine Feststellungen sind um so schmerzli- 
cher, als die verwendeten Antragsfomulare nicht nur in Niedersachsen verwen- 
det werden, sondern bundesweit abgestimmt sınd. 
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7.2 

Aufgrund meiner Intervention thematisierte das Niedersächsische Landwitt- 
schaftsministerium die datenschutzrechtlichen Probleme bei einer Länder-Re- 
ferentenbesprechung. Da die Ölsaatenbeihilfe 1992 ausläuft, konnte man kei- 
ne direkten Schlußfolgerungen mehr aus meiner Kritik ziehen. Künftig sollen 
landwirtschaftliche Kontrollen sowie Sanktionen in einer Verordnung für alle 
Produkte geregelt werden. Dieser Vorschlag ist aber nicht minder umstritten: 
Geplant ist eine Datenbank, in welcher Betriebe, Parzellen und Tiere in ein 
detailliertes Verzeichnis aufgenommen werden. 

Die Kontrollpläne der EG-Beamten haben damit noch lange kein Ende gefun- 
den. So sollen EG-weit alle durchnumerierten landwirtschaftlichen Parzellen 
per Satellit daraufhin überwacht werden, ob sie tatsächlich, wie von den Land- 
wirtschaftsbetrieben angegeben, stillgelegt oder auf besondere Art genutzt 
werden (vgl. 28.1). Tiere von subventionierten Betrieben sollen alphanume- 
fisch registriert und fälschungssicher mit nur einmal verwendbarer Ohrmarke 
gekennzeichnet werden. Die Hannoversche Allgemeine Zeitung titulierte die- 
sc Form des Datenerhebens als den „totalen Agrar-Überwachungsstaat“. Ab- 
geschen von Datenschurzgesichtspunkten, die einer derart umfassenden und 
rechtlich nicht gesicherten Überwachung entgegenstehen, stellt sich die Frage, 
ob der Nutzen solcher Maßnahmen den verwaltungstechnischen Aufwand 
rechtfertigt. 

Statistik 

Volkszählung 1987 

Auswirkungen der Volkszählung 1987 bekam jetzt ein Bürger von seinem Fi- 
nanzamt zu spüren. Das Finanzamt hatte Angaben der Gebäude- und Woh- 
nungszählung im Statistischen Vierteljahresbericht Hannover ausgewertet, in 
der auch Tabelleneinsen enthalten waren. Es benutzte die Statistikzahl als 
Mietspiegel im wahrsten Sinne des Wortes und konnte so den vom Steuer- 
Pflichtigen in seiner Steuererklärung angegebenen Wert um fast 1,— DM/qm 
erhöhen. 

Ich habe die Veröffentlichung von Tabelleneinsen als Verletzung der Vor- 
schriften des Niedersächsischen Statistikgesetzes sowie des Volkszählungsge- 
setzes gegenüber der betreffenden Kommune beanstandet. Sie hat nunmehr 
ein Anonymisıerungsverfahren eingeführt, das eine Rückerkennbarkeit zu- 
künftig verhindern soll. Das Verfahren wurde mit mir abgestimmt. 

Volkszählung 2000 ? 

Das Bundesverfassungsgericht hat ın seiner Entscheidung zur Volkszählung 
1983 festgestellt, daß der Gesetzgeber vor der Anordnung jeder zwangsweise 
durchzuführenden Totalerhebung gehalten ist zu prüfen, ob diese nach dem 
jeweils aktuellen Stand der sozialwissenschaftlichen und statistischen Metho- 
den noch verhältnismäßig ist. Seine „Methodenwahl“ ist jeweils wissenschaft- 
lich neu zu legitimieren, verbunden mit der Pflicht, bei geänderten Umstän- 
den ggf. von einer Befragung aller Bürgerinnen und Bürger abzusehen. An- 
läßlich der Volkszählung 1987 wurde nun von Gegnerinnen und Gegnern be- 
stritten, daß diese Erhebung noch den Erfordernissen des Verfassungsgetichts 
entspräche. Diese Bewertung hat das Verfassungsgericht nicht geteilt. Für 
mich bleibt auch nach Auswertung der Volkszählung 1987 die Frage offen, ob 
diese sehr weit in das informationelle Selbstbestimmungsrecht der Menschen 
eingreifende Vollerhebung sinnvoll war.
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Schon jetzt werden Konzepte für die Volkszählung im Jahr 2000 entwickelt. 

Im November 1991 veranstaltete das Statistische Bundesamt einen Fachkon- 

greß unter dem Titel „Volkszählung 2000 — oder was sonst?“ Es schien vor- 

tangig zu interessieren, wie die Zählung effektiver durchgeführt werden kann, 

beispielsweise durch den Einsatz von Laptops. Im Sinne des Datenschutzes we- 

nig glücklich ist auch der Vorschlag, zentrale Landesmeldebehörden einzu- 

richten, wo Meldedaten mit Zusatzangaben angereichert werden sollen. Eine 

solche Registerzählung würde es erfordern, daß von vornherein gegenüber den 

bisherigen Beständen ein erheblich umfangreicherer Datenbestand vorgehal- 

ten werden müßte. Das Nachdenken, ob auf die gut zweitausend Jahre alte 

Methode „Volkszählung“ verzichtet werden kann, scheint nicht weit vorange- 

kommen zu sein. 

73 Landesamt für Statistik 

Durch Beschluß des Landesministeriums wurde mit Wırkung vom 1. Juli 1991 

ein Niedersächsisches Landesamt für Statistik eingerichter (Nds. MBl. $. 803). 

Damit wurde auch dem von mir eingebrachten Vorschlag, im Interesse einer 

datenschutzgerechten Abschottung der Statistik von anderen Verwaltungsauf- 

gaben die Statistik aus dem Landesverwaltungsamt herauszulösen, Rechnung 

getragen. Die Aufgaben der Landesstatistikbehörde sınd in einer Statistischen 

Ordnung vom 11. Oktober 1988 (Nds. MBl. $. 927) festgelegt. 

7.4 Gebäude- und Wohnungsstichprobe 

Das nicht zuletzt durch Kritik der Datenschutzbeauftragten von der Bundes- 

regierung fallengelassene Vorhaben aus dem Jahre 1989, eine Gebäude- und 

Wohnungsstichprobe durchzuführen, ist nunmehr wieder aufgegriffen wor- 

den. In den neuen Entwurf eines Wohnungsstatistikgesetzes sind die wesentli- 

chen Punkte aus dem gescheiterten Entwurf von 1989 übernommen und um 

eıne Vollerhebung in den neuen Bundesländern ergänzt worden. Ich werde 

meine datenschutzrechtliche Kritik am Erhebungsprogramm und -verfahren 

erneuern und gegenüber den beteiligten Ressorts artikulieren. 

7.5 Bevölkerungsstatistik 

Auch der neue Entwurf zum Gesetz über die Bevölkerungsstatistik stößt auf 

eine Vielzahl von datenschutzrechtlichen Kritikpunkten. Dies sieht auch der 

Bundesminister der Justiz so. Die Kritikpunkte wurden dem Bundesminister 
des Innern vorgelegt. Eine Reaktion ist noch nicht erkennbar. 

7.6 Krankenhausstatistik 

Die von einer Kommunalen Datenverarbeitungszentrale erwogene Erstellung 

der Krankenhausstatistik in Kombination mit den für die Mitgliedskranken- 

häuser durchgeführten Patientenabrechnungsverfahren habe ich als unzulässig 

angeschen. Schon die Weitergabe von Patientendaten zu Abrechnungs- 

zwecken an eine außenstehende Datenverarbeitungszentrale im Rahmen von 

Auftragsdatenverarbeitung ist nicht unproblematisch. Noch problematischer 

erscheint mir aber eine Auftragsdatenverarbeitung von sensıtiven medizini- 

schen Daten, wie sie zur Erstellung der Krankenhausstatistik benötigt werden. 

Überdies enthält die Krankenhausstatistik-Verordnung in Verbindung mit 

828 Abs. 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes keine Befugnis zur perso- 
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7.7 

7.8 

7.9 

nenbezogenen Erfassung und Speicherung von Statistikdatensätzen. Die 
Kommunale Datenverarbeitungszentrale hat das geplante Verfahren nicht 
realisiert. 

Strafverfolgungsstatistik 

Das Strafverfolgungsstatistikgesetz ist noch nıcht verabschiedet. Ich bezweife- 
le, daß dıe Strafrechtspflegestatistiken zukünftig überhaupt noch erhoben 
werden können, weil neun Jahre nach dem Volkszählungsurteil der „Über- 
gangsbonus“ sehr fraglich geworden ist und die Statistiken ohne gesetzliche 
Grundlage sind. 

Mit der Forderung nach Vorlage eines Referentenentwurfes für ein Strafverfol- 
gungsstatistikgesetz, auf dessen Grundlage eine weitere Diskussion stattfinden 
kann, stehen die Datenschutzbeauftragten nicht allein. Auch Vertreter der 
Statistischen Ämter, der Wissenschaft und der Justizminister der Länder for- 
dern ein baldiges Gesetz. Ich habe mich mit dem Niedetsächsischen Justizmi- 
nisterium in Verbindung gesetzt, das zur Zeit den Vorsitz in der Bund-Län- 
der-Konferenz der Justizminister innehat. 

Kinder- und Jugendhilfestatistik 

Gegen die Absıcht einer Stadt, die in den $8 98 bis 103 KJHG (SGB VII) 
geregelte Kinder- und Jugendhilfestatistik u.a. mit den Merkmalen Straße 
und Hausnummer der Wohnanschrift zu ergänzen und dann für Zwecke der 
Jugendhilfeplanung nach $ 80 KJHG nutzbar zu machen, habe ıch Zweifel 
geltend gemacht. Ich bin der Ansicht, daß eine Bundesstatistik mıt den ge- 
nannten Zusatzangaben nıcht als eigene Geschäftsstaristik geführt werden 
darf. Auch wäre mıt dieser Kommunalstatistik ein Eingriff in das informatio- 
nelle Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen verbunden, weil mit geringem 
Zusatzwissen eine Identifizierung möglich wäre. Zudem besteht für die ge- 
plante Übermittlung personenbeziehbarer Daten durch die Träger der freien 
Wohlfahrtspflege keine Rechtsgrundlage. 

Agrarberichterstattung 

Die vom Niedersächsischen Innenministerium entworfene Verordnung, in der 
u.a. Regelungen zur Bestimmung der Erhebungsstelle und zur Sicherung des 
Statistikgeheimnisses getroffen werden, ist immer noch nicht in Kraft getre- 
ten, obwohl die Erhebungen seit mehreren Jahren durchgeführt werden. Das 
Innenministerium ist aufgerufen, sıch für eine baldige Verabschiedung der 
Verordnung einzusetzen. 

EG-Statistiken 

Die unter X 7.9 erwähnte Verordnung des EG-Rates vom 11. Junı 1990 bein- 
haltet die Leitlinien für die Übermittlung von statistischen Daten an das Stati- 
stische Amt der Europäischen Gemeinschaften. Damit soll sichergestellt wer- 
den, daß die Kommission alle erforderlichen Maßnahmen trifft, um dıe Ver- 
traulichkeit der übermittelten Daten zu gewährleisten. Nach dem jetzt vorlie- 
genden Entwurf eines Gesetzes zur Gewährleistung der Geheimhaltung der 
dem Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften (SAEG) übermittel- 
ten vertraulichen Daten werden die Beamten und sonstigen Bediensteten des 
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SAEG für die Anwendung von Strafvorschriften deutschen Amtsträgern 

gleichgestellt; dadurch ist bei einer Geheimhaltungsverletzung eine Strafver- 

folgung möglich. Diese Regelung ist grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings 

bleibt insgesamt zu bemängeln, daß es wegen Fehlens einer europäischen Da- 

tenschutz-Instanz keine direkten Einflußmöglichkeiten auf die Vorhaben des 

SAEG gibt. 

7.11 EXPO 2000 

Die Durchführung der Bürgerbefragung in Hannover zur EXPO 2000 wurde 

von mir auf Datenschutzverstöße hin kontrolliert. Viele Bürgerinnen und Bür- 

ger hatten in Eingaben und telefonischen Anfragen dıe Befürchtung geäußert, 

daß die auf den Antwortkarten befindliche Codenummer Rückschlüsse auf 

ihre Person zulasse. Der Kontrollbesuch bei der Landeshauptstadt ergab kei- 

nen Grund zu datenschutztechtlichen Beanstandungen. Die Codenummer 

ließ lediglich Rückschlüsse auf den Wohnbezirk der befragten Personen zu. 

Eine Rückerkennung auf die antwortende Person war nicht möglich; die für 

die Zustellung der Befragungsvordrucke notwendige Datei wurde vernichtet. 

Allerdings habe ich die unzureichende Information der Bürgerinnen und Bür- 

ger über den Verfahrensablauf der Befragung zur EXPO 2000 kritisiert; Aufre- 

gung und Ärger hätten vermieden werden können. 

Auch in der Stadt Laatzen fand eine Bürgerbefragung zur geplanten EXPO 

2000 statt. Erfreulicherweise suchte die Stadt von sich aus das Beratungsge- 

spräch mit mir. 

8. Archivwesen: Demnächst ein neues Gesetz für Niedersachsen 

Meine im X. Tätigkeitsbericht geäußerte Hoffnung, im nächsten, also dem 

vorliegenden Bericht ein verabschiedetes Archivgesetz darstellen zu können, 

hat sich nicht erfüllt. Ende 1991 beschloß das Kabinett den Entwurf eines Ar- 

chivgesetzes (NAtchG), zu dem ich nochmals detailliert Stellung nahm. Ich 

konnte erreichen, daß in Hinblick auf den Datenschutz noch einige Klarstel- 
lungen und Verbesserungen vorgenommen wurden. 

Die federführende Staatskanzlei sah es nicht als erforderlich an, durch beson- 

dere Regelungen dıe Erschließbarkeit elektronischer Datenträger sicherzustel- 

len (vgl. X 8.2). Automatisiert gespeicherte Informationen sollen vielmehr 

durch dauernde Datenpflege mit modernem Gerät auswertbar sein. Bei sy- 

sterntechnischen Änderungen ist vorgesehen, die vorhandenen Daten auf das 

neue System zu übertragen. Um zu vermeiden, daß löschungspflichtige elek- 

tronisch gespeicherte Daten für Archivzwecke nicht verloren gehen, sieht der 

Entwurf vor, daß schon während der Verarbeitung, nicht erst zum Zeitpunkt 

der geplanten Löschung, über die Archivwürdigkeit entschieden wird. 

Inzwischen stellt der Entwurf klar, daß unzulässig gespeicherte Daten nicht 

der Anbierungspflicht unterliegen und auch nicht vom Archiv übernommen 

werden dürfen. 
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9.1.1 

Unklar war zunächst, ob im Einzelfall schutzwürdige Belange von Betroffenen 
nach Ablauf der relativ langen Schutzfristen die archivalische Nutzung aus- 
schließen sollten. Archivgut soll nach dem künftigen $ 5 Abs. 2 NArchG 
30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung, bei Unterlagen zu einer 
bestimmten Person 10 Jahre nach deren Tod für die archivalische Nutzung 
freigegeben werden. Die Schutzfristen haben zweifellos auch die Aufgabe, 
Verletzungen des Persönlichkeitsrechts zu verhindern, und dürften für diesen 
Zweck zumeist austeichen. Es ist daher aus datenschutzrechtlicher Sicht akzep- 
tabel, daß der Entwurf zum Niedersächsischen Archivgesetz darauf verzichtet, 
den Datenschutz als ein Beispiel für ein Nutzungsverbot nach Fristablauf auf- 
zuführen. Dessenungeachtet sind meines Erachtens Fälle denkbar, in welchen 
das Schurzfristensystem sowohl zum Schutz Betroffener wıe auch Dritter, also 
etwa Verwandter, nicht ausreicht. Auch in solchen Ausnahmefällen kann nach 
der aktuellen Formulierung des Entwurfes die Archivnutzung ausgeschlossen 
werden. 

Ausdrücklich zu begrüßen ist schließlich, daß sich die Staatskanzlei bereiter- 
klärte, den Betroffenen neben dem Anspruch auf Auskunft einen Anspruch 
auf Akteneinsicht einzuräumen. 

Am 1. Dezember 1992 hat das Kabinett beschlossen, den Entwurf ins Gesetz- 
gebungsverfahren einzubringen. Es ist zu hoffen, daß dieser schlanke, daten- 
schutzrechtlich ausgereifte Entwurf in Bälde die parlamentarischen Hürden 
nımmt und die gesetzlose Zeit in den staatlichen Archiven Niedersachsens 
beendet. Nach Verabschiedung des Gesetzes bedarf es dann Ausführungsvor- 
schriften, welche den Umgang mit dem Archivmaterial konkretisieren. Es 
wurde mir zugesagt, daß ich auch beı dem Erlaß dieser Vorschriften rechtzeiug 
beteiligt werde 

Auch wenn demnächst ein Niedersächsisches Archivgesetz in Kraft treten 
wird, so bestehen ım Lande immer noch keine alle öffentlichen Archive um- 
fassenden Rechtsvosschriften, da der Regelungsbereich des NArchG aus Rück- 
sicht auf die kommunale Selbstverwaltung kommunale Archive nicht mit er- 
faßt. Die meisten Kommunen haben zwar eigene Archive, eine Satzung hier- 
für ist aber in vielen Fällen nicht vorhanden. Nachdem für staatliche Archive 
die Regelungslucke ausgefüllt wird, muß nun auch dieses Defizit behoben 
werden. 

Neue Medien 

Telekommunikation 

Rechtsgrundlagen in Bewegung 

„Telekommunikation und Datenschutz“ scheint zu einem Dauerthema von 
Datenschutzbeauftragten, von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern so- 
wie von Bürgerrechtsgruppen zu werden. In zahlreichen Beschlüssen haben 
nationale und internationale Datenschutzgremien auf die besonderen Gefähr- 
dungen durch eine dynamische Technikentwicklung auf dem Gebiet der Tele- 
kommunikation hingewiesen (vgl. Anlage 2). Sie haben bessere rechtliche Ab- 
sicherungen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses und des nicht öf- 
fentlich gesprochenen Wortes eıngefordert. Die nationalen Reizthemen Spei- 
cherung der kompletten Verbindungsdaten einschließlich der Zielnummern 
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in einem zentralen Postcomputer, Ausdruck dieser Daten in einem Einzelent- 
geltnachweis und zwangsweise Anzeige der Rufnummer des anrufenden An- 
schlusses am Apparat der oder des Angerufenen schienen durch zwei Daten- 
schutzverordnungen aus dem Jahr 1991 zum größten Teil bereinigt zu sein: 
Am 1. Juli 1991 trat die „Verordnung über den Datenschutz bei Dienstlei- 
stungen der Deutschen Bundespost TELEKOM (TELEKOM-Datenschutzver- 
ordnung — TDSV)“ vom 24. Juni 1991 (BGBl. 1S. 1390) in Kraft. Die „Ver- 
ordnung über den Datenschutz für Unternehmen, die Telekommunikations- 
dienstleistungen erbringen (Teledienstunternehmen-Datenschutzverordnung 
— UDSV)“ wurde am 12. Dezember 1991 mit Zustimmung des Bundesrates 
von der Bundesregierung beschlossen und am Tag nach Verkündung in Kraft 
gesetzt (BGBl. IS. 2337). 

Noch bevor die Regelungen vollständig umgesetzt waren, wurde auch schon 
deren Überarbeitung erforderlich. Das Bundesverfassungsgericht stellte in sei- 
nem „Fangschaltungsbeschluß‘“ vom 25. März 1992 (NJW 1992, 1875) u. a. 
fest, daß die Erfassung von Ferngesprächsdaten mittels Fangschaltung und 
Zählervergleichseinrichtungen einer gesetzlichen Grundlage bedarf und daß 
8 30 des Postverfassungsgesetzes keine ausreichende gesetzliche Ermächtigung 
zum Erlaß solcher Regelungen bildet. Das Urteil und andere neuere Entschei- 
dungen des BVerfG zwingen die Bundesregierung dazu, alle Regelungen der 
TDSV und der UDSV völlig neu zu überdenken. 

Nach Vorstellung der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
sollten dıe Einschränkungen des Fernmeldegeheimnisses, die sich insbesonde- 
re aus der Speicherung von Verbindungsdaten ergeben, unverzüglich durch 
Gesetz geregelt werden. Interne Begrenzungen des Fernmeldegeheimnisses, 
die der Bundesminister für Post und Telekommunikation (BMPT) bisher mit 
„immanenten Schranken“ oder „postbetrieblichen Erfordernissen“ begrün- 
det hat, sınd nach der Rechtsprechung des BVerfG nicht mehr anzuerkennen. 
Dabei kann sich der Gesetzgeber nicht damit begnugen, lediglich eine Ver- 
ordnungsermächtigung in das Postverfassungsgesetz und das Fernmeldeanla- 
gengesetz aufzunehmen. Die zu schaffenden gesetzlichen Regelungen müssen 
grundlegende inhaltliche Festlegungen enthalten, in welchem Umfang die 
Netzbetreiber und Diensteanbieter personenbezogene Daten ihrer Kundin- 
nen und Kunden verarbeiten dürfen. Es sollte der Grundsatz festgeschrieben 
werden, daß Verbindungsdaten nach Beendigung der Verbindung zu löschen 
sind. Dies ist dann realisierbar, wenn die Gebühren in der jeweiligen Ortsver- 
mittlungsstelle errechnet werden. Von dieser Verfahrensweise darf nur dann 
abgewichen werden. wenn die Kundin oder der Kunde einen Einzelentgelt- 
nachweis beantragt, auf dem allerdings nur um mindestens vier Stellen ver- 
kürzte Zielnummern ausgewiesen sein sollten. Damit würde das Regel-Aus- 
nahme-Verhältnis der bisherigen TDSV-Regelung umgekehrt 

Die erforderliche gesetzliche Regelung der Datenverarbeitung in der Telekom- 
munıkation sollte auch einheitliche Verarbeitungsregeln für die sonstigen 
Dienste (z.B. Telefax, Telebox, Mailbox, Mobilfunk) enthalten. Lediglich De- 
taılregelungen der Datenverarbeitung dürfen durch Rechtsverordnung getrof- 
fen werden. Dabei müßten allerdings die geltenden TDSV und UDSV grund- 
legend überarbeitet werden. 

Ein weiterer Änderungszwang wird sich recht bald aus der „Richtlinie des Ra- 
tes zum Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre in öffentli- 
chen digitalen Telekommunikationsnetzen, insbesondere im dienstintegrie- 
tenden digitalen Telekommunikationsnetz (ISDN) und in öffentlichen digıta- 
len Mobilfunknetzen“ ergeben. Die EG-Rıchtlinie wird nach eingehender Be- 
ratung ım Parlament derzeitig von der Kommission überarbeitet. Die Verab- 
schiedung dieser Rıchtlinie ist in Kürze zu erwarten. Sie sicht aus Sicht des Da- 
tenschutzes einige Verbesserungen gegenüber TDSV und UDSV vor; z. B. ver- 
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9.1.2 

9.1.3 

pflichtet sie zur Zielnummernverkürzung und zur Wahlmöglichkeit der fall- 
weisen Unterdrückung der Rufnummernanzeige. TDSV und UDSV sind spä- 
testens nach Verabschiedung der EG-Richtlinie inhaltlich anzupassen (vgl. 
6). 

Verbindungsdaren 

85 TDSV und $ 5 UDSV regeln wortgleich den Umfang der Daten, die zur 
Bereitstellung von Telekommunikationsdienstleistungen erhoben und verar- 
beitet werden dürfen. Dazu zählen neben der Kennung des anrufenden An- 
schlusses, die in Anspruch genommene Dienstleistung, personenbezogene Be- 
rechtigungskennungen und Kartennummern, der Zeitpunkt der Verbindung 
und die Rufnummer des angerufenen Anschlusses. Bei mobilen Anschlüssen 
wird auch die Standortkennung als Verbindungsdatum gespeichert. Die Ver- 
bindungsdaten dürfen über das Verbindungsende hinaus vollständig gespei- 
chert werden, so z.B. 

— zum Ermitteln und Abrechnen der Entgelte, 
— zum Erkennen, Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und 
— zum Abrechnen mit anderen Netzbetreibern 

Die Forderung der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder nach 
fruhestmöglicher Löschung nıcht mehr erforderlicher Daten (z.B. der Zielruf- 
nummer) wurde nicht hinreichend erfüllt (vgl. Anlage 2). 

Auf eine positive Teillösung möchte ich trotz meiner Kritik hınweisen: Die 
Telefonkunden haben die Wahlmöglichkeit erhalten, ob mit Versenden der 
Entgeltrechnung dıe Verbindungsdaten vollständig gelöscht oder ob sie unter 
Verkürzung der Zielrufnummer um die letzten drei Ziffern 80 Tage nach 
Rechnungsversand gespeichert bleiben sollen. Bei Beziehern von Einzelent- 
geltnachweisen bleiben die Verbindungsdaten für diese Zeit vollständig ge- 
speichert. Den angerufenen Teilnehmern (Zielnummer) wurden bei dieser Re- 
gelung keine schützenswerten Belange zuerkannt. 

Rufnummernanzeige 

Mit moderner Telekommunikationstechnik ıst es möglich, die Rufnummer 
der Anruferin bzw. des Anrufers auf dem Anzeigedisplay des angerufenen Te- 
lefons anzuzeigen. Diese neue Funktion mag von vielen begrüßt werden, weil 
es so möglich wird, lästige oder ersehnte Anrufe vor Aufnahme des Hörers zu 
erkennen und entsprechend zu reagieren. Diese Funktion ist aber bei Perso- 
nen und Einrichtungen, die auf Vertrauensschutz und Anonymität des Part- 
ners angewiesen sind, höchst unerwünscht oder gar bedenklich. Im Sinne der 
informationellen Selbstbestimmung sollten Telefonkunden selbst entscheiden 
können, ob sie im Einzelfall ihre Rufnummer beim angerufenen Apparat an- 
zeigen lassen wollen oder nicht. Dies schreibt auch die EG-Richtlinie zum Da- 
tenschutz bei ISDN vor. TDSV und UDSV dagegen kennen nur ein „Entwe- 
der — Oder‘. Telefonkunden können zwischen Anzeige bei jedem Anruf 
oder dem dauernden Ausschluß wählen. Erst ab 1. Januar 1994 soll den Tele- 
fonkunden die Wahlmöglichkeit bei jedem Anruf offenstehen, vorausgesetzt 
die eingesetzten Geräte verfügen uber entsprechende Funktionen. 

Das Konzept der Deutschen Bundespost TELEKOM zur Technikentwicklung 
läßt Zweifel zu, ob das erkennbare Datenschutz-Anliegen dieser Wahlmög- 
lichkeit wirklich verfolgt wird. Offenbar plant die TELEKOM bis Ende der 
neunziger Jahre ISDN-Anschlüsse auch ohne fallweise Möglichkeit der Unter-
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drückung der Rufnummernanzeige anzubieten, „sofern der Markt dies erfor- 
dert.“ Diese erkennbare Planungsabsicht und ıhr Hinweis „auf den Markt“ 
stehen in deutlichem Widerspruch zu $ 9 Abs. 1 Satz 2 TDSV. Dies kann aus 
der Sicht des Datenschutzes nicht hingenommen werden. 

9.1.4 _ Vertrauensschutz für Beratungsstellen 

Durch Rufnummernanzeige und Einzelentgeltnachweis mit dem vollständi- 
gen Ausdruck aller geführten Gespräche einschließlich vollständiger Zielnum- 
mer kann die Arbeıt derjenigen Personen und Institutionen beeinträchtigt 
werden, die in ihrer Beratungsfunktion in besonderem Maße auf Anonymität 
der Kontakte angewiesen sind. Auf diese Gefahren und auf besondere Schutz- 
maßnahmen habe ich in einer Presseerklärung und durch eın Aufklärungs- 
schreiben an betroffene Ressorts der Landesregierung sowie an dıe kommuna- 
len Spitzenverbände hingewiesen. Ich habe empfohlen, die in Betracht kom- 
menden Stellen auf dıe bestehenden Rısiken aufmerksam zu machen und ih- 
nen folgende Handlungsempfehlung zu geben: 

— Beratungseinrichtungen sollten bei der TELEKOM und sonstigen von ih- 
nen in Anspruch genommenen Telekommunikations-Diensteanbietern be- 
antragen, daß ihre Telefonnummern nicht auf Einzelentgeltnachweisen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer erscheinen. Der Anruf bei Personen, 
Behörden und Organisationen, die besonderen Verschwiegenheitsver- 
pflichtungen unterliegen und die Beratungsaufgaben in sozialen oder 
kirchlichen Bereichen ganz oder überwiegend über Telefon abwıckeln, darf 
aus dem Einzelentgeltnachweis nicht ersichtlich sein. Auf Antrag einer sol- 
chen Person, Behörde oder Organisation ist der Dienstebetreiber verpflich- 
tet, durch technische Vorrichtungen die Beachtung der Vorschrift des & 6 
Abs. 9 Satz 5 TDSV (ebenso UDSV) sicherzustellen. Antragsberechtigt 
sınd gesundheitliche, psychologische und psychiatrische Beratungsstellen, 
Suchtberatungsstellen, Ehe- und Schwangerschaftsberatungsstellen, Frau- 
enhäuser und Beratungsstellen für vergewaltigte oder mißhandelte Frauen, 
Erziehungs- und Jugendberatungsstellen, Schuldnerberatung, Telefonseel- 
sorge, Personal- und Betriebsräte, allgemeine Berarungsstellen, in denen 
auch in sozialen Angelegenheiten beraten wırd, sowie Einrichtungen der 
Wohlfahrtsverbände. 

— Beratungseinrichtungen können beantragen, daß auf ihren Telefonappara- 
ten die Nummer der Anruferin bzw des Anrufers generell nicht angezeigt 
wird. Für Sprachkommunikationsdienste ist auf Antrag die Übermittlung 
der Rufnummer des anrufenden Anschlusses an den angerufenen Anschluß 
einer der genannten Personen, Organisationen und Behörden in der Ver- 
mittlungsstelle dieses Anschlusses auszuschließen (jeweils 8 9 Abs. 1 Satz 3 
TDSV und UDSV). Auch ich habe für meıne Geschäftsstelle dies bean- 
tragt, um mein mir auferlegtes Beratungsgeheimnis zu wahren und Be- 
nachteiligungen von Menschen, die mich telefonisch um Rat bitten, auszu- 
schließen. Eine Antwort steht noch aus. Forderungen nach entsprechender 
Sicherung des Berufsgeheimnisses von Psychologen, Ärzten, Anwälten und 
Journalisten sind abgelehnt worden. Die Antragstellung ist auch dann 
sinnvoll, wenn (noch) keine digitalisierten Telefonanlagen installiert sind 
Dadurch werden rechtzeitige Vorkehrungen gegen die dargestellten Gefah- 
ren ermöglicht. Sie führen außerdem zu Vermerken im Telefonbuch, daß 
bestimmte Stellen keine Rufnummernanzeige zulassen. 
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9.2 

93 

9.4 

Interne Telekommunikationsanlagen 

Wenn heute eine neue Telefonanlage ausgewählt und installiert wird, kommt 
nur noch neueste Digitaltechnik zum Einsatz. ISDN-Fähigkeit ist „Stand der 
Technik“. ISDN-Nebenstellenanlagen — wie solche internen Telekommuni- 
kationsanlagen auch genannt werden — sind Rechnersysteme, die Kommuni- 
kationswege schalten sowie Sprache, Texte, Daten und Bilder übertragen und 
speichern. Die dabei angewandte Digitaltechnik bewirkt nicht nur bessere 
und störungsfreie Verständigung beim Telefonieren, sondern führt auch zu 
neuen Nutzungsformen, so z.B. zu der gleichzeitigen Benutzung von Telefax- 
und Teletex-Diensten oder der Steuerung eines lokalen Rechnernetzes. Durch 
die neue Technik werden in bisher nicht gekannter Weise Verbindungs-, 
Abrechnungs- und Benutzungsdaten gespeichert. ISDN-Nebenstellenanlagen 
verarbeiten personenbezogene Daten in automatisierter Form. Für einen ord- 
nungsgemäßen Betrieb einer solchen Anlage sınd die erforderlichen techni- 
schen und organisatorischen Maßnahmen gemäß $ 6 NDSG zu treffen. Maß- 
stab dafür, welche Maßnahmen im einzelnen zu realisieren sind, ist nicht al- 
lein die Frage, welche Daten konkret verarbeitet werden sollen, sondern auch, 
welche Möglichkeiten — auch ungenutzte — diese Systeme bieten. Sowohl 
die Auswahl der eınzelnen Leistungsmerkmale, mit denen eine solche Anlage 
ausgestattet werden soll, als auch die Beachtung der Einhaltung des Schutzes 
des gesprochenen Wortes müssen unter Datenschutzgesichtspunkten erfolgen 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hat 
in ihrer „Entschließung zum Datenschutz bei internen Telekommunikations- 
anlagen“ vom 1./2. Oktober 1992 auf den Schutz des Fernmeldegeheimnisses 
und des nicht öffentlich gesprochenen Wortes gerade auch bei Arbeitnehme- 
tinnen und Arbeitnehmern hingewiesen. Sie fordert, daß umgehend daten- 
schutzrechtliche Regelungen für den Einsatz und die Nutzung von internen 
Telekommunikationsanlagen mit einer bereichsspezifischen Rechtsgrundlage 
für die Verarbeitung von Arbeitnehmerdaten geschaffen werden (vgl. 
Anlage 10). 

Ich habe eine „Orientierungshilfe für die Beschaffung und den Einsatz von 
ISDN-Nebenstellenanlagen“ erarbeitet und an behördliche Datenschutzbe- 
auftragte verteilt. Die Orientierungshilfe kann bei mır von allen Interessierten 
bezogen werden. 

Fernwirken und Fernmessen 

Mein langjähriger „Ruf“ nach einer landesgesetzlichen Regelung zur Durch- 
setzung und Sicherung datenschutzrechtlicher Mindestanforderungen beim 
TEMEX-Dienst (vgl. IX 9.3 und X 9.3) ist vom Niedersächsischen Innenmini- 
sterium nunmehr gehört und umgesetzt worden. $ 26 NDSG-E enthält eine 
Regelung, die sich in erster Linie an öffentlich-rechtliche Unternehmen rich- 
ter. Das neue NDSG wird eine Unterrichtungspflicht einführen, die zu mehr 
Transparenz fur die Betroffenen führt. Betroffene können so die Vor- und 
Nachteile einer von einem Versorgungsunternehmen vorgesehenen techni- 
schen Lösung für sich selbst abwägen. Sie dürfen auch nicht durch einen recht- 
lichen oder faktischen Anschluß- und Benutzungszwang in ihrer Entschei- 
dungsfreiheit beeinflußt werden. 

Telefax 

Unter X 9.4 habe ich auf besondere Gefahren sowie auf datenschutztechtliche 
Probleme und Sicherheitsrisiken beim Telefax-Dienst der Deutschen Bundes- 
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post aufmerksam gemacht. Zahlreiche Anfragen und Beratungswünsche bele- 
gen ein lebhaftes Echo. Noch nicht abgeschlossen ist die Klärung des Anliegen 
der Landeshauptstadt Hannover, ärztliche Gutachten als Grundlage einstwei- 
liger Unterbringung nach $ 3 PsychKG per Telefax zu übermitteln. Eine offe- 
ne Telefax-Übertragung ist mit dem (strafbewehrten) Schutz des Arztgeheim- 
nisses nicht vereinbar. Die Aufforderung der Stadt, an alle mit ihr zusammen- 
arbeitenden psychiatrischen Kliniken und Krankenhäuser, Gutachten nur 
noch per Telefax zu übertragen, halte ich solange für datenschutzrechtlich be- 
denklıch, wie nicht der gesamte Übertragungsvorgang einschließlich des We- 
ges gesichert ist. Bei der datenschutzrechtlichen Beurteilung der Telefax-Über- 
mittlung ist „das schwächste Glied in der Kette‘ entscheidend. 

Die Sicherheitsrisiken bei Telefax, die ich vor zwei Jahren beschrieben habe, 
bestehen heute unverändert, auch wenn einige technische Lösungsansätze für 
eine gesichertere Übertragung erkennbar sind. Im folgenden fasse ich meine 
bisher gegebenen Hinweise und Empfehlungen zum datenschutzgerechten 
Einsatz von Telefax-Geräten zusammen: 

1. Telefax ist abhörbar! Was am Telefon nicht gesagt werden darf, darf auch 
nicht gefaxt werden. Die absendende Person tragt die Verantwortung für 
dıe gesicherte Übertragung und für den befugten Empfang. 

2. Daten, die einem besonderen Berufs- oder Amtsgeheimnis unterliegen 
oder aus anderen Grunden als „sensibel“ einzustufen sind (Sozial-, 
Steuer-, Personal- und medizinische Daten), dürfen grundsätzlich nicht 
gefaxt werden! 

3. Stellen Sie Telefax-Geräte so auf, daß Unbefugte keine Kenntnis vom In- 
halt eingehender oder übertragener Telefax-Schreiben erhalten können. 

4. Nutzen Sie alle geräteseitigen Sicherungs-Maßßnahmen (z.B. Anzeige der 
störungsfreien Übertragung, gesicherte Zwischenspeicherung, Abruf nur 
nach Paßworteingabe)! 

5. Überprüfen Sie sofort die vom empfangenden Gerät abgegebene Ken- 
nung, damit die Verbindung bei Wählfehlern sofort abgebrochen werden 
kann. 

6. Verständigen Sie sıch vor der Absendung sensibler Daten mit dem Adressa- 
ten über den genauen Zeitpunkt der Übertragung und sichern Sie, daß kei- 
ne unbefugten Personen Einblick nehmen können. 

4 . Denken Sie an Ihre Dokumentationspflichten, z. B. 
— Vorblatt der Behörde bzw. des Unternehmens, 
— Anzahl der Kopien angeben, 
— Originale mit Verifikationsstempel versehen, 
— Protokolle sorgfältig aufbewahren 

8. Die richtige Bedienung und die zulässige Nutzung von Telefax-Geräten 
sollten in einer schriftlichen Dienstanweisung geregelt seın. 

Telefax-Geräte sind kleine Rechner mit begrenzter Speicherfähigkeit. Fast alle 
Geräte speichern die Verbindungsdaten in einem besonderen Protokollbe- 
reich, einige speichern darüber hinaus auch die ankommenden und die abzu- 
sendenden Faxinhalte. Ein Bürger hat mich darauf aufmerksam gemacht, daß 
er nach Erwerb eines Gebrauchtgerätes alle Aktivitäten des Vorbesitzers rekon- 
struieren konnte; an die Löschung hatte keiner gedacht. Das Löschen wird der 
Benutzerin bzw. dem Benutzer allerdings auch nicht leicht gemacht. Zwar ist 
eine Löschfunktion geräteseitig vorhanden; sie ist jedoch meist nur Wartungs- 
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9.5 

10. 

10.1 

technikern zugänglich. Vor Verkauf oder Weitergabe von Altgeräten sollte 
diese Schwachstelle beachtet werden; notfalls ist die Herstellerfirma zu befra- 
gen. 

Landesrundfunkgesetz 

Die Niedersächsische Staatskanzlei hat mich frühzeitig über Novellierungsab- 
sichten zum Niedersächsischen Landesrundfunkgesetz informiert und mir Ge- 
legenheit zur Mitarbeit an den datenschutzrechtlichen Bestimmungen gege- 
ben. Ich begrüße ausdrücklich, daß mir die Datenschutzkontrolle auch gegen- 
über privaten Veranstaltern gesetzlich zugewiesen werden soll. Damit folgt 
der Entwurf neueren Entwicklungen, so z.B. in den Ländern Bayern, Ham- 
burg und Berlin. Die materiellrechtlichen Regelungen sollen sich an denen 
des Staatsvertrags über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31. Au- 
gust 1991 (GVBl. 1992, S. 41) orientieren. Da die Abstimmung noch im Gan- 
ge ist, kann über weitere Details nicht berichtet werden. 

Personenstandswesen 

Datenschutz im Adoptionsverfahren 

Die Wahrung des Adoptionsgeheimnisses ist ein Thema, mit dern sich meine 
Dienststelle seit ihrer Einrichtung immer wieder auseinandersetzen muß. Im 
einem Merkblatt, welches interessierte Aufnahme fand, habe ich die Auszüge 
aus dem 1. bis zum X. Tätigkeitsbericht zusammengefaßt. Das Merkblatt kann 
weiterhin bei mır angefordert werden. Wie Eingaben aus dem Berichtszeit- 
raum zeigen, hat sich das Thema in Niedersachsen aber noch lange nıcht erle- 
digt. 

In einer Eingabe wurde die Verletzung des Datenschutzes im Zusammenhang 
mit dem Verfahren zur Beurkundung der Geburt eınes zur Adoption freigege- 
benen Kindes gerügt. Die Petentin hatte ihr Kind nicht an ihrem Wohnort, 
sondern in einem Krankenhaus einer anderen niedersächsischen Stadt entbun- 
den. Sie hatte dort einen privaten Träger mit der Adoptionsvermittlung eın- 
schließlich aller Behördengänge beauftragt. Folgerichtig wurde beim Standes- 
amt des Geburtsortes beantragt, daß der Meldebehörde der Petentin keine 
Mitteilung über die Geburt des Kindes gemacht werden sollte. 

Dennoch hatte die Kindesmutter durch das örtliche katholısche Pfarrbüro in 
ihrer Heimatgemeinde erfahren, daß dort die Daten ihres Kindes unter ihrer 
Wohnadresse dateimäfig verarbeitet wurden. Wie sich herausstellte, harte das 
Standesamt der Wohngerneinde eine Meldung des Geburtsstandesamtes er- 
halten. Auch dıe Geschäftsstelle eines freien Trägers im Heimatbereich der 
Kindesmutter hatte von der Geburt des zur Adoption freigegebenen Kindes 
Kenntnis erhalten. 

Das Geburtsstandesamt hatte korrekterweise eine Kopie aus dem dortigen Ge- 
burtenbuch an das Wohnort-Standesamt der Petentin übersandt. Rechts- 
grundlage hierfür ist $ 15 Abs. 1 Nr. 1 PStG, wonach für den Fall, daß eın 
eheliches Kind nach der Geburt in Adoptionspflege gegeben wird, es gleich- 
wohl zunächst in das Familienbuch der leiblichen Eltern einzutragen ıst Erst 
mit dem Ausspruch der Adoption scheidet das Kınd aus der Familie der leibli- 
chen Eltern aus, was frühestens acht Wochen nach der Geburt möglich ist. 
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Nach & 276 Abs. 1 Satz 1 der Dienstanweisung für die Standesbeamten und 
ihre Aufsichtsbehörden vom 28. März 1985 (Bundesanzeiger Nr. 68a) hat der 
Geburtsstandesbeamte dem Familienbuchführer die Geburt des Kindes mit- 
zuteilen, damit es in Spalte 9 des Familienbuches der Eltern eingetragen wer- 
den kann. 

Während der Standesbeamte des Geburtsortes von einer Mitteilung an die 
Meldebehörde abgesehen hat, hat das Standesamt am Wohnort der Kindes- 
mutter ohne Verpflichtung die dortige Meldebehörde informiert. Dadurch ist 
es zu den von der Petentin beanstandeten Datenübermittlungen gekommen. 
Ich habe die Verletzung des Adoptionsgeheimnisses durch das Wohnort-Stan- 
desamt gegenüber dem dortigen Gemeindedirektor gemäß $ 19 NDSG bean- 
standet. 

In ihrer Stellungnahme zur Beanstandung hat die Gemeinde den Fehler ein- 
gestanden und ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es sich dabei um einen 
Einzelfall handelte, der bedauert wird. Der Standesbeamte ist belehrt worden, 
sich an die Vorschriften der Dienstanweisung zu halten. Im übrigen seien bei 
der Meldebehörde dıe Daten des Kindes umgehend gelöscht worden. 

Wegen der Bedeutung des Vorgangs hat das Niedersächsische Innenministerı- 
um diesen in anonymisierter Fassung dem Fachverband der Standesbeamten 
ın Niedersachsen zur Kenntnis gegeben, mit der Zielsetzung, in Schulungs- 
veranstaltungen besonders auf die Wahrung des Adoptionsgeheimnisses ein- 
zugehen. Auf der Sitzung des Fachausschusses der Standesbeamten Nieder- 
sachsens Mitte September 1992 wurde die Sache eingehend erörtert. Es besteht 
also Hoffnung, daß ich ın Zukunft nicht mehr über Verstöße gegen das Adop- 
tionsgeheimnis berichten muß. 

10.2 _ Erteilung von Personenstandsurkunden an „Erbenermittler“ 

Beı Standesämtern gehen häufiger Anfragen von „Erbenermittern“ mit dem 
Antrag auf Ausstellung von Personenstandsurkunden ein. Erbenermittler sind 
Privatpersonen, die im Auftrag des Nachlaßgerichts oder einer Erblasserin 
oder eines Erblassers versuchen, berechtigte Erben ausfindig zu machen. Hier- 
für können sie, soweit ein rechtliches Interesse besteht, Personenstandsurkun- 
den beim zuständigen Standesamt beantragen. Da diese Unternehmen teil- 
weise sowohl als Erbenermittler als auch als Genealogen (Ahnenforscher) fir- 
mieren, hatte ein Standesamt die Vermutung, daß neben der Erbenermittlung 
die Daten gespeichert werden, um für Zwecke der Ahnenforschung oder z. B. 
auch für Anfragen von Inkassofirmen eine Datenbank vorzuhalten. 

Besonders deutlich wird dabei der Wunsch nach einer Vielzahl von Daten, 
wenn die Urkundenanforderung mit der Bitte gekoppelt ist, nach Möglichkeit 
eine Ablichtung aus dem Personenstandseintrag mit allen zum Eintrag ver- 
merkten Hinweisen zu erstellen. Häufig werden auch Auskünfte aus den Sam- 
melakten erbeten, obwohl die einschränkenden Vorschriften des $ 61 PStG 
und des $ 48 der Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre Aufsichts- 
behörden allgemein bekannt sind. Das Standesamt hat bei mir angefragt, wie 
die Vorschrift des $ 61 PStG unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zu 
beurteilen ist. 

Von besonderer Bedeutung ıst dabei die Auslegung des Begriffes „rechtliches 
Interesse‘. Es ist zu beachten, daß das rechtliche Interesse nur dann besteht, 
wenn der Auftrag zur Erbenermittlung von ordentlich bestellten Nachlaßpfle- 
gern ergangen ist. Die Standesbeamten geraten bei Ablehnungen von Urkun- 
denanforderungen immer wieder unter Begründungsdruck, da das rechtliche 
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11. 

Interesse zum Erhalt von Urkunden lediglich ‚glaubhaft zu machen“ ist. Der 
Standesbeamte braucht, so ein einschlägiger Gesetzeskommentar, „in eine 
Nachprüfung nicht einzutreten“. Wohl aber muß bei einer mangelnden 
Glaubhaftmachung eine Nachprüfung erfolgen. 

Ausweis- und Meldewesen 

Ausweis und Reisepaß im Postamt 

Unter X 16.12 hatte ich die Auffassung des Innenministeriums zitiert, nach 
der die Übertragung von gemeindlichen Aufgaben, wie der Ausstellung eines 
Reisepasses oder Personalausweises, auf andere Behörden unzulässig ıst. Ich 
habe erfahren, daß dessenungeachtet Gemeinden vermehrt mit der Deutschen 
Bundespost Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen haben, die der Bun- 
despost das Recht einräumen, Anträge auf Reisepässe und Personalausweise 
entgegenzunehmen und ausgestellte Ausweispapiere auszuhändigen. Diese 
Verfahrensweise ist rechtswidrig, solange die Deutsche Bundespost als unzu- 
ständige Stelle Daten der antragstellenden Person verarbeitet. Zur rechtlichen 
Absicherung der ım Interesse der Bürgerinnen und Bürger eıngeführten Praxis 
beabsichtigt das Innenministerium, die Ausweisbehörden im Niedersächsi- 
schen Ausführungsgesetz zum Gesetz über Personalausweise zu ermächtigen, 
andere öffentliche Stellen mit der Entgegennahme von Anträgen und der 
Aushändigung von Personalausweisen zu beauftragen. Entsprechend muß die 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Paßgesetzes ergänzt 
werden. 

Einsichtnahme der Polızei ın das Personalausweis- bzw Paßregister 

Paß- und Ausweisbehörden sind keine Auskunfteien. Das Personalausweıs- 
und das Paßgesetz enthalten restriktive Vorschriften, die den Zugriff auf dıe 
Register bewußt erschweren sollen. Die um Auskunft bittende Behörde darf 
ohne Kenntnis der Registerdaten nicht in der Lage sein, dıe ıhr übertragene 
Aufgabe zu erfüllen. Weitere Voraussetzung ist, daß die Daten bei den Be- 
troffenen nicht bzw. nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erhoben werden 
können oder aber die Behörde wegen der Art der Aufgabe von der Datenerhe- 
bung bei den Betroffenen absehen muß. Übermittlungsersuchen an die Paß- 
und Ausweisbehörden dürfen nur Bedienstete stellen, die hierzu besonders er- 
mächtig sind (vgl. dazu näher den datenschutzgerechten RdEil. des Innenmi- 
nisteriums vom 21. August 1991, Nds. MBl. $. 114). Der Anlaß des Ersuchens 
sowie die Herkunft der Daten und Unterlagen sind bei der ersuchenden Stelle 
zu dokumentieren. Aus diesen Rregelungen ergibt sich, daß Personalausweis- 
und Paßregıster nur in äußerst begrenztem Umfang für Datenübermittlungen 
zur Verfügung stehen. 

Aus Eingaben ist mir bekannt, daß Polizeidienststellen die in den Regıstern 
vorhandenen Fotografien auswerten, auch um in Verkehrsordnungswidrigkei- 
tenverfahren dıe Identität von Betroffenen (bei Radarfotos) zu ermitteln Mit 
der Einsichtnahme der Polizei in das Register wird in das Recht auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung der Betroffenen eingegriffen. Es erhebt sich die 
Frage, welche Eingriffsschwelle sich aus dem gesetzgeberischen Willen, diese 
Datei nicht als Auskunftsregister auszugestalten, und dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit ergibt. In Rheinland-Pfalz wurde beispielsweise durch 
Dienstvorschrift bestimmt, daß bei Verkehrsordnungswidrigkeiten eine Nut- 
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zung der Register in der Regel nicht in Betracht kommt. Ich halte dies für 
einen Schritt in die richtige Richtung. Nicht jede Ordnungswidrigkeit kann 
die Auswertung des Personalausweis- bzw. Paßregisters rechtfertigen (vgl. 
30.1). 

Eine Paßbehörde ist an mich mit der Frage herangetreten, ob die Polizei die 
Herausgabe von Paßbildern unbescholtener Bürgerinnen und Bürger verlan- 
gen kann. Bezweckt wurde damit, sog. Wahllichtbildvorlagen, die Zeugen ge- 
meinsam mit den Fotografien von Tatverdächtigen vorgelegt werden, zu er- 
gänzen. Diese Nutzung des Paßregisters halte ich als unverhältnismäßigen 
Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen 
für unzulässig. Auch nach Auffassung des Innenministeriums kommt diese 
Vorgehensweise schon vom Gesetz her nicht in Betracht. 

11.3 Melderechtstahmengesetz 

Nach dem Gesetzentwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Melde- 
rechtsrahmengesetzes (BT-Drs. 12/2376 vom 6. April 1992) sollen u.a. dıe 
Wahlberechtigten das Recht erhalten, der Weitergabe ihrer Daten von der 
Meldebehörde an Träger von Wahlvorschlägen vor Wahlen zu widersprechen. 
Niedersächsische Wahlberechtigte haben dieses Widerspruchstecht schon auf- 
grund des Niedersächsischen Meldegesetzes (NMG). Auf das Widerspruchs- 
techt wird bei der Anmeldung sowie mindestens einmal jährlich durch öffent- 
liche Bekanntmachung hingewiesen (vgl. $ 34 Abs. 4 NMG). 

Die umstrittene Krankenhaus- und Hotelmeldepflicht soll nach dem Gesetz- 
entwurf beibehalten werden. Die (Identitäts-)Angaben können in Niedersach- 
sen für Zwecke der Meldebehörde, der Polizei, der Staatsanwaltschaft und der 
Verfassungsschutzbehörde verwendet werden (vgl. 88 18 bis 20 NMG). Die 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder (mit Ausnahme Bay- 
erns) hatten sich gegen die Meldepflichten ausgesprochen, weil damit alle Ho- 
telgäste und Krankenhauspatienten als Gefahrenquellen bzw. potentielle 
Straftäter angesehen werden (vgl. X Anlage 16) Ich habe einen erneuten Vor- 
stoß beim Niedersachsischen Innenministerium unternommen, im Rahmen 
der Beratungen zum o.a. Gesetzentwurf für eine Abschaffung der Kranken- 
haus- und Hotelmeldepflicht einzutreten. Das Innenministerium ist meiner 
Anregung nicht gefolgt. 

114 „Kranzdamen“ aus dem Melderegister 

Eine niedersächsische Gemeinde hatte der örtlichen Schützengesellschaft 
Adressenaufkleber mit Namen und Anschriften aller 14- bis 17jährigen Eın- 
wohnerinnen zur Verfügung gestellt. Die Daten stammten aus dem Meldere- 
gister. Mit Hilfe der Adressenaufkleber hatte die Schützengesellschaft den ge- 
nannten Personen das Angebot unterbreitet, beim historischen Schützenfest 
als sogenannte „Kranzdamen’ besondere Funktionen zu übernehmen. 

Die Datenubermittlung aus dem Melderegister an die Schutzengesellschaft 
war unzulässig. Da half auch nicht der Hinweis der Gemeinde, daß das alljahr- 
liche Schützenfest auf eine langjährıge Tradition zurückblicken kann und ein 
Stuck lebendiger Stadtgeschichte verkörpert. Eine Gruppenauskunft, und dar- 
um handelte es sıch melderechtlich bei der Weitergabe der Adressenaufkle- 
ber, darf nur erteilt werden, soweit sie im öffentlichen Interesse liegt. Diese 
Voraussetzung erfordert eine Abwägung der beteiligten Interessen. Dabei 
überwiegen die schutzwürdigen Belange der 14- bis 17jährıgen jungen Da- 
men. Beı ihnen handelt es sich um Minderjährige, die dem Sorgerecht der Er- 
ziehungsberechtigten unterliegen. Sie sind wegen ihres Alters besonders 
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11.5 

11.6 

schutzwürdig. Die Fortführung dieser örtlichen Tradition ist auf Melderegi- 
sterdaten nicht angewiesen. Die Schützengesellschaft könnte nämlich ihre In- 
teressen durch öffentliche Aufrufe oder Zeitungsanzeigen verfolgen. 

Sammellisten für die Aktion „Rußlandhilfe‘“ 

Bei Gruppenauskünften aus dern Melderegister (vgl. 11.4) ist ein besonderer 
Aspekt zu berücksichtigen: Eine großzügige Handhabung führt dazu, daß nur 
schwer kontrollierbare Datensammlungen größeren Umfangs in private Hände 
gelangen. Deshalb müssen auch beı an sich unterstützungswerten Aktıonen 
datenschutzrechtliche Belange Berücksichtigung finden. 

Eine Gemeinde hatte die Koordination bei einer Sammlung für die notleiden- 
de Bevölkerung in der damaligen Sowjetunion übernommen. Die Sammlung 
selbst wurde von den örtlichen Vereinen durchgeführt. Den Helferinnen und 
Helfern wurde zur Abgrenzung der Sammelbezirke aus dern Melderegister 
eine Einwohnerliste zusammengestellt, auf der Namen, Wohnort, Straße und 
Hausnummer verzeichnet waren. Auch in diesem Fall hätte die vorzunehmen- 
de Abwägung der beteiligten Interessen zugunsten des Rechts auf informatıo- 
nelle Selbstbestimmung der betroffenen Einwohner ausfallen müssen. Die 
Festlegung der Sammlungsbezirke hätte auch ohne die Übermittlung von per- 
sonenbezogenen Daten aus dem Meldereggister erfolgen können. Karitative 
Verbände verwenden bei ihren Haussammlungen keine Einwohnerlisten. Es 
bestand keın überwiegendes öffentliches Interesse, das die Weitergabe perso- 
nenbezogener Daten hätte rechtfertigen können. 

Adreßbücher: Datenschutz im Kleingedruckten 

Während des Berichtszeitraumes sind mehrere Bürgerinnen und Bürger an 
mich herangetreten, die sich darüber wunderten, daß ihre Daten in eınem 
Adreßbuch nachzulesen waren. Einige befürchteten, daß es potentielle Ein- 
brecher durch die Veröffentlichung leichter haben. Ich mußte in meiner Ant- 
wort darauf hınweisen, daß die Meldebehörden nach 8 34 Abs. 3 NMG Adreß- 
buchverlagen Auskunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und An- 
schriften von den Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ertei- 
len dürfen. Die Betroffenen haben jedoch das Recht, der Weitergabe ihrer 
Daten zu widersprechen. Sie sind auf dieses Recht bei der Anmeldung und 
muındestens einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen 
(vgl. 11.3). 

Den an mich gerichteten Eingaben und Erfahrungen der Landesbeauftragten 
für den Datenschutz in anderen Bundesländern entnehme ich, daß der Hin- 
weis auf das Widerspruchstecht in der Praxis leerläuft Die Veröffentlichung 
erfolgt überwiegend in den regionalen Tageszeitungen unter der Rubrik Be- 
kanntmachungen. Die Betroffenen können dort, im allgemeinen kleinge- 
druckt zwischen Werbeanzeigen placiert, erfahren, daß ihre Gemeinde die 
Weitergabe ihrer Daten zur Erstellung eines Adreßbuches plant oder (allge- 
mein) der Datenübermittlung an Adreßbuchverlage widersprochen werden 
kann. In aller Regel wird ein solcher Hinweis bei der täglichen Zeitungslekrüre 
überlesen. Die Information der Meldebehörde erreicht die Bürgerinnen und 
Bürger nicht. Die bestehenden Vorschriften reichen nach meinen Erfahnıngen 
nicht aus, die Betroffenen davor zu schützen, daß ihre Daten gegen ihren Wil- 
len an Adreßbuchverlage weitergegeben werden Ich fordere daher, im Nie- 
dersächsischen Meldegesetz festzulegen, daß Datenübermittlungen an Adreß- 
buchverlage nur mit — vorheriger — Einwilligung der Betroffenen erfolgen 
dürfen.
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11.7. Übermittlung von Melderegisterdaten an den NDR bzw. die GEZ 

Wenn eine Rundfunkteilnehmerin bzw. ein Rundfunkteilnehmer nach einem 
Umzug die neue Anschrift nicht mitgeteilt hat und mit der Zahlung der 
Rundfunkgebühr in Verzug geraten ist, beantragt die Gebühreneinzugszen- 
trale der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (GEZ) in Köln bei der Mel- 
debehörde Auskunft über die neue Anschrift der betreffenden Person. Bisher 
werden die Auskunftsersuchen formulargestützt gestellt. Die Sachbearbeitung 
in der Meldebehörde erfolgt bei jeder einzelnen Anfrage individuell. Dabeı 
können — der gesetzlichen Verpflichtung nach $ 4 NMG entsprechend — 
ggf. besondere Umstände des Einzelfalles berücksichtigt werden. Nunmeht ist 
beabsichtigt, das Verfahren zu automatisieren: Die aktuelle Anschrift eines 
Gebührenschuldners, der mit den bereits im GEZ-Datenbestand gespeicher- 
ten Adreßdaten nicht mehr erreichbar ist, soll durch Abfrage und Übermitt- 
lung im Datenträgeraustauschverfahren ermittelt werden. In diesem Fall er- 
folgt die Übermittlung aus dem Melderegister an der Sachbearbeiterin bzw. 
dem Sachbearbeiter vorbei ausschließlich systemintern. Die Vorteile liegen auf 
der Hand. Sowohl bei der Meldebehörde als auch bei der GEZ reduzieren sich 
Verwaltungsaufwand, Bearbeitungsdauer und Kosten. 

Die beantragte Auskunft ist der GEZ in aller Regel zu erteilen Nur wenn der 
Meldebehörde besondere Umstände bekannt sind, aus denen sich Anhalts- 
punkte für eine mögliche Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange der Be- 
troffenen ergeben, muß sie eine besondere Prüfung und Abwägung vorneh- 
men, bei denen es im Einzelfall zur Versagung der Auskunft kommen kann. 
Liegen schutzwürdige Interessen von Betroffenen vor, wird im Melderegister 
eine Auskunftssperre eıngetragen In diesen Fällen soll verhindert werden, daß 
ein Bekanntwerden von Melderegisterdaten zu erheblichen Nachteilen für die 
betroffenen Personen führt, beispielsweise zu einer Gefährdung von Leben, 
Gesundheit oder persönlicher Freiheit. Auskunftssperren beziehen sich aller- 
dings ausschließlich auf die Datenweitergabe an Private. Für Datenübermitt- 
lungen im öffentlichen Bereich — und dazu zählt die Datenübermittlung an 
den NDR bzw. die GEZ — stellen Auskunftssperten unmittelbar kein Hinder- 
nıs dar; sie werden bei einem automatisierten Abgleich übergangen. Im ma- 
nuellen Verfahren hingegen wird die Sachbearbeiterin bzw. der Sachbearbei- 
ter beı der Meldebehörde durch den Sperrvermerk auf vorliegende schutzwür- 
dige Interessen aufmerksam gemacht. Da im Zusammenhang mit der Aus- 
kunftssperre keine weiteren Informationen im Melderegister gespeichert wer- 
den dürfen, finden schutzwürdige Belange bei einem automatisierten Melde- 
registerabgleich auf Veranlassung einer öffentlichen Stelle keine Beachtung. 
Aus dem Kreis der Meldebehörden sind mir Fälle genannt worden, in denen 
es auch im Fall der Datenübermittlung an Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen zum Schutz der betroffenen Person unabdıngbar ist, vor der Erteilung 
der Melderegisterauskunft eine Einzelfallabwägung vorzunehmen 

Die Automatisierung von Verwaltungsverfahren soll hier nicht grundsätzlich 
kritisiert oder gar abgelehnt werden. Die mıt dem Technikeinsatz verbunde- 
nen Vorteile dürfen allerdings nicht durch eıne Vernachlässigung von Persön- 
lichkeitsrechten erkauft werden. Es muß sichergestellt sein, daß das Recht auf 
ınformationelle Selbstbestimmung in automatisıerten Verfahren in gleicher 
Weise Berücksichtigung finden kann wıe bei manueller Arbeitsweise. Ich habe 
deshalb gefordert, daß beı dem automatisierten Melderegısterabgleich und 
der Übermittlung im Datenträgeraustauschverfahren an GEZ/NDR eine Ein- 
zelfallpräfung möglich bleiben muß. Ich begrüße, daß das Innenministerium 
diesen Ansatz aufgegriffen und im Erlaß vom 16. Oktober 1992 die Fälle, in 
denen Auskunftssperren im Melderegister vermerkt sind, von dem automati- 
sierten Abgleich ausgenommen hat 
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12. 

12.1 

Nichterteilung von Melderegısterauskünften 

Eine Stadt hatte einen Antrag auf Auskunftserteilung der zur Person gespei- 
cherten Daten zunächst versehentlich nicht bearbeitet und dann die Angaben 
— aus nicht im Zusammenhang mit dem Auskunftsantrag stehenden Grün- 
den — gelöscht. In & 27 NMG ist das melderechtliche „Grundrecht“ veran- 
kert, Zugang zu den eigenen Daten zu erhalten. Ich habe diesen krassen Fall 
der Versagung eines elementaren Rechts beanstandet. Meine Rüge ändert lei- 
der nichts daran, daß der Anspruch der Betroffenen auf Auskunft über ihre 
Daten im Löschungsfall nıcht mehr erfüllt werden kann. Damit kann auch 
nicht mehr aufgeklärt werden, ob die gespeicherten und eventuell im Einzel- 
fall an Dritte übermittelten Daten richtig waren. Die Stadt wird dafür Sorge 
tragen, daß zukünftig eine Auskunftserteilung vor der Löschung erfolgt. 

Schwierig ist es, dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betrof- 
fenen dann gerecht zu werden, wenn es gegenüber auskunftssuchenden Drit- 
ten um die Darstellung der Begründung geht, warum sie keine Auskunft über 
Betroffene erhalten. Dritte können ein legitimes Interesse haben, bestimmte 
Grunddaren der Betroffenen wie die Anschrift von der Meldebehorde zu erfra- 
gen. Auf der anderen Seite kann es auch gute Gründe bei Betroffenen geben, 
eine Melderegisterauskunft an Dritte zu verhindern. Die Betroffenen können 
in solchen Fällen eine Auskunftssperre eintragen lassen. Damit sich dadurch 
aber nicht etwa eine Schuldnerin bzw. ein Schuldner der gerechten Verfol- 
gung entziehen kann, muß die Meldebehörde im Einzelfall abwägen, ob sie 
nun eine Auskunft an die Dritten erteilt oder nicht. Die Begründung der Ab- 
lehnung gegenüber den auskunftssuchenden Dritten muß dann angesıchts des 
Rechts der Betroffenen, möglichst nichts über sie auszusagen, neutral gehalten 
werden. Eine Stadt hatte in einem solchen Fall formulert: „... (gebe ich) we- 
gen eines hier anhängigen Verfahrens derzeit keine Auskunft.“ Ich halte diese 
Formulierung für zu weitgehend. Die Stadt teilt meine Auffassung. Sie wird 
bei entsprechenden Anfragen zukünftig gemäß der Vorgabe in Nr. 35.7 der 
Verwaltungsvotschriften zum NMG die Auskunft erteilen: „. (ist) aufgrund 
melderechtlicher Vorschriften nicht zulässig.‘ 

Ob ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht ist, ist im wesentlichen „‚Tat- 
frage“. Dabei kommt es entscheidend darauf an, daß die Möglichkeit einer 
Erbfolge plausibel gemacht wird und sich die Person, auf die sich das Aus- 
kunftsersuchen bezicht, in den zu ermuttelnden Stammbaum einfügt. Es ist 
nicht auszuschließen, daß professionelle Erbenermittler gegenüber den Stan- 
desbeamten massiv auftreten, um in den Besitz der gewünschten Urkunden 
zu gelangen. Um zu verhindern, daß Personenstandsdaten „auf Vorrat“ ge- 
sammelt werden, sollten an die Glaubhaftmachung des rechtlichen Interesses 
strenge Anforderungen gestellt werden. 

Polizei 

Datenverarbeitung bei der Polizei 

Schaut man in die Tätigkeitsberichte der Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder, so nehmen die Ausführungen zum Polizeibereich einigen 
Raum ein. Hieraus den Schluß zu ziehen, es bestünden entsprechend umfang- 
reiche Zweifel an der datenschutzgerechten Handlungsweise der Polizei, ist 
— jedenfalls bezogen auf Niedersachsen — falsch. Nach meinen Erfahrungen 
besteht ein polizeiliches Eigeninteresse und Bewußtsein, personenbezogene 
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Daten nur befugt zu verarbeiten. Das besondere Interesse eines Datenschutz- 
beauftragten an der Polizei ist also nicht auf einem pauschalen Mißtrauen be- 
gründet. Es gibt aber objektive Umstände, die in hohem Maße geeignet sind, 
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung bei der polizeilichen Daten- 
verarbeitung zu tangieren. Die Polizei ist im Rahmen der Aufgabenbereiche 
Gefahrenabwehr und Strafverfolgung mehr als andere Behörden auf die Ver- 
wendung großer Mengen sensibler, vielfach noch nicht gesicherter Daten an- 
gewiesen. Ihre Verarbeitung wird zudem durch immer perfektioniertere tech- 
nische Verfahren unterstützt, die alle verfügbaren Informationen ggf. bundes- 
weit verwertbar machen (vgl. zur INPOL-Neukonzeption Nr. 12.3). Ich sche 
ein gemeinsames Anliegen von Polizei und Datenschutzbeauftragtem darin, 
für einen techtsstaatlichen Umgang mit personenbezogenen Daten zu sorgen. 
Als Landesbeauftragter für den Datenschutz habe ich in besonderer Weise 
darauf zu achten, daß das grundgesetzlich verankerte Recht des einzelnen, 
über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten selbst zu be- 
stımmen, bei der Abwägung mit berechtigten Belangen polizeilicher Arbeit 
nıcht zu kurz kommt. Dies heißt konkret etwa den Schutz Unbeteiligter vor 
staatlichen Maßnahmen, Vernichtung nicht mehr erforderlicher Informatio- 
nen und Durchschaubarkeit der Datenströme. 

Eine seriöse Abwägung kommt mit Schlagworten wie „Datenschutz kontra 
Tatenschutz“ oder „Sicherheit vor Datenschutz“ nicht aus. Für wenig hılf- 
reich halte ich Emotionen schürende Verhaltensweisen. Der höchste deutsche 
Kriminalbeamte, der Präsident-des Bundeskriminalamtes, beklagt, „daß die 
polizeiliche Erkenntnisgewinnung durch den Datenschutz und die Fortent- 
wicklung des Rechts zurückgeschnitten worden ist‘ (Süddeutsche Zeitung 
vom 19. Juli 1991). Die mit solchen Aussagen erzielte Wertung, der Daten- 
schutz behindere erforderliche polizeiliche Aufklärungsarbeit, liegt schlicht 
neben der Sache. Ein einfacher Blick etwa in die polizeiliche Krıminalstatistık 
Niedersachsens (vgl. auch 12.19) belegt, daß sich die Aufklärungsquote vor 
und nach Inkrafttreten des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (1978) wie 
auch vor und nach dem Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts 
(1983) praktisch nicht verändert hat. Also weniger Sicherheit durch mehr Da- 
tenschutz? In den letzten 10 bis 15 Jahren hat ein ungebremster Ausbau poli- 
zeilicher Informationssysteme stattgefunden (vgl. z.B. VIII 12). Mir ist kein 
wichtiges Vorhaben polizeilicher Datenverarbeitung ın Niedersachsen be- 
kannt, das aus Datenschutzgründen nıcht realisiert wurde. Beı dem mit ho- 
hem Kostenaufwand erfolgten Ausbau der Datenverarbeitung ist der Kreis der 
zu speichernden Personen beständig erweitert worden. Nach alledem müßte 
vielmehr die Frage nach der Effektivität der Informationssysteme gestellt wer- 
den. Mehr Sicherheit durch mehr polizeiliche Informationsverarbeitung? 

122 Bundeskriminalamt 

Das geltende Gesetz über das Bundeskriminalamt (BKAG) aus dem Jahr 1973 
entspricht in keiner Weise den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
Anforderungen zur Normenklarheit und Verhältnismäßigkeit. Die aus daten- 
schutzrechtrlicher Sicht unzulänglichen Regelungen im Referentenentwurf für 
eine neues BKA-Gesetz (einschließlich der Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten) aus dem Jahr 1990 habe 
ich schon ın X 12.2 dargestellt. Ein aktueller Gesetzentwurf liegt nach wie vor 
nicht vor. 
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12.3 INPOL-Neukonzeption 

Eine datenschutzrechtliche Beurteilung der polizeilichen Datenverarbeitung 
in Niedersachsen kann nur dann mit der gebotenen Sorgfalt vorgenommen 
werden, wenn zugleich die bundesweite gesamtpolizeiliche Verarbeitung in 
die Betrachtung einbezogen wird. Die Länderpolizeien arbeiten auf der 
Grundlage des BKAG mit dem Bundeskriminalamt zusammen. Als Zentral- 
stelle für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen verarbeitet das 
Bundeskriminalamt zur Verbrechensbekämpfung Daten, die es ın der Regel 
nicht selbst erhoben hat. Die Daten sind dem Bundeskriminalamt von den 
Polizeibehörden der Länder übermittelt worden. Eine wesentliche Ausprä- 
gung der Zentralstellenfunktion des Bundeskriminalamtes ist das im Verbund 
betriebene INPOL-System. Es strukturiert als gemeinsames, arbeitsteiliges In- 
formationssystem der Polizeien des Bundes und der Länder die polizeiliche 
Datenverarbeitung unter der Bezeichnung „INPOL-Bund“. Praktisch liegt in- 
soweit eine Einheit der Datenverarbeitung vor — eine Einheit, die über das 
Schengener Informationssystem (SIS, vgl. X 12.3), bezogen auf Fahndungen 
über die Bundesgrenzen hinaus, noch vergrößert wird. Daneben gibt es unter 
der Bezeichnung „INPOL-Land“ z B. für den Kriminalaktennachweis ver- 
gleichbare Systeme der Länderpolizeien. 

INPOL-Bund umfaßt zur Zeit im wesentlichen die personenbezogenen An- 
wendungen- 

— Personen- und Sachfahndung, 
— Kriminalaktennachweis (KAN), 
— Haftdatei, 
— Erkennungsdienst und Daktyloskopie (Erfassung von Fingerabdrücken und 

Fingerspuren), 
— Arbeitsdateien für besondere Kriminalitätsbereiche, PIOS-Dateien, wie 

z.B. Innere Sicherheit — APIS, 
— Falldateien für bestimmte Kriminalitätsbereiche, wie z.B. Rauschgift 

(FDR), 
— Spurendokumentationen ın Ermittlungsverfahren (SPUDOK-Dateien). 

Die Weitergabe niedersächsischer Daten in INPOL-Bund sowie die Speiche- 
rung und Nutzung der Daten in den INPOL-Anwendungen greifen in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger ein. 
Eine Suche nach erlaubenden gesetzlichen Grundlagen führt zu der erstaunli- 
chen Erkenntnis, daß die Materie weder im Gesetzentwurf über ein Nieder- 
sächsisches Gefahrenabwehrgesetz noch im BKA-Gesetz inhaltlich geregelt 
ist. Der Umgang mit den Daten wird durch verwaltungsinterne Bestimmun- 
gen (INPOL-Konzeption/Grundsätze) gesteuert. Die Entscheidungen trifft 
die nichtöffentlich tagende Konferenz der Innenminister des Bundes und der 
Länder, die gleichsam als „Ersatzgesetzgeber“ agiert. 

Nunmehr ist eine INPOL-Neukonzeption in Planung. Danach ist vorgesehen, 
das INPOL-Kommunikationsnetz schrittweise mit den anderen Sondernetzen 
der Polizeien zusammenzuführen. Im Ergebnis soll eine freızügige Kommuni- 
kation alter Teilnehmer ermöglicht werden. Ich habe gegenüber dem Nieder- 
sächsischen Innenministerium betont, daß es nicht hinnehmbar wäre, gegebe- 
nenfalls vorhandene niedersächsische Zweckbindungsregelungen unter dem 
Vorzeichen eines offenen Informationsaustauschs bundesweit unterlaufen zu 
können. In meiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf über ein Niedersächsi- 
schen Gefahrenabwehrgesetz (vgl. 12.4) habe ich die Verantwortlichkeit des 
Landes Niedersachsen für die von ıhm erlangten Daten hervorgehoben. Nur 
das Land tragt die Verantwortung für die Zulässigkeit, Richtigkeit, Dauer und 
weitere Verarbeitung der von ihm an das Bundeskriminalamt übermittelten 
Daten. Ich hielte es für außerordentlich bedauerlich, wenn das Innenministe- 
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tium weiterhin an der angedeuteten Ansicht festhielte, die — organisatoti- 
sche — Zentralstellenkompetenz des Bundeskriminalamtes ermögliche auch 
eine eigenständige materielle Datenverarbeitung durch das Bundeskriminal- 
amt. 

12.4 Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz 

Kurz vor Redaktionsschluß hat die Landesregierung den Gesetzentwurf zur 
Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (Nds. SOG) in den Landtag eingebracht (LT-Dıs 12/4140). 

Mit dem jetzt so bezeichneten „Niedersächsischen Gefahrenabwehigesetz“ 
(NGefAG) soll die niedersächsische Polizei Grundlagen erhalten, die nahezu 
jede Bürgerin und jeden Bürger zum Gegenstand polizeilichen Handelns ma- 
chen können. 

Ursache hierfür ist eine rechtspolitisch bedeutsame und folgenreiche Weichen- 
stellung in der Frage, was alles zur Gefahrenabwehr gehört. Ein Überblick 
mag zunächst verdeutlichen, wie die zukünftigen Aufgabenfelder polizeili- 
cher Arbeit aussehen. Die Polizei hat nach dem NGefAG 

— Vorbereitungen zu treffen, um künftige Gefahren abzuwehren (wird ge- 
setzlich neu eingeführt), 

— konkrete Gefahren abzuwehren, 
— Straftaten zu verhüten (wird gesetzlich neu eingeführt), 
— für die Verfolgung von Straftaten vorzusorgen (wird gesetzlich neu einge- 

führt), 

und nach der Strafprozeßordnung (StPO) 

— Strafttaten zu verfolgen. 

Das Gemeinsame an den bisherigen zwei Aufgaben, konkrete Gefahren abzu- 
wehren (präventive Gefahrenabwehr nach Polizeitecht) und Straftaten zu ver- 
folgen (repressive Gefahrenabwehr nach Strafprozeßrecht), waren handfeste 
Aufgabenbeschreibungen und Eingriffsvoraussetzungen. Diese traditionelle 
Struktur mit ihren auch datenschutzrtechtlich praktikablen Grenzlinien (kon- 
krete Gefahr/ Anfangsverdacht nach $ 152 Abs. 2 StPO) wird aufgegeben. Die 
oben gekennzeichneten zusätzlichen drei neuen Aufgaben führen zu einer 
doppelten Vorverlagerung. Gemeinsam ist den neuen Aufgaben nämlich, daß 
die polizeiliche Tätigkeit nun im „Vorfeld“ von Gefahren und Straftaten er- 
folgen kann. Eine Datenverarbeitung im Vorfeld gerät aber in die die gefährli- 
che Nähe der im Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts als unzu- 
lässig erachteten Datenvorratshaltung. Fließende Aufgabenübergänge er- 
schweren zudem Kontrollmöglichkeiten Polizeiliches Handeln kann nicht 
mehr präzise bestimmten Aufgaben zugeordnet werden. Der Gesetzentwurf 
vermeidet — ebenfalls in Abkehr von der bisherigen Übung — eine gesetzli- 
che Beschreibung der neuen Aufgaben. Es liegt der Schluß nahe, daß jedes 
Handeln letztlich auf eine Aufgabe zurückgeführt werden können soll. Da- 
tenschutztechtlich haben die neuen Vorfeldaufgaben keıne — tendenziell 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte — Begrenzung der Verwendung 
von personenbezogenen Daten zur Folge, sondern eine umfassende Weite- 
rung. 

Diese neue Struktur des NGefAG ist verantwortlich für einen umfänglichen 
Ausbau der polizeilichen Eingriffsnormen (Befugnisse) Die Polizei erhält 
— und das ist schon fast zwingend für Tätigkeiten im Vorfeld — bisher ge- 
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setzlich nur den Verfassungsschutzbehörden vorbehaltene heimliche Ermitt- 
lungsmethoden. Es handelt sich um den geheimen Einsatz von z. B. Videoka- 
meras bei nıcht dem Versammlungsgesetz unterliegenden Veranstaltungen 
bzw. Ansammlungen und z.B. in U-Bahnhöfen, Parkhäusern, Ministerien, 
Gerichtsgebäuden, Banken, Museen, usw. Hinzu kommen die besonderen 
(geheimen) Mittel und Methoden, wie die längerfristige Beobachtung, die 
Verwendung von optischen und akustischen technischen Mitteln (Video/ 
Wanzen) z. B. in Wohnungen, der Einsatz von Vertrauenspersonen (freie Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, auch V-Leute genannt) und die Kontrollmit- 
teilungen (beobachtende Fahndung). 

Diese vom Gesetzentwurf als „verdeckt‘ bezeichneten Maßnahmen sind sehr 
problematisch. In einem demokratischen Rechtsstaat sollten staatliche Eingrif- 
fe grundsätzlich offen und für die Bürgerinnen und Bürger erkennbar vorge- 
nommen werden. Nur wenn der Staat ihnen „mit offenem Visier“ gegenüber- 
tritt, sind sıe doch in der Lage, ihr Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung auch wahrnehmen zu können und sich gegebenenfalls zu wehren. Es 
kommt noch eines hınzu: Ein Vorfeld hat naturgemäß (fast) keine Begrenzun- 
gen. Oben habe ıch dargelegt, daß angesichts der fehlenden Aufgabenbe- 
schreibungen im Gesetz die Zielrichtung einer Maßnahme weitgehend offen- 
bleiben muß. Wie steht es nun mit der Schwelle, ab der gehandelt werden 
darf? Auch hıer wirkt sich die fehlende Begrenzung eines Vorfeldes aus. Aus- 
gangspunkt der möglichen Eingriffe sind nach dem Entwurf „Tatsachen, die 
die Annahme rechtfertigen“. Das kann eine einfache Beobachtung sein. In 
manchen Fällen der Datenerhebung und Speicherung von Angaben versucht 
nun der Gesetzentwurf, den Anwendungsbereich der Eingriffe wieder einzu- 
grenzen, indem er sie von einer „Straftat von erheblicher Bedeutung‘ abhän- 
gıg macht. Die Straftaten werden zwar ın eınem Katalog dargestellt Nur ist 
die Aufzählung derart umfassend, daß von einer wahrhaft eingrenzenden 
Wirkung schwerlich die Rede sein kann. Nicht vorgesehen sind die Raster- 
fahndung und der Einsatz von verdeckten Ermittlern (unter falscher Identität 
handelnde Polizeibedienstete). Diese Instrumente gibt es aber im Bereich der 
Strafverfolgung (vgl. 31.1). 

Im Ergebnis führen die neuen Vorfeldaufgaben weg von der bisherigen Ein- 
griffsschwelle „konkrete Gefahr“. Bewirkt wird nıchts anderes als eıne Vorver- 
lagerung der bei der Strafverfolgung geltenden Voraussetzung des Anfangs- 
verdachts, soweit es um die Vorsorge für die Verfolgung von Straftaten und 
Verhütung von Straftaten geht. 

Für die niedersächsischen Bürgerinnen und Bürger haben die neuen Aufgaben 
mit den vorgeschenen Befugnissen einschneidende Folgen. Wurden bisher 
grundsätzlich nur die für die konkrete Gefahr Verantwortlichen (Störer) oder 
Tatverdächtige polizeilich erfaßt, so können nunmehr zulässigerweise auch 
Daten verarbeitet werden über Zeugen, Hinweisgeber, Auskunftspetsonen, 
Kontakt- und Begleitpersonen, potentielle Straftäter und Opfer von Strafta- 
ten, Menschen in der Nähe von schützenswerten Personen (wie z. B. das Petso- 
nal eines Hotels, in dem ein Staatsgast wohnt, oder Nachbarn eines als gefähr- 
det einzustufenden Politikers), Ärztinnen und Ärzte, Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher, Sachverständige, Abschleppunternehmer, Betreiber/Inhaber/ 
Sıcherheitsingenieure von bestimmten Anlagen, Veranstaltungsleiter bzw. 
Veranlasser von Veranstaltungen. Die Aufzählung ließe sich fortsetzen. Und 
dies alles ggf. ohne Einwilligung oder Wissen der Betroffenen. Hierin liegt 
eine ungeheuere Ausweitung der betroffenen Personenkteise, die mich zu der 
diesen Punkt einleitenden Bemerkung veranlaßt hat. Jede und jeder, die bzw 
der mit der Polizei in Kontakt kommt, ob als Zeuge oder Auskunftsperson, 
kann per Computer mit den polizeilichen Systemen überprüft werden. Im 
Hinblick auf den unter 12.1 angesprochenen Ausbau der Informationssysteme 
drängt sich der Eindruck auf, hier werde nur rechtlich nachvollzogen, was
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weitsichtige Polizeifachleute schon längst ins Werk gesetzt haben. Fazit: Die 
Datenverarbeitung geht so weit, daß die Polizei — so Prof. Denninger — ge- 
wıssermaßen vor dem Täter am Tatort sein kann. 

Ich hatte seit Jahren mit Nachdruck eine Novellierung des Nds. SOG auf der 
Grundlage des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts gefordert. 
Gegen den früheren Referentenentwurf habe ich schwerwiegende daten- 
schutzrechtliche Bedenken geltend gemacht. Sie gründeten auf den hier dar- 
gelegten Positionen sowie einer Reihe von nicht nachvollziehbaren Abwei- 
chungen von der derzeitigen polizeilichen Praxis und den datenschutzrechtli- 
chen Standards des in der Beratung befindlichen Entwurfs eines Gesetzes zur 
Sicherung der informationellen Selbstbestimmung (NDSG). Es steht außer 
Frage, daß auch die am 15. Juni 1992 durchgeführte Anhörung von Experten 
aus Wissenschaft und Praxis zu einigen datenschutzrechtlichen Verbesserun- 
gen ım nun vorliegenden Gesetzentwurf geführt hat. Dennoch fällt generell 
die Vorgehensweise des Gesetzentwurfs auf, bei der Speicherung und Über- 
mittlung von personenbezogenen Daten das für das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung wichtige Spannungsverhältnis zwischen Grundregel und 
Ausnahme zugunsten unübersichtlicher Ausnahmen und damit zu Lasten des 
Selbstbestimmungsrechts zu lösen. Statt dessen wäre es ohne weiteres mög- 
lich, auch mit „einfachen‘ Regelungen das Selbstbestimmungsrecht des eın- 
zelnen ohne Vernachlässigung der berechtigten Belange der Polizei zu berück- 
sichtigen. Dies belegt das seit einiger Zeit geltende Polizeirecht des Landes 
Schleswig-Holstein. Ich werde in den parlamentarischen Beratungen insbeson- 
dere auf dieses Mißverhältnis hinweisen, um so auch den Schutz unbeteiligter 
Personen gleichgewichtig auszugestalten. 

12.5 Videoüberwachung — Bilder sprechen Bande 

Das Recht am eigenen Bild gehört ohne Zweifel zum klassischen Bereich des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts, und die Aufnahme des Bildnisses eines 
Menschen ist datenschutztechtlich eine Datenerhebung. Beim privaten Foto- 
grafieren denkt niemand an den Datenschutz — warum auch So Fotografierte 
wollen ein Bild. Sie werden ins rechte Licht gerückt, und sie erhalten nach der 
Aufnahme das Positiv wie das Negativ. Wenn das Bild gut ist, behält man es 
jahrelang. 

Bei den von der Polizei angefertigten Bildern ist (fast) alles anders. Die Betrof- 
fenen wissen in der Regel nicht, daß sie fotografiert werden, was mit den Auf- 
nahmen weiter passiert und wo sie wie lange aufbewahrt werden. Der Einsatz 
technischer Mittel zur Bild- und Tonaufzeichnung gewinnt im Rahmen der 
polizeilichen Arbeıt zunehmend an Bedeutung. Es gibt Kameras, die Ver- 
kehrsknotenpunkte beobachten und dann „durchlaufende“ Bilder (Über- 
sıchtsaufnahmen) an Verkehrsleitstellen übertragen Aus datenschutzrechtli- 
cher Sicht besonders bedeutsam sind Videokameras/Camcorder. Sie werden 
zu bestimmten Anlässen zur Beobachtung oder — in Verbindung mit Ge- 
schwındigkeitsmeßgeräten — gegen Verkehrssünder eingesetzt. Im Bereich 
der Gefahrenabwehr erfolgt die Verwendung von Videokameras für folgende 
Zwecke: Vorgangsdokumentation, Objektschutz, Dokumentation von Ereig- 
nissen zur Lageinformation, Beobachtung von (Groß-)Veranstaltungen und 
Erstellung von Beweismitteln. Videokameras haben gegenüber dem Auge ei- 
ner Polizeibeamtin oder eines Polizeibeamten immense Vorteile. Die von der 
nıedersächsischen Polizei eingesetzten Video-Systeme besitzen eine sımultane 
Aufzeichnungsmöglichkeit, Zusatzinformationen können eingeblendet und 
Ausschnitte vergrößert werden. Entscheidend ist aber die Zuverlässigkeit der 
Aufzeichnungen. Sie „vergessen“ keine Informationen und sind daher als 
qualitatıy hochwertige Bild- (und Ton-)Beweise wichtig für Gerichtsverfahren. 
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Die wesentlichen Wirkungen des Einsatzes von Videokameras lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: Aus Sicht der Polizei soll schon mit dem Zeigen der 
Kameras präventiv das Verhalten der Menschen so beeinflußt werden, daß 
eben keine Gefahrensituationen eintreten. Aus Sicht der Betroffenen haben 
klar sichtbare Videokameras eine „abschreckende“ Wirkung (vgl. auch die 
Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage, LT-Dis 10/4117). 
Hieraus kann nur der Schluß gezogen werden, daß der offene Einsatz von Ka- 
meras geeignet ist, Gefahren abzuwehren. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
auf den Einsatz hingewiesen wurde. Das Hinweisschild „Radarkontrolle“ hat 
ja ebenso seine Wirkungen. Eine heimliche Videobeobachtung kann demnach 
das Verhalten von Menschen nicht beeinflussen. Sie ist nicht geeignet, Gefah- 
ren abzuwehren (zur Vermeidung von Mißverständnissen: Es geht nicht um 
die Geeignetheit als Beweismittel im Bereich der Strafverfolgung). Die daten- 
schutzrechtliche Konsequenz kann dann nur lauten, auf den erkennbaren 
Hinweis auf den Einsatz von Videokameras und der offenen Handhabung zu 
bestehen. Aber auch bei der offenen Videobeobachtung müssen die Einsatz- 
bereiche aus Gründen des Persönlichkeitsrechts möglichst eng gehalten wer- 
den, da das unbefangene Verhalten der Menschen merklich beeinflußt wird 
(zur Videobeobachtung anläßlich Demonstrationen vgl. X 12.4). Heimliche 
Videoaufnahmen und -aufzeichnungen werden von der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag als unzulässig angesehen (vgl. deren Gesetzentwurf ei- 
nes Bundesinformationsgesetzes — BISG, BT-Drs. 11/3730). 

Aus Sicht des Datenschutzes ist bei einem fachlich gebotenen Einsatz von Vi- 
deokameras wichtig, die Voraussetzungen für die Aufnahme (Datenerhe- 
bung), Aufzeichnungen (Speicherung), Vernichtung der Aufzeichnungen 
(Löschung) und weitere andere Verwendungsmöglichkeiten der Aufzeichnun- 
gen (Zweckdurchbrechungen) mit dem Recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmung in Einklang zu bringen. 

Aus polizeilicher Sicht liegen bei durchlaufenden Bildern und sonstigen Über- 
sichtsaufnahmen keine Datenerhebungen vor. Der einzelne figuriere ja beı 
Übersichtsaufnahmen im Bildkontext der Gesamtaufnahme nur als anonymes 
Bildelement, und durchlaufende Bilder seien nicht auf Identifizierung gerich- 
tet. Bei der datenschurzrechtlichen Betrachtungsweise kommt es aber auf die 
Bestimmbarkeit des Menschen an. Ausschlaggebend für das Vorliegen einer 
Datenerhebung ist dann, ob das eingesetzte Video-System technisch eine 
Identifizierung ermöglicht (vgl OVG Bremen, Urteil v. 24. April 1990, 
NVwZ 90, 1189 und X 12.4). Nur dieser Ansatz berücksichtigt auch die Situa- 
tion Betroffener, die nıcht wissen, welche Technik in der Videokamera steckt. 
Leider läßt das geplante Niedersächsische Gefahrenabwehrgesetz diesen für 
die Zulässigkeit einer Maßnahme entscheidenden Aspekt offen. 

Ein Beispiel: Eine Demonstration hatte drei Stunden gedauert. Gefertigt wur- 
den Videoaufzeichnungen mit einer Gesamtlänge von 3 1/2 Stunden und 163 
Fotos (vgl. Antwort der Landestegierung auf eine Kleine Anfrage, LT-Drs 
11/4118). Der Zweck des polizeilichen Handelns gebietet, Videoaufzeichnun- 
gen ohne Auswertung unverzüglich zu vernichten, wenn die erwartete Gefahr 
nicht eingetreten ist — so noch ein einschlägiger Erlaß des Innenministeriums 
aus dem Jahr 1985. In den mir bekannten Fällen hält sich die Polizei an diese 
Vorgabe. Ist eine Gefahr eingetreten oder besteht sogar der Verdacht auf eine 
Straftat, so liegt es nahe, Angaben über ggf. miterfaßte Unverdächtigte zu lö- 
schen und das Beweismittel der zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. Staats- 
anwaltschaft zu übergeben. Im Gegensatz hierzu schafft das geplante Nieder- 
sächsische Gefahrenabwehrgesetz durch die neuen Aufgaben „Vorsorge für 
die Veränderung von Straftaten und Verhütung von Straftaten‘ weitere polı- 
zeinterne Aufbewahrungs- und Verwendungsmöglichkeiten, die zeitlich 
nicht begrenzt sind. Ich habe große Zweifel, ob etwa Vorgänge des Zeitgesche- 
hens auf Vorrat aufgezeichnet und aufbewahrt werden dürfen (vgl. BVerfG, 
Beschluß v. 1 Oktober 1987, NJW 1988, 329, 330 £.)
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Ich habe die hier dargelegten Positionen im Rahmen meiner Stellungnahme 
zum Entwurf eines Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetzes gegenüber 
dem Innenministerrum geltend gemacht. Sollte das geplante Gesetz insoweit 
unverändert in Kraft treten, so haben sich niedersächsische Bürgerinnen und 
Bürger darauf einzustellen, daß die Polizei unsichtbar mit von der Partie sein 
kann. Sie soll die Möglichkeit erhalten, mit versteckter Kamera Videoaufnah- 
men und -aufzeichnungen z. B. bei Sportwerrkämpfen, kulturellen Veranstal- 
tungen, Volksfesten und bei den in Nr. 12.4 genannten Verkehrseinrichtun- 
gen zu machen. 

12.6 DAMASKUS oder: Die Reise nach Jerusalem 

Hinter DAMASKUS verbirgt sich ein automatısiertes Verfahren, das eine Mas- 
senauswertung von personenbezogenen Daten zu Zwecken der Strafverfol- 
gung ermöglicht. Ziel ist dabei, durch Abgleich verschiedener Dateien mit 
umfangreichen Datenmengen möglichst wenige Datensätze als Anhaltspunk- 
te für polizeiliche Ermittlungen zu gewinnen. Vergleichbar dem Gesellschafts- 
spiel „Reise nach Jerusalem‘‘ kreist das Suchprogramm durch alle vorhande- 
nen Datensätze und siebt die für Ermittlungsansätze interessanten heraus. Ty- 
pisches Beispiel: Durch Zeugenaussagen erhält die Polizei fragmentarische 
Hinweise auf das mögliche Täterfahrzeug. Durch Abgleich dieser Hinweise 
mit dem Bestand der Fahrzeugdaten des Kraftfahrtbundesamtes werden alle 
Halter von Kraftfahrzeugen festgestellt, die nach der Zeugenaussage als Tat- 
fahrzeug ın Betracht kommen. Ein Abgleich dieser Halterdaten mit dem Da- 
tenbestand im polizeilichen Informationssystem zeigt zusätzlich, welche Hal- 
ter bereits „polizeilich in Erscheinung getreten“ sind. Der Anwendungsbe- 
reich von DAMASKUS beschränkt sıch nicht nur auf Kraftfahrzeugdaten Fäl- 
le aus der Praxıs zeigen, daß z. B. samtliche Personaldaten einer Firma oder 
die Daten aller an einem Bundeswehrstandort stationierten Soldaten mit poli- 
zeilichen Dateien verglichen wurden. 

Man kann natürlich sagen, daß die Polizei alle Möglıchkeiten nutzen muß, um 
einem Täter auf die Spur zu kommen. Nur: Zu bedenken ıst, daß bei diesen 
Verfahren unvermeidlich in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
zahlreıcher unverdächtiger Bürgerinnen und Bürger eingegriffen wird, und 
zwar ohne Kenntnis der Betroffenen. Unser Rechtstaat gebietet es dagegen, 
Nichtverdächtige möglichst weitgehend von polizeilichen Ermıttlungen aus- 
zunehmen. Ich habe in der Vergangenheit (vgl. IX 12.7 und X 12.7) für das 
DAMASKUS-Verfahren eine bereichsspezifische gesetzliche Grundlage bzw. 
für die Übergangszeit verbindliche Richtlinien gefordert. Das Innenministe- 
rium hat bislang für Regelungen keinen Bedarf geschen, weil die Polızeı 
DAMASKUS nur ın wenigen Fällen anwende. Inzwischen hat sich jedoch her- 
ausgestellt, daß dem Fachressort und auch mir nicht alle DAMASKUS-An- 
wendungen, sondern nur die von den Standardfällen abweichenden gemeldet 
wurden. Der Bundesgesetzgeber hat in der Zwischenzeit mit dem Erlaß des 
Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Er- 
scheinungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG, vgl. 31 1) die 
Strafprozeßordung um $ 98 c ergänzt und damit eıne Rechtsgrundlage für den 
maschinellen Datenabgleich geschaffen. Nach dieser Vorschrift dürfen perso- 
nmenbezogene Daten aus einem Strafverfahren zur Aufklärung einer Straftat 
mıt anderen Strafverfolgungs-, Strafvollstreckungs- und Gefahrenabwehrda- 
ten abgeglichen werden. In der Praxis wird hier wohl nur noch der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit Einhalt gebeten können. 

Ich werde prüfen, ob die mir gemeldeten Fallgestaltungen zukünftig zumin- 
dest teilweise in den Anwendungsbereich des ebenfalls neuen & 98 a StPO, 
der Regelung über die Rasterfahndung, fallen. Wenn der Datenabgleich auch 
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mit anderen als Strafverfolgungs-, Strafvollstreckungs- oder Gefahrenabwehtr- 
dateien erfolgt, kann die Maßnahme auf $ 98 c StPO nicht mehr gestützt wer- 
den. Rasterfahndungen dürfen nur zur Verfolgung bestimmter, abschließend 
aufgezählter Straftaten von erheblicher Bedeutung durchgeführt werden. Der 
Abgleich muß durch den Richter, bei Gefahrenverzug durch die Staatsanwalt- 
schaft angeordnet werden. 

Bei den DAMASKUS-Anwendungen bleibt ınsbesondere ungeklärt, welche 
Speicherungsmöglichkeiten auch hinsichtlich der Daten von Unverdächtigen, 
welche Zweckbindungen bzw. Löschungspflichten bestehen. Ich halte deshalb 
verbindliche Richtlinien nach wie vor für erforderlich. 

Nichts ist unmöglich ... MIKADO 

Gibt es noch Bürgerinnen und Bürger, die bisher keinen Kontakt zur Polizei 
hatten? Etwa als Anzeigeeistatter, Zeuge, Finder, Hinweisgeber, Verantwort- 
licher, Beteiligter, Fahrzeughalter oder auch Verdächtiger? Diese Frage zu ver- 
neinen bedeutet gleichzeitig festzustellen, daß Daten über alle Bürgerinnen 
und Bürger bei der Polizei gespeichert sind oder zumindest waren. Denn jeder 
Vorgang, den die Polizei bearbeitet, führt zur Speicherung von personenbezo- 
genen Daten. Während die Daten früher in Sachbearbeiterakten und polizei- 
lichen Tagebüchern schlummerten, kann man auf sie im Zeitalter automati- 
sierter Vorgangsverwaltungssysteme in Sekundenschnelle zugreifen. Jeder 
Kontakt mit der Polizei hinterläßt in diesen Informationssystemen eine elek- 
tronische Spur Angesichts der möglichen Vernetzung mit anderen Systemen 
können die Betroffenen „nicht mehr wissen, wer was wann und bei welcher 
Gelegenheit über sie weiß‘, um das Bundesverfsssungsgericht zu zitieren. 

Das Landeskriminalamt beschäftigt sich mit der Entwicklung eines landesein- 
heitlichen dezentralen Informations- und Kommunikationssystems (MIKA- 
DO), das die Erstellung, Bearbeitung und Verwaltung aller Vorgänge bei der 
Polızei sowie deren Auswertung und statistische Aufbereitung auf jeder Poli- 
zeidienststelle zum Ziel hat. MIKADO wird in der aktuellen Entwicklungsstu- 
fe bereits heute bei einigen Polizeidienststellen eingesetzt. Es eroffnet die 
Möglichkeit, Personen in insgesamt 26 verschiedenen Rollen zu speichern. Al- 
lein die Datenfelder zu den Personenangaben lassen die Erfassung von ınsge- 
samt 149 Eınzelangaben zu. Hierzu gehören beispielsweise Informationen wıe 
arbeitslos, internationaler Straftäter, Konsument harter Drogen, Opfereig- 
nung für das Täter-Opfer-Ausgleichsverfahren, ausgeübter Beruf, Mundart, 
Stimme, Sprachmerkmale, äußere Erscheinung, Motive von Tätowierungen, 
Art und Lage von körperlichen Merkmalen usw.. Außerdem können zu Perso- 
nen freitextliche Hinweise erfaßt werden. Die beispielhafte Aufzählung ver- 
deutlicht, daß es bei MIKADO nicht um ein reines Vorgangsverwaltungssy- 
stem im Sinne eines Aktenfindungs-, Textverarbeitungs- und Dokumenta- 
tionssysterms geht. MIKADO stellt Daten über Personen für die polizeiliche 
Arbeit bereit. Für die Beurteilung der damit verbundenen datenschurzrechtli- 
chen Risiken wird es insbesondere darauf ankommen, wie die zu beachtende 
Zweckbindung technisch sichergestellt werden kann, ob Schnittstellen zu an- 
deren Systemen geschaffen werden und welche Löschungsfristen man vorsieht 

Meine bisherigen Anregungen zur Verbesserung der technischen und organi- 
satotischen Datenschutz- und Datensicherungs-Maßnahmen (vgl. X 4.6 Nr. f} 
wurden inzwischen weitgehend aufgegriffen Die Systemverwaltung wurde 
örtlichen Systembetreuern übertragen; deren Aufgaben und Befugnisse wur- 
den festgelegt. Alle für die normale Systemverwaltung notwendigen Kom- 
mandos bzw. Funktionen wurden ın einem sogen. „Administrator-Menue“ 
vorstrukturiert, so daß umfassende Super-User-Funktionen nur in Ausnahme-
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fällen und nur auf ausdrückliche Weisung vorgenommen werden dürfen. 
Grundsätzlich sind keine Shell-Berechtigungen erteilt worden. Die Paßwort- 
Datei wird vom örtlichen Systembetreuer aufgebaut und verwaltet. Die Be- 
nutzerin oder der Benutzer wählt jedoch ihr bzw. sein Paßwort selbst. Ein Paß- 
wortwechsel wird nicht vom System erzwungen, sondern muß vom Systembe- 
treuer überwacht werden. Das Datum des letzten Login oder des letzten er- 
folglosen Login wird der Benutzerin bzw. dem Benutzer leider nicht ange- 
zeigt 

Das Speichern und Verändern von Daten wird im einzelnen Datensatz mit 
UNIX-ID und Datum der Speicherung (unveränderbar) bzw. Datum der Än- 
derung festgehalten. Speicher- bzw. Änderungsinhalt werden zur Gewährlei- 
stung der Datenbank-Konsistenz in einer besonderen „audit-Datei“ gespei- 
chert und zusätzlich gesichert. Abfragen von „Nicht-Sachbearbeitern‘ wer- 
den in einer Protokolldatei festgehalten, die periodisch ausgedruckt und kon- 
trolliert wird. 

Die MIKADO-Datenbank wırd kontinuierlich reorganisiert. Dabei werden 
Daten, deren Speicherung länger als 15 Monate zurückliegt und deren Vor- 
gangsbearbeitung abgeschlossen wurde, automatisch gelöscht. Danach ver- 
bleibt ein reduzierter Auskunftsbestand in einer besonderen Auskunftsdaten- 
bank. Bei manueller Löschung werden Kerndaten des ursprünglichen Daten- 
satzes sowie das Löschdatum und die Uhrzeit in einer besonderen Textdatei 
protokolliert. 

Ich werde meine datenschutzrechtlichen Vorstellungen insbesondere zur 
Zweckbindung von Vorgangsverwaltungsdaten in das weitere Verfahren ein- 
bringen. 

12.8 Dauer von Speicherungen in elvis 

Bei den Kriminalpolizeuinspektionen Hildesheim und Osnabrück wurde 1985 
das „Elektronische Vorgangsverwaltungs- und Informationssystem (elvis)“ als 
Pilotprojekt — zunächst auf drei Jahre angelegt — eingeführt. Mit dem Ver- 
fahren wurden beispielsweise die Tagebuchfühnung, die polizeiliche Krimi- 
nalstatistik, der krıminalpolizeiliche Meldedienst und die Auswertung auto- 
matisiert. Die Errichtungsanordnung für elvis sieht vor der Beendigung des 
Probelaufs keine Löschung von Daten vor. Nachdem das System nunmehr seit 
acht Jahren eingesetzt wird, stellt sich die Frage, ob die (fehlende) Löschungs- 
regelung in der Errichtungsanordnung noch mit den KpS-Rıchtlinien zu ver- 
einbaren ist. Dort sind Löschungen nach kürzerer Frist, bei Kindern z. B. nach 
zwei Jahren, vorgesehen. Ich habe das Innenministerium um Überprüfung ge- 
beten. Die Errichtungsanordnung für elvis muß schon bereits deshalb überar- 
beitet werden, weil die dort enthaltene Aufzählung hinsichtlich der Speiche- 
tungsmöglichkeiten über personengebundene Hinweise (vgl. 12.10) nicht 
mehr den aktuellen Kriterien entspricht. 

12.9 _ Dialogprorokolldatei und ihre Fremdnutzung 

Unter X 12.6 habe ıch die Neuregelung der Protokollierungen bei Abfragen 
aus den polizeilichen Informationssystemen POLAS und INPOL sowie die 
Verwertung der Dialogprotokolldatei zu kriminalistischen Zwecken angespro- 
chen. 

Durch die automatisierte Aufzeichnung von Protokolldaten wird die Daten- 
verarbeitung nachprüfbar Zugleich wird einer mißbräuchlichen Verwendung 
vorgebeugt, weil kein Anwender darauf vertrauen kann, daß Verstöße unent- 
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deckt bleiben. Die Kontrolle eines Datenabrufes ist aber nur möglich, wenn 
Abfrageveranlasser und Abfragegrund bekannt sind. Ich habe deshalb zusätz- 
lich zu den bisher gespeicherten Angaben die Protokollierung dieser Daten 
gefordert. Über den Umfang der Zusatzprotokollierungen konnte ich mit dem 
Innenministerium noch kein Einvernehmen erzielen. Während das Innenmi- 
nisterium die Speicherung von Abfrageveranlasser und -grund nur bei 1 %/o0 
der Abfragen für realisierbar und ausreichend hält, fordere ich zumindest eine 
Zusatzprotokollierung entsprechend dem ZEVIS-Verfahren (vgl. IX 30.2). Sie 
liegt zur Zeit bei 2 % der Abfragen. Die seit längerem angemahnte Neufas- 
sung der Errichtungsanordnung für die Protokolldatei liegt mir noch nicht 
vor 

Die Informationen aus der Dialogprotokolidatei werden nicht nur zu Daten- 
schutzkontrollzwecken, sondern auch als zusätzliche Ermittlungshilfe genutzt. 
Es kann anhand der Protokolldaten beispielsweise festgestellt werden, über 
welche Personen in einen bestimmten Zeitraum von einem bestimmten Da- 
tensichtgerät Abfragen an INPOL/POLAS getätigt worden sind. Bei diesem 
Zugriff der Polizei auf die Dıalogprotokolldatei geht es dann um die Verarbei- 
tung von personenbezogenen Daten, die für die Polizei eigentlich gar nicht 
da sind. Entweder handelt es sich um Angaben, die die Polizei in ıhren spe- 
ziell für ıhre Aufgabenerfüllung eingerichteten Dateien nicht (mehr) vorhal- 
ten darf, weil die Speicherungsfristen abgelaufen sind. Oder es handelt sich 
um Daten von sog. Negativabfragen, bei denen aus polizeilicher Sicht keiner- 
lei Anlaß zur Registrierung der abgefragten Personen bestand. Ich habe in der 
Vergangenheit die Nutzung der Protokolldatei für polizeiliche Zwecke für 
eine Übergangszeit unter der Bedingung mitgerragen, daß der Zugriff auf we- 
nige sonst nıcht aufklärbare, schwere Vorfälle beschränkt bleibt. Die Praxis der 
Fremdnutzungen macht deutlich, daß meine datenschutzrechtlichen Vorbe- 
halte berechtigt waren: 1991 wurden 41 Fremdnutzungen der Dialogproto- 
kolldatei durchgeführt. In den ersten drei Quartalen des Jahres 1992 wurden 
bereits 20 Selektionen zu kriminalistischen Zwecken vorgenommen. Die Zahl 
der Fremdnutzungen durch die niedersächsische Polizei zeigt, daß trotz der re- 
striktiven Verfahrensregelungen im Erlaß vom 3. Juli 1991 (Genehmigungs- 
vorbehalt durch den Leiter des Landesktiminalamtes, Dokumentationspflich- 
ten) in erheblichem Umfang in das Recht der Betroffenen auf Datenlöschung 
eingegriffen wird, wenn sie für die Aufgabenerfüllung nicht (mehr) benötigt 
werden. 

Das Innenministerum beabsichtigt, die Fremdnutzungsmöglichkeiten der 
Dialogprotokolldateı im zukünftigen Gefahrenabwehrgesetz (vgl. 12.4) im 
Vergleich zu der Erlaßregelung vom 3. Juli 1991 noch zu erleichtern. Der Ge- 
setzentwurf sieht die Verwendung der Protokoildaten u.a. zur Aufklärung ei- 
ner Straftat aus dem Katalog des $ 100 a Strafprozeßordnung vor, ohne die 
im Erlaß enthaltenen weiteren Zugriffsvoraussetzungen zu nennen. Mit dem 
Gesetzentwurf wird von der Leitlinie des in der Beratung stehenden Nieder- 
sächsischen Datenschutzgesetzes abgewichen. Danach dürfen Protokolldatei- 
en nur zu Datenschutzkontroll- und Datensicherungszwecken genutzt wer- 
den. 

Speicherung von personengebundenen Hinweisen 

Die Speicherung personengebundener Hinweise (bewaffnet, gewalttätig, Aus- 
brecher, Ansteckungsgefahr, geisteskrank, BIM-Konsument, Freitodgefahr, 
Prostitution) ist datenschutzrechtlich ın mehrfacher Hinsicht bedenklich. Es 
besteht keine Rechtsgrundlage, aus der eine Bürgerin oder ein Bürger entneh- 
men kann, wer, wann, mit welchen Inhalten und zu welchem Zweck Hinweise 
zu ihrer Person im polizeilichen Informationssystem speichern darf. Wegen
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der besonderen Sensitivität der Hinweise bedarf es eingehender Überprüfun- 
gen, ob und unter welchen Voraussetzungen polizeiliche Zwecke die Speiche- 
rung personengebundener Hinweise (vgl. VII 12.3) rechtfertigen. Zudem be- 
steht die Gefahr, daß die in den Hinweisen enthaltenen bruchstückhaften In- 
formationen zur Grundlage von Entscheidungen gemacht werden. 

12.10.1 Von „Prostitution“ bis „geisteskrank“ 

Für die Vergabe personengebundener Hinweise hat der Arbeitskreis Il der Ar- 
beitsgemeinschaft der Innenministerien der Bundesländer am 6./7. Septem- 
ber 1988 Kriterien festgelegt. Dabei wurden u.a. die personengebundenen 
Hinweise „Prostitution“ und „geisteskrank“ zugelassen. Ich habe Zweifel, ob 
der personengebundene Hinweis „Prostitution“ unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit für die polizeiliche Aufgabenerfüllung 
erforderlich ist. Prostitution ist nicht strafbar. Die Ausübung der Prostitution 
ist weder ausreichend für die Annahme einer konkreten Gefahr noch ein An- 
haltspunkt für die künftige Begehung einer Straftat durch die Betroffenen. 
Der personengebundene Hınweis „geisteskrank“ darf nach den Kriterien ver- 
geben werden, wenn ärztlich festgestellt ist, daß die betroffene Person an einer 
Geisteskrankheit leidet. Auch hier stellt sich für mich die Frage, warum die 
Polizei diese Angabe benötigt. Ich habe meine datenschutzrechtlichen Beden- 
ken gegenuber dem Niedersächsischen Innenministerium vorgetragen. Eine 
Antwort steht noch aus 

12.10.2 Der unvergeßliche Rausch 

Mıt den Kriterien für die Vergabe personengebundener Hinweise wurden 
auch ıhre jeweiligen Laufzeiten im polizeilichen Informationssystem festge- 
legt. Danach darf der personengebundene Hinweis „BTM-Konsument“ für 
die Dauer der Aufbewahrung der Kriminalakte über die Betroffenen im Sy- 
stern vorgehalten werden. Ein Petent, der vor 10 1/2 Jahren wegen eines Ver- 
stoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz verurteilt worden ist, mußte bei der 
Einsichtnahme in die Polizeiakte über einen Verkehrsunfall, an dem er beteı- 
ligt war, mit Erstaunen feststellen, daß er dort als „BTM-Konsument“ be- 
zeichnet wurde. Die Verkehrspolizei war bei dem Abgleich der personenbezo- 
genen Daten des Petenten mit dem polizeilichen Informationssystem anläß- 
lich des Unfalls auf den entsprechenden Hinweis gestoßen und hatte ihn in 
ihre Verkehrsunfallakte übernommen. Das polizeiliche Vorgehen wurde u. a. 
auf diese Information abgestellt. In der Kriminalakte des Betroffenen waren 
seit seiner Verurteilung keine weiteren Erkenntnisse angefallen. Dieser Fall 
zeigt, daß eine derartig lange Speicherungsdauer von personengebundenen 
Hinweisen nicht nur einen erheblichen Eingriff in das Recht auf informatıo- 
nelle Selbstbestimmung bewirkt, sondern auch der Polizei einen nicht immer 
aktuellen Sachverhalt vermittelt. Ich halte es nicht für gerechtferugt, Betroffe- 
ne nach eınem derartig langen Zeitraum weiterhin als „BTM-Konsumenten“ 
zu bezeichnen, ohne daß weitere Erkenntnisse bekanntgeworden sind. 

Unabhängig von dieser Grundsatzfrage konnte ich dem Einsender die Lo- 
schung des Hinweises (einschließlich der Vernichtung der Kriminalakte) mıt- 
teilen. Die Polizei hatte nämlich die Aufbewahrungstrist für das Vorhalten der 
Kriminalakte nicht den Vorschriften entsprechend berechnet. 
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12.11 Speicherungen uber Suizidversuche bei der Polizei? 

Anders als in Hamburg, Hessen und Schleswig-Holstein speichert die nieder- 
sächsische Polizei Daten über Personen, die versucht haben, sich das Leben zu 
nehmen. Erfährt die Polizei von einem Suizidversuch, wird über die Person 
eine Kriminalakte angelegt. Im polizeilichen Informationssystem POLAS/IN- 
POL wird sie für mındestens zwei Jahre mit dem personengebundenen Hin- 
weıs „Freitodgefahr“ ausgewiesen. Das Innenministerium sieht die Speiche- 
rung als erforderlich an, damit die Polizei bei Kontakten mit Suizidgefährde- 
ten die richtigen Maßnahmen ergreifen und in Todesermittlungsverfahren die 
Frage eines Fremdverschuldens richtig beurteilen kann. Die Einwilligung der 
betroffenen Person wird nicht eingeholt. Eine verfassungsgemäße Befugnis- 
norm kann die Polizei für die Suizidspeicherungen nicht vorweisen. Allenfalls 
könnte es im Interesse der Funktionsfähigkeit der Sicherheitsbehörden hinge- 
nommen werden, wenn für eine Übergangszeit bis zum Erlaß gesetzlicher Be- 
stimmungen auf der Grundlage einer bestehenden Verwaltungsvorschrift ver- 
fahren wird. Eine solche Verwaltungsvorschrift liegt mit den Richtlinien für 
die Führung Kriminalpolizeilicher personenbezogener Sammlungen vor. Zif- 
fer 2.2.10 der Rıchtlinien läßt die Speicherung von Daten über gefährdete Per- 
sonen zu. Eingriffe in das Recht auf informatıonelle Selbstbestimmung sind 
unter Berufung auf den Übergangsbonus allerdings nur zulässig, wenn sie zur 
Aufgabenerfüllung unerläßlich sind. 

Der Selbstmordversuch in einer Polizeidatei neben Einbruchdiebstahl, Erpres- 
sung und Betrug gespeichert? Das wirft z.B. die Frage nach der polizeilichen 
Zuständigkeit auf. Ob ein Recht zur Selbsttötung besteht, ist umstritten Bei 
schwerwiegenden Selbstgefährdungssituationen, wıe z.B. Selbsttötungsversu- 
chen, sollen ausnahmsweise polizeiliche Maßnahmen zum Schutz von Indivi- 
dualgütern des Handelnden gerechtfertigt sein. Es wird jedoch vorausgesetzt, 
daß die betreffende Person im Begriff steht, eine Selbströtung vorzunehmen 
Polizeirechtlich ist demnach der Zweck des Tätigwerdens begrenzt auf die Un- 
terbindung der Selbsttötung (Gefahrenbeseitigung). Ausnahmen sind eng 
auszulegen. Nach Beseitigung der Gefahr liegt ein bedrohtes Schutzgut nicht 
mehr vor. Auch die Gründe für das ursprünglich gerechtfertigte Tätigwerden 
bestehen bei der späteren Suizidspeicherung nicht mehr. Aus datenschutz- 
techtlicher Sicht ıst eıne fachgesetzlich nicht mehr vorgesehene weitere Ver- 
wendung personenbezogener Daten nicht erforderlich. 

Die Polizei hat dıe Aufgabe, Gefahren abzuwehren. Ein Suizidversuch be- 
gründet für sich allein keine konkrete Gefahrensituation. Erst wenn im Zeit- 
punkt der Speicherung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ım Einzelfall 
mit einem erneuten Suizidvetsuch gerechnet werden muß, wäre eıne konkrete 
Gefahrensituation denkbar. Der Literatur habe ich entnommen, daß nach ei- 
nem Suizidversuch ın der Regel keine Wiederholungsgefahr besteht, daß viele 
Suizidenten über ıhre Rettung Dankbarkeit empfinden und deshalb gute 
Aussichten bestehen, sie endgültig für das Leben zurückzugewinnen. Die Sui- 
zidspeicherung kann deshalb überhaupt nur in Betracht kommen, wenn über 
den Versuch hınaus weitere tatsächliche Anhaltspunkte den Schluß zulassen, 
ein weiterer Suizidversuch werde folgen. Ich frage mich, wie die Polizei im 
Hinblick auf die spärlichen Informationen, die sie bei Suizidvorfällen erhält, 
eine derartige gesicherte Prognose vornehmen kann. 

Die Polızei erhält nur Kenntnis über solche Suizidversuche, die ihr angezeigt 
werden. Über Suizidgefährdete, die ausschließlich von den Gesundheitsbe- 
hörden betreut werden, erhält die Polizei keine Informationen. Ihre Daten- 
sammlung über Suizidversuche ist daher unvollständig und zufällig. Die Poli- 
zeı kann keineswegs sicher sein, daß bei Personen, die nicht mit dem perso- 
nengebunden Hinweis „Freitodgefahr“ gespeichert sind, tatsächlich auch kei-
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ne Suizidgefahr besteht. Die Speicherung von Suizidvorfällen ist deshalb all- 

gemein nicht geeignet, die Gefahr abzuwehren. 

Was aber bedeutet es für den Gefährdeten, wenn er Kenntnis von seiner Spei- 

cherung erhält? In seiner besonderen psychischen Situation kann die Angst vor 

der Bloßstellung zu einer (weiteren) Herabsetzung des Selbstwertgefühls füh- 

ren. Nicht ohne Grund hat es die Konferenz der Leiter psychiatrischer Kran- 

kenhäuser abgelehnt, daß Daten über Selbstmordgefährdete im Polizeicom- 

puter gespeichert werden. 

Um zu erfahren, welche Bedeutung der Suizidspeicherung in der polizeilichen 
Praxis zukornmt, habe ich bei einer Kriminalpolizeiinspektion sämtliche Sui- 
zidakten und daran anknüpfende Speicherungen in POLAS/INPOL geprüft. 

Das Ergebnis war eindeutig. Eine Prognose zur Wıederholungsgefahr hatte die 

Polizei in aller Regel nicht vorgenommen. Auch wenn die Polizei selbst die 

Wiederholungsgefahr bezweifelt, wird gespeichert. 

Ein Beispiel: Eine Frau informierte die Polizei über einen Suizidversuch ihrer 

Nachbarin (vermutlich Tabletteneinnahme). In eınem Vermerk notiert das 

Polizeirevier daraufhin, die Wiederholungsgefahr könne nicht beurteilt wer- 

den. Trotzdem wurde eine Kriminalakte angelegt und der personengebunde- 

ne Hınweis „Freitodgefahr‘“ in POLAS gespeichert. 

Schon Hinweise darauf, daß jemand möglicherweise einen Suizidversuch un- 

ternehmen wird, führen zu Speicherungen. 

Zwei Beispiele: Ein Landeskrankenhaus meldete eine wegen Alkoholproble- 

men eingewiesene Patientin als vermißt. Die Frau soll mehrfach Suizidabsich- 

ten geäußert haben, akute Selbstmordgefahr bestehe aber nicht. Auch hier er- 

folgte die Suizidspeicherung. Als eine Frau ihren Sohn als vermißt meldete, 

gab sie an, sie habe Angst, ihr Sohn könne sich etwas antun. Der Sohn selbst 

erklärte nach seiner Rückkehr der Polizei, er habe zu keiner Zeit Selbstmord- 

gedanken gehabt. Er wollte für sich allein sein, um mit sich ins reine zu kom- 

men. Konkrete Hinweise auf eıne Suizidgefahr enthält die Kriminalakte je- 

doch nicht. 

Nach Aussagen von Fachleuten sind Ankündigungen von Selbsttötungen oft 

das Ergebnis menschlicher und sozialer Isolierung, z. B. bei alten Menschen, 

die vereinsamt in Depressionen verfallen und beschließen, „Schluß zu ma- 
chen“. Die Suizidankündigung soll die Mitmenschen auf die Not aufmerksam 

machen und zur Hilfeleistung bewegen. Auch wenn keine ernsthafte Suizid- 

absicht besteht, wird die Person bei der Polizei zum Suizidgefährdeten. 

Ein Beispiel: Det Betroffene hinterließ in einer Spielhalle eınen Zettel mır ei- 

ner Suizidandrohung Obwohl die Polizei in einem Vermerk selbst ausführte, 

ihr sei der Mann als Suizidandroher hinreichend bekannt, seine Handlungen 

seien jedoch als nicht ernsthaft einzuschätzen, wurden die Unterlagen zur Krı- 

minalakte genommen und der personengebundene Hinweis „Freitodgefahr“ 

vergeben. 

Ich konnte bei meiner Prüfung nicht feststellen, daß die Polizei aufgrund eı- 

nes einzigen Freitodhinweises einen Suizidversuch verhindern konnte bzw. 

der Hinweis beı der polizeilichen Arbeit relevant gewesen wäre. Polizeiliche 

Maßnahmen wurden stets durch Information der oder des Betroffenen selbst 

oder von Dritten ausgelöst. 

Bei zwei Dritteln der Fälle hat die Polizei sich an ihre eigenen Vorgaben zur 

Laufzeit des Hinweises in POLAS/INPOL nicht gehalten. Der personenge- 

bundene Hinweis stand länger als die festgelegten zwei Jahre im System zur 
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Verfügung, in einem Fall sogar über 12 Jahre, ohne daß weitere Anhaltspunk- 
te für eine Wiederholungsgefahr bekannt wurden. Die Aufnahme von Suizid- 
vorfällen in die Kriminalakte führt darüber hinaus zu einer Verlängerung von 
bestehenden Deliktsspeicherungen, wenn die Aussonderungsprüffrist für die 
Delikte vor der für Suizidversuche abläuft. Das Innenministerium hält diese 
Praxis unter Berufung auf eine statistische Auswertung, die zum Ergebnis hat- 
te, daß in ca. 50 % der Suizidfälle auch deliktisches Verhalten bekannt gewor- 
den ist, für gerechtfertigt. Diese Auffassung teile ich nıcht. Die Herstellung 
einer Kausalität zwischen Suizidversuch und kriminellem Verhalten führt 
dazu, daß Suizidversuche kriminalisiert werden. Aus der Tatsache eines Sui- 
zidversuchs ergeben sich keine Anhaltspunkte dafür, daß die betreffende Per- 
son straffällig werden wird. 

Das Ergebnis meiner Prüfung führte zu einer Beanstandung von zahlreichen 
Einzelfällen. Unter Hinweis auf die zuvor dargelegten Gründe habe ich zu- 
sätzlich empfohlen, die in Niedersachsen vorhandenen Suizidspeicherungen 
zu löschen und zukünftig von Speicherungen dieser Art abzusehen. Das In- 
nenminisıerium hat lange überlegt, wie es auf mein Beanstandungsschreiben 
reagıeren soll. Zunächst ergänzte es vorübergehend den Entwurf zum Nieder- 
sächsischen Gefahrenabwehrgesetz um eıne Ermächtigungsgrundlage bezüg- 
lich Suizidspeicherungen, damit das praktizierte Verfahren zukünftig im Ge- 
setz abgesichert ist. In der nun vorliegenden Fassung des Gesetzentwurfs ıst 
eıne entsprechende Vorschrift nicht mehr vorgesehen. Eine schriftliche Stel- 
lungnahme des Innenministerrums zu meiner Beanstandung lag bis Redak- 
tionsschluß nicht vor. 

Datenspeicherung bei unerlaubten Schwangerschaftsabbrüchen 

Nach & 218 StGB macht sich strafbar, wer eine Schwangerschaft unerlaubt ab- 
bricht. In diesem Zusammenhang stellte sich die Frage, wie die Polizei mit 
den Daten von Frauen umgeht, die dieser Straftat verdächtig sind oder eine 
solche begangen haben. Meine Nachfrage im Niedersächsischen Innenmini- 
sterium ergab, daß die niedersächsische Polizei zwei Frauen im Kriminalakten- 
nachweis (KAN) wegen unerlaubter Abtreibung erfaßt hatte Hierzu muß 
man wissen, daß der Kriminalaktennachweis bundesweit abrufbare Hinweise 
über Kriminalakten enthält, die über beschuldigte oder tatverdächtige Perso- 
nen angelegt sind, denen Fälle schwerer oder überregional bedeutsamer Straf- 
taten zur Last gelegt werden. Aufgrund meiner Anfrage wurden die Daten in 
einem Fall sofort gelöscht, da dıe genannten Voraussetzungen für die Aufnah- 
me in den Kriminalaktennachweis nıcht vorlagen. Im zweiten Fall erfolgte die 
Einstellung in dem Kriminalaktennachweis, weil andere Delikte diese Zuord- 
nung fechiferugten. Hier wurde der Hinweis „Abtreiberin“ geloscht. Weiter- 
hin waren zwei Frauen wegen unerlaubter Abtreibung im Kriminalaktenindex 
(KAI) gespeichert, der alle in Niedersachsen angelegten Kriminalakten erfaßt 
Auf KAI kann landesweit zugegriffen werden. Das Niedersächsische Innenmi- 
nisterium hat auch diese Daten geloscht und die Polizeidienststellen durch Er- 
laß vom 15. April 1991 angewiesen, keine weiteren Speicherungen aus diesem 
Anlaß in Kriminalpolizeilichen Sammlungen vorzunehmen Diese Regelung 
wird von mir ausdrücklich begrüßt. Die Speicherung von personenbezogenen 
Daten im Zusammenhang mit Straftaten nach $ 218 StGB ist für die polizeili- 
che Aufgabenerfullung nicht erforderlich. Frauen entschließen sich zum uner- 
laubten Schwangerschaftsabbruch aus einer einmaligen, ıhnen unausweichlich 
erscheinenden Konfliktsituation. Von einer Wiederholungsgefahr kann somit 
nicht ausgegangen werden. Bei Einmaltäterinnen verbietet sich eine Daten- 
speicherung bei der Polizei von vornherein wegen Verstoßes gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 
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12.13 _Informationsaustausch bei sportlichen Großveranstaltungen 

Bund und Länder haben sich zur Verbesserung des Informationsaustausches 
bei sportlichen Großveranstaltungen auf ein neues Verfahren verständigt. Mit 
ihm sollen rechtzeitige Informationen über alle für den Polizeieinsatz bedeut- 
samen Erkenntnisse und eine umfassende Auswertung einsatzrelevanter Fak- 
ten erreicht werden. Zu diesem Zweck wurden für alle Bundesländer beim 
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen eine Zentrale Informationsstelle 
(ZIS) und in jedem Bundesland eine Landesinformationsstelle (LIS) eingerich- 
ter. Für jeden Verein der Fußballbundesliga wurde eine zuständige Polizeibe- 
hörde bestimmt. Diese sammelt vor einem Auswärtsspiel ihres Vereins alle 
einsarzrelevanten Erkenntnisse und übermittelt sie an die für die Heimmann- 
schaft zuständige Polizeidienststelle, an die ZIS und an die zuständigen LIS. 
Nach einem Spiel berichtet die Polizeibehörde, in deren Bereich das Spiel aus- 
getragen wurde, über den Einsatzverlauf und weitere Erkenntnisse an die Be- 
hörde der Auswärtsmannschaft, die ZIS und die zuständigen LIS. Der LIS 
obliegt es, vor und nach einem Spiel die betroffenen Stellen über alle Umstän- 
de zu berichten, dıe sıe von Behörden erhalten hat, die nıcht ın das Verfahren 
integriert sind. Darüber hinaus steht sie als Ansprechstelle zur Verfügung und 
steuert Informationen auf Landesebene. In Niedersachsen wurde die LIS im 
Lagezentrum des Innenministeriums eingerichtet. Zusammenarbeit und Auf- 
gabenstellung hat das Niedersächsische Innenministerium im Runderlaß vom 
22. Oktober 1991 (Nds. MBl. 1992 S. 503) festgelegt. 

Ich habe mich im Niedersachsischen Innenministerium über die Arbeitsweise 
der LIS informiert. Bei der Einsichtnahme in den im Rahmen des Informa- 
tionsaustausches anfallenden Schriftverkehr habe ıch festgestellt, daß die In- 
formationsstelle der Ankündigung entsprechend bislang keine personenbezo- 
genen Daten verarbeitet. Eine Ausnahme bildet der Informationsaustausch 
während der Fußballeuropameisterschaft in Schweden ım Juni 1992. Auf An- 
frage schwedischer Behörden wurden auf den eingerichteten Kommunika- 
tionswegen personenbezogene Daten übermittelt. Die LIS in Niedersachsen 
hat die Unterlagen mit personenbezogenen Daten auf meine Veranlassung 
hin vernichtet. 

Es ıst beabsichtigt, den Aufgabenbereich der LIS um die Verarbeitung perso- 
nmenbezogener Daten zu erweitern. Sie soll als Verbundteilnehmer der Datei 
„Gewalttäter Sport‘ (vgl. 12.14) unmittelbaren Zugriff auf personenbezoge- 
ne Daten erhalten und selbst Speicherungen vornehmen konnen. 

12.14 Datei „Gewalttäter Sport“ 

Es ist nicht zu verkennen, daß gewalttätige Ausschreitungen im Zusammen- 
hang mıt Sportveranstaltungen die Polizei vor schwierige Probleme stellen. 
Die Innenministerkonferenz hat im Mai 1991 beschlossen, eine Datei „Ge- 
walttäter Sport“ einzurichten, die der Polizeı Erkenntnisse für organisatorische 
und taktische Überlegungen sowie Anhaltspunkte fur Gefahrenabwehrmaß- 
nahmen gegen Störer liefern soll. Die Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder sind, abweichend von der Vorgabe der Innenministerkonfe- 
tenz, an der Prüfung der Frage, ob die Datei eingerichtet werden soll, bedau- 
erlicherweise nicht beteiligt worden. Datenschutzrechtliche Vorstellungen 
konnten ın das Verfahren deshalb nur im Nachhinein eingebracht werden 
Bisher wurde die Datei „Gewalttäter Sport“ nicht realisiert. 

Inzwischen liegen jedoch die „Richtlinien für den Meldedienst Gewalttäter 
Sport‘‘ im Entwurf vor. Diese setzen die Installierung der Datei „Gewalttäter 
Sport“ voraus. Datenschutztechtlich sind folgende Punkte problematisch: 
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— Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder haben von An- 
fang an gefordert, für die Datei „Gewalttäter Sport“ eine Bedarfsanalyse 
durchzuführen. Neben der Darstellung von typischen Einsatzsituationen 
wäre zu erläutern, inwieweit Dateiauskünfte vor Ort unter den Bedingun- 
gen eines Polizeieinsatzes in polizeiliche Maßnahmen gegen gewalttätige 
Störer umgesetzt werden können und weshalb die bestehenden Dateien 
bzw. Informationssysteme hierfür nicht ausreichen. Nach dem derzeitigen 
Informationsstand bestehen hinsichtlich der Geeignetheit und Erforder- 
lichkeit der Datei offene Fragen. Auch polizeiintern ist der Nutzeffekt der 
Datei umstritten. Der Niedersächsische Innenminister hat in der Presseer- 
klärung Nr. 128 vom 3. Mai 1991 geäußert, die Datei sei für den polizeili- 
chen Einsatz wenig hilfreich, da sie kaum sinnvoll präventiv einzusetzen 
sei. 

— Die Dateı soll als sogenannte Verbunddatei beim Bundeskriminalamt ge- 
führt werden. Verbundteilnehmer werden sein: die Polizeibehörden, in 
deren Zuständigkeitsbereich ein Verein der Fußballbundesliga ansässig ist, 
Grenzschutz- und Bahnpolizeiämter, Landes- und Zentrale Informations- 
stellen (vgl. 12.13), die Grenzschutzdirektion und das Bundeskriminal- 
amt. Zu Abfragen sollen außerdem alle Polizeibehörden und die Dienst- 
stellen des Bundesgrenzschutzes berechtigt sein. Die umfassende Zugriffs- 
regelung ist aus datenschutzrechtlicher Sicht zu weitgehend. Zugriff auf 
die Datei dürfen anlaßbezogen nur die Polizeidienststellen haben, die mit 
der Gefahrenabwehr im Zusammenhang mit einer Sportveranstaltung be- 
faßt sind. 

Die Speicherung in einer Verbunddatei kommt nur in Betracht, wenn die 
Betroffenen nicht nur regional, sondern als „reisende Gewalttäter‘ auftre- 

ten. Diese Einschränkung ist in dem Richtlinienentwurf nicht vorgesehen. 
Alle in einem Straftatenkatalog aufgeführten Sachverhalte und bestimmte 
Gefahrenabwehrmaßnahmen sollen zu einer Meldepflicht der zuständigen 
Behörde gegenüber der Verbunddatei führen. 

— Beschreibende Merkmale uber Betroffene dürfen nur anhand eines festge- 
legten Datensatzes vorgenommen werden. Der Richtlinienentwurf sicht 
den Eintrag der personengebundenen Hinweise „bewaffnet“ und „gewalt- 
tätig” vor Insoweit müssen sich die sachbearbeitenden Dienststellen an die 
Kriterien für die Vergabe personengebundener Hinweise halten. Bedenk- 
lich bleibt die Möglichkeit, in einem Freitextfeld ohne Vorgaben Sachver- 
haltsbeschreibungen vornehmen zu können. 

— Im Richtlinienentwurf wird der Forderung der Datenschutzbeauftragten 
entsprechend die Speicherftist auf zwei Jahre beschränkt. Es ist allerdings 
nicht ersichtlich, warum diese Frist nach dem Richtlinienentwurf erst mit 
der Erfassung in der Datei und nicht mit dem auslösenden Ereignis begin- 
nen soll. 

— Der Richtlinienentwurf enthält keine Aussagen über die Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Polizeibehörden und den Veranstaltern von 
Sportereignissen. Dabei ist insbesondere festzulegen, ob und wenn ja unter 
welchen Voraussetzungen Datenübermittlungen an Veranstalter in Be- 
tracht kommen 

Ich werde meine Bewertung des Richtlinienentwurfs in das Verfahren einbrin- 
gen.
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12.15  Palästinenserdaten in der Staatsschutzdatei APIS 

Die Arbeitsdatei PIOS Innere Sicherheit (APIS) ist eine beim Bundeskriminal- 
amt, Abteilung für Staatsschutz, geführte Verbunddatei zur Bekämpfung po- 
litisch motivierter Straftaten. Sie ermöglicht, Zusammenhänge zwischen Per- 
sonen, Institutionen, Objekten, Sachen und Ereignissen herzustellen. Daraus 
sollen Erkenntnisse für polizei- und ermittlungstaktisches Vorgehen gewon- 
nen werden. 

Die Staatsschutzdatei APIS kam auch während des Golfkrieges zum Einsatz. 
Vor dem Hintergrund der sich immer deutlicher abzeichnenden Gefahr von 
Anschlägen terroristischer Gruppierungen aus dem Nahen Osten gegen Ein- 
richtungen der Allianzkräfte haben Bund und Länder beschlossen, durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz und den Bundesnachrichtendienst in Ab- 
stimmung mit dem Bundeskriminalamt eine „Gefährderliste‘‘ aufzustellen. 
Diese Liste wurde den Polizeidienststellen der Länder zur Überprüfung der 
aufgeführten Personen übersandt. In Niedersachsen waten hiervon 80 Perso- 
nen betroffen. Das Niedersächsische Landesktiminalamt hat das Ergebnis der 
Überprüfungen sowie Erkenntnisse aus eigenen Ermittlungen an das Bundes- 
kriminalamt übermittelt. 20 Personen aus Niedersachsen wurden in diesem 
Zusammenhang ın APIS gespeichert. 

Nach den Feststellungen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz han- 
delte es sich bei den Palästinenserdaten um typische Vorfeldinformationen. 
Sıe zeichneten sich dadurch aus, daß sie Personen betrafen, bei denen An- 
haltspunkte dafür sprachen, daß sie „verfassungsfeindliche Absichten“ verfol- 
gen. Es fehlten jedoch tatsächliche Anhaltspunkte, wonach die betroffenen 
Personen aus sonstigen konkreten Gründen in Verbindung mit terrotistischen 
Gewalttätern oder deren Unterstützern standen. Jedenfalls bestanden nach 
Beendigung der Golfkrise keine hinreichenden tatsächlichen und konkreten 
auf den gespeicherten Personenkreis bezogene Anhaltspunkte mehr, die eine 
weitere Speicherung in APIS hätten rechtfertigen können. Das Bundeskrimi- 
nalamt hat die Datensätze ım April 1992 in der Dateı APIS gelöscht und die 
erstellten Akten vernichtet. Nach der Darstellung des Landeskriminalamtes 
wurden bei der niedersächsischen Polızeı in diesem Zusammenhang keine Da- 
teien oder Kriminalakten angelegt. 

12.16  Lichtbildvorzeigekartei „Sexualstraftäter“ 

Der folgende Fall zeigt, welchen erheblichen Eingriffen in das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung eine Bürgerin oder ein Bürger ausgesetzt sein 
kann, wenn erste Verdachtsmomente zu polizeilichen Aktivitäten führen: 

Ein Taxifahrer hatte einen stark angetrunkenen weiblichen Fahrgast zur ange- 
gebenen Adresse gebracht. Dort angekommen, weckte er dıe im Taxi einge- 
schlafene Frau. Nach einer Auseinandersetzung über die Höhe des Fahrpreises 
weigerte sie sich, aus dem Taxi auszusteigen. Der Taxifahrer bat über Funk 
die Taxizentrale, polizeiliche Hilfe anzufordern. Der Polizei erklärte die Frau, 
sie sei von dem Taxifahrer sexuell belästigt worden. Der Mann habe sıe unsitr- 
lich berührt. Eınige Tage später erstattete sie Strafanzeige. Der Taxifahrer er- 
hielt daraufhin unter Androhung der zwangsweısen Vorführung eine Vorla- 
dung zur erkennungsdienstlichen Behandlung gem. $ 81 b StPO. Seinem 
Rechtsanwalt wurde auf Nachfrage von der Polizei erläutert, die Maßnahme 
würde nicht der Identitätsfeststellung dienen. Die Fotografien des Taxifahrers 
sollten zur Lichtbildervorzeigekartei „Sexualstraftäter“ genommen werden. 
Auf den nachfolgenden Widerspruch hat die Polizei die Anordnung der er- 
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kennungsdienstlichen Behandlung aufgehoben. Noch vor Abgabe des Verfah- 
tens an die Staatsanwaltschaft hat die Polizei die zuständige Straßenverkehrs- 
behörde über den Verdacht unterrichtet und um Überprüfung gebeten, ob 
der Taxifahrer charakterlich geeignet ist, Fahrgäste zu befördern. 

Die Kriminalpolizeı führt zur Aufklärung von Straftaten eine Lichtbildvorzei- 
gekartei „Sexualstraftäter“. Nach der Feststellungsanordnung werden in diese 
Darei Sexualstraftäter, die der Polizei bekannt geworden und erkennungs- 
dienstlich behandelt worden sind, aufgenommen. Lichtbilder, Personalien 
und nähere Angaben zur Straftat werden gespeichert. Zeugen und Geschädig- 
ten wird Einsicht in die Vorzeigekartei gewährt. Ich habe meine Zweifel geäu- 
ßert, ob für die Führung der Kartei überhaupt ausreichende Rechtsgrundlagen 
vorliegen. Im Einzelfall habe ich gerügt, daß der betroffene Taxifahrer in die 
Lichtbildvorzeigekartei „Sexualstraftäter‘‘ aufgenommen werden sollte, ob- 
wohl nach der Feststellungsanordnung für diese Kartei nur die Speicherung 
von rechtskräftig Verurteilten erlaubt war. Die Aufnahme eıner Person in eine 
Lichtbildervorzeigekartei stellt einen schweren Eingriff in das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung dar, weil die Fotografien zur Einsichtnahme 
von Zeugen und Geschädigten und damit zur Datenübermittlung an Private 
vorgehalten werden. Eine Einordnung in die Vorzeigekartei kann daher nur 
in schwerwiegenden Fällen und bei Wiederholungsgefahr zulässig sein. Beide 
Voraussetzungen lagen im vorliegenden Fall nicht vor. 

Die Datenübermittlung an dıe Straßenverkehrsbehörde ist ebenfalls unter 
Verletzung datenschutzrechtlicher Bestimmungen erfolgt. Eine rechtfertigen- 
de Rechtsgrundlage lag nicht vor. Bis zum Inkrafttreten einer normenklaren 
Rechtsgrundlage kann zwar eine bestehende Praxis hingenommen werden, so- 
weit sie für die geordnete Weiterführung einer funktionsfähigen Verwaltung 
unerläßlich ist. Die noch vor Abgabe an die Staatsanwaltschaft erfolgte Daten- 
übermittlung war hier bei Würdigung der Gesamtumstände allerdings ver- 
zichtbar. Dieser Bewertung hat sich die Polizei im nachhinein ebenfalls ange- 
schlossen. Zukünftig werden entsprechende Datenübermittlungen nur vorge- 
nommen, wenn die Staatsanwaltschaft eıne entsprechende Entscheidung ge- 
troffen hat bzw. der Ausgang des Strafverfahrens sie angezeigt sein läßt. 

Kriminalakten 

Unter VII 12.9 habe ıch ausgeführt, daß die Anlegung einer Kriminalakte 
weitreichende Folgen für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger haben 
kann, die — einmal registriert — als „polizeibekannte“ Personen schnell in 
den Kreis der Verdächtigen einbezogen werden. Die in einer Kriminalakte ge- 
speicherten Informationen können an andere Behörden übermittelt werden, 
beispielsweise wenn die gewerberechtliche Zuverlässigkeit einer Person über- 
prüft werden soll. Angesichts der möglichen Auswirkungen für die Berroffe- 
nen sind an die Sorgfaltspflicht der aktenführenden Polizeidienststelle hohe 
Anforderungen zu stellen. 

In den Richtlinien des Landeskriminalamtes über die Führung von Kriminal- 
akten vom 15. Januar 1982 ist festgelegt, daß über lebende Personen jeweils 
nur eine Krıminalakte zu führen ist. Weitere in Niedersachsen vorhandene 
Kriminalakten sind bei der zuständigen Stelle zusammenzuführen. Die Zen- 
tralisierung von Kriminalakten aus verschiedenen Bundeslandern ist dagegen 
nicht geregelt. Das führt dazu, daß zumindest in schwerwiegenden Fällen im 
Bundesgebiet mehrere Kriminalakten über eine Person geführt werden. Über 
den Kriminalaktennachweis (KAN) wird die Kommunikation zwischen den 
aktenführenden Polizeidienststellen gesteuert. Die jeweils vorhandenen Er- 
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kenntnisse werden im Rahmen des kriminalpolizeilichen Meldedienstes bzw. 
bei Erkenntnisabfragen bundesweit übermittelt. Nach meiner Auffassung 
dürften allerdings nicht nur Erkenntnisse aus dem Anfangsstadium eines straf- 
rechtlichen (fremden) Ermittlungsverfahrens in die Kriminalakten aufgenom- 
men werden. Auch Informationen über den Ausgang dieser Ermittlungsver- 
fahren müßten gespeichert werden, damit die Unterlagen kein falsches Bild 
über die Betroffenen abgeben. 

Eine Eingabe hat gezeigt, daß verkürzte Sachverhaltsspeicherungen bzw. 
-übermittlungen zu datenschutzrechtlich bedenklichen Situationen führen 
können. Das Landeskriminalamt führt eine Kriminalakte, in der hauptsäch- 
lich frernde Erkenntnisse aus anderen Bundesländern über den Betroffenen 
enthalten sind. Aus der Kriminalakte wurden die folgenden personenbezoge- 
nen Daten an zwei Polizeidienststellen in Baden-Württemberg per Fernschrei- 
ben übermittelc: 

— Dem Übermittlungsschreiben war zu entnehmen, daß dem Betroffenen in 
einern Ermittlungsverfahren der Landespolızei Schleswig-Holstein mehrere 
Straftaten nachgewiesen worden seien. Die Empfänger der Daten wurden 
korrekterweise darauf hingewiesen, daß nähere Erkenntnisse bei der schles- 
wig-holsteinischen Polizei eıngeholt werden können. 

Nach Darstellung des Betroffenen stimmten diese Angaben nicht. Entspre- 
chend meiner Auffassung, daß die aktenführende Dienststelle eine Aufklä- 
rungspflicht trifft, wenn die Richtigkeit der in einer Kriminalakte gespei- 
cherten personenbezogenen Daten zumindest qualifiziert bestritten wird, 
hat das Niedersächsische Landeskriminalamt in Schleswig-Holstein nachge- 
fragt. Ergebnis: Bei der schleswig-holsteinischen Polizei waren über diese 
Vorgänge gar keine Unterlagen mehr vorhanden. In Niedersachsen wurden 
mithin noch fremde (Teil-JErkenntnisse zu einem Zeitpunkt verwendet 
und an Dritte weitergegeben, als sie schon längst von der (Ursprungs-Poli- 
zeibehörde aufgrund deren kriminalistischen Bewertung für nicht mehr er- 
forderlich befunden und vernichtet waren. Das Niedersächsische Landes- 
krimminalamt hat die entsprechenden Unterlagen auch aus der hiesigen Kri- 
minalakte entfernt 

— Der Betroffene war nach der Aktenlage zweier Diebstähle überführt wor- 
den. In der Kriminalakte befand sich hierzu ein Informationsschreiben des 
Bundeskriminalamtes über Straftaten mit ähnlicher Begehensweise. In 
dem Fernschreiben des Landeskriminalamtes wurden auch diese Diebstähle 
dem Betroffenen ohne weitere Erkenntnisse unterstellt. 

Dieser Umstand wurde gegenüber den Empfängern der Datenübermitt- 
lung richtiggestellt. 

— Das ILKA hat in dem Übermittlungsschreiben auch die Information über 
einen gegen den Betroffenen erlassenen Haftbefehl weitergegeben. Ob 
— wie der Petent behauptet —, der Haftbefehl wieder aufgehoben wurde, 
war nicht mehr zu klären. Das zuständige Gericht hatte die entsprechen- 
den Unterlagen bereits vernichtet. 

Hier wurde die Darstellung des Petenten über dıe Aufhebung des Haftbe- 
fehls zur Kriminalakte genommen. 

Für die Betroffenen ıst von besonderer Bedeutung, für welchen Zeitraum die 
Polizei Kriminalakten aufbewahrt. Die Richtlinien für die Führung Kriminal- 
polizeilicher personenbezogener Sammlungen schreiben vor, daß das öffentli- 
che Interesse, zu Zwecken der Strafverfolgung, Strafvollstreckung oder Gefah- 
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renabwehr auf polizeiliche Erkenntnisse zurückgreifen zu können, mit dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung abzuwägen ist. Im Sinne einer 
verallgemeinernden Interessenabwägung sehen die Richtlinien eine regelmä- 
Bige Aussonderung nach 10 Jahren, in Fällen von geringerer Bedeutung 
grundsätzlich nach kürzerer Frist vor. Die jeweilige Frist beginnt an dem Tag, 
an dem das letzte Ereignis eingetreten ist, das die Aufnahme von Unterlagen 
in die Kriminalakte begründet hat. Diesen Grundsatz hat eine Polizeidienst- 
stelle nicht beachtet, als sie den Aufbewahrungszeitraum einer Kriminalakte 
nicht vom Zeitpunkt der Straftat, sondern vom Zeitpunkt der Beendigung der 
dem Betroffenen auferlegten Bewährungsfrist aus berechnet hat. Das Nieder- 
sächsische Innenministerium hat diesen Vorgang zum Anlaß genommen, die 
Leiter der Kriminalpolizeien auf die Vorschriften zur Berechnung der Aufbe- 
wahrungsfristen hinzuweisen. 

Doppelt gespeichert hält länger 

Wenn die Polizei in Ordnungswidrigkeitenverfahren Anzeigen bearbeitet und 
Ermittlungen angestellt hat, behält sie nach Abgabe des Originalvorganges an 
die zuständige Verwaltungsbehörde Durchschriften fur sich zurück. Das Nie- 
dersächstsche Innenministerium hält diese Praxis für geboten, damit einerseits 
eine umfassende Kontrolle der Polizeidienststellen ım Rahmen der Fachauf- 
sicht ermöglicht wird, andererseits Beschwerden und Eingaben beantwortet 
werden und Polizeibeamte sich auf ihre Zeugenaussage vor Gericht vorberei- 
ten können. Die Durchschriften werden in Anlehnung an dıe Niedersächsi- 
sche Aktenordnung bisher fünf Jahre aufbewahrt. Das Innenministerium be- 
absıchtigt, diese Frist durch eine spezielle Regelung zu verkürzen. In Abhän- 
gigkeit von der Höhe der Geldbuße sollen die Durchschriftensammlungen 
zwischen eınem Jahr und in schwerwiegenden Fällen z. B., wenn neben der 
Geldbuße eın Fahrverbot angeordnet wird, fünf Jahren vorgehalten werden. 
Ich kann nicht nachvollziehen, weshalb die Hohe der Geldbuße für die Dauer 
der Aufbewahrung von Durchschriften aus Ordnungswidrigkeitenverfahren 
eıne Rolle spielen soll. Im Zusammenhang mit der Kontrolle der Polizei- 
dienststellen bzw. der Vorbereitung auf eine Zeugenaussage ist diese Differen- 
zierung jedenfalls nicht erforderlich. Die Durchschriftensammlung führt zu 
einer aus datenschutzrechtlicher Sicht problematischen Doppelspeicherung 
und unzulässigen Vorratsspeicherung. Im Ergebnis entstehen bei der Polizei 
gesonderte Datensammlungen über „Verkehrssunder‘ und sonstige ord- 
nungswidrig handelnde Personen — ähnlıch wıe die Kriminalakten über Be- 
schuldigte im Strafverfahren. Eine Anlehnung an die Richtlinıen über das 
Führen und Aufbewahren von Kriminalakten verbietet sıch schon deshalb, 
weil — anders als im Strafverfahren — für die Durchführung von Ordnungs- 
widrigkeitenverfahren eine ausschließliche Zuständigkeit der Verwaltungsbe- 
hörden besteht. 

Die Erforderlichkeit, Durchschriften aus Ordnungswidrigkeitenverfahren bei 
der Polizei vorzuhalten, kann ich — wenn überhaupt — nur aus Gründen der 
teinen Vorgangsverwaltung erkennen. Die Dauer der Aufbewahrungsfrist 
muß sich deshalb an diesem Zweck orientieren. Ich habe mich gegenüber dem 
Innenministerıum für eine Aufbewahrungsfrist von einem Jahr zum Zweck 
der Vorgangsverwaltung ausgesprochen. Das Innenministerium harte die 
Neuregelung zum 1. Januar 1992 angekündigt, hat sie aber noch immer nicht 
vorgenommen. 

Mir erscheint es wichtig, in der Neuregelung die ausschließliche Zweckbin- 
dung der in den Durchschriftensammlungen gespeicherten Daten festzu- 
schreiben. Daß insoweit Regelungsbedarf besteht, zeigt der folgende Sachver- 
halt, mit dem ich mich im Rahmen einer Eingabe zu befassen hatte:



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode 

  

83 

12.19 

12.20 

Eine Polizeidienststelle hatte im Laufe eines Ermittlungsverfahrens wegen Nö- 
tigung im Straßenverkehr einer anderen Polizeidienststelle mitgeteilt, daß we- 
gen verschiedener Vorgänge aus der Vergangenheit über den Beschuldigten 
bereits eine Akte angelegt worden sei. Die Akte wurde abgelichtet und in das 
aktuelle Verfahren eingebracht. Bei den übersandten Unterlagen handelte es 
sich um solche aus gegen den Petenten geführten Straf- und Ordnungswidrig- 
keitenverfahren in Verkehrssachen. Personenbezogen gesammelt wurde hier 
über eınen Zeitraum von 10 Jahren. Die Polizeidienststelle erklärte hierzu, die 
Unterlagen seien aus der manuell geführten Vorgangsverwaltung, in der Er- 
mittlungsersuchen nach Erledigung fortlaufend abgelegt würden, entnom- 
men worden. Eine besondere Akte über den Petenten gebe es nicht. Die poli- 
zeiliche Aufsichtsinstanz ist mit mir allerdings der Meinung, daß die Formu- 
lierung der Polizeidienststelle in dem Übersendungsbericht auf eine speziell 
für den Petenten angelegte Akte hindeutet. In diesem Verfahren wurden 
mehrere Rechtsverstöße begangen: Durchschriften wurden länger aufbewahrt 
als es für die Aufgabenerfüllung erforderlich war, es wurde eine besondere 
„Verkehrssünderakte‘‘ angelegt, ohne daß hierfür eine Rechtsgrundlage be- 
stand, und es wurden unter Mißachtung des Zweckbindungsgebotes aus den 
Durchschriftensammlungen Daten an Dritte übermittelt. 

Die Durchschriftenakte wurde inzwischen vernichtet. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) wird entgegen ihrer Bezeichnung 
nicht nur als Statistik, sondern auch als kriminalpolizeiliches Arbeitsmittel bei 
der Aufklärung von Straftaten, mithin als Straftäterdatei, eingesetzt. Auf die 
dagegen bestehenden datenschutzrechtlichen Bedenken habe ich bereits hin- 
gewiesen (vgl. X 12.13). Das Innenministerium beabsichtigt, im Landeskrimi- 
nalamt ein zusätzliches, von der PK$S unabhängiges Auswertungssystem zu in- 
stallieren, das später durch das Auswertungsmodul des MIKADO-Systems 
(vgl. 12.7) ersetzt werden soll. Nach der Einrichtung des Auswertungssystems 
werden die Daten in der PKS-Datei anonymisiert. Das Innenministerium hat 
das Landeskriminalamt am 13. Juni 1991 angewiesen, in der Übergangszeit 
Selektionen zu Strafverfolgungszwecken aus der PKS-Datei nur noch durchzu- 
führen, wenn die Maßnahme der Aufklärung besonders schwerer Straftaten 
(alle Verbrechen, alle in $ 100 a StPO genannten Vergehen, alle uneinge- 
schränkt meldepflichtigen Straftaten im Rahmen des kriminalpolizeilichen 
Meldedienstes) dient. Mit der nur noch für einen kurzen Zeitraum geplanten 
Nutzung der PKS-Datei für repressive kriminalpolizeiliche Zwecke habe ich 
mich einverstanden erklärt. Ich habe allerdings darauf hingewiesen, daß für 
die Einrichtung der neuen Auswertungsdatei kein Übergangsbonus gilt. Die 
Einrichtung bedarf einer normenklaren Rechtgrundlage. Außerdem erwarte 
ich, daß die in der PKS-Datei für statistische Zwecke nicht mehr erforderlichen 
Daten nach Einrichtung des Auswertungssystems gelöscht werden. 

Datenübermittlung der Polizei an Presse, Hörfunk und Fernsehen 

Die Veröffentlichung von personenbezogenen Daten führt zu einem schwer- 
wiegenden Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Da- 
tenschutzrechtlich handelt es sich hierbei um die Übermittlung an einen un- 
bestimmten Personenkreis. Die Veröffentlichung unterläuft die ursprüngliche 
Zweckbindung der erlangten Daten und löst sie auf. Die Weitergabe persönli- 
cher Angaben an die Öffentlichkeit ist die intensivste Form der Übermittlung. 

Drucksache 12/4400
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Es ist weder vorhersehbar noch bestimmbar, wer von den Daten Kenntnis er- 
langen wird und wie sie verwendet werden. Die Gefahr der sozialen Abstem- 
pelung liegt nahe (vgl. BVerfG, Beschluß v. 24. Juli 1990, NVwZ 1990, 1162 
— Planfeststellung — und BVerfG, Beschluß v. 9. März 1988, NJW 1988, 
2031 — Entmündigung). Beeinträchtigungen des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung bedürfen einer gesetzlichen Grundlage, aus der sich die 
Voraussetzungen und der Umfang der Beschränkungen klar und für die Bür- 
gerin bzw. den Bürger erkennbar ergeben und die damit dem rechtstaatlichen 
Gebot der Normenklarheit entspricht. Das Innenministerium hat meiner For- 
derung entsprechend für die Öffentlichkeitsfahndung im Gesetzentwurf für 
ein Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetz eine Rechtsgrundlage vorgese- 
hen. Danach wird der Polizei erlaubt, zum Zweck der Ermittlung des Aufent- 
haltsortes einer Person Daten und Abbildungen öffentlich bekanntzugeben, 
wenn die Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben auf andere Weise nicht 
möglich ist oder Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Person eine 
Straftat von erheblicher Bedeutung begehen wird, und wenn die Verhütung 
oder die Vorsorge für die Verfolgung dieser Straftat auf andere Weise nicht 
möglich ist. Ich habe in diesem Zusammenhang gefordert, daß die Aufhe- 
bung der Anonymität von (mutmaßlichen) Täterinnen und Tätern nur bei 
Straftaten von besonderer Bedeutung und auch nur dann zulässig sein sollte. 
wenn weniger einschneidende Schritte der Aufklärungsarbeit als aussichtslos 
zu bewerten sind. Beı Kindern und Jugendlichen überwiegt in der Regel das 
schurzwürdige Privatinteresse der Betroffenen. Ich habe mich dagegen ausge- 
sptochen, daß personenbezogene Daten von Zeugen veröffentlicht werden 
Bei diesem Personenkreis halte ich eın Eindringen in die Persönlichkeitssphäre 
nicht für gerechtfertigt. 

Datenübermittlungen der Polizei an Presse, Hörfunk und Fernsehen ım Rah- 
men der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit können sich auf das Niedersächst- 
sche Pressegesetz stützten. Nach & 4 Abs. 2 Nr. 3 dieses Gesetzes konnen Aus- 
künfte gegenüber der Presse verweigert werden, wenn sie ein schutzwürdiges 
privates Interesse, z.B. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, ver- 
letzen würden. Zur Erleichterung der bei der Auskunftserteilung vorzuneh- 
menden Güterabwägung will das Innenministerium eine Erlaßregelung vor- 
nehmen. Der Erlaßentwurf enthielt zunächst Aussagen, die ich aus daten- 
schutzrechtlicher Sicht nicht mittragen konnte. Ich habe gefordert, daß ım 
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit an Presse, Hörfunk und Fernsehen keine 
Daten weitergegeben werden dürfen, die Rückschlusse auf eine bestimmte 
Person zulassen. Hierzu zählt auch die Verwendung von Namenskürzeln, weil 
dem Umfeld der Betroffenen durch Zusatzinformationen schnell klarwerden 
kann, um wen es sıch handelt. Die Information der Öffentlichkeit gebietet die 
Veröffentlichung personenbezogener Daten ın der Regel nicht. Ausnahmen 
sind nur dann denkbar, wenn der Sachverhalt gerade im Hinblick auf die be- 
troffene Person für die Allgemeinheit von erheblicher Bedeutung ist. Eine 
identifizierende Berichterstattung kann ausnahmsweise gerechtfertigt sein, 
wenn es um Personen der Zeitgeschichte oder um solche geht, die ein öffentli- 
ches Amt bekleiden. Auch die Angaben zu Ursachen und Tatmotiven müssen 
so abgefaßt sein, daß kein Personenbezug hergestellt werden kann. Das Innen- 
ministerium hat meine datenschutzrechtlichen Anmerkungen bei der Überar- 
beitung des Erlaßentwurfes berücksichtigt. 

Datenschutz bei Telefonüberwachungen? Bitte warten ... bıtte warten ... 

In Niedersachsen steht eine datenschutzgerechte Regelung über die Weiterga- 
be von personenbezogenen Daten aus Telefonüberwachungen noch aus Aus 
datenschutzrechtlicher Sicht ist in diesem Zusammenhang fraglich, ob Er-
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kenntnisse aus Abhörmaßnahmen in Strafverfahren durch die Polizei zur Ge- 
fahrenabwehr benutzt werden dürfen. 

In Hessen wurden solche Erkenntnisse in einer parlamentarischen Debatte per- 
sonenbezogen weitergegeben, um Anschuldigungen gegen den Hessischen 
Ministerpräsidenten entgegentteten zu können. Als Konsequenz aus diesem 
Vorfall haben in Hessen Innen- und Justizministerium durch Erlaß festgelegt, 
daß die Polizei personenbezogene Daten, die aufgrund strafprozessualer Ein- 
guıffe ın das Fernmeldegeheimnis erlangt worden sind, grundsätzlich nur mit 
Zustimmung der ermittelnden Staatsanwaltschaft weitergeben darf. Die Wei- 
tergabe ist zu dokumentieren. Sind die Daten zu löschen, ist der Empfänger 
zu unterrichten, damit die Daten dort ebenfalls unverzüglich getilgt werden. 
Nur wenn die Staatsanwaltschaft nicht erreichbar ist, darf die hessische Polizei 
solche Daten — und das auch nur zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung und bei Gefahr im Verzuge — über- 
mitteln. Die Genehmigung der Staatsanwaltschaft ist in diesen Fällen unver- 
züglıch nachträglich einzuholen. 

Das Niedersächsische Innenministerium hat auf meine Initiative im Juli 1991 
eine der hessischen Vorschrift vergleichbare Erlaßregelung angekündigt. Eine 
datenschutzgerechte Neufassung des zur Zeit noch gültigen Erlasses vom 
19 November 1971 ist bisher jedoch nicht erfolgt. 

12.22 Zusammenarbeit zwischen der Polizei und Privatfirmen 

Presseberichten war zu entnehmen, daß der Polizei eines anderen Bundeslan- 
des vorgeworfen wurde, personenbezogene Daten aus polizeilichen Dateien 
über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an den Arbeitgeber weitergege- 
ben zu haben. Ich habe diese Berichte zum Anlaß genommen, Datenüber- 
mittlungen durch die niedersachsische Polizei an private Firmen zu hinterfra- 
gen. Das Innenministerium hat mir mitgeteilt, im Rahmen sicherheitsemp- 
findlicher Beschäftigungsverhältnisse (z. B. bei Atomanlagenbetreibern) finde 
ein Datenaustausch mit Einwilligung der Betroffenen statt. Außerdem wür- 
den dıe personenbezogenen Daten von Beschäftigten im unmittelbaren Um- 
feld gefährdeter Personen mit deren Einverständnis durch den Abgleich mit 
polizeilichen Dateien überprüft. 

12.23 Übermittlung von Kfz-Fahndungsdaten an private Stellen 

Daten über Kraftfahrzeuge, nach denen die Polizei fahndet, werden im Rah- 
men der INPOL-Anwendungen in der Sachfahndungsdatei beim BKA gespei- 
chert. Aus dieser Dateı werden seit Januar 1992 elektronisch Fahrzeugidentifi- 
zierungsnummer, Kennzeichen, sachbearbeitende Dienststelle mit Aktenzeı- 
chen und das Datum der Fahndungsausschreibung an drei Kraftfahrzeugher- 
steller übermittelt. Dem HUK-Verband werden Fahrzeugidentifizierungs- 
nummer, Kennzeichen, sachbearbeitende Dienststelle und Tatzeit mitgeteilt 

Datenschutzrechtlich sind diese Übermittlungen relevant, weil sich aus der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer und dem Kennzeichen ein Personenbezug 
herstellen läßt. Auch eine sog „Sachfahndungsdatei‘ kann daher Personen- 
bezüge enthalten. Die übermittelten Daten werden in den Datenverarbei- 
tungssystemen der Empfänger aufgenommen und stehen den angeschlossenen 
internen Teilnehmern (z. B. Niederlassungen, Vertragswerkstätten, auch im 
Ausland) permanent zur Verfügung. Die Hersteller wurden verpflichtet, die 
Daten nur für Zwecke des Abgleichs mıt Reparaturaufträgen, Ersatzteil- und 
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Schlüsselbestellungen zu verwenden. Auf diese Weise soll es ihnen ermöglicht 
werden, gesuchte Fahrzeuge zu entdecken und damit die polizeiliche Fahn- 
dung zu unterstützen. Die an den HUK-Verband übermittelten Daten dienen 
zur Überprüfung von sichergestellten bzw. kontrollierten Fahrzeugen, die 
nach Osteuropa verschoben wurden. 

Im Ergebnis habe ich mich diesen Übermittlungen nicht entgegengestellt. Ein 
objektiver Ansatz bei Fahndungsmaßnahmen, der aus polizeilicher Sicht Er- 
folge verspricht, ist im Vergleich mit einer Vorgehensweise, die von Daten 
über Personen ausgeht, datenschutzrechtlich vorzuziehen. Überwiegende da- 
tenschutzrechtliche Interessen sprechen jedenfalls nicht grundsätzlich gegen 
eine Übermittlung von Kfz-Fahndungsdaten an private Stellen. 

Meine Bedenken sind eher grundsätzlicher Natur. Die Einbeziehung privater 
Personen und Institutionen in die polizeiliche Fahndung könnte zu Weiterun- 
gen führen, bei denen auch sensiblere Daten als die hier benutzten übermit- 
telt werden. Das Verfahren unterscheidet sich auch nicht mehr wesentlich von 
einer Rasterfahndung. Es macht insoweit aus Sicht der Betroffenen keinen Un- 
terschied, ob Fahndungsdaten mit anderen polizeilichen Systemen oder mit 
privaten Datenbeständen abgeglichen werden. 

Ich werde mögliche Entwicklungen dieser Art mıt Aufmerksamkeit beobach- 
ten. 

Ausländerangelegenheiten 

Während die Diskussion über den Datenschutz in Ausländerangelegenheiten 
vor zwei Jahren noch von der Auseinandersetzung über die Novellierung des 
Ausländergesetzes bestimmt war, verlagerte sich das Schwergewicht in den 
letzten zwei Jahren immer mehr auf den Asylbereich. 

Die Zahl der Asylanträge hat in der vergangenen Zeit massiv zugenommen. 
Nach Angaben des Bundesinnenministeriums gab es 438 191 Asträge im Jahr 
1992. Das Niedersächsische Innenministerium erwartet für 1992 bundesweit 
650 000 Asylanträge. Mit der Unterbringung der Flüchtlinge haben die zu- 
ständigen Stellen des Landes alle Hände voll zu tun. Die großen Antragszah- 
len und die massive Belastung der Behörden dürfen jedoch nicht dazu führen, 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht und den Datenschutz für Flüchtlinge zu 
vernachlässigen. 

An der Bearbeitung von Asylverfahren wirkt eine Vielzahl unterschiedlicher 
Stellen mit, vorrangig 

— die für die Unterbringung zuständigen Zentralen Anlaufstellen (ZASt) 
und die Gemeinden, insoweit ist die Zuständigkeit des Ministeriums für 
Bundes- und Europaangelegenheiten gegeben, 

— die für ausländerrechtliche Behandlung zuständigen, dem Innenministeri- 
um unterstellten Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) bei den Zentralen 
Anlaufstellen, 

— das für die Anerkennung als politisch Verfolgter zuständige Bundesamt für 
die Anerkennung von Flüchtlingen (BAF!) mit seinen Außenstellen in den 
Zentralen Anlaufstellen 
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Die Situation wird dadurch noch komplizierter, daß nach dem neuen Asylver- 
fahrensgesetz ab 1. April 1993 für die ausländerrechtliche Behandlung der 
Asylsuchenden das BAFI zuständig wird. Die Zuständigkeit für die Abschie- 
bung bleibt jedoch bei den Ausländerbehörden des Landes. Überspitzt formu- 
liert könnte man sagen, daß der beste „Datenschutz“ für die Asylsuchenden 
darin besteht, daß die zuständigen Behörden aufgrund ihrer Überlastung und 
ihrer mangelnden Ausstattung gar nicht in der Lage sind, alle nach dem Ge- 
setz vorgesehenen Datenverarbeitungsmaßnahmen durchzuführen. 

Beteiligt am Verfahren sind weiterhin das Bundeskriminalamt, die Landespo- 
lizei, dıe Sozialämter, die Gesundheitsämter, die allgemeine Verwaltung der 
Kommunen sowie kirchliche Träger, bei der Abschiebung abgelehnter Asylsu- 
chender der Bundesgrenzschutz. Durch diese vielen Verfahrensbeteiligten 
kommt es zwangsläufig zu einer Vielzahl von Datenübermittlungen, welche 
kaum überschaubar ist. Nach Angaben des Ministeriums für Bundes- und Eu- 
ropaangelegenheiten bedarf es derzeit schon bei den Anlaufstellen bis zu 30 
Telefaxgeräte, um monatlich 24 000 Telefaxmitteilungen zu versenden. 

So wichtig es ist, mıt Hilfe des EDV-Einsatzes die Bearbeitungszeit der Asylbe- 
gehren zu verkürzen, so wichtig ist es, hierbei den Persönlichkeitsschutz der 
Asylsuchenden zu beachten. Leider scheint hier nicht überall die nötige Sensi- 
bilität zu bestehen. So erfuhr ich aus einem anderen Bundesland, daß dort die 
Landesregierung beschlossen hat, auf Bundesebene darauf hinzuwirken, einen 
„umfassenden Informations- und Datenverbund zwischen den berührten Stel- 
len (Sozialhilfeträger, Unterbringungsverwaltung, Ausländerverwaltung, Ar- 
beitsverwaltung, Träger der Sozialversicherung, Kfz-Zulassungsstellen, Polizei 
u. a.) zu ermöglichen. Ich gehe davon aus, daß die Niedersächsische Landes- 
tegierung sich Bestrebungen der Verfahrensbeschleunigung widersetzt, dıe 
den „gläsernen Asylsuchenden“ zur Folge hätten. 

13.1 Asylverfahrensgesetz 

Das Gesetz zur Neuregelung des Asylverfahrens vom 26. Juni 1992 (Asyl- 
VerfG) enthält erstmals auch detaillierte informationsrechtliche Regelungen 
(BGBl. 15. 1126). Leider wurden dabeı die Vorschläge der Datenschutzbeauf- 
tragten nicht berucksichtigt. Dies betrifft insbesondere die Regelung des & 16 
AsylVeıfG, der eine ausnahmslose Verpflichtung zur Anfertigung von erken- 
nungsdienstlichen Unterlagen aller Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
vorsieht. Zwar hatten die Datenschutzbeauftragten auf ihrer Konferenz am 
28 April 1992 darauf hingewiesen, daß die undifferenzierte Datenerhebung 
sowie die Nutzung dieser Daten für polizeiliche Zwecke mit dem Verfassungs- 
grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht vereinbar ist (vgl. Anlage 7). Der Ge- 
setzgeber ließ sich hiervon jedoch nicht beeindrucken. 

Im Rahmen der Diskussion um das Asylverfahrensgesetz wurde unter anderem 
vorgebracht, staatliche Leistungen, also hier der Schutz vor Verfolgung und 
Not und dıe Inanspruchnahme materieller Hilfe, insbesondere Sozialhilfe, 
setzten jeweils die eindeutige Feststellung der Identität des einzelnen voraus. 
Dies ist sicher im Grundsatz richtig. Doch ein hundertprozentiger Schutz vor 
Rechtsmißbrauch ist auch bei umfangreichsten Überwachungsmaßnahmen 
nicht möglich. Mit dem Hinweis auf Rechtsmißbrauch darf nicht die totale 
Datensammlung in einem großen gesellschaftlichen Bereich gerechtfertigt 
werden, die auch Menschen erfaßt, die sich völlig gesetzeskonform verhalten. 
Auch gegenüber ausländischen Menschen darf der Staat nur dann zu Zwangs- 
maßnahmen wie der Anfertigung von ED-Unterlagen greifen, wenn Anhalts- 
punkte für den Mißbrauch von staatlichen Leistungen bestehen. 
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13.2 

13.3 

13.4 

ZASt-Verfahren 

Es ist nicht verwunderlich, daß im Asylverfahren auf die Hilfe automatisierter 
Datenverarbeitung zurückgegriffen wird. Dies liegt auch im Interesse der An- 
tragstellerinnen und Antragsteller, da hierdurch die Verfahrensdauer verkürzt 
werden kann. Voraussetzung ist aber, daß hierbei das Grundrecht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung sowie die speziellen datenschutzrechtlichen Re- 
gelungen eingehalten werden. Es ist verwunderlich, daß auch in Niedersach- 
sen erst zum Ende des Berichtszeitraumes mit der Automatisierung des Auf- 
nahmeverfahrens begonnen wurde. 

Anläßlich eines von meiner Seite gewünschten Gespräches wurde mir mitge- 
teilt, daß in Kürze in der ZASt Braunschweig eine automatisierte Datei mit 
dem Namen „ZASt-Verfahren“ in Betrieb gehen solle. Wegen der Eile und 
weil das Verfahren noch nicht voll ausgereift sei, könne noch keine Errich- 
tungsanordnung vorgelegt werden. Während des Gesprächs wurde eıne Da- 
tensatzbeschreibung vorgelegt, gegen die ich keine prinzipiellen Einwände 
habe. Ich erinnerte das Ministerium daran, daß aufgrund der für die Landes- 
verwaltung verbindlichen IuK-Technik-Grundsätze eine Verpflichtung be- 
steht, in einer Errichtungsanordnung die wichtigsten Funktionen eines neu 
eingeführten Systems zu dokumentieren. Für das System „ZASt-Verfahren“ 
lag eine solche Errichtungsanordnung erst zwei Monate nach der Inbetrieb- 
nahme vor. 

Geplant ist in jeder der künftig sechs Anlaufstellen ein lokales Netz (LAN), 
in welchem neben Identifizieningsdaten Angaben zum Reiseverlauf, der Zu- 
gehörigkeit zu bestimmten Nationalitäten, Religionen und Familıen sowie 
Unterbringungswünsche registriert werden. Mit Hilfe dieser Angaben sollen 
die Verwaltung der ZASt sowie die landesweite Verteilung der Asylsuchenden 
bewerkstelligt werden. In einem späteren Ausbaustadium sind informationel- 
le Beziehungen zu anderen Stellen sowie die zentrale Systemverwaltung durch 
das Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten vorgesehen. Für die 
Inbetriebnahme des Systems konnte ich, trotz der genannten formellen Män- 
gel, grünes Licht geben. Klärungsbedarf besteht aber bei der Nutzung dieses 
Systems durch andere Stellen und bei der Vernetzung der lokalen Netzwerke. 
Das Ministerium sagte mir zu, mıch über den weiteren Verfahrensgang auf 
dem laufenden zu halten. 

Zentrale Ausländerbehörden 

Bei der Zentralen Ausländerbehörde (ZAB) ın Oldenburg wird mit Hilfe auto- 
matisterter Datenverarbeitung das Bearbeiten der Unterlagen und das Ausfül- 
len der Vordrucke für das Ausländerzentralregister (AZR) vorgenommen (vgl. 
13.8). Bei der ZAB Braunschweig erfolgt derzeit noch konventionelle Daten- 
verarbeitung Automatisiert erfolgt ausschließlich die Abfrage, ob im AZR 
beim Bundesverwaltungsamt in Köln eine Notierung uber die gemeldete Per- 
son vorhanden ıst. 

Automatisches Fıngerabdruckidentifikationssystem (AFIS) 

Nach Angaben des Innenministeriums kommen 75 bis 80 % der Flüchtlinge 
ohne Personalpapiere nach Niedersachsen. In diesen Fallen ist es prinzipiell 
nicht zu beanstanden, daß erkennungsdienstliche Unterlagen zum Zweck der 
Identifizierung angefertigt werden. Dies wird derzeit, je nach Kapazıtätslage, 
von der Kriminalpolizei durchgeführt. Der Sinn dieser Maßnahme relativiert 
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sich aber aufgrund des Umstandes, daß das Bundeskriminalamı (BKA) bisher 
nicht in der Lage war, die angelieferten erkennungsdienstlichen Unterlagen 
auszuwerten. 

Voraussetzung für die in & 16 AsylVerfG vorgeschene lückenlose Identifizie- 
rung aller Asylsuchenden mit Hilfe von Fingerabdrücken ist, daß der dadurch 
entstehende Verwaltungsaufwand tatsächlich auch bewältigt werden kann. Es 
geht nicht an, daß tausendfach ED-Unterlagen angefertigt werden, welche 
dann nicht genutzt werden und letztendlich wieder auch im Interesse des Da- 
tenschutzes vernichtet werden müssen, so wie dies in der Vergangenheit der 
Fall war. Bisher konnte das BKA, welches hier zur Amtshilfe herangezogen 
wird, mit Hilfe des halb-automatisierten Bund-Länder-Systems (BLS) im Jahr 
nur etwa 12 000 Fingerabdruckblätter von Asylsuchenden auswerten. Ziel ist 
nun, ein automatisiertes System der Fingerabdruckerkennung und Speiche- 
rung einzuführen. Nach einer EG-weiten Ausschreibung erhielt für die Reali- 
sierung eines „Automatischen Fingerabdruckidentifizierungssystems’“ (AFIS) 
im Februar 1992 ein französischer Anbieter den Zuschlag. Das am 3. Dezem- 
ber 1992 in Betrieb gegangene AFIS soll jährlich 400 000 Datensätze erfassen 
können. Man erwartet von dem System, das eine schnelle Identifizierung der 
Asylsuchenden innerhalb von fünf Tagen ermöglicht, neben dem Effekt der 
Verfahrensbeschleunigung das Erkennen von mehrfach gestellten Asylanırä- 
gen sowie eine abschreckende Wirkung zur Reduzierung von Doppelantrag- 
stellungen. Es wird sich zeigen, ob, wie geplant, die derzeit noch nicht ausge- 
werteten ca. 150 000 Fingerabdruckblätter im Laufe des Jahres 1993 tatsäch- 
lich in das System eingegeben werden 

Erfaßt werden die sog. Langverformelungen der Abdrücke aller zehn Finger. 
Mit Hilfe dieser Langverformelung ist nicht nur eine eindeutige Identifizie- 
rung möglich, sondern auch die kriminalistische Zuordnung von Spuren. 
Wollte man nur die Identifizierung der Asylsuchenden sicherstellen, so wäre 
die Langverformelung eines Fingers oder, entsprechend einem älteren Verfah- 
ten, die Kurzverformelung aller zehn Fingerabdrücke ausreichend. Daß man 
sich hiermit nicht begnügen will, ist eine Verletzung des Erforderlichkeitsge- 
bots. Zu kritisieren ist auch die Heranziehung der Polizei beim Anfertigen der 
ED-Unterlagen und insbesondere bei deren Speicherung. Es kann nicht be- 
gründet werden, weshalb die Angaben der Asylsuchenden gemeinsam mit 
den Angaben über potentielle und tatsächliche Straftäter beim Bundeskrimi- 
nalamt gespeichert werden und dort auch zu anderen Zweck umfassend ge- 
nutzt werden müssen. 

13.5 AFIS international: EURODAC 

Die Speicherung der AFIS-Unterlagen erhält dadurch eine zusätzliche Brisanz, 
daß der Aufbau der nationalen ED-Datei der Asylsuchenden nur ein Zwi- 
schenstadium ist für eıne europäische Datei, welche von der Arbeitsgruppe der 
EG-Innen- und Justizminister vorbereitet wird. Diese EURODAC-Datei soll, 
nach dem erklärten Willen der Bundesregierung, ED-Unterlagen der Asyl- 
suchenden aller EG-Staaten enthalten. Der Bundesdatenschutzbeauftragte 
unterrichtete mich über den Stand der Planungen. Auf ihrer Tagung am 
2.13. Dezember 1991 gaben die für Einwanderungsfragen der EG-Mitglied- 
staaten zuständigen Minister den Auftrag, eine Machbarkeitsstudie für EURO- 
DAC zu erstellen. Diese Studie wurde im Herbst 1992 vorgelegt. Darın wer- 
den vier Optionen für die Systemarchitektur vorgestellt und auf ihre Realisier- 
barkeit in finanzieller, zeitlicher und technischer Hinsicht untersucht. Es ist 
sowohl bei der Datenerfassung wie bei der Datenspeicherung eine zentrale wie 
eine dezentrale Lösung im Gespräch Bei der Erfassung wird gar erwogen, die 
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13.6 

13.7 

Verformelung der Fingerabdrücke dutch modernste Verfahren mıt Hilfe eines 
„Life-Scan“ maschinell vornehmen zu lassen. Danach muß die oder der Asyl- 
suchende nur noch die Hand auf ein Lesegerät legen, welches die Hautlinien 
der Finger erfaßt, digitalisiert, in einen alphanumerischen Code umwandelt, 
speichert und mit den vorhandenen Datensätzen abgleicht. 

Ich habe den zuständigen nıedersächsischen Ministerien mitgeteilt, daß ich 
gegen das geplante Verfahren Bedenken habe. Diese richten sich zunächst ge- 
gen die eingeschlagene Vorgehensweise: Bevor eine Diskussion über die Not- 
wendigkeit dieses Verfahrens erfolgte und noch bevor überhaupt mıt der 
Schaffung der erforderlichen Rechtsgrundlagen begonnen wurde, wird die 
technische Machbarkeit eines derart sensiblen Systems detailliert untersucht. 
Ich habe die Befürchtung, daß mit der technischen Planung Fakten für die po- 
litischen und rechtlichen Entscheidungen geschaffen werden, die nicht mehr 
rückgängig gemacht werden können. 

Sicher ist, daß eıne derartige Totalerfassung der Flüchtlinge in der EG ein ge- 
waltiges Mißbrauchspotential darstellt. Ein solches System lädt geradezu eın, 
für alle möglichen Zwecke, insbesondere zur Kriminalitätsbekämpfung, ver- 
wendet zu werden. Ohne auf die genaue rechtliche und technische Ausgestal- 
tung des EURODAC-Planes einzugehen, meine ich, schon vor dem Grundan- 
satz dieses Konzepts aus datenschutzrechtlicher Sicht warnen zu müssen. Dies 
gilt nicht nur in Hinblick auf das Persönlichkeitsrecht der Betroffenen selbst, 
sondern auch wegen des Pilotcharakters eines solchen Datenbanksystems für 
andere gesellschaftliche Bereiche Würde eine Datei wie das geplante EURO- 
DAC über EG-Bürgerinnen und -Bürger geführt, so wäre deren Unzulässig- 
keıt jedem Menschen einsichtig. Da hier jedoch Menschen aus Drittländern 
betroffen sind, scheint dıese Sicht nicht mehr zwingend zu sein. 

Gesundheitsuntersuchung von Asylsuchenden 

Zufällig erfuhr ich, daß das Niedersächsische Sozialminısterium zur Durch- 
führung des $ 62 AsylverfG im Erlaßwege die zwangsweise Gesundheitsunter- 
suchung aller Asylsuchenden regeln will. $ 62 AsylVerfG sicht vor, daß die 
oberste Landesgesundheitsbehörde den Umfang und die Ärztin bzw. den Arzt 
der Untersuchung von Asylsuchenden bestımmt. 

Ich begrüße es, daß das Sozıalministerium auf die in der Öffentlichkeit immer 
wieder geforderte, aber äußerst fragwürdige zwangsweise AIDS-Untersuchung 
verzichtet hat. Ich habe klargestellt, daß nicht alle am Asylverfahren beteilig- 
ten Behörden über die medizinischen Untersuchungsergebnisse unterrichtet 
werden dürfen. $ 62 Abs. 2 sieht nur die Mitteilung des Befundes vor, soweit 
dieser für die Unterbringungsstelle erforderlich ıst. Alle anderen Übermittlun- 
gen bedürfen einer speziellen Rechtsgrundlage, etwa aus dem Ausländerge- 
setz, dem Bundesseuchen- oder dem Geschlechtskrankheitengesetz. Schließ- 
lich habe ich angemahnt, Aufbewahrungsfristen für die entstehenden Unter- 
lagen festzulegen 

Anwendung des Ausländergeserzes 

Wegen der offenen Formulierung der Übermittlungsregelungen im AuslG 
und des Fehlens von Durchführungsvorschriften ist es von großer Bedeutung, 
daß sich die Anwendung dieser Vorschriften auf das datenschutzrechtlich zu- 
lässige Mindestmaß beschränkt Insofern begrüße ich eine Entscheidung des 
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Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts (OVG), in welcher die Übermitt- 
lungspflichten an die Ausländerbehörde konkretisiert werden (Beschluß vorn 
6. März 1992, Az. 4 M 2122/91). Die Antragsteller in diesem Verfahren 
wandten sich dagegen, daß die Jugendbehörde einer kreisfreien Stadt die Ord- 
nungsbehörde über die Erziehung außerhalb der eigenen Familie nach dem 
KJHG unterrichtete. Zwar sieht $ 76 Abs. 2 AuslG vor, daß die Ausländerbe- 
hörde bzw. die Polizeibehörde unverzüglich über Ausweisungsgründe zu un- 
terrichten ist. Auch ist richtig, daß nach 8 46 Nr. 7 AuslG die Hilfe zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie einen Ausweisungsgrund darstellen 
kann. Das OVG leitet aber aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ab, 
daß eine Mitteilung nur dann zulässig ist, wenn sie auch zur Zweckerfüllung, 
also der Durchführung des AuslG, erforderlich ist. Da die Antragsteller teil- 
weıse Asylsuchende waren und teilweise eine Aufenthaltserlaubnis besaßen, 
welche durch 8 46 Nr. 7 AuslG nicht verdrängt werden konnte, war die Inan- 
spruchnahme der Hilfe zur Erziehung ausländerrechtlich irrelevant. Zwar läßt 
das Gericht offen, wie weit die Pflicht des Jugendamtes reicht zu prüfen, ob 
die Angaben für die ausländerrechtliche Entscheidung erforderlich sind. In je- 
dem Fall sieht sich das Gericht selbst zu dieser Prüfung verpflichtet. Dies führt 
im Ergebnis dazu, daß die der Ausländerbehörde übermittelnde Stelle nicht 
nur überprüfen muß, ob die Mitteilung zu einer Ausweisung führen könnte, 
sondern, ob sie voraussichtlich diese Rechtsfolge auch haben wird. Die aus da- 
tenschutztechtlicher Sicht erfreuliche Entscheidung hat zur Folge, daß bei der 
Ausländerbehörde von anderen Stellen keine Daten auf Vorrat gesammelt 
werden dürfen. 

13.8 Ausländerzeniraltegister 

Beim Bundesverwaltungsamt in Köln wird das Ausländerzentralregister (AZR) 
als automatisierte Datei geführt. In ihr sind z. Zt. 9,7 Mıo. Ausländerinnen 
und Ausländer gespeichert. Man sollte meinen, daß der Gesetzgeber neun 
Jahre nach der Verkündung des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungs- 
gerichts eine bereichsspezifische Rechtsgrundlage für eine dermaßen umfang- 
reiche Datensammlung geschaffen hat. Doch das von den Datenschutzbeauf- 
tragten seit langem geforderte Gesetz zum AZR ist bis heute noch nicht verab- 
schiedet worden. Unter X 13.3 habe ich den Gesetzentwurf der Bundesregie- 
tung vom Juni 1989 kritisch dargestellt. Weder vom Verfahren her noch in der 
Ausgestaltung der materiellen Regelungen hat es seitdem durchgreifende 
Fortschritte gegeben. Es liegt zwar ein weiterer Entwurf der Bundestegierung 
zum Ausländerzentralregister mit Stand 15 Juli 1991 vor. Dabei wurde der 
Vorgängerentwurf jedoch trotz der massiven Bedenken, welche durch die Da- 
tenschutzbeauftragten geäußert worden sind, ohne wesentliche Änderungen 
übernommen. 

13.9 Eingeschränkte Mitteilungspflicht der Ausländerbeauftragten 

Nach $ 76 Abs. 1 und 2 des Ausländergesetzes sind alle öffentlichen Stellen 
auf Ersuchen und bei bestimmten Sachverhalten von Amts wegen verpflichtet, 
bekanntgewordene ausländerrechtlich relevante Umstände und damit perso- 
nenbezogene Daten der Ausländerbehörde mitzuteilen. Das Gesetz ermäch- 
tigt die Landesregierungen, die Stellen zu bestimmen, dıe Informationen nur 
weitergeben müssen, soweit dadurch die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben 
nicht gefährdet wird. Die Niedersächsische Landesregierung ıst in der Verord- 
nung vom 3. September 1992 (Nieders. GVBl. S. 241) der Anregung gefolgt, 
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141 

den Kreis der öffentlichen Stellen, die lediglich der eingeschränkten Informa- 
tionspflicht unterliegen, weit zu ziehen. In der Verordnung sind nicht nur die 
Ausländerbeauftragten des Landes, der Landkreise und der Gemeinden, son- 
dern auch die Mitglieder kommunaler Ausländerbeiräte und von Ausländer- 
ausschüssen kommunaler Vertretungen genannt. Soweit diesen Einrichtungen 
in gleicher Weise wie den Ausländerbeauftragten die Wahrnehmung von In- 
teressen der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner gegenüber kom- 
munalen Organen obliegt, gilt für sie die eingeschränkte Mitteilungspflicht. 
Ich begrüße, daß Niedersachsen die bundesgesetzliche Ermächtigung daten- 
schutzfreundlich umgesetzt hat. 

Verfassungsschutz 

Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz 

Der Niedersächsische Landtag hat am 21. Oktober 1992 das Gesetz über den 
Verfassungsschutz im Lande Niedersachsen beschlossen. Seit Jahren hatte ich 
eine umfassende Neuregelung dieser Materie gefordert. Das Gesetz löst das 
aus dem Jahr 1976 stammende Verfassungsschutzgesetz ab, das den verfas- 
sungstechtlichen Anforderungen zum Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung, so wie sie ım Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts von 
1983 näher dargelegt sind, nicht gerecht wurde. Verfassungsschutzbehörde ıst 
nun das unter der Aufsicht des Niedersächsischen Innenministertums stehen- 
de Landesamt für Verfassungsschutz; bisher hat die Abteilung 4 des Innenmi- 
nisteriums die Aufgaben wahrgenommen. 

Das aus Art. 2 Abs. 11. V.m. Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes entwickelte 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung unterliegt im Bereich des Verfas- 
sungsschutzes einer besonderen Bewährungsprobe. Das Verfassungsschutzge- 
setz ist ein reines Informationsverarbeitungsgesetz; Verwaltungsvollzug ge- 
genüber Personen findet nicht statt. Der Verfassungsschutz arbeitet geheim — 
eine Verfahrensweise, die zunächst einmal dem verfassungsrechtlichen An- 
spruch der Bürgerinnen und Bürger zuwiderläuft, selbst über die Preisgabe 
und Verwendung ihrer Daten zu bestimmen. Auf der anderen Seite sind Ein- 
schränkungen dieses Rechts im überwiegenden Allgemeininteresse hinzuneh- 
men. Der hiernach gegenüber den Menschen mögliche Eingriff muß sich aller- 
dings auf das zur Aufgabenerfüllung unbedingt notwendige Maß beschrän- 
ken. Die Festlegung des im überwiegenden Allgemeininteresse liegenden er- 
forderlichen Minimums an Datenverarbeitung ist in Angelegenheiten des Ver- 
fassungsschutzes außerordentlich schwer, zumal über die interne Arbeitsweise 
dieser Behörde relativ wenig bekannt ıst. Zudem ist „Verfassungsschutz“ ein 
eminent politischer Gegenstand Dies wird besonders deutlich, wenn er auf- 
grund bekanntgewordener Aktivitäten Gegenstand öffentlicher Erörterungen 
wırd. Ein Verfassungsschutzgesetz spiegelt immer auch ein Stück Selbstver- 
standnis des Staates zu seinen Bürgerinnen und Bürgern wider. Mit der Ent- 
scheidung über die Aufgaben und Befugnisse legt das Gesetz fest, inwieweit 
der Staat selbstbewußt genug ist, auch vollig abwegige politische Meinungen 
sowie noch nıcht strafrechtlich relevante Verhaltensweisen hinzunehmen, 
eben nicht zu registrieren, weil sie — noch — keine Gefährdungssituation 
darstellen. Angesichts spezifisch niedersächsischer Erfahrungen und Konstel- 
lationen und im Hinblick auf den Anspruch der jetzigen Landesregierung, 
verlorengegangenes Vertrauen zurückzugewinnen, durfte ein auch in daten- 
schutzrechtlicher Hinsicht richtungweisender Wurf erwartet werden.
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Das Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz hat den Datenschutz in der Tat 
einige Schritte vorangebtacht. Einen den Datenschutz befördernden „Wind 
of Change“ kann ich jedoch nıcht feststellen. 

Als positive Beispiele bewerte ich: 

— das bisher nicht vorhandene Recht der Betroffenen auf Auskunft über die 
zu ihrer Person gespeicherten Daten; 

— die regelmäßige Überprüfung der ın Dateien gespeicherten Daten nach 
fünf und die regelmäßige Löschung nach zehn Jahren, 

— den Ausbau verfahrensrechtlicher Schutzvorkehrungen durch die Doku- 
mentation von Datenübermittlungen des Landesamtes an andere als Ver- 
fassungsschutzbehörden, ınsbesondere in das Ausland und an Privarperso- 
nen, sowie die Einrichtung eines parlamentarıschen Kontrollausschusses, 

— die besonderen Regelungen zum Schutz Minderjähriger, 
— präzisere Aufgabenbestimmungen und die Hochzonung der Beobach- 

tungsschwelle für Bestrebungen’ Tätigkeiten auf solche, dıe auf Gewaltan- 
wendung gerichtet sınd oder ein aktiv kämpferisches, agressives Verhalten 
gegen die Prinzipien der freiheitlich demokratischen Grundordnung an 
den Tag legen; 

— die — vorbildliche — gesetzliche Aufzählung der erlaubten nachrichten- 
dienstlichen Mittel (z. B. ıst der Einsatz von Wanzen in Wohnungen ver- 
boten), die grundsätzliche Zweckbindung der dabei gewonnenen Informa- 
tionen sowie dıe Eingrenzung der zulässigen Verwirklichung von Straftat- 
beständen bei der Verwendung solcher Mittel; 

— dıe verhaltenssteuernde Betonung des Grundsatzes der Verhältnismäßig- 
keit. 

Wie erfreulich diese Beispiele aus datenschutzrechtlicher Sıcht auch sind, ein 
Blick in das Gesetz belegt. daß hinter all den Beispielen zugleich ein „aber“ 
zu setzen ist. So sind etwa die Möglichkeiten, ein Auskunftsverlangen abzu- 
lehnen, in einer sehr umfassenden Weise formuliert. Befürchtungen, das Ge- 
setz mache das Landesamt zu einer Auskunftei, verkennen die Tragweite der 
mit unbestimmten Rechtsbegriffen gespickten Ablehnungsgründe. 

In der zuvor genannten Aufzählung fehlen leider seit langem entwickelte 
strukturelle Forderungen. Qualitative datenschutzrechtliche Veränderungen 
hätten beispielhaft bedeutet: 

— Mehr Mut zur Transparenz. 
Zur Herstellung einer informierten Öffentlichkeit genügt es nicht, in den 
jährlichen Verfassungsschutzberichten die Summe der Haushaltsmittel fur 
das Landesamt und die Gesamtzahl seiner Bediensteten anzugeben. Zu 
denken wäre an eine Liste der beobachteten Bestrebungen, die Nennung 
der Zahl der erfaßten Personen, der Anzahl der besonders in das Persön- 
lichkeitsrecht eingreifenden nachrichtendienstlichen Mittel oder der An- 
zahl der Auskunftsverlangen/ Ablehnungen. 

— Mehr fachliche Phantasie. 
Der lohnenswerte Versuch, im Rahmen des verfassungstechtlich Möglı- 
chen, Aufgaben und datenschutzrelevante Eingriffsmoglichkeiten (Befug- 
nisse) des Landesamtes zu überdenken — zumindest die Befugnisse einzel- 
nen Aufgaben zuzuordnen —, wurde nicht unternommen. Dabei haben 
sich doch seıt Wegfall der Mauer die politischen Rahmenbedingungen ent- 
scheıdend verändert. Hierauf geht das Gesetz nicht ein. Aufgabenstruktu- 
ten und Befugnisse bleiben so, wie sie einmal vor 40 Jahren angelegt wur- 
den. Darüber hinaus geht die Entwicklung in eine ganz andere Richtung‘ 
Die Verfassungsschutzbehörden sind auf der Suche nach neuen Aufgaben. 
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Die politischen Veränderungen haben ım Frühjahr 1990 dazu geführt, auf 
Bundesebene Argumente für neue Aufgaben des Verfassungsschutzes vor- 
zutragen. Dazu zählen etwa die Beobachtung der international organisier- 
ten Kriminalität (siehe Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 30. Okto- 
ber 1992) und die Beobachtung der Lieferung sensitiver Stoffe/ Anlagen in 
Krisengebiete. Jüngst hat der Präsident des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz unter Hinweis auf die europäische Zusammenarbeit eine umfassen- 
dere Aufgabenstellung vorgeschlagen. Der Name dieses „echten Inlands- 
dienstes“ solle „Bundesamt für innere Sicherheit“ lauten (vgl. Süddeut- 
sche Zeitung vom 1. November 1992). 

— Mehr Gelassenheit beim Umgang mit personenbezogenen Daten. 
Das Fehlen eines umfassend novellierten Niedersächsischen Datenschutz- 
gesetzes mag hier eine Rolle gespielt haben Nach wie vor ist es nach dem 
Verfassungsschutzgesetz möglıch, Angaben über unbeteiligte Dritte, wie 
Anhänger und Mitläufer, zu sammeln. Alle erhobenen Daten können 
ohne weitere Prüfung aufbewahrt (gespeichert) werden. Eine Löschungs- 
verpflichtung für personenbezogene Daten in Sachakten fehlt, so daß die 
Speicherung aller Informationen auf Dauer möglich ist. Der Umfang der 
zulässigerweise zu sammelnden Daten ist nicht näher bestimmt, obwohl es 
einen erheblichen Unterschied macht, lediglich Personengrunddaten, wie 
Name, Geburtsdatum und Anschrift, zu erfassen oder weitergehende Da- 
ten bıs hinein in den privaten Bereich. Die vorhandenen Regelungen er- 
möglichen von Beginn an die Anfertigung zumindest partieller automati- 
sierter Persönlichkeitsprofile. Unter Verkennung der tatsächlichen Ab- 
schottungssituation einer Verfassungsschutzbehörde wird eine allgemeine 
Zweckbindungsregelung der gewonnenen Daten für entbehrlich gehalten. 
Im Bereich der externen Zweckbindung (Datenübermittlungen) sind die 
Regelungen offen genug, unter den Sicherheitsbehörden kommunizieren 
zu konnen; jedenfalls erscheint es fast unmöglich, eine Datenübermittlung 
des Landesamtes an Dritte nicht fur zulässig zu erachten. 

— Mehr Landesverantwortlichkeit für die Daten seiner Bürgerinnen und 
Bürger. 
Mangels näherer landesgesetzlicher Bestimmungen wird das Landesamt — 
schon zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der Tätigkeit des Bundes- 
amtes für Verfassungsschutz — vorhandene Informationen an die Bundes- 
behörde weitergeben. Die bundesgesetzlich vorgegebene Zusammenar- 
beitsverpflichtung aller Verfassungsschutzbehörden enthalt jedoch Diffe- 
tenzierungsmöglichkeiten. So wird es dazu kommen, daß Unmengen auch 
von ungesicherten Daten und nicht gerichtsverwertbaren Informationen 
der bundesweiten Nutzung zugänglich werden. 

Wenn auch das Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz ın eınigen Punkten 
eigenständige Rechtsentwicklungen vorweist, so bleibt doch in der Sache 
(Aufgaben, Befugnisse, Zulässigkeit der Datenverarbeitung) festzustellen, 
daß es weitgehend dem Bundesverfassungsschutzgesetz angepaßt ist. Dies war 
erkennbar gewollt und beruht auf der verfassungstechtlich verankerten Pflicht 
der Verfassungsschutzbehörden, untereinander zusammenzuarbeiten. Der 
Begriff der „Zusammenarbeit“ hat entscheidende Bedeutung sowohl für den 
Bereich des Verfassungsschutzes wie für den Bereich der Polizei (dort geht es 
um dıe Aufgaben und Befugnisse des Bundeskriminalamtes). Im Bereich des 
Verfassungsschutzes findet die rechtliche Interpretation dieses zentralen Be- 
griffs vorwiegend unter „Fachbrüdern“ statt. Dies erinnert an Kommissionen, 
die damit beauftragt sind, DIN-Regeln zu entwickeln, die dann rechtlich zum 
„Stand der Technik“ werden. Kommissionsmitglıeder sind Fachleute der be- 
troffenen Wirtschaftszweige. Ich halte eine Verbreiterung der rechtlichen Dis- 
kussion über den Begriff der „Zusammenarbeit“ für tunlich — dies auch des- 
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halb, um nicht in naher Zukunft erkennen zu müssen, bei dem Landesamt 
für Verfassungsschutz handele es sich um eine Außenstelle des Bundesamtes. 

Die Regelungen zur Zusammenarbeit führen datenschutzrechtlich zu Mehr- 
fachspeicherungen. Z. B. könnten Datenübermittlungen, die dern Landesamt 
fur Verfassungsschutz verwehrt wären, ggf. vom Bundesamt vorgenommen 
werden; über die Zusammenarbeit hätte ja das Bundesamt die Daten erhal- 
ten. Oder: Auf Anfrage beim (Wohnsitz) Landesamt für Verfassungsschutz er- 
hält ein Betroffener die Auskunft, eine Speicherung personenbezogener Da- 
ten liege nicht vor. Die Auskunft ist korrekt. Ehemals vorhandene Informatio- 
nen waren gelöscht. Der Betroffene erhält den Arbeitsplatz in einem anderen 
Bundesland trotzdem nicht, weil dort die Information des Bundesamtes vor- 
gelegt worden ist, über den Betroffenen bestünden Hinweise auf „Bestrebun- 
gen“ 

Mit dem Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetz vom 3. November 1992 
(Nieders. GVBl. $. 283) sind nun die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
zukünftige Tätigkeit der Behörde gesetzt. Ich habe darauf aufmerksam ge- 
macht, daß ein wesentlicher Faktor dıe Bediensteten des Landesamtes für Ver- 
fassungsschutz sind. Ihr verantwortlicher Umgang mit den eıngeräumten Be- 
fugnissen wırd ausschlaggebend dafür sein, ob der niedersächsische Verfas- 
sungsschutz ein „feiner“ Verfassungsschutz ist. 

14.2 Informationsverarbeitung über den Stellvertretenden Ministerpräsidenten ın 
Sachsen-Anhalt 

Der „Spiegel“ hatte am 3. August 1992 berichtet, daß beim niedersächsischen 
Verfassungsschutz Informationen über den Stellvertretenden Ministerpräsi- 
denten von Sachsen-Anhalt angefallen seien. Die Informationen habe der nie- 
dersächsische Dienst umgehend an das Kölner Bundesamt weitergeleitet. Der 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz soll dann den Ministerpräsi- 
denten des Landes Sachsen-Anhalt über die „Geheimdiensterkenntnisse“ un- 

terrichtet haben. Sofort nach Erscheinen des Artikels habe ich die den nieder- 
sachsischen Verfassungsschutz betreffenden Aspekte der Angelegenheit ge- 
prüft. Hinweise darauf, daß der niedersächsische Verfassungsschutz aktiv den 
Stellvertretenden Ministerprästdenten Sachsen-Anhalts ausspiontert hat, habe 
ich nicht gefunden 

Meine datenschutzrechtliche Bewertung des Vorganges konnte ich noch nicht 
abschließen, weil zuvor bundestechtliche Fragen zu klären sınd. Ich habe des- 
halb Kontakt mit dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz aufgenom- 
men. 

Nachdenklich muß eines stummen: Der Vorgang beschreibt im Grunde dıe 
wundersame Wandlung eines Gerüchts in eine gleichsam „seriöse“ Informa- 
tion — und das alles in einem schr diffizilen Bereich. Das Rezept lautet wıe 
folgt Man nehme zunächst eine glaubwürdıge Person. Das ist in diesem Fall 
eın Ex-Stasioffizier. Diese Person gibt — aus welchem Interesse auch im- 
mer — angebliches Wissen aus zweiter Hand (mit anderen Worten ein Ge- 
richt) in die Kanäle der Geheimdienste, damit die Dinge zu einer „geheim- 
dienstlichen Erkenntnis‘ reifen. Die Erkenntnis wiederum wandelt sich durch 
dıe Benutzung des Präsidenten des Bundesamtes fur Verfassungsschutz zur of- 
fiziösen „Tatsache‘‘. Wie kann sich der Betroffene eigentlich dagegen wch- 
ten? Die Frage, wer wen ınstrumentalisiert, bleibt offen. Nach Darstellung des 

Bundesministers des Innern sind für das Ministerium für Staatssicherheit mın- 
destens 209 000 Personen tätig gewesen (vgl. Verfassungsschutzbericht 1990, 
S. 170/171). 
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14.3 

14.4 

Extremisten im öffentlichen Dienst 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) führt eine Datei über Extremisten 
im öffentlichen Dienst. Die Daten über Landes- und Kommunalbedienstete 
wurden durch die Landesämter für Verfassungsschutz übermittelt. Hierfür 
wurde ein Vordruck entwickelt, der neben den Personalien Angaben zum 
Diensthetrn, zum Dienstverhältnis, zur Dienstbezeichnung und zur Funktion 
der betroffenen Person enthält. Das BfV nutzt die Angaben in der Datei, um 
zahlenmäfige Übersichten über Extremisten im öffentlichen Dienst zu erstel- 
len und zu veröffentlichen. Dabei wird nach Links- bzw. Rechtsextremisten, 
nach Beamten und Angestellten sowie nach Bediensteten in Bund, Land oder 
Kommunen unterschieden. Diese Statistik ist nach Darstellung des Nieder- 
sächsischen Innenministeriums kein Ausfluß des seinerzeitigen sog. Extremi- 
stenbeschlusses. Ich kann nıcht erkennen, daß für die Zusammenstellung der 
Extremistenstatistik die Übermittlung von personenbezogenen Daten erfor- 
derlich ist. Eine Meldung in anonymisierter Form wäre ausreichend. Ein Anlaß 
zur Beanstandung besteht für mich nicht. Die niedersächsische Verfassungs- 
schutzbehörde hat letztmalig für das Jahr 1990 ıhre Meldung zur Arbeitsdatei 
über Extremisten im öffentlichen Dienst vorgenommen. Samtliche in Nieder- 
sachsen hierzu angefallenen Unterlagen sind inzwischen vernichtet worden. 
Eıne Fortsetzung des Meldeverfahrens ist nicht vorgesehen. 

Sıcherheitsuberprüfungen 

Umfängliche Informationssammlungen entstehen beı Sicherheitsüberprüfun- 
gen. Solchen Überprüfungen unterliegen alle Personen, die eine sicherheıts- 
empfindliche Tätigkeit ausüben. Dies ist der Fall, wenn man in lebens- oder 
verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt ist oder Kontakt zu im öf- 
fentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftigen Unterlagen hat bzw. haben 
kann. Betroffen sind sowohl öffentliche Bedienstete als auch Beschäftigte in 
der Privatwirtschaft. Bei allen Sicherheitsüberprüfungsverfahren wirkt der 
Verfassungsschutz mit. Darüber hinaus ist er z. B. auch beteiligt im Einbürge- 
tungsverfahren (vgl. VII 14.3). Ein neues Aktionsfeld hat sich durch die Wie- 
dervereinigung im Hinblick auf eıne frühere Mitarbeit bei der Stasi oder ande- 
te schuldhafte Verstrickungen mit dem SED-Untechtsstaat ergeben. 

Man gerät schnell in ein Sicherheitsüberprüfungsverfahren. Dies ist z.B. 
schon dann schon der Fall, wenn Betroffene aufgrund ihrer Tätigkeit sich Zu- 
gang zu offenen Informationen verschaffen können, die ın ihrer Gesamtheit 
wiederum als vertraulich zu bewerten sınd. Naturgemaß muß das Überpru- 
fungsverfahren letztlich Feststellungen zur Zuverlässigkeit der überprüften 
Person treffen Dies ist nur dann möglich, wenn zuvor die Person selbst, ggf. 
bis in den Bereich der Intimsphäte hinein, und ihr Umfeld überprüft werden. 
Zweifel an der Zuverlässigkeit können dann denknotwendigerweise nıcht nur 
durch die überprüfte Person ausgelöst werden, sondern auch durch naheste- 
hende Personen, wie Ehegatten oder Verlobte. 

Es ist immer noch nicht bekannt, wieviel nıedersächsische Bürgerinnen und 
Bürger von Sicherheitsüberprüfungen betroffen sind. Der Niedersächsische 
Verfassungsschutzbericht 1991 (Bericht) gibt die Anzahl der ım NADIS (von 
den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder gemeinsam ge- 
nutztes elektronisches Hinweis- und Auskunftssystem) für Sicherheitsüberprü- 
fungen gespeicherten niedersächsischen Aktenzeichen mit 24300 an, beı 
40 400 niedersächsischen Aktenzeichen insgesamt (Stand: 30 Jun 1992). Die- 
se und weitere Angaben zu Sıcherheitsüberprüfungen haben bisher in den 
jährlichen Verfassungsschutzberichten gefehlt. Ich begrüße dıe Neuerung als 
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einen ersten Schritt zu mehr Transparenz. Die Art der Darstellung mit „Ak- 
tenzeichen‘ darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß aufgrund der Ein- 
gabe anderer Länder noch mehr niedersächsische Bürgerinnen und Bürger im 
NADIS gespeichert sein können. Auch sind nicht unmittelbar in das Sicher- 
heitsüberprüfungsverfahren einbezogene Beteiligte, wie Auskunfts- und Refe- 
tenzpersonen, in Akten des Verfassungsschutzes erfaßt. Bemerkenswert ist je- 
denfalls die Tatsache, daß im Rahmen einer Mitwirkungsaufgabe des Verfas- 
sungsschutzes mehr Personen vom niedersächsischen Verfassungsschutz ge- 
speichert sind als im Zusammenhang mit der Extremismus/ Terrorismusbeob- 
achtung bzw. der Spionageabwehr. Nach dem Bericht enden Sicherheitsüber- 
prufungen ganz überwiegend mıt dem Ergebnis „kein Sicherheitsrisiko“. 

Die bei Sicherheitsüberprüfungen gewonnenen, evtl. auch sehr sensiblen In- 
formationen werden beim Verfassungsschutz in Sicherheitsüberprüfungsakten 
gesammelt. Die Nutzung der Informationen über die überprüften Personen 
zu allen Zwecken des Verfassungsschutzes ist prinzipiell möglich, ebenso die 
Verwendung zu Zwecken der straf- oder disziplinarrechtlichen Verfolgung. In 
den Sicherheitsakten der jeweiligen Einleitungsbehörde befinden sich dıe 
mehr technischen Unterlagen, wie Einleitung und Ergebnis des Sicherheuts- 
überprüfungsverfahrens. Die Sicherheitsakten werden getrennt von den Perso- 
nalakten geführt. Im NADIS sınd laut Bericht der Name und noch weitere zur 
Identifizierung erforderlichen Angaben gespeichert sowie das Aktenzeichen, 
aus dem sıch die eınspeichernde (aktenführende) Verfassungsschutzbehörde 
ergibt. Die Notwendigkeit der Einspeicherung im bundesweiten NADIS soll 
nach der Darstellung des Berichts überflüssige neue Überprüfungen bei Um- 
zug, Stellenwechsel usw. ersparen. 

Zur Bedeutung der Sicherheitsüberprüfungsakten noch der nachfolgende 
Hinweis: Es kann der Fall eintreten, daß eine Verfassungsschurzbehörde im 
Rahmen ihrer Mitwirkung in Überprüfungsverfahren Bedenken gegen die 
Ausübung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit äußert. Dies kann im Be- 
reich der Privatwirtschaft z B. zur Ablehnung der Weiterbeschäftigung füh- 
ten. Nun liegt es nahe, daß Betroffene wissen wollen, aufgrund welcher Infor- 
mationen bzw. Bewertungen sie den Arbeitsplatz nicht erhalten bzw. verlie- 
ren. Die Chancen, offenbar belastendes Material einzusehen, stehen schlecht 
Eine Verfassungsschurzbehörde kann sogar im gerichtlichen Verfahren ein- 
schlägige Aktenteile zurückbehalten. Die Behörde kann sich, gestützt auf $ 99 
VwGO, darauf berufen, es handele sich „um dem Wesen nach geheimhal- 
tungsbedürftige Unterlagen“ (vgl. VGH München, Beschluß v. 12. Februar 
1990. DÖV 1990, 530 £.). 

14.5 Sicherhettsüberprüfungsgesetz 

Sicherheitsüberprüfungen können gravierende Eingriffe in das Recht auf in- 
formationelle Selbstbestimmung zur Folge haben. Um so erstaunlicher ist es, 
daß diese Verfahren bisher weithin gesetzlich nicht geregelt sind. Das am 
21. November 1992 in Kraft getretene Niedersächsische Verfassungsschutzge- 
setz enthält zwar einige Aussagen zu Sicherheitsüberprüfungen, wie z. B. bei 
der Aufgabenbeschreibung (Mitwirkung an Überprüfung) oder durch Aus- 
schluß der Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel. Dies ändert aber nichts 
daran, daß präzise Regelungen zur gesamten Ausgestaltung des Verfahrens 
nach wie vor fehlen. Für Beamte soll jedoch die beamtenrechtliche Vorschrift 
über die Verantwortlichkeit der Beamten ($ 63 NBG) genügen, die zur Sicher- 
heitsüberprüfung geeigneten und erforderlichen Angaben zu verlangen (vgl. 
BVerfG, Beschluß v. 10. Februar 1982, DVBl. 1988, 530 f ). Derzeit regeln 
im wesentlichen vielfältige ınterne Verwaltungsvorschriften die Ausgestaltung 
des Überprüfungsverfahrens. Bei der Datenverarbeitung ohne gesetzliche 
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Grundlage verweist die Exekutive auf den vom Bundesverfassungsgericht ein- 
geräumten sog. „Übergangsbonus“. Unter Berufung auf diesen Bonus gelten 
für die eingangs beschriebene Kontaktsituation bei öffentlich Bediensteten 
Niedersachens die vom Landesministerium beschlossenen „Niedersächsischen 
Sicherheitstichtlinien‘ vom 1. Dezember 1989 (Nds. MBl. S. 1171 ff., vgl. IX 
15.13 u. X 15.6). Für Beschäftigte in der Privatwırtschaft gilt das vom Bundes- 
minister für Wirtschaft mit Wirkung vom 1. August 1986 erlassene „Geheim- 
schutzhandbuch“. Bestimmungen zum Bereich „Beschäftigung in lebens- 
oder verteidıgungsnotwendigen Einrichtungen“ finden sich ın einem Be- 
schluß der Innenministerkonferenz des Bundes und der Länder vom 13. Juni 
1984, speziell für den atomrechtlichen Bereich in der „Richtlinie für die Si- 
cherheitsüberprüfungen von Personal in kerntechnischen Anlagen, bei der Be- 
förderung und Verwendung von Kernbrennstoffen“ (GMBl. 1987, S. 337; 
vgl. IX 15.13). Für den Personenkreis „Flughafenpersonal“ beabsichtigt der 
Bund, eine Rechtsverordnung zu erlassen (vgl. 14.7). 

Ich habe seit Jahren, ebenso wie die anderen Darenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder, ein bereichsspezifisches Sicherheitsüberprufungsge- 
setz gefordert und datenschutzrechtliche Vorstellungen dazu entwickelt (vgl. 
VII Anlage 7 und Anlage 4 in diesem Tätigkeitsbericht). Der Gesetzgeber und 
nicht die Verwaltung ist aufgefordert, z. B. folgende Punkte zu regeln: den 
betroffenen Personenkreis, den Umfang der unerläßlichen Datenerhebungen, 
die Voraussetzungen für das Vorliegen eines Sıcherheitsrisikos und die grund- 
sätzliche Zweckbindung der gewonnenen Daten auf das Sicherheitsüberprü- 
fungsverfahren. 

Die Landesregierung hat sich nunmehr meiner Forderung nach einem be- 
reichsspezifischen Sıcherheitsüberprüfungsgesetz angeschlossen. Leitlinie soll 
der Regierungsentwurf des Bundes sein, da in Niedersachsen Angehörige des 
öffentlichen Dienstes vielfach Zugang zu geheimhaltungsbedürftigen Unter- 
lagen des Bundes haben. Ein Regierungsentwurf des Bundes lıegt nach wie vor 
nicht vor. Entwurfe werden beim Bund aufgrund eines Auftrages des Deut- 
schen Bundestages vom 19. September 1990 diskutiert. Ich habe angesichts 
dieser Situation beim Niedersächsischen Innenministertum auf die zugıge Et- 
stellung eines eigenen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes gedrungen. Dies auch 
deshalb, weil es in Niedersachsen bezüglich der Rechtmäßigkeit und Intensität 
von Sicherheitsüberprüfungen erhebliche Unruhe im staatlichen und ım kom- 
munalen Bereich gibt. Der Innenminister hat verlautbaren lassen, daß er eın 

eigenes Gesetzgebungsvorhaben vorantreiben werde, wenn die Verabschie- 
dung eınes Bundesgesetzes in abschbarer Zeit nicht möglich sei (vgl Presse- 
mitteilung Nr. 331/91 vom 10. Dezember 1991). 

Niedersächsische Sicherheitsrichtlinien 

Die unter 14.5 angesprochenen Niedersächsischen Sicherheitsrichtlinien hat- 
ten in $ 12 Abs. 1 bisher vorgesehen, Überprüfungsverfahren mit Kenntnis 
der betroffenen Person und der einzubeziehenden Person (z.B. Ehegatte) 
durchzuführen. Auf die Frage, ob die Betroffenen mit dem Verfahren über- 
haupt einverstanden sind, kam es nicht an. Diese Vorgehensweise ıst schon vor 
Inkrafttreten des neugefaßten Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes 
aus rechtsstaatlichen Erwägungen geändert worden Das Verfahren wurde von 
der Einwilligung z.B. der Ehepartnerin bzw. des Ehepartners und in be- 
stimmten Fällen auch der bzw. des zu überprüfenden Bediensteten abhängig 
gemacht (vgl. RdErl. des Niedersächsischen Innenministeriums vom 29. Maı 
1992, Nds. MBl. $. 890). Das nunmehr geltende Verfassungsschutzgesetz ent- 

hält entsprechende Bestimmungen Ich habe dıe reilweise Umsetzung der 
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alten datenschutzrechtlichen Forderung nach der Einwilligung des Betroffe- 
nen bzw. der einbezogenen Person begrüßt. Die „Kenntnis“ des Betroffenen 
von der Einleitung des Verfahrens in Fällen der Auswertung bereits vorhande- 
nen Wissens halte ich nach wie vor nicht für ausreichend. Die Auswertung vor- 
handenen Wissens setzt die Weitergabe personenbezogener Daten durch Drit- 
te an den Verfassungsschutz voraus. Datenschutzrechtlich liegt damit eine 
Übermittlung vor, mithin ein Eingriff in das durch Art. 2 Satz 1 GG i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 
Mangels Rechtsgrundlage — ein Sicherheitsüberprüfungsgesetz fehlt — ist die 
Weitergabe personenbezogener Daten nur mit Einwilligung des Betroffenen 
zulässig. Das Innenministerium schließt in seiner Stellungnahme nıcht aus, 
auch diesen Fall im Sicherheitsüberprüfungsgesetz entsprechend meinen Vor- 
stellungen zu verwirklichen. 

14.7 Zuverlässigkeitsüberprüfung von Flughafenpersonal 

Personen, die Zugang zu sicherheitsempfindlichen Bereichen auf Flughäfen 
haben, werden auf ihre Zuverlässigkeit überprüft. Der Bundesgesetzgeber hat 
für das Überprüfungsverfahren durch Änderung des Luftverkehrsgesetzes zum 
1. April 1992 eine bereichsspezifische Rechtsgrundlage geschaffen. Nähere 
Bestimmungen will der Bundesminister für Verkehr in einer Verordnung te- 
geln. Der Verordnungsentwurf sıeht folgendes Verfahren vor: 

Die Überprüfung der Zuverlässigkeit von Bewerberinnen und Bewerbern so- 
wie Beschäftigten auf Arbeitsplätzen im sicherheitsempfindlichen Bereich der 
Flughäfen wird von der Luftfahrtbehörde, das ist in Niedersachsen das Mini- 
sterium fur Wirtschaft, Technologie und Verkehr, gesteuert. Die Entschei- 
dungsgrundlagen sollen von den Flugplatz- und Luftfahrtunternehmen, den 
Polizei- und den Verfassungsschutzbehörden übermittelt werden. Ggf. kön- 
nen auch bei anderen öffentlichen oder auch privaten Stellen Informationen 
eingeholt werden. Bei erstmaliger Überprüfung ist für die Durchführung des 
Verfahrens die Zustimmung der Betroffenen erforderlich. Bei der Überprü- 
fung bereits zugangsberechtigter Personen bzw. bei Wiederholungsprüfungen 
reicht nach dem Luftverkehrsgesetz die Kenntnis der Betroffenen aus. Wenn 
Zweifel an der Zuverlässigkeit bestehen, wird den Flugplatz- und Luftfahrtun- 
ternehmen nach Anhörung der oder des Betroffenen dieses Ergebnis mitge- 
teilt. Die maßgeblichen Gründe dürfen den Unternehmen mitgeteilt werden, 
wenn es zur Durchführung von gerichtlichen Verfahren erforderlich ist. Die 
Betroffenen werden über das Ergebnis der Überprüfung durch das Flugplatz- 
oder Luftfahrtunternehmen unterrichtet. 

Ich habe in meiner Stellungnahme zum Verordnungsentwurf umfangreiche 
datenschutzrechtliche Bedenken geltend gemacht. 

Die Zuverlässigkeitsüberprüfung, die verfahrensrechtlich an die Sicherheits- 
überprüfung für öffentliche Bedienstete angelehnt ist, greift in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung bei einer Vielzahl von Personen ein Für 
den Flughafen Hannover-Langenhagen bedeutet die Regelung, daß beı 4 500 
Beschaftigten ca. 3000 Eist-Überprüfungen pro Jahr durchgeführt werden 
(Fremdfirmen eingeschlossen). Diese Zahl führt zu der Forderung, nur die 
Personen zu überprüfen, bei denen dies aus Gründen der Sicherheit des Luft- 
verkehrs unerläßlich ist. 

Der Katalog der von den (zukünftigen) Arbeitgebern an dıe Luftfahrtbehorde 
zu ubermittelnden Daten ist auf den erforderlichen Umfang zu beschränken. 
Die Aufforderung an die Flugplatz- und Luftfahrtunternehmen. auch bedeut- 
same Informationen uber Sachverhalte mitzuteilen, dıe die Zuverlässigkeit in 
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14.8 

Frage stellen können, ist mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht 
vereinbar. Nach dem Verordnungsentwurf kommen hier alle Sachverhalte in 
Betracht, aus denen sich eine Erpreßbarkeit durch Dritte ergibt. Ich habe die 
Befürchtung, daß angesichts dieser nicht normenklaren Regelung alle negati- 
ven Informationen über die Betroffenen übermittelt werden. 

Um zu verhindern, daß zweifelhafte, ungesicherte und nıcht nachprüfbare In- 
formationen verwertet werden, ist in der Verordnung festzuschreiben, daß 
durch die Polizei- und die Verfassungsschutzbehörden nur gerichtsverwertbare 
Daten übermittelt werden. In der Verordnung ist abschließend zu regeln, mit 
welchen Dateien die Polizeı- und die Verfassungsschutzbehörden die perso- 
nenbezogenen Daten der Betroffenen abgleichen dürfen. Dateien, in denen 
Daten schon aufgrund erster ungesicherter Anhaltspunkte gespeichert werden 
— wie z.B. die polizeilichen Staatsschurzdateien —, dürfen in dem Überprü- 
fungsverfahren nicht herangezogen werden. 

Die Beteiligung von Polizei- und Verfassungsschutzbehörden darf nicht dazu 
führen, daß über die Betroffenen neue Datensammlungen angelegt werden. 
Die Betroffenen sollten davor geschutzt werden, daß ihre Daten für Zwecke 
außerhalb des Überprüfungsverfahrens genutzt werden. 

Die Weitergabe von Verdachtsdaten nach Einstellung eines förmlichen Ver- 
fahrens, das den angestrebten Beweis gerade nicht erbracht hat, ist als unver- 
hältnismäßiger Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbesummung 
anzusehen. Informationen aus eingestellten Verfahren dürfen deshalb nicht 
an die Luftfahrtbehörden übermittelt werden 

Die Regelung über die Aufzählung von Erkenntnissen, die im Ergebnis Si- 
cherheitsbedenken begründen sollen, ist normenklar auszugestalten. Die Ent- 
wurfsregelung eröffnet die Möglichkeit, alle denkbaren, für die Betroffenen 
nachteiligen Erkenntnisse zum Anlaß von Übermittlungen bzw als Entschei- 
dungsgrundlage zu nehmen. 

Es leuchtet nicht ein, daß den Flugplatz- und Luftfahrtunternehmen dıe 
Gründe für Sicherheitsbedenken mıtgeteilt werden dürfen, die Betroffenen 
aber nur eine Information über das Ergebnis der Prüfung erhalten 

Der Verordnungsentwurf regelt nıcht, welche Möglichkeiten der Speicherung 
von personenbezogenen Daten in diesen Verfahren bestehen sollen. Ich halte 
differenzierende Bestimmungen über Speicherungen in Akten oder Dateien 
für notwendig Offenbleibt in dem Entwurf auch, wie die Berichtigung, Sper- 
rung und Löschung der im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung angefal- 
lenen Daten sowie das Auskunftsrecht der Betroffenen gehandhabt werden 
sollen. Bei Personen, denen der Zugang zu den sicherheitsempfindlichen Be- 
reichen verweigert wird, sche ich eine Erforderlichkeit, Daten nach Abschluß 
des Verfahrens bei der Luftfahrtbehörde vorzuhalten, nicht. Im übrigen sind 
die Daten spätestens zu löschen, wenn eine Beschäftigung der betroffenen 
Person im sicherheitsempfindlichen Bereich nicht mehr vorgesehen ıst. 

Zusammenarbeit zwischen dem Verfassungsschutz und Privarfirmen 

Der Verfassungsschutzbehörde eines anderen Bundeslandes wurde in Presse- 
berichten vorgeworfen, personenbezogene Daten über Arbeitnehmerüberprü- 
fungen unzulässigerweise an deren Arbeitgeber weitergegeben zu haben. Ich 
habe bei der nıedersächsischen Verfassungsschutzbehörde Datenübermittlun- 
gen an Privatfirmen hinterfragt. 
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Nach der Antwort des Innenministeriums erfolgt eine direkte Datenübermitt- 
lung der niedersächsischen Verfassungsschutzbehörde an Privatfirmen nicht. 
Personen aus der Privatwirtschaft, die Zugang zu geheimhaltungsbedürftigen 
Verschlußsachen erhalten sollen, werden durch die Verfassungsschutzbehörde 
überprüft. Die Sicherheitsüberprüfung darf nur durchgeführt werden, wenn 
die betroffene Person vor Einleitung des Verfahrens schriftlich ihre Einwilli- 
gung gegeben hat. Die Verfassungsschutzbehörde teilt das Ergebnis der Über- 
prüfung der für die Erteilung der Verschlußsachenermächtigung zuständigen 
Landesbehörde mıt. Liegen Erkenntnisse vor, die ein Sicherheitsrisiko begrün- 
den und einer Verschlußsachenermächtigung entgegenstehen, erhält die über- 
prüfte Person ım Wege der Anhörung Gelegenheit, die Bedenken auszuräu- 
men. Gegebenenfalls wird ein schriftlicher Ablehnungsbescheid an die betrof- 
fene Person gefertigt. Der Arbeitgeber wird in diesem Fall über das Ergebnis 
der Sicherhertsüberprüfung informiert. Gründe werden nicht mitgeteilt. 

Ich begrüße, daß die frühere Praxıs, auf der Grundlage des & 3 Abs. 2 Nr 2 
des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes a. F. einen Informations- 
austausch zwischen der Verfassungsschutzbehörde und den Privarfirmen vor- 
zunehmen, seit 1989 eingestellt worden ist. Die niedersächsische Verfassungs- 
schutzbehörde hat die bei dieser Zusammenarbeit gewonnenen Daten inzwi- 
schen gelöscht. 

15. Personalwesen 

15.1 Bereichsspezifische Regelungen für Beamte 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist zu begrüßen, daf der Bundesgesetzgeber 
nunmehr für einen Teilbereich des öffentlichen Dienstrechts, das Personalak- 
tenrecht, bereichsspezifische Regelungen im Beamtenrechtstahmengesetz 
(BRRG) und im Bundesbeamtengesetz geschaffen hat. Das Neunte Gesetz zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 11. Juni 1992 (BGBl. 1S 1030) 
ist am 1. Januar 1993 in Kraft getreten. In den Vorschriften haben eine Reihe 
von Forderungen der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
Berucksichtigung gefunden. Gleichwohl besteht noch ein langer Forderungs- 
katalog, der sich in den Beschlüssen der Konferenz der Datenschutzbeauftrag- 
ten zum Recht des öffentlichen Dienstes (vgl. Anlage 4) und zum Arbeitneh- 
merdatenschutz (vgl. Anlage 5) wıderspiegelt. Ich hoffe, daß die Vorschriften 
des BRRG zügig in niedersachsisches Landesrecht umgesetzt werden. 

Das Niedersächsische Innenministerium beabsichtigt, mıt einem Gemeinsa- 
men Runderlaß detaillierte Verwaltungsvorschriften zum Niedersächsischen 
Beamtengesetz (VV) zu erlassen, die — wie ich posıtiv feststellen kann — ım 
großen und ganzen datenschutzfreundlich ausgestaltet sind. Ich habe zu dem 
mir vorgelegten Entwurf Stellung bezogen und möchte an dieser Stelle einige 
Anmerkungen wiedergeben. 

Der VV-Entwurf sah zunächst vor, in jedem Bewerbungsfall ausnahmslos eine 
Erklärung über die wirtschaftlichen Verhältnisse von der Bewerberin oder dem 
Bewerber abzufordern. Dies halte ich für bedenklich. Zunächst ist der Begriff 
der „geordneten wirtschaftlichen Verhältnisse‘ relativ unbestimmt. Deshalb 
dürfte es kaum moglich sein, aus einer unzutreffenden Angabe für die Bewer- 
berin oder den Bewerber nachteilige Folgen herzuleiten. Zudem sind dıe wirt- 
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schaftlichen Verhältnisse je nach dienstlichem Aufgabenbereich von unter- 
schiedlicher Bedeutung. Ich habe deshalb folgende Formulierung vorgeschla- 
gen: 

„Falls die vorgesehene Verwendung es erfordert, kann von der Bewerberin 
oder dem Bewerber eine Erklärung verlangt werden, daß ihre oder seine wirt- 
schaftlichen Verhältnisse geordnet sind.“ 

Die Aussage im Entwurf, die Bewerberin oder der Bewerber sei „moglichst 
frühzeitig‘ aufzufordern, bei der Meldebehörde ein Führungszeugnis zu be- 
anttagen, könnte dahin verstanden werden, daß von jeder Bewerberin und je- 
dem Bewerber ein Führungszeugnis verlangt wird. Dies wäre mit dem Grund- 
satz, daß eine Datenerhebung zur Aufgabenerfüllung erforderlich sein muß, 
nicht vereinbar. Nur wenn eine Einstellung in Betracht gezogen wird, d.h. 
nach der Vorauswahl, kann die Vorlage eines Führungszeugnisses gefordert 
werden. 

Nach dem Entwurf sollte es der obersten Landesbehörde freigestellt sein, im 
Bewerbungsfall unbeschränkte Auskünfte über strafgerichtliche Verurteilun- 
gen aus dem Bundeszentraltegister nach $ 41 BZRG einzuholen. Diese Aus- 
künfte enthalten auch Angaben über bereits getilgte Verurteilungen, über 
Maßregeln der Besserung und Sicherung und ähnliches. Ich vertrete die Auf- 
fassung, daß diese Angaben im Regelfall zur Prüfung der Einstellungsvoraus- 
serzungen nicht erforderlich sind. Anderenfalls hätte der Gesetzgeber ein un- 
beschränktes Auskunftsrecht auch für die Gemeinden und die Landkreise so- 
wie andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
geschaffen. Aus Sicht des Datenschutzes muß die Anforderung unbeschränk- 
ter Zentralregisterauskünfte regelmäßig unterbleiben. Nur in besonderen Fäl- 
len kann eine unbeschränkte Auskunft in Betracht kommen. Um eine gleich- 
mäßıge Verwaltungsübung zu gewährleisten, habe ich dem Innenministerium 
vorgeschlagen, in der Verwaltungsvorschrift zumindest beispielhaft einschlägi- 
ge Fallgruppen zu nennen. 

Von Bewerberinnen und Bewerbern soll eine Erklärung über anhängige Straf- 
verfahren oder Ermittlungsverfahren gefordert werden. Dies darf nach mei- 
nem Dafürhalten nur von Personen erfolgen, die zur Einstellung vorgesehen 
sind. Anderenfalls würden Bewerberdaten im Übermaß erhoben werden. 

Da Führungszeugnisse und unbeschränkte Auskünfte aus dem Bundeszentral- 
tegister ähnlich sensible Daten enthalten können wie ärztliche Gutachten über 
den Gesundheitszustand, habe ich gebeten, auch für sie die Aufbewahrung 
in einem vetschlossenen Umschlag vorzuschen: „Dieser darf außer bei einer 
Einsichtnahme durch die Beamtin oder den Beamten oder von diesen Beauf- 
tragte nur geöffnet werden, wenn eine Petsonalangelegenheit die Einsichtnah- 
me erfordert; Anlaß und Datum der Einsichtnahme sind auf dem Umschlag 
zu vermerken “ 

Zu kritisieren ist, daß der Erlaßentwurf auf den Vordruck eines Personalbogens 
verweist, der Daten enthält (Zeitpunkt der Eheschließung, der Scheidung, der 
Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft), bei denen nicht ersichtlich ıst, aus 
welchen Gründen sıe festgehalten werden müssen. 

Ich habe vorgeschlagen, die Versendung von Personalakten auch ınnerhalb der 
Behörde nur verschlossen zuzulassen. Hiervon können Ausnahmen nicht in 
Betracht kommen. Eine Weitergabe der nicht verschlossenen Akte von Hand 
zu Hand bleibt allerdings möglich 
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Im Entwurf war vorgesehen, eine Einsichtnahme in ärztliche Zeugnisse und 
Gutachten aus Gründen der Fürsorge vorzuenthalten, wenn dies zwingend ge- 
boten erscheint. Ich habe empfohlen, am Grundsatz der Einsichtnahme fest- 
zuhalten und die Ausnahme zu streichen. Ich halte es für problematisch, der 
Beamtin oder dem Beamten aus Fürsorgegesichtspunkten die Einsichtnahme 
in ärztliche Zeugnisse und Gutachten zu verwehren. Das BRRG sicht eine sol- 
che Einschränkung des Akteneinsichtsrechts nicht vor. Sofern Bedienstete dar- 
auf beharren, den Inhalt einer — wenn auch für sie nachteiligen — ärztlichen 
Stellungnahme zu erfahren, sollte ihnen zumindest entsprechende Auskunft 
erteilt werden. Ich habe in diesem Zusammenhang auf die Regelung des $ 25 
SGB X hingewiesen. 

Es ist eine alte Forderung des Datenschutzes (vgl. Anlage 4), Beihilfevorgänge 
und Abrechnungsunterlagen der Heilfürsorge und Heilverfahren in einer von 
der übrigen Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit zu bearbei- 
ten. 8 56 a BRRG enthält allerdings insoweit nur eine Sollvorschrift. Nach der 
Gesetzesbegründung soll damit Problemen Rechnung getragen werden, auf 
dıe eine organısatorısche Trennung in kleinen Dienststellen stößt. Wie eine 
Umfrage des Niedersächsischen Innenministeriums ergeben hat, sehen auch 
einige oberste Landesbehörden Schwierigkeiten im Falle einer strikten Ab- 
schottung der Beihilfebearbeitung. Soweit zur Begründung allerdings nur 
pauschal darauf verwiesen wird, eıne Trennung zwischen Beihilfe- und Perso- 
nalbearbeitung seı organısatorisch nıcht zweckmäßig, muß ich betonen, daß 
dıeser Gesichtspunkt nicht ausreicht, um eine Ausnahme vom grundsätzli- 
chen Trennungsgebot zu rechtfertigen. 

152 Entwurf eines Landesgleichberechtigungsgesetzes 

Das Niedersächsische Frauenministerium hat mir einen Referentenentwurf eı- 
nes Gesetzes zur Herstellung der beruflichen Gleichberechtigung von Frauen 
im öffentlichen Dienst in Niedersachsen (Landesgleichberechtigungsgesetz — 
LGG) vorgelegt. 

Ich habe in meiner Stellungnahme darauf hingewiesen, daß die vorgesehene 
Regelung, wonach „Fähigkeiten aus der familiären oder sozialen Arbeit“ fur 
die Eignung bedeutsam sind, dazu führen kann, daß im Auswahlverfahren 
entsprechende Fragen gestellt werden. Der Umfang der Datenerhebung und 
weiteren Verarbeitung im Personalbereich dürfte damit zunehmen. Um zu 
vermeiden, daß dieser Auswahlgesichtspunkt dazu führt, famıliäre Verhaltnis- 
se im Detail offenzulegen, sollte klargestellt werden, daß die genannten Krite- 
tien eine derartige Ausforschung nicht rechtfertigen. 

Der Entwurf sieht vor, die Frauenbeauftragte einer Behörde an allen personel- 
len, sozialen und organısatorischen Maßnahmen, die Belange der weiblichen 
Beschäftigten berühren können, rechtzeitig zu beteiligen. Ich halte eine Klar- 
stellung für erforderlich, ob das Beteiligungsrecht auch dann bestehen solt 
(z. B. bezüglich einer Teilnahme an Bewerbungsgesprächen), wenn im Einzel- 
fall ausschließlich männliche Bewerber für die Auswahlentscheidung zur Ver- 
fügung stehen. Weiter habe ıch angeregt, ausdrücklich zu regeln, daß die 
Frauenbeauftragte Einsicht in Bewerbungsunterlagen erhält. Eine Einsicht in 
Petsonalakten kann dagegen nur mit Zustimmung der betreffenden Bedien- 
steten in Betracht kommen (vgl. 16.3). Außerdem muß betont werden, daß 
die Frauenbeauftragte nur die personenbezogenen Daten verarbeiten darf, die 
fur ıhre Aufgabenerfüllung erforderlich sind. 
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15.3 

Ein weiterhin im Gesetzentwurf vorgeschener dienststellenübergreifender In- 
formationsaustausch zwischen Frauenbeauftragten dürfte im allgemeinen kei- 
ne Übermittlung personenbezogener Daten erfordern. Sofern diese im Einzel- 
fall aber doch erforderlich sein sollte, sollte sie von der Zustimmung der Be- 
troffenen abhängig gemacht werden. Anderenfalls bestünde die Gefahr, daß 
Frauenbeauftragte umfangreiche Datensammlungen über Bedienstete anderer 
Behörden anlegen. 

Im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht kann für die Frauenbeauftragte 
nichts anderes gelten als für dıe Mitglieder des Personalrats (vgl. $ 69 Nds. 
PersVG). Ich habe deshalb gebeten, den Gesetzentwurf um eine entsprechen- 
de Regelung zu ergänzen. 

Auch im Zusammenhang mit dem Entwurf eines Erlasses zur „Stellung und 
Zuständigkeit der Ressortbeauftragten für Frauenfragen“ in den obersten Lan- 
desbehörden habe ich auf den Vorbehalt der Zustimmung der Betroffenen vor 
Einsichtnahme in deren Personalakte hingewiesen. Das Niedersächsische In- 
nenministerium hat diesem Gesichtspunkt in seinem Erlaß über dıe Beauf- 
tragten für Frauenfragen in der Polizei Rechnung getragen. 

Mißbrauch eıner Uraltpersonalakte 

Welche Versuchung zum Mißbrauch noch von einer uralten Personalakte aus- 
gehen kann, zeigt folgender Fall: 

Im Jahre 1946 war ein Bürger für wenıge Wochen als Aushilfsangestellter bei 
einer südniedersächsischen Stadt tätig. Vor der Einstellung hatte er — wie da- 
mals gefordert — in eınem Fragebogen der Alliierten Militärregierung Anga- 
ben zu seiner politischen Vergangenheit machen müssen. 

Jahrzehnte später engagierte sich dieser Bürger, der inzwischen seın Berufsle- 
ben bei einem anderen Dienstherrn längst hinter sich gebracht hatte, ın der 
Kommunalpolitik seiner Stadt. Er wurde in den Rat gewählt und trat sowohl 
gegenüber der Stadt als auch in der Öffentlichkeit vielfach in Erscheinung. 
Diese Aktivitäten brachten ihm nicht nur Freunde und Beifall ein. 

1990 äußerten einige Bürger gegenüber der Stadt den Verdacht, der Betroffe- 
ne habe sich ım Dritten Reich für die NSDAP engagiert. Außerdem wurden 
Zweifel am Führen eines Ingenieurtitels geäußert 

Flugs entsann man sich bei der Stadt der alten, immer noch vorhandenen Per- 
sonalakte Man belebte den Vorgang, holte Erkundigungen über etwaige frü- 
here Mitgliedschaften und Funktionen des ehemaligen Angestellten in der 
NSDAP und ihren Gliederungen ein und prüfte, ob dieser einen ordentlichen 
Fachhochschulabschluß vorweisen konnte. Hierbei anfallender Schrifrwechsel 
wurde zur Personalakte genommen. 

Zur Begründung dieses ungewöhnlichen Verhaltens erklärte dıe Stadt. sie be- 
wahre Personalakten auf Dauer auf Ihr ehemaliger Angestellter sei vor allem 
wegen seines — inzwischen längst beendeten — kommunalpolitischen Enga- 
gements als Person der Zeitgeschichte anzusehen. Deshalb seı die vorgenom- 
mene Sachaufklärung notwendig gewesen. 

Die Stadt ist der Meinung, daß auch Jahrzehnte nach dem Ende eines Beschaf- 
tigungsverhältnisses Angaben in den Personalakten überprüft werden müß- 
ten, wenn Anhaltspunkte für Zweifel an deren Richtigkeit bestünden Denn 
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es könne „ja wohl nicht angehen, daß Akten mit wahrheitswidtigem Inhalt 
auf Dauer aufbewahrt werden“. Nach dieser Auffassung hört die Arbeit an 
einer Personalakte offenbar niemals auf. 

Der Fall, der hier nicht in allen seinen Verästelungen geschildert werden kann, 
macht grundsätzliche Probleme des Personalaktenrechts deutlich. 

Die Aufbewahrung von Personalakten der Arbeitnehmer im offentlichen 
Dienst ıst bisher durch Rechtsvorschriften nicht geregelt. Die vom Land erlas- 
senen Richtlinien über die Führung von Personalakten (Gem.RdErl. des In- 
nenministeriums und der übrigen Ministerien vom 27.09.1969, Nds. MBl. 
5.998, zuletzt geändert durch Gem.RdElrl. vom 31. Oktober 1990, Nds. MBl. 
S. 1325) sehen eine grundsätzliche Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren vor. 
Sie beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der ausgeschiedene Bedienstete das 
65. Lebensjahr vollendet hat. Für Kommunen enthalten diese Richtlinien kei- 
ne Bindungswirkung; ihnen ist die Anwendung lediglich nahegelegt worden. 

Dies heißt allerdıngs nicht, daß Personalakten kommunaler Angestellter ohne 
yede zeitliche Begrenzung aufbewahrt und genutzt werden dürfen. Die Auf- 
bewahrung solcher Vorgänge berührt das informationelle Selbstbestimmungs- 
recht der Betroffenen Dieses wird beeinträchtigt, wenn ein Arbeitgeber Da- 
ten eines Arbeitnehmers auf Dauer speichert (vgl. BAG, Urt. vom 6. Juni 
1984, Der Betrieb 1984, 2626, 2628). Das Bundesarbeitsgericht geht davon 
aus, daß in derartigen Fällen eine Abwägung zwischen dem Interesse des Ar- 
beitgebers an der Aufbewahrung und den Interessen der Arbeitnehmerin 
bzw. des Arbeitnehmers am Schutz der Privatsphäre vorzunehmen ist. Liegt 
ein berechtigtes Interesse des Arbeitgebers an einer weiteren Datenspeiche- 
rung nicht (mehr) vor, muß der Datenträger vernichtet werden. 

Zweck der Personalakte ist es, zur Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses 
alle Vorgänge zusammenzufassen, die die dienstlichen und persönlichen Ver- 
hältnisse einer Arbeitnehmerin bzw eines Arbeitnehmers betreffen und ın 
eınem inneren Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen. Auch nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist eine Vernichtung der Personalakte 
rechtlich nicht ohne weiteres geboten. Unterlagen aus der Akte können noch 
für vielfältige, mit dem ehemaligen Arbeitsverhältnıs zusammenhängende 
Zwecke, etwa im Hinblick auf Sozialversicherungsrechte oder Versorgungsan- 
sprüche, benotigt werden. Wenn jedoch — wie hier — Jahrzehnte nach dem 
Ende des Beschäftigungsverhältnisses derartige Zwecke keinerlei Rolle mehr 
spielen können, besteht kein anzuerkennendes Interesse des Arbeitgebers, die 
Personalakte weiter aufzubewahren. Eine solche Aufbewahrung kann auch 
nicht auf Zwecke gestützt werden, die mit dem früheren Beschäftigungsver- 
hältnis in keinerlei Zusammenhang stehen (wie hier der vorgebrachte Ge- 
sichtspunkt, der Betreffende sei eine Person der Zeitgeschichte). 

Ebenso verbietet es die Funktion der Personalakte, sie für beschäftigungsfrem- 
de Zwecke zu nutzen. Die Verwendung des Personalvorgangs zu Nachfor- 
schungen über die politische Vergangenheit des früheren Angestellten und 
über seıne Berechtigung, einen Fachhochschulgrad zu führen, ist deshalb 
rechtswidrig, weil sie keınen Bezug zum früheren Beschäftigungsverhältnis 
mehr aufweist und arbeitsrechtliche Maßnahmen irgendwelcher Art von vorn- 
herein nicht in Betracht kommen können. 

Ich habe das Niedersächsische Innenministerium aufgefordert, im Zuge der 
landesrechtlichen Umsetzung der Vorschriften des BRRG (vgl. 15.1) hinsicht- 
lich der Aufbewahrungsdauer von Personalakten eine datenschutzgerechte Re- 
gelung zu treffen. Besonders in Fällen, in denen nur eine kurzfristige Beschäf- 
tigung in jungen Lebensjahren erfolgt, erscheint mir die derzeitige regelmaßi- 
ge Aufbewahrung bis zum 70. Lebensjahr des ehemaligen Bediensteten nıcht 
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15.4 

15.5 

vertrerbar. Anstelle eines Erlasses ist aus meiner Sicht eine gesetzliche Rege- 
lung unabdingbar, um eine einheitliche Verfahrensweise im unmittelbaren 
und mittelbaren Landesbereich sicherzustellen. 

Beihilfe 

Unter X 15.18 hatte ich mich ausführlich mit datenschutzrechtlichen Proble- 
men bei der Bearbeitung von Beihilfeanträgen befaßt. Die Forderungen der 
Datenschutzbeauftragten zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen für ein da- 
tenschutzgerechtes Beihilfeverfahren (vgl. Entschließung der 42. Konferenz 
am 26./27. September 1991 zum Datenschutz im Recht des öffentlichen 
Dienstes — Anlage 4) wurden vom Gesetzgeber bisher nur teilweise aufgegrif- 
fen. So wurde im Rahmen des 9. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 11. Junı 1992 (Art. 2, 8 56 a BRRG) geregelt, daß Unterla- 
gen über Beihilfen als Teilakte zu führen sind. Diese ıst von der übrigen Perso- 
nalakte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrıgen Personalver- 
waltung getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden. Damit ist der 
Forderung nach einer strikten Trennung der Beihilfe- und Personalsachbear- 
beitung noch nicht vollstandig entsprochen worden. Zu begrüßen ist aber, daß 
in dieser Vorschrift eine Zweckbindungstegelung fur die Beihilfeakte getrof- 
fen worden ıst. 

Auf Landesebene ist es als erfreulicher Erfolg anzusehen, daß das Niedersäch- 
sische Finanzministerium auf meine Anregung hin einen Entwurf für einen 
Gemeinsamen Runderlaß des Finanzministeriums und der übrigen obersten 
Landesbehörden zur Durchführung des $ 17 Abs. 4 der Beihilfevorschriften 
erarbeitet hat. Danach ist vorgesehen, daß Beihilfeanträge ın verschlossenem 
Umschlag den Beihilfestellen unmittelbar zuzuleiten sınd. Nur diese sind 
künftig befugt, als Beihilfeangelegenheit gekennzeichnete Eingänge zu öff- 
nen und mit einem Eingangsstempel zu versehen. 

Der Erlaß soll den Gemeinden und Landkreisen sowie den der Aufsicht des 
Landes unterstehenden anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zur Anwendung empfohlen werden — dıe Veröffentli- 
chung im Niedersächsischen Ministerialblatt ıst für Januar 1993 vorgeschen. 

Übersendung von Personalakten an Verwaltungsgerichte 

Mehrfach haben Petenten Kritik an der nach ihrer Ansicht unnötigen Vorlage 
von Personalakten bei Verwaltungsgerichten geübt (vgl. auch 20.12). Beson- 
dere Bedeutung erhält dieses Problem inı Zusammenhang mıt der Zunahme 
der sog. Konkurrentenklagen, mit denen unterlegene Bewerberinnen oder Be- 
werber die Besetzung eines Dienstpostens mit der ausgewählten Person zu ver- 
hindern suchen. Die Personalreferentinnen und -referenten der obersten Lan- 
desbehörden haben sich deshalb an mich gewandt. Nach ıhrer Darstellung 
fordern die Verwaltungsgerichte in derartigen Fällen regelmäßig die Personal- 
akten aller Beteiligten — d. h. sowohl der antragsteilenden/klagenden Person 
wıe der bzw. des ausgewählten Bediensteten — an. Nur selten beschränkten 
sich die Anforderungen auf die Vorlage von Zeugnissen, Beurteilungen, 
Synopsen mit Leistungsnachweisen u.ä. Diese Verfahrensweise habe in der 
Vergangenheit verschiedentlich dazu geführt, daß Verfahrensbeteiligte Ein- 
sicht in die kompletten Personalakten anderer bewerbender Personen genom- 
men hätten. 
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Ich teile die Auffassung der Personalreferentinnen und -referenten, daß eine 
solche Praxıs datenschutzrechtlich nicht hinnehmbar ist. Nach $ 100 Abs. 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) haben die Verfahrensbeteiligten 
grundsätzlich das Recht, die Gertichtsakten sowie alle beigezogenen Verwal- 
tungsvorgänge einzusehen. Die Behörde kann die Einsicht in ihre dem Ge- 
richt vorliegenden Akten nicht beschränken. Eine Einsichtnahme in bestimm- 
te Personalunterlagen kann deshalb nur dadurch verhindert werden, daß diese 
Vorgänge dem Gericht von vornherein nicht vorgelegt werden. 

Nach 8 99 VwGO sind die Behörden allerdings zur Aktenvorlage gegenüber 
den Verwaltungsgerichten verpflichtet, soweit nicht einer der gesetzlich vorge- 
sehenen Ausnahmetatbestände vorliegt. Personalakten gehören zwar zu den 
Vorgängen, die ihrem Wesen nach geheimzuhalten sınd. Im Rahmen eıner 
Konkurrentenklage muß jedoch das Interesse der bei der Bewerbung erfolgrei- 
chen Person an der Wahrung ihrer Persönlichkeitssphäre hinter dem allgemei- 
nen Interesse an der Verwirklichung des Leistungsprinzips (Art. 33 Abs. 2 
GG) zurücktreten. Die Behörde hat deshalb alle vom Gericht angeforderten 
Akten vorzulegen, die den Streitgegenstand betreffen. 

Soweit die Personalunterlagen für die gerichtliche Entscheidung erforderlich 
sind, bestehen auch keine datenschutzrechtlichen Bedenken, wenn die nicht 
berücksichtigte Person Einsicht in die Verwaltungsvorgänge über ihre Konkur- 
tentin bzw. ihren Konkurrenten nimmt. Dies ist zur Wahrnehmung ihrer 
rechtlichen Interessen notwendig. Da Art. 19 Abs. 4 GG einen lückenlosen 
und effektiven Rechtsschutz garantiert, muß die bei der Bewerbung erfolgrei- 
che Person insoweit die Offenlegung ihrer persönlichen Daten hinnehmen. 
Problematisch wırd es jedoch, wenn auf diese Weise auch solche — oft höchst 
sensible — Daten zugänglich werden, deren Kenntnis für die Rechtsverfol- 
gung keineswegs notwendig ist. 

Die mır bekanntgewordenen Einzelfälle deuten darauf hin, daß es gängige 
Praxis der Verwaltungsgerichte ist, regelmäßig (und undifferenziert) sämtliche 
Verwaltungsvorgänge anzufordern. In Verkennung der Reichweite dieser Ak- 
tenanforderungen leıten Verwaltungsbehörden den Gerichten von sıch aus 
auch nicht benötigte Personalunterlagen zu, ohne daß offenbar von seıten der 
Gerichte eine derart umfassende Unterrichtung erwartet würde. 

In dieser Einschätzung sehe ich mich durch einen Fall bestärkt, in dem sıch 
ein Vorsitzender Richter, dessen Kammer nach eıgenem Bekunden „routine- 
maßıg‘“ „die vollständigen Unterlagen“ erbeten hatte, wıe folgt geäußert hat: 
„Eine ausdrückliche Aufforderung zur Vorlage von Personalakten ist... . nıcht 
ergangen. Auch kann eine unspezifizierte Bitte, dıe vollständigen Unterlagen 
bzw. die Verwaltungsvorgange vorzulegen, nicht dahın verstanden werden, 
daß z. B. erwa alle über den Kläger geführten Vorgänge vorzulegen sind. Viel- 
mehr hat die um Aktenvorlage gebetene Behörde zunächst die Akten vorzule- 
gen, die sich — freilich nach ihrer Einschätzung — auf den Streitgegenstand 
beziehen. Fordert das Gericht weitere Akten an und sieht sich die Behörde aus 
Rechtsgründen gehindert, diesem Verlangen zu entsprechen, so sehe ich es als 
ihre Aufgabe an, das dem Gericht mitzuteilen “ 

Nach dem datenschutzrechtlichen Erforderlichkeitsprinzip sind den Gerichten 
nur die zur Entscheidungsfindung erforderlichen Akten, bei einer Konkurren- 
tenklage somit nur die mıt der Auswahlentscheidung ım Zusammenhang ste- 
henden Personalunterlagen, zuzuleiten. Dazu gehören im wesentlichen die 
Personal- und Befahigungsnachweise der ausgewählten Person und der antrag- 
stellenden/klagenden Person sowie ein Gesamtverzeichnis aller Bewerberin- 
nen und Bewerber, das allerdings bezüglich der übrıgen Bewerbungen anony- 
mıistert werden muß. 
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15.6 

Die vom Niedersächsischen Innenministerium vorbereiteten Verwaltungsvor- 
schriften zum Niedersächsischen Beamtengesetz betonen, daß Personalakten 
den Gerichten „nur im erforderlichen Umfang“ zur Verfügung zu stellen 
sind. Die Verwaltungsbehörden sind aufgerufen, ihre Verwaltungspraxis hier- 
an zu orientieren. Verlangt allerdings ein Gericht trotz Gegenvorstellung der 
Verwaltungsbehörde die Vorlage sämtlicher Personalvorgänge, ist dieser Auf- 
forderung selbstverständlich Folge zu leisten. Der Umfang der Aktenanforde- 
tung unterliegt der richterlichen Unabhängigkeit. Er ist damit auch einer 
Kontrolle durch den Datenschutzbeauftragten entzogen. 

Letztlich wird sich eine befriedigende Lösung des Problems nur durch eine 
entsprechende Änderung der VwGO erreichen lassen. Der Bundesminister der 
Justiz hat bereits 1989 erklärt, er prüfe die Frage, ob und inwieweit die Rege- 
lungen zum Akteneinsichtsrecht in der VwGO einer Überarbeitung bedürfen 
Ob und wann es zu einer datenschutzgerechten Regelung kommen wird, läßt 
sıch nach Auskunft des Bundestessorts derzeit jedoch nicht absehen. 

Personalübersichten 

Eine berufsbildende Schule wollte eine Broschüre „BBS auf einen Blick’ her- 
ausgeben. Darin sollten die Anschriften, die Pensionierungsdaten, die Ge- 
burtsdaten sowie diverse Statistiken über alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeı- 
ter wiedergegeben werden. Die Daten sollten mit Hilfe eines PC verarbeitet 
werden. 

In Übereinstimmung mit dem Niedersächsischen Kultusministerium bin ich 
der Auffassung, daß wohl eine Adressenliste der Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter einer Schule im Sekretariat vorliegen muß, um Lehrkräfte und sonstige 
Beschäftigte aus dienstlichen Gründen erreichen zu können. Listen über 
Pensionierungs- und Geburtstagsdaten sind aus dienstlichen Gründen jedoch 
nicht erforderlich. Auch die angesprochenen Statistiken mußten auf daten- 
schutzrechtliche Bedenken stoßen, da die Erstellung und Veröffentlichung 
von Statistiken in einschlägigen Rechtsvorschtiften geregelt sind. 

Telefondatenerfassung 

Der behördliche Datenschutzbeauftragte einer niedersächsischen Fachhoch- 
schule hat bei mir angefragt, ob die Speicherung aller Dienstgesprächsdaten 
und die Kontrolle durch die Vorgesetzten zulässig ist. In der Eingabe war wei- 
ter darauf hingewiesen worden, daß der EDV- Ausdruck per Umlauf allen Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern einer Organisationseinheit zur Kenntnis gege- 
ben wurde. 

Ich halte das geschilderte Verfahren für datenschutztechtlich nicht akzeptabel. 
Hierdurch werden Bedienstetendaten anderen Mitarbeiterinnen oder Mit- 
arbeitern bekannt, die sie nicht zur Aufgabenerledigung benötigen Unsttei- 
tig ist, daß den jeweiligen Vorgesetzten im Rahmen der Dienstaufsicht die 
Möglichkeit zu eröffnen ist, die von ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
geführten Dienstgespräche zu überprüfen (vgl. auch X 15.11). 

Gegenüber der Fachhochschule konnte erreicht werden, daß künftig eine Ein- 
zelversendung der Ausdrucke an die jeweiligen Benutzerinnen und Benutzer 
der Nebenstellen erfolgt. Damit wird dem Grundsatz der Erforderlichkeit ent- 
sptochen — der verwaltungsmäßige Mehraufwand erscheint im Sinne des Da- 
tenschutzes vertretbar. 
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15.8 _ Der lange Dienstweg bei Personalunterlagen 

Die innerdienstliche Behandlung von Personalunterlagen läßt immer wieder 
zu wünschen übrig. 

15.8.1  Prüfungsergebnisse der Landesfeuerwehrschulen 

So erhielt ich davon Kenntnis, daß Beurteilungen von Prüfungsleistungen der 
niedersächsischen Feuerwehtschulen nach Öffnung des Eingangs in der Post- 
stelle der Bezirksregierung die Runde machten. Kenntnis erlangte folgender 
Personenkreis: 
— Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Poststelle 
— Botendienst im Hause 
— Abreilungsleitung 
— Dezernatsleitung 
— Dezernentin bzw. Dezernent sowie 
— die für dıe Postverteilung zuständige Person innerhalb des Dezernates. 

Das Niedersächsische Innenministerium hat mir mitgeteilt, daß die über einen 
Zeitraum von mehreren Wochen angefallenen Beurteilungen von den Landes- 
feuerwehrschulen aus verwaltungsökonomischen Gründen als Sammelpost an 
die Bezirksregierungen zugestellt werden. Dort werden sie als Eingänge nach 
den Bestimmungen der Geschäftsordnung verteilt. Die Beurteilungen enthal- 
ten Angaben, die aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes vertraulich zu be- 
handeln sind und deshalb innerbehördlich nur dem unbedingt erforderlichen 
Personenkreis zugänglich sein dürfen. Um dies zu gewährleisten, sind die Lan- 
desfeuerwehrschulen angewiesen worden, künftig die Beurteilungen im ver- 
schlossenen Umschlag, mit Vertraulichkeitshinweis und einem gesonderten 
Anschreiben an die Bezirksregierungen zu versenden. Damit kann künftig 
eine datenschutzgerechte Handhabung erfolgen. 

15.8.2 Ärztliche Schreiben in Kollegenhand 

Von Lehrkräften an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen ist in 
Eingaben beanstandet worden, daß die für sıe zuständige Bezirksregierung ih- 
nen Schreiben mit personalrechtlichem Inhalt über die Schulleitung bzw. 
über das Schulaufsichtsamt zugestellt hat. Die Schreiben enthielten sensible 
Daten zum Gesundheitszustand der Betroffenen wie z. B. zur Erforderlichkeit 
einer psychosomatischen Behandlung oder zur Frage der Dienstfähigkeit. Die 
Lehrkräfte haben die Befürchtung geäußert, daß durch die offene Zustellung 
der Schreiben der jeweiligen Bezirksregierung ein großer Personenkreis Kennt- 
nis von ihrem Gesundheitszustand erhalten könnte. 

Nach 8 87 Abs. 1 NBG ist der Dienstherr gegenüber seinen Beamten zur Fur- 
sorge verpflichtet. Ausfluß dieser Fürsorgepflicht ist es, Personalangelegenhei- 
ten vertraulich zu behandeln. Ein besonderes Schutzbedürfnis der Beamtin 
bzw. des Beamten besteht, wenn es um Fragen der Gesundheit und um Be- 
handlungsmaßnahmen geht. Die Offenbarung solcher Angelegenheiten darf 
daher nur gegenüber einem begrenzten Personenkreis erfolgen, der die 
Kenntnis für beamten- oder verwaltungsrechtliche Entscheidungen benöugt. 
Der mit der Beamtin oder dem Beamten zu führende Schriftwechsel, der zum 
Bestandteil der Personalakte wird, ist daher ebenso vertraulich zu behandeln. 
Das Kultusministertum stimmt meiner Auffassung zu, daß es nicht erforder- 
lich ist, die Information über den Gesundheitszustand einer Lehrkraft dem 
Schulaufsichtsamt oder der Schulleitung zur Kenntnis zu geben. 
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15.8.3 

Die beteiligte Bezirksregierung versendet entsprechende Schreiben nunmehr 
nur noch verschlossen direkt an die betroffenen Bediensteten. Ich habe das 
Ministerium gebeten, eine verbindliche Regelung für alle niedersächsischen 
Bezirksregierungen zu treffen. Dies ist im Rahmen einer Dienstbesprechung 
mit den zuständigen Dezernenten der Bezirksregierungen geschehen. 

Ein fürsorglicher Blick in Kurantragsdaten 

Ein Polizeibeamter hatte auf Anraten seines Arztes bei dem zuständigen De- 
zernat der Bezirksregierung eine Kur beantragt, die abgelehnt wurde. Gegen 
den ablehnenden Bescheid legte er Widerspruch ein. 

In dem Widerspruchsbescheid der Bezirksregierung wird eine Vielzahl von 
Krankheitsdaten des Petenten aufgeführt. Der Bescheid wurde ihm auf dem 
Dienstwege zugestellt, so daß der Kommandeur der Schutzpolizei bei der Be- 
zirksregierung und der Leiter seiner Schutzpolizeiinspektion Kenntnis von den 
ärztlichen Angaben erhalten haben. Der Beamte befürchtete, daß durch die 
nach seiner Auffassung unzulässige Übermittlung seiner Daten berufliche 
Nachteile für ihn entstehen könnten. 

In ihrer Stellungnahme hat die Bezirksregierung darzulegen versucht, daß das 
kritisierte Verfahren aus dienstlichen Gründen (u.a. einsatztaktische Ge- 
sichtspunkte, Fürsorgepflicht der vorgesetzten Dienststellen) erforderlich ge- 
wesen sei. Darüber hinaus wurden Organisationserlasse des Niedersächsischen 
Innenministeriums als „Rechtsgrundlagen“ herangezogen. 

Das Fachressort hat dagegen zu Recht betont, daß die im Rahmen von Maß- 
nahmen der freien Heilfürsorge anfallenden personenbezogenen Daten nicht 
für andere als Heilfürsorgezwecke verwendet werden dürfen. Eine Zugangsbe- 
rechtigung zu den im Rahmen der freien Heilfürsorge entstandenen Vorgän- 
gen haben nur die Beschäftigten der mit der Bearbeitung der Anträge und 
Abrechnungen betrauten Stelle. Ausnahmen von der Zweckbindung für die 
Verwendung der Unterlagen sind nur möglich, wenn die Berechtigten im Ein- 
zelfall einwilligen, die Einleitung oder Durchführung eines im Zusammen- 
hang mit einem Antrag stehenden behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens 
dies erfordert (z. B. Widerspruchsbescheid durch die Mittelinstanzen bei An- 
tragsablehnung durch die Polizeidirektionen) oder soweit es zur Abwehr er- 
heblicher Nachteile für das Gemeinwohl, einer sonst unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder einer schwerwiegenden Beeinträch- 
tigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist. 

Diese Voraussetzungen waren im vorliegenden Falle nicht erfüllt. Das Ministe- 
tium stimmt meiner Auffassung zu, daß es nicht erforderlich und damit auch 
nicht zulässig ıst, dıe Personalstellen über Vorgänge der Heilfürsorge, die Ge- 
sundheitsdaten von Beamtinnen und Beamten enthalten, zu informieren. 
Hier ist lediglich eine Abstimmung, wie z.B. hinsichtlich des Termins eines 
Kurantritts, notwendig. Entsprechende Bescheide sind im verschlossenen 
Briefumschlag mit vorgehefteter Empfangsbestätigung zuzusenden. In Ange- 
legenheiten der freien Heilfürsorge ist — wie das Innenministerium weiter 
ausgeführt hat — eine Verknüpfung mit Daten über die Polizeidienstfähig- 
keit nicht zulässig. Die Feststellung der Polizeidienstunfähigkeit ist beamten- 
rechtlich geregelt. Aussagen zur Polizeidienstfähigkeit dürfen von den Ab- 
technungsstellen der freien Heilfürsorge nicht erfolgen. 

Damit sich ähnliche Fälle in Zukunft nicht wiederholen, hat das Innenmini- 
sterium erklärt, es werde die betroffenen Behörden durch Erlaß auf den daten- 
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schutzgerechten Umgang mit Unterlagen in Heilfürsorgeverfahren hinweisen. 
Ich hoffe daher, daß zukünftig derartige unzulässige Datenübermittlungen im 
Polizeibereich nicht mehr erfolgen werden. 

15.8.4 Der Amtsleiter als Postverteiler 

Eın bei einem Schulaufsichtsamt beschäftiger Schulpsychologe beschwerte 
sich, daß von der Bezirksregierung an ihn gerichtete Schreiben durch das Se- 
kretariat geöffnet und dem Leiter des Schulaufsichtsamtes zur Kenntnis ge- 
bracht wurden. Im Zusammenhang mit einer nicht genehmigten Nebentätig- 
keit war der Petent von der zuständigen Bezirksregierung zu einem dienstli- 
chen Gespräch vorgeladen worden. Das Schreiben war über den Leiter des 
Schulaufsichtsamtes adressiert und sollte gegen Empfangsbestätigung ausge- 
händigt werden. Der betroffene Schulpsychologe war der Auffassung, daß die 
Bezirksregierung seine unmittelbar vorgesetzte Dienststelle sei, und hatte sich 
wegen der Übermittlung des ihn betreffenden personalrechtlichen Sachverhal- 
tes bei dem Leiter seiner Dienststelle beschwert. Der Bescheid zu dieser Be- 
schwerde wurde wiederum auf dem gleichen Postweg zugestellt. Darin wurde 
von der Bezirksregierung auf einen Runderlaß des Kultusministeriums vom 
30. Juli 1980 (SVBl. 1980 5. 308) Bezug genommen. Der Petent vertrat die 
Auffassung, daß die Offenbarung des ihn betieffenden Sachverhaltes nicht für 
die Wahrnehmung der Leitungsaufgaben des Leiters des Schulaufsichtsamtes 
erforderlich war. 

In Nr. 4 Abs. 3 des vorstehend genannten Organisationserlasses wird die 
Funktion der Leitung des Schulaufsichtsamtes umschrieben. Danach ist es 
nicht erforderlich, daß diese Kenntnis von Besprechungen und Schriftwech- 
seln erhält, die einzelne Bedienstete der Dienststelle in dienstrechtlichen An- 
gelegenheiten mit ihrem Dienstvorgeserzten — also der Bezirksregierung — 
führen, jedenfalls dann nicht, wenn es sich dabei um Angelegenheiten han- 
delt, die den dienstlichen Einsatz der Bediensteten im Schulaufsichtsamt nicht 
unmittelbar betreffen. Deshalb ist es unzulässig, derartige Schriftstücke den 
Bediensteten auf dem Dienstwege über die Leiterin oder den Leiter des Schul- 
aufsichtsamtes zuzuleiten. 

Das Niedersächsische Kultusministerium hat mir mitgeteilt, daß die Bezirksre- 
gierungen hierüber unterrichtet worden sind. Ich gehe davon aus, daß derarti- 
ge Übermittlungen in Personalangelegenheiten künftig nicht mehr erfolgen 
werden. 

15.9 Rechnungsprüfung und Urlaub 

Der Personaltat einer Handwerkskammer wandte sich an mich, weıl der Rech- 
nungsprüfungsausschuß bei dieser Dienststelle vom Verwaltungsleiter die 
Herausgabe der Urlaubskarteikarten aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
verlangt hatte. Diese war vom Verwaltungsleiter aus datenschurzrechtlichen 
Gründen verweigert worden. Hintergrund des nicht begründeten Begehrens 
des Rechnungsprüfungsausschusses war möglicherweise der Wunsch, eine 
Übersicht über nicht angetretenen, sondern „ausgezahlten“ Urlaub zu erhal- 
ten. Der Personalrat vertrat die Auffassung, daß kein berechtigtes Interesse des 
Rechnungsprüfungsausschusses an einer Einsicht in die Urlaubskartei besteht 
und selbst bei einer summatıschen, nicht-reidentifizierbaren Zusammenstel- 
lung ein möglicher Einsichtsanspruch hinter den schützenswerten Interessen 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zurückstehen müsse 

Die Handwerkskammer hat in ihrer Stellungnahme offengelassen, ob eine Ur- 
laubsaufstellung ohne Namensnennung der einzelnen Mitarbeiterinnen und 
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15.10 

Mitarbeiter den Erfordernissen der Rechnungsprüfung nach den bestehenden 
Vorschriften gerecht werden kann. 

Nach den neuen Datenschutzgesetzen des Bund und der Ländern liegt eine 
unzulässige Zweckänderung gespeicherter Daten nicht vor, wenn sie der 
Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprü- 
fung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen dient (vgl 
814 Abs. 3 BDSG, $ 10 Abs. 3 NDSG-E). Diese Verwendung ist jedoch nur 
zulässig, soweit sie zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich ist. 

Die Aufgaben und Befugnisse des Rechnungsprüfungsausschusses der Hand- 
werkskammet leiten sich aus $ 105 Abs. 2 Nrn. 8 und 9 der Handwerksord- 
nung, $ 26, 37 der Satzung der Handwerkskammer und der $ 42 bis 47 der 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungslegungsordnung der Handwerkskammer 
(HKRO) ab. Nach $ 44 HKRO sind dem Rechnungsprüfungsausschuß alle 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die von ihm zur Erfüllung 
der Aufgaben für erforderlich gehalten werden. Gemäß $ 43 Abs. 2 dieser 
Vorschrift erstreckt sich der Prüfungsauftrag auf die Einhaltung der für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze, 
insbesondere auch darauf, daß die Einnahmen und Ausgaben sachlich und 
rechnerisch begründet und belegt sind und daß wirtschaftlich und sparsam 
verfahren sowie die Buchführung ordnungsgemäß und zweckentsprechend 
wahrgenommen wird. Mithin wird davon auch die Überprüfung der Personal- 
ausgaben umfaßt. 

Der gesetzlich und tarifrechtlich zu gewährende Utlaubsanspruch ist ein Teil 
der Personalkosten. Zum Nachweis hierüber ist eıne Urlaubskartei zu führen. 
Da sich die Prüfung des Rechnungsprüfungsausschusses gemäß $ 43 Abs. 2 
Nr. 2 HRKO darauf erstreckt, ob die Ausgaben sachlich begründet und belegt 
sind, muß nach Auffassung des Niedersächsischen Ministeriums für Wirt- 
schaft, Technologie und Verkehr diesem Ausschuß im Rahmen der Überprü- 
fung der Personalausgaben ermöglicht werden, die Urlaubskartei einzuschen. 
Nur so könne er sich davon überzeugen, ob die für die Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung geltenden Vorschriften eingehalten wurden. Auch eine Über- 
prüfung der ordnungsgemäßen und zweckmäßigen Führung der Urlaubskartei 
gem. 8 43 Abs. 2 Nr. 4 HRKO könne nur durch die vollständige Einsichtnah- 
me in die Urlaubskartei erfolgen. Für die Erfüllung der Aufgaben des Rech- 
nungsprüfungsausschusses seı es deshalb gemäß $ 44 HRKO erforderlich, ihm 
die Einsichtnahme in dıe Urlaubskartei einzuräumen. 

Dieser Argumentation kann ich mich nicht verschließen Die Urlaubskartei 
enthält die Daten, die für die Berechnung und Abwicklung des Urlaubsan- 
spruches erforderlich sind. Wenn der Prüfungsausschuß ohne Einsichtnahme 
in die Urlaubskartei nicht in der Lage ist, die ordnungsgemäße Anwendung 
der Vorschriften im Bereich der personalbezogenen Haushaltsführung zu 
überprüfen, muß ihm die Einsicht im Rahmen eines konkreten Prufungsvor- 
habens möglich seın. 

Dienstausweise 

In meinem letzten Tätigkeitsbericht (X 15.8) hatte ıch dıe Angabe der Perso- 
nalausweiısnummer in den Dienstausweisen der Landesbediensteten in Frage 
gestellt. Nach intensiven Bemühungen haben sich schließlich alle Ressorts der 
niedersächsischen Landesregierung mit dem Fortfall des Datums einverstan- 
den erklärt und einer Änderung des Runderlasses vom 23 Juni 1958 zuge- 
stimmt. Der die Änderung beinhaltende Runderlaß des Niedersächsischen In- 
nenministeriums vom 20. August 1991 wurde im Nds. MBl. S 1170 veröf- 
fentlicht 
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15.11 Mitteilungen gemäß $ 13 des Schwerbehindertengesetzes 

Bei der Anwendung des $ 13 des Schwerbehindertengesetzes ergab sich die 
Frage, ob der Arbeitgeber im Schwerbehindertenverzeichnis seines Betriebes 
den genauen Grad der Behinderung angeben muß oder ob die Angabe „Grad 
der Behinderung mehr bzw. weniger als 50 %“ genügt. Dieses Verzeichnis ist 
Vertreterinnen bzw. Vertretern des Arbeitsamtes und der zuständigen Haupt- 
fürsorgestelle auf Verlangen vorzuzeigen. 

Das Niedersächsische Sozialministerium teilte mır mit, daß die Verzeichnisse 
der Arbeitgeber ausschließlich für die Prüfung der Anzeigen benötigt werden 
und nach Auswertung in der Akte der Hauptfürsorgestelle verbleiben. Es sei 
ausreichend, wenn sich aus der Anzeige ergebe, ob es sich bei den angeführten 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern um Schwerbehinderte (Angabe SB und 
Aktenzeichen des Versorgungsamtes) oder um — den Schwerbehinderten 
gleichgestellte — Personen (Angabe GL und Aktenzeichen des Arbeitsamtes) 
handelt. Weitere Angaben zum Grad der Behinderung sind nach Auffassung 
des Fachtessorts nicht erforderlich. Ich halte diese Bewertung des Fachressorts 
für datenschutzgerecht. 

15.12 Disziplinarverfahren 

Gegen einen Beamten war auf Veranlassung seiner Dienstbehörde ein Straf- 
verfahren eingeleitet worden. Für Zwecke der Beweisführung hatte der Be- 
dienstete die ihn behandelnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht entbunden. 

Nach Einstellung des Verfahrens gemäß $ 153 Abs. 2 StPO erbat seine Dienst- 
behörde, die gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet hatte, von der zu- 
ständigen Staatsanwaltschaft Einsicht in die Strafakten. In der der Dienstbe- 
hörde übersandten Akte befanden sich auch die im Strafverfahren gemachten 
Aussagen der Ärzte sowie von diesen vorgelegte ärztliche Unterlagen. Der Pe- 
tent war zu Recht der Auffassung, daß die ärztlichen Angaben wegen der auf 
das Strafverfahren beschränkten Entbindung von der Schweigepflicht nicht 
seiner Dienstbehörde übermittelt werden durften. 

Die Vorschrift über die disziplinarrechtliche Rechts- und Amtshilfe ($ 20 
NDO) läßt die hier erfolgte Einschränkung des Arztgeheimnisses nicht zu. Die 
in einem Strafverfahren von einem Verfahrensbeteiligten abgegebene Entbin- 
dungserklärung von der ärztlichen Schweigepflicht kann nur für dieses Verfah- 
ten gelten. Für ein eventuell sich anschließendes Disziplinarverfahren — wie 
in dem der Eingabe zugrundeliegenden Fall — ist eine erneute Erklärung er- 
forderlich. Erfolgt diese nicht, so muß die erbetene Akteneinsicht auf die 
Aktenteile beschränkt werden, die keine ärztlichen Unterlagen und Erklärun- 
gen enthalten, um den Entbindungsberechtigten insoweit zu schützen (vgl. 
Nr. 187 Abs. 1 der übergangsweise noch geltenden Richtlinien für das Straf- 
und Bußgeldverfahren — RiStBV). 

15.13 Städtische AB-Maßnahmen 

Eine kreisfreie Stadt hat einen Fragebogen für eine Beschäftigung im Rahmen 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entwickelt, in dem u. a. nach der Höhe 
der derzeitigen Arbeitslosenhilfe und der Höhe der Miete gefragt wird. Die 
Stadt teilte mir mit, daß der Fragebogen den Bewerberinnen und Bewerbern 
nicht vorgelegt, sondern die Fragen im Rahmen eines Vorstellungsgespräches 
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16. 

16.1 

erörtert werden. Die Angaben sollten kein Entscheidungskriterium für eine 
Einstellung darstellen, sondern der Einschätzung und Beratung in bezug auf 
mögliche Wohngeld- bzw. Sozıalhilfeansprüche dienen. Darüber hinaus seien 
die derzeitigen Einkommensverhältnisse ein einstellungsrelevantes Kriterium, 
da soziale Gesichtspunkte zu berücksichtigen wären. 

Ich habe der Stadt empfohlen, ihre Praxis hinsichtlich der Datenerhebung im 
Zusammenhang mit AB-Maßnahmen zu ändern. Zwar hat der Träger einer 
solchen Maßnahme eine Auswahlmöglichkeit, bei der auch soziale Gesichts- 
punkte von Belang sein können. Dennoch läßt sich aus Sicht des Datenschut- 
zes nicht rechtfertigen, daß Bewerberinnen oder Bewerber nach der Höhe ihres 
bisherigen Einkommens und nach der Höhe ihrer Miete gefragt werden. Diese 
Daten sind fur die Auswahlentscheidungen nicht erforderlich. Vielmehr muß 
eine abgestufte Datenerhebung (entsprechend den Grundsätzen der arbeits- 
gerichtlichen Rechtsprechung ım Rahmen der Bewerberauswahl bei der Beset- 
zung von Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst) erfolgen. Die Beratung (un- 
ter Einschaltung von Sozialarbeiterinnen bzw. Sozialarbeitern hinsichtlich 
Wohngeldansprüchen usw.) kann auch noch zu einem späteren Zeitpunkt, 
nämlich nach der eigentlichen Entscheidung über den ABM-Einstellungsvor- 
gang, vorgenommen werden. 

Kommunalverwaltung 

Rat, Kreistag und Verwaltung 

Der Landkreis Hannover führt seit kurzem automatisierte Dateien über dıe 
Kreistagsabgeordneten und über die Mandatsträger der kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden. Die Daten der Kreistagsabgeordneten werden aus ei- 
nem Personalbogen entnommen, den die Abgeordneten zu Beginn eıner 
Wahlperiode ausgefüllt haben. Wie der Landkreis ausgeführt hat, sind die 
Daten nicht zur Weitergabe an Dritte, sondern lediglich für interne Verwal- 
tungszwecke bestimmt. Gespeichert sind Name, Vorname sowie die Parteizu- 
gehörigkeit der Mandatsträger 

Der Landkreis hält eine Speicherung der Daten von Mandatsträgern der kreis- 
angehörigen Städte und Gemeinden zur Erfüllung der Aufgaben der Kom- 
munalaufsicht für erforderlich. Zum Beispiel hat der Landkreis zu überprüfen, 
ob bei Mandatsverlusten nach den kommunalwahlrechtlichen Vorschriften das 
Mandat auf die nächste Ersatzperson des Wahlvorschlages übergeht, auf dem 
die aus dem Gremium ausgeschiedene Petson gewählt worden ist. Des weite- 
ten wird bei mündlichen oder schriftlichen Anfragen zu kommunalverfas- 
sungsrechtlichen Problemen geprüft, ob es sich bei den Anfragenden tatsäch- 
lich um Ratsmitglieder handelt. Ebenso ist die Besetzung und namentliche 
Zusammensetzung der Räte im Rahmen der kommunalaufsichtsbehördlichen 
Überprüfung der Niederschriften über die Sitzungen der Räte, des Antrags- 
rechtes der Ratsmitglieder, bei der Entsendung von Ratsmitgliedern in Dritt- 
organisationen oder bei der Frage des Mitwirkungsverbotes von Bedeutung 
Diese Argumente des Landkreises belegen die Notwendigkeit der Datenspei- 
cherung. 
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16.2 _ Frauenbeauftragte 

Nach dem Referentenentwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung der Nie- 
dersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und der Niedersächsischen Land- 
kreisordnung (NLO) sollten kommunale Frauenbeauftragte das Recht erhal- 
ten, ohne Zustimmung der betroffenen Bediensteten Einsicht in deren Perso- 
nalakten zu nehmen. Gegen diese Regelung habe ich Bedenken angemeldet, 
weil sie der besonderen Schutzbedürftigkeit der Personalakten nicht gerecht 
wird. Der Grundsatz der Vertraulichkeit stellt — neben seiner historischen 
Herausbildung als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums im Be- 
amtenbereich — ein letztlich im Persönlichkeitsrecht wurzelndes Recht der 
Bediensteten dar, das den Schutz ihrer Privat- und Intimsphäre durch den 
Dienstherrn/ Arbeitgeber umfaßt. 

Wegen des notwendigen besonderen Schutzes von Personalakten hat der Ge- 
setzgeber ein Akteneinsichtstecht für die Personalvertretung nicht vorgesehen. 
Mitglieder des Personalrats dürfen nur mit Zustimmung der Betroffenen Ein- 
sicht in deren Personalakte nehmen. Eine entsprechende Regelung habe ich 
dem Frauenministerium auch für die Frauenbeauftragte vorgeschlagen. 

Auch wenn die Stellung der Frauenbeauftragten nach dem Gesetzentwurf 
nicht mit der des Personalrats vergleichbar ist, so hat auch dieser die Verpflich- 
tung, darüber zu wachen, daß jede unterschiedliche Behandlung von Bedien- 
steren wegen ihres Geschlechts unterbleibt (8 66 Abs. 1 Satz 1 Nds. PersVG). 
Die Personalvertrerungen haben auch ohne ein weıtergehendes Aktenein- 
sichtstecht ihre Aufgaben bisher wirksam wahrnehmen können. Dies wird 
auch für die Frauenbeauftragten der Fall sein. Zudem kann davon ausgegan- 
gen werden, daß in Auswahlverfahren aussichtsreiche männliche Bewerber in 
der Regel schon ım eigenen Interesse eine erbetene Zustimmung zur Akten- 
einsicht erteilen werden. Zur Aufgabenwahrnehmung ist demnach ein Akten- 
einsichtsrecht ohne Zustimmung der Bediensteten schon vom Ansatz her nicht 
erforderlich. Im übrigen würde ein solches Recht in der Praxıs zwangsläufig 
dazu führen, daß die Frauenbeauftragte auch von höchst sensiblen personen- 
bezogenen Daten Kenntnis erlangen könnte, die keinen Bezug zu ihrem ge- 
serzlich vorgesehenen Auftrag mehr aufweisen. Ich habe darauf hingewiesen, 
daß dıe Gleichstellungsgesetze anderer Länder ebenfalls keine Akteneinsicht 
der Frauenbeauftragten ohne Zustimmung der Bediensteten zulassen. 

Demgegenüber bestehen keine grundsätzlichen Bedenken dagegen, ein aus- 
drückliches Recht auf Einsicht ın Bewerbungsunterlagen zu statuieren 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung, der am 20. Mai 1992 im Landtag ein- 
gebracht wurde (LT-Drs 12/3260), enthält die von mir vorgeschlagene Rege- 
lung einer eingeschrankten Einsicht in Personalakten. 

16.3 Kommunale Abgaben 

Meine rechtzeitige Beteiligung an der Neufassung des Kommunalabgabenge- 
setzes ermöglichte einige datenschutzrechtliche Verbesserungen und Klarstel- 
lungen. Es wurden Einzelheiten hinsichtlich der Erhebungsmerkmale in einer 
Fremdenverkehrsbeitragssatzung sowie die Beauftragung und die Mittei- 
lungspflichten Dritter festgelegt. Durch die Neuregelung wird die in der Ver- 
gangenheit umstrittene und immer wieder zu Beschwerden führende Praxis 
der Gemeinden und Landkreise, für die Berechnung der Abgaben auf bei 
Dritten vorhandene Berechnungsgrundlagen (z.B. für die Berechnung von 
Abwassergebühren auf dıe Frischwasserbezugswerte der Wasserversorgungsun- 
ternehmen) zuruckzugreifen, auf eine normenklare gesetzliche Grundlage ge- 
stellt. 
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16.4 

16.5 

Der Umfang der Datenerhebung zur Prüfung der Zweitwohnungssteuer- 
pflicht war auch in diesem Berichtszeitraum wieder des öfteren Gegenstand 
von Eingaben und Beschwerden. Interessant war der Fragenkatalog einer Ge- 
meinde, in dem u. a. nach Strom-, Gas- und Wasserverbräuchen, einem Zei- 
tungsabonnement und Telefongebühren gefragt wurde, um den Lebensmit- 
telpunkt zu ermitteln. Das Innenministerium vertrat die Auffassung, daß die- 
se Fragen zur Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen Sachverhaltes 
dienen würden. Es bliebe letztlich dem Betroffenen überlassen, die Auskünfte 
zu erteilen. Folge er dem Auskunftsersuchen nicht oder nicht vollständig, sei 
es nicht zu beanstanden, wenn die Gemeinde zu seinem Nachteil den Schluß 
ziehe, daß es sıch bei der in ihrem Gebiet gelegenen Wohnung um eine zweit- 
wohnungssteuerpflichtige Wohnung handele. Ich konnte diese Rechtsauffas- 
sung nıcht widerlegen, wenngleich eine solche Verwaltungspraxis das Erfor- 
derlichkeitsprinzip arg strapaziert. 

Datenübermittlung aus Bauakten 

Ein Petent wandte sich an mich, weil eine Kommunalverwaltung (Untere 
Denkmalschutzbehörde) nach Erwerb eines unter Denkmalschutz stehenden 
Gebäudes Auskünfte aus Bauakten (betr. Umbaumaßnahmen) an eine Inter- 
essengemeinschaft gewährt hatte. Weiterhin habe die Untere Denkmalschutz- 
behörde einen Mitarbeiter seines Kreditinstitutes über die Höhe eines gegen 
ihn zu verhängenden Bußgeldes wegen eines Verstoßes gegen das Denkmal- 
schutzgesetz unterrichtet; der Bank sei auch mitgeteilt worden, daß er noch 
keine Baugenehmigung habe. Dadurch sei ihm ein erheblicher Nachteil ent- 
standen. 

Ich mußte feststellen, daß alle erteilten Auskünfte aus datenschutzrechtlicher 
Sicht nicht zulässig waren. Es handelte sich jeweils um Datenübermittlungen 
an Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung. Bei Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Belange des Betroffenen hätten diese Übermittlungen nicht 
erfolgen dürfen. So war bei der Auskunft über das Vorliegen einer Baugeneh- 
migung an die Interessengemeinschaft nicht auszuschließen, daß die Bekannt- 
gabe eines unbeabsichtigten oder beabsichtigten Verstoßes gegen das Bauord- 
nungstecht beim Petenten zu Nachteilen wirtschaftlicher, sozialer oder per- 
sönlicher Art führen konnte. Auch hinsichtlich der Auskünfte an das Kredit- 
institut haben die schutzwürdigen Belange das berechtigte Interesse des Kre- 
ditinstitutes überwogen. Das Kreditunternehmen wäre mit seinem Auskunfts- 
begehren an den Kunden selbst zu verweisen gewesen. 

Die betroffene Kommunalbehörde hat eingeräumt, daß diese beiden Aus- 
künfte unzulässigerweise erteilt worden sind. Ich habe die Datenschutzverstö- 
Be gegenüber dem vertrerungsberechtigten Organ der betroffenen Gebietskör- 
perschaft beanstandet. Ich habe empfohlen, Auskünfte aus Unterlagen des 
Bauordnungsbereiches in einer Dienstanweisung oder in ähnlicher schriftli- 
cher Form zu regeln und die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Behörde darüber zu unterrichten. Die Kommune hat mir mitgeteilt, daß in- 
nerbehördlich dafür Sorge getragen werde, daß künftig Verstöße gegen daten- 
schutzrechtliche Bestimmungen nicht mehr stattfinden. 

Datenschutz in der Poststelle 

Der Arbeitsbereich Statistik und Wahlen einer Stadt hat die Behandlung der 
für ihn bestimmten Posteingange durch die zentrale Poststelle problemau- 
siert. Er fragte an, ob die Poststelle Schriftstücke mit sensiblem Inhalt, die beı 
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Posteingang automatısch geöffnet wurden, wieder einzutüten hat und nur in 
einem verschlossenen Umschlag über die Dienstpost dem Fachamt zuleiten 
darf. 

Im einzelnen ging es um folgende Unterlagen: 
1. Mitteilungen über einen Ausschluß vom Wahlrecht (vgl. auch 31.9), die 

nach den geltenden Bestimmungen (MiStra und MiZi) in einem verschlos- 
senen Brief an die für die Führung des Wählerverzeichnisses zuständige Be- 
hörde zu richten sind. 

2. Auskünfte aus dem Bundeszentralregister an Behörden, die nach $ 44 
BZRG nur den mit der Entgegennahme oder Bearbeitung betrauten Be- 
diensteten zur Kenntnis gebracht werden dürfen. 

3. Statistikunterlagen, für deren Verarbeitung nach den Statistikgesetzen per- 
sonelle, organisatorische und technische Maßnahmen zur Abschottung der 
für die Statistik zuständigen Organisationseinheit von den anderen Organi- 
sationseinheiten sicherzustellen sind. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist die Forderung des Fachamtes nach unmit- 
telbarer, ungeöffneter Zuleitung der erkennbar für sıe bestimmten Postein- 
gänge und der Weiterleitung versehentlich geöffneter Eingänge im geschlosse- 
nen Umschlag zu begrüßen. 

Während im BZRG und im Landesstatistikgesetz für die unter 2. und 3. ange- 
sprochenen Bereiche datenschutzrechtliche Regelungen bestehen, fehlen diese 
bisher für Mitteilungen über einen Ausschluß vom Wahlrecht. Für einen 
Übergangszeitraum — bis zum Inkrafttreten der notwendigen Rechtsvor- 
schriften — sind jedoch die Bestimmungen der Verwaltungsvorschriften Mi- 
Stra und MıZi zu beachten. Danach werden die Mitteilungen über einen Aus- 
schluß vom Wahlrecht in einem verschlossenen Umschlag übersandt. Dieser 
muß ungeöffnet von der Poststelle an die für die Führung des Wählerverzeich- 
nisses zuständige Stelle weitergeleitet werden. Im Regelfall wird dies das Ein- 
wohnermeldeamt seın, in der Phase der Wahlvorbereitungen das Amt bzw. 
die Abteilung Statıstik und Wahlen. 

Ich habe der betroffenen Stadt empfohlen, als Ergänzung ihrer Satzung über 
die statistische Dienststelle und ihrer Abschottung auch in ihrer Allgemeinen 
Dienstanweisung eine Anordnung über den Umgang mit Posteingängen für 
das Arbeitsgebiet Statistik und Wahlen aufzunehmen. 

16.6 Grundeigentumeradressen für Werbezwecke 

Die Weitergabe einer Anschtiftenliste der Haus- und Grundstückseigentümer 
aus der Grundsteuerdatei einer Gemeinde an ein Gasversorgungsunterneh- 
men für Werbezwecke habe ich wegen des Verstoßes gegen die Vorschriften 
der Abgabenordnung über das Steuergeheimnis beanstandet Eine Offenba- 
rungsbefugnis besteht nicht. Die Datenübermittlung hätte vermieden werden 
können, wenn das Schreiben des Gasversorgungsunternehmens durch die Ge- 
meinde versandt worden wäre. Die Gemeinde hat versichert, daß sie kunftig 
die Vorschriften einhalten wolle. 

167 Unterrichtung von Ortsvorstehern 

8 55 h NGO regelt die Aufgabenstellung des Ortsvorstehers einer Ortschaft 
als Teil einer Gemeinde. Vor dem Hintergrund dieser Vorschrift hat eine 
Kommunalverwaltung bei mir angefragt, ob es datenschutzrechtlich unbe- 
denklich ist, ihren Ortsvorstehern zur Erfüllung ıhrer Aufgaben Kenntnis über 
jede Eigentumsveränderung der Grundstücke ım Gemeindegebiet zu geben. 
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Ich mußte der Gemeinde mitteilen, daß eine Unterrichtung des Ortsvorstehers 
über Eigenrumsveränderungen ım gesamten Gemeindegebiet unzulässig ist. 
Selbst die Kenntnis von jeder Eigentumsveränderung in der Ortschaft ist für 
ihn nicht nötig. Eine Übermittlung personenbezogener Daten kommt nur in 
Betracht, soweit sie zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist (vgl. $ 10 Abs. 1 
NDSG). Hinsichtlich seiner Aufgabe, die Belange seiner Ortschaft zu wahren, 
ist der Ortsvorsteher in gleichem Umfang wie die Mitglieder von Ortsräten 

nach Maßgabe von $ 55 g NGO zu informieren. Der Umfang der Informatio- 
nen, die der Ortsvorsteher zur Erledigung seiner Verwaltungsaufgaben benö- 
tigt, bestimmt sich nach den Hilfsfunktionen, die er entsprechend der Haupt- 
satzung der jeweiligen Gemeinde wahrzunehmen hat. 

Bewerbungen in kommunalen Vertretungskörperschaften 

Ein Mitglied eınes Schulausschusses einer niedersächsischen Gemeinde kriti- 
sierte in einer Eingabe das Besetzungsverfahren einer Schulleiterstelle. Von 
der zuständigen Bezirksregierung sei eine Kollegin für die Besetzung der 
Schulleiterstelle in seiner Gemeinde vorgeschlagen worden, die bereits kom- 
missarisch die Schule geleitet habe. Üblicherweise würden dıe Mitglieder des 
Schulausschusses in einer Ausschußsitzung um Stellungnahme gebeten. Da in 
dem der Eingabe zugrundeliegenden Verfahren eine Sitzung des Ausschusses 
in den Sommerferien erforderlich gewesen wäre, schickte die Gemeinde samt- 
lichen Ausschußmitgliedern sowie deren Vertreterinnen und Vertretern eine 

schriftliche Anfrage zur geplanten Stellenbesetzung In dem Schreiben waren 
auch die Prüfungsergebnisse der ersten und zweiten Lehramtsprufung angege- 
ben. 

Das Kultusministerium vertritt die Auffassung, daß die Übermittlung der 
vom Petenten angesprochenen Daten der Bewerberin an die an dem Beset- 
zungsverfahren beteiligten Stellen zur rechtmäßigen Erfüllung von deren Auf- 
gaben erforderlich war. Umfang und Adressaten des Übermittlungsvorganges 
sind durch Erlaß vom 20. Mai 1983 (SVBl. S. 216) geregelt. Dieser Auffassung 
kann ich vom Grundsatz her zustimmen. 

Das Verfahren beim Schulträger erfolgte im Rahmen der Vorschriften des 
kommunalen Verfassungsrechts. Art. 28 Abs. 2 GG garantiert das Selbstver- 
waltungsrecht der Gemeinden. Es besteht weder seitens des Niedersächsischen 
Kultusministeriums noch des Niedersächsischen Innenministeriums die Mög- 
lichkeit, zu regeln, wie bei Kommunalbehörden und kommunalen Gremien 
mit den Daten aus Bewerbungen verfahren wird. Datenschutzrechtlich bin- 
dend sind jedoch die Vorschriften der Niedersächsischen Gemeindeordnung 
über die Pflicht der Ratsmitglieder und Ausschußmitglieder zur Amtsver- 
schwiegenheit (88 39 Abs. 3, 25 NGO). 

Aus der Eingabe war nicht ersichtlich, daß gegen diese Vorschriften verstoßen 
worden ist. Die Kommunalbehörden müssen zwar die nötige Vorsorge treffen, 
daß vertraulich zu behandelnde Unterlagen nur das betreffende Ratsmitglied 
erreichen. Daß die Mandatspost im Hause des Ratsmitglieds nicht in unbefug- 
te Hände gelangt, liegt jedoch in dessen eigener Verantwortung. Auch kann 
es nach Auffassung des Innenministeriums den Verwaltungen nicht verwehrt 
werden, Beratungsunterlagen nicht nur dem Ausschußmitglied, sondern zu- 
gleich dessen Vertretung zuzusenden. Dies halte ich für problematisch. 

Ich habe dem Petenten gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß — auch in 
Anbetracht der Ausführungen des Niedersächsischen Innenministeriums — 
bei mir ein erhebliches Unbehagen bestehen bleibt. Nach meinem Dafürhal- 
ten hätte die Gemeinde ein Schreiben der in der Eingabe genannten Art zu- 
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mindest als vertrauliche Personalsache kennzeichnen, beim Adressaten den 
Zusatz „persönlich“ hinzufügen und eine Regelung über den Verbleib der 
Unterlagen (Rückgabe? Vernichtung?) treffen sollen (vgl. Ehlers/Heyde- 
mann, DVBl. 1990, S. 1 ff., 8). 

Mit diesem Ansatz bin ich mit der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit- 
zenverbände Niedersachsens in Verbindung getreten. In einem Gespräch mit 
deren Vertretern habe ich vorgeschlagen, von dort aus an die niedersächsi- 
schen Kommunalverwaltungen bzw. deren Mitglieder in den kommunalen 
Selbstverwaltungsgremien zu appellieren, Unterlagen mit personenbezogenen 
Daten sorgsamer zu behandeln, als dies möglicherweise im einen oder anderen 
Bereich bisher der Fall ist. Die kommunalen Spitzenverbände haben sich be- 
teit erklärt, zur Unterrichtung ihrer Mitglieder ein Rundschreiben zu erarbei- 
ten und dies vor Veröffentlichung mit mir abzustimmen. Darin sollten einer- 
seits Problembewußtsein vermittelt und andererseits konkrete Hinweise bzw. 
Empfehlungen für die Versendung von Unterlagen mit personenbezogenen 
Daten, deren Vernichtung bzw. Rückgabemöglichkeiten gegeben werden. 

Im Frühjahr 1992 wurden entsprechende Rundschreiben vom Niedersächsi- 
schen Städterag und vom Niedersächsischen Landkreistag verschickt, in denen 
die abgesprochenen Gesichtspunkte dargestellt wurden. 

16.9 Aussiedlerdaten an Betreuungsorganisationen 

In der Vergangenheit sind wiederholt Kommunalbehörden mit der Frage an 
mich herangetreten, ob die Weitergabe von Aussiedler-Daten (insbesondere 
auch ın Listenform) an Betreuungsorganisationen ım privaten Bereich zulässig 
ist. 

In Niedersachsen besteht eine großzügige Regelung durch einen — nicht ver- 
öffentlichten — Erlaß des Ministeriums für Bundes- und Europaangelegenhei- 
ten vom 25. Mai 1981. Ich fordere seıt längerem eine klare bereichsspezifische 
Befugnisnorm. Um einen Überblick über die bundesweite Praxis zu erhalten, 
habe ich eine Umfrage bei den (alten) Bundesländern durchgeführt. In eini- 
gen Ländern werden Anschriftenlisten nicht weitergegeben, offenbar auch, 
weil kein entsprechendes Bedürfnis gesehen wird. Zum Teil erfolgt eine Da- 
tenübermittlung aufgrund einer bereichsspezifischen Rechtsgrundlage. Teıl- 
weise werden die Daten mit Einwilligung bzw. unter Beachtung einer Wider- 
spruchsmöglichkeit übermittelt. 

Ich habe gegenüber dem Ministerium für Bundes- und Europaangelegenhei- 
ten zum Ausdruck gebracht, daß ich nach wie vor eine Regelung für sachdien- 
lich halte, die eine Übermittlung von Aussiedlerdaten an präzise Vorausset- 
zungen knüpft. In diesem Zusammenhang habe ich darauf hingewiesen, daß 
der Entwurf des künftigen Niedersächsischen Datenschutzgesetzes ın $ 13 im 
Gegensatz zu $ 11 NDSG wesentliche Einschränkungen für die Übermittlung 
von personenbezogenen Daten an Stellen außerhalb des öffentlichen Berei- 
ches vorsieht. Meinem Vorschlag, sich schon jetzt an dieser Regelung zu orıen- 
tieren, ist das Ministerium bisher nicht gefolgt. 

16.10  Registrator mißbraucht seine Zugriffsrechte 

Ein Regıstrator des Ordnungsamtes der Landeshauptstadt Hannover miß- 
brauchte seine Zugriffsrechte auf gespeicherte Daten des Einwohnerwesens, 
der Kraftfahrtzulassung und des Ordnungswidrigkeitenwesens zum Telefon- 
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terror gegen Frauen. Durch den Zugang zur Altablage seines Amtes verschaff- 
te er sich zusätzlich Einblick in Paßunterlagen, um so seine Opfer systematisch 
auszuwählen. 

Ich bin dem Vorfall, der in der Presse ein lebhaftes Echo fand, sofort nachge- 
gangen. Dabei stellte sich die Altablage — in nicht beaufsichtigten Kellerräu- 
men untergebracht — als eine Schwachstelle der Datensicherung heraus. 
Durch gemeinsame Altablage mehrerer Ämter in offenen Regalen war eine 
zweckgebundene Verwendung nıcht zu gewährleisten. Die übrigen von der 
Stadt getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Ge- 
währleistung der Zugtiffskontrolle waren vom Grundsatz nicht zu beanstan- 
den, wenngleich diesem Mitarbeiter zu weitgehende Rechte eingeräumt wa- 
ren. Durch verschließbare Behältnisse oder Teilarchive und eine regelmäßige 
Kontrolle der Protokolldateien wäre dieser Fall vermeidbar gewesen. 

Natur- und Umweltschutz 

Einsichtstecht in Umweltakten 

Sachliche Informationen sind im Umweltbereich notwendige Voraussetzung 
für eine Teilhabe an umweltpolitisch relevanten Entscheidungen und Maß- 
nahmen des Staates. Nach dem deutschen Recht haben derzeit in der Regel 
nur die an einem konkreten Verfahren direkt Beteiligten die Möglichkeit, an 
Informationen heranzukommen (individueller Rechtsschutz). Es liegt nun 
eine Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften vor, nach der ab 
1. Januar 1993 alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von der konkreten 
Verfahrensbeteiligung ein Einsichtsrecht in Umweltakten haben. Die Ausge- 
staltung des Informationszugangsrechts ist Sache der einzelnen Staaten. Der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat den zu- 

ständigen Länderressorts einen Referentenentwurf zur Umsetzung der Richtli- 
nie des Rates vom 7. Juni 1990 über den freien Zugang zu Informationen über 
die Umwelt — Umweltinformationsgesetz (UIG) — zugeleitet (vgl X 17.1). 
Ich teile die Auffassung des Niedersächsischen Umweltministeriums, wonach 
in Teilbereichen die Gesetzgebungszuständigkeit bei den Ländern liegt. Das 
beabsichtigte UIG des Bundes kann daher nur gelten, soweit das Informa- 
tionszugangsrecht nicht durch Landesgesetz geregelt werden kann und auch 
geregelt wurde. 

Bei der datenschutzrechtlichen Bewertung sind zwei zum Teil gegenläufige 
Interessen zu berücksichtigen. Auf der einen Seite wird das Recht eines jeden 
Menschen begründet, Informationen zu erhalten. Auf der anderen Seite kann 
das Interesse der Betroffenen bestehen, möglichst keine oder wenig petsonen- 
bezogene Daten zu offenbaren. Oberstes Gebot muß aber die Beachtung des 
Ziels des Gesetzes sein, den freien Zugang zu Umweltinformationen zu ge- 
währleisten. 

Zum Schutz der Betroffenen habe ich im Hinblick auf das Verhältnismäßig- 
keitsprinzip gefordert, daß die Herausgabe anonymisierter Daten Vorrang ha- 
ben müsse, sofern dadurch dem Antragsbegehren genügt wird. Auch sollten 
nur aufbereitete (gesicherte) personenbezogene Angaben weitergegeben wer- 
den dürfen. Es kann nicht im Interesse des Zugangsrechts einer Antragstellerin 
oder eines Antragstellers liegen, wenn eine Vorschrift des Entwurfs die Weiter- 
gabe von Angaben über individuelle Verantwortlichkeiten letztlich ausschließt 
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und wenn z. B. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse besonders geschützt wer- 
den. Die Beibehaltung solcher Bestimmungen würde das Zugangsrecht leer- 
laufen lassen. Für die genannten Fälle halte ich eine Interessenabwägung für 
sachgerecht. Für die Betroffenen wiederum kann es wichtig sein, die Gründe 
zu erfahren, die zu einer Auskunftserteilung geführt haben. Ich habe daher 
eine Regelung vorgeschlagen, nach der die maßgeblichen Gründe für die Aus- 
kunftserteilung zu dokumentieren sind. Auch halte ich es für geboten, die Be- 
troffenen unverzüglich über die erteilte Auskunft zu unterrichten. 

In meiner Stellungnahme gegenüber dem Umweltministerium habe ich auf 
die möglichen Gefahren eines Mißbrauchs des Zugangstechts zu den Umwelt- 
informationen hingewiesen. Meines Erachtens könnte dem dadurch begegnet 
werden, daß gesetzlich verboten wird, nach dem UIG erhaltene Daten mit Ge- 
winnabsicht zu vermarkten. Für den Fall des Verstoßes hiergegen könnte eine 
Abführungspflicht der erlangten Gelder oder eine Sarıktion vorgesehen wer- 
den. 

17.2 Niedersächsisches Naturschutzgesetz 

Das Niedersächsische Umweltministerium hatte den Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes in das An- 
hörungsverfahren gegeben. Schwerpunktmäßig geht es um den Schutz wert- 
voller Grünlandflächen und um die Einführung der Verbandsklage. Die im 
Land Niedersachsen anerkannten Verbände sollen neben einem Klagerecht 
auch Beteiligungsrechte im Rahmen des Verwaltungsverfahrens eingeräumt 
bekommen. 

Das Umweltministerium hat meine Anregung aufgegriffen, zum Schutz even- 
tuell betroffener Bürgerinnen und Bürger den anerkannten Verbänden im 
Rahmen ihrer Mitwirkung nur die zur Beurteilung der Auswirkungen auf Na- 
tur und Landschaft erforderlichen Unterlagen zu überlassen. 

17.3 Niedersächsisches Abfallgesetz 

Das Niedersächsische Abfallgesetz enthält datenschutzrechtliche Bestimmun- 
gen zum Führen des Gülle-Katasters und des Verzeichnisses der im Lande fest- 
gestellten Altablagerungen und Altstandorte (vgl. X 17.2 u. 3). Eine allge- 
meine Regelung der Datenverarbeitung fehlt jedoch. Dies führt dazu, daß 
Maßnahmen unter Verwendung von personenbezogenen Daten ohne präzise 
Rechtsgrundlage durchgeführt wurden und werden. Dies kann nur mit Hilfe 
des „Übergangsbonus‘ im Interesse einer funktionsfähigen Umweltverwal- 
tung datenschutzrechtlich hingenommen werden. Das Niedersächsische Um- 
weltministerium hat jetzt eine 2. Novelle zum Niedersächsischen Abfallgesetz 
vorbereitet. Sachlich geht es im wesentlichen um die Entsorgung und Überwa- 
chung von Sonderabfällen, die Sanierung von Altlasten einschließlich Altla- 
stenverzeichnis, Regelungen über ein Wirtschaftsdüngerverzeichnis und — in 
einem eigenständigen Teil — die Verarbeitung von personenbezogenen Da- 
ten. 

Das Umweltministerium hat mich frühzeitig an den Vorbereitungen beteiligt. 
Ich habe im Bereich der Datenerhebung und -übermittlung der Regelung in 
einer Verordnung zugesuimmt und geraten, eine Pflicht zur Protokollierung 
bzw. Dokumentation der Übermittlungen vorzusehen. Im Bereich der auto- 
matisierten Speicherung habe ich namentlich die Nachvollziehbarkeit perso- 
nenbezogener Daten aus Akten (Aktenrückhalt) gefordert. Dieser Punkt, wie 
auch die Dokumentation von Übermittlungen, erscheint mir wichtig, weil zu 
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erwarten ist, daß die Dateien bundes- und EG-weit verknüpft werden. Es muß 
möglich sein, Daten auch nach mehreren Verarbeitungsschritten auf ihren ur- 
sprünglichen Aussagegehalt hin überprüfen zu können. Übermittlungen kön- 
nen aus meiner Sicht nur zulässig sein, wenn im Empfängerland der gleiche 
Datenschutzstandard gegeben ist wie in Niedersachsen. Weiterhin habe ich 
auf die Notwendigkeit der Unterrichtung der Betroffenen insbesondere bei 
Speicherung und Übermittlung und auf das Erfordernis fachspezifischer Lö- 
schungsregelungen hingewiesen. 

In Anbetracht der zahlreichen Datentransfers im Abfallrecht bleibt nur zu 
hoffen, daß die 2. Novelle noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet 
wird. Nur so werden die Bediensteten der Umweltverwaltung in die Lage ver- 
setzt, ihre Arbeit auf der Grundlage gebotener gesetzlicher Vorschriften 
durchzuführen. 

Informationen uber Rüstungsaltlasten aus Lastenausgleichsakten 

Das Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten trat an mich mit 
der Bitte heran, eine datenschutzrechtliche Prüfung zur Einsichtnahme in La- 
stenausgleichsakten für Zwecke der Gefährdungsabschätzung von Rüstungs- 
altlasten durchzuführen. Das zuständige Niedersächsische Landesamt hatte 
eine GmbH mit der Vorrecherche über den Standort „X“ (Gelände eines frü- 

heren Eisenwerkes) beauftragt. Die wesentliche Aufgabe der Vorrecherche be- 
stand im Zusammenstellen von Informationen und Unterlagen über Standort 
und Firma. Dabei interessierten insbesondere folgende Fragen: Eigentumsver- 
hältnisse und Nutzungsfolge von 1914 bis heute, Betriebsgröße, besonders 
von 1936 bıs 1945, Entsorgung der angefallenen Abfallstoffe bei der Produk- 
tion, Art der Produktion, Baubestand. Da die Anlagen dieser Firma während 

des 2. Weltkrieges stark zerstört wurden, bestand die Vermutung, daß seitens 
der Firma ein Antrag auf Entschädigung nach den Lastenausgleichsgesetzen 
gestellt wurde, aus dem sich Hinweise auf den ursprünglichen Gebäudebe- 
stand und die Art der Produktion ergeben könnten. Meine Prüfung hatte zum 
Ergebnis, daß die Einsichtnahme ın die entsprechenden Unterlagen des Aus- 
gleichsamtes datenschutzrechtlich nur mit Hilfe des Übergangsbonus zur Ab- 
wehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder zur Abwehr von Gefah- 
ten für Leib oder Leben zu rechtfertigen ist. 

Dieser Vorgang wie auch weitere Eingaben und ministerielle Anfragen in die- 
sem und ähnlichem Zusammenhang belegen einmal mehr, daß bereichsspezi- 
fische gesetzliche Grundlagen in einem Rüstungsaltlastengesetz erforderlich 
sind. Meine entsprechende Forderung hat das Niedersächsische Umweltmini- 
sterium aufgegriffen. Im Bundestag wird derzeit der vom Bundestat eınge- 
brachte Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung der Sanierung von Rü- 
stungsaltlasteen in der Bundesrepublik Deutschland beraten (BT-Drs. 
12/3257) 

Niedersächsisches Wassergesetz 

Das Niedersächsische Wassergesetz (NWG) enthalt keine Regelungen zur Ver- 
arbeitung von personenbezogenen Daten. Ich habe gegenüber dem Umwelt- 
ministerium gefordert, angemessene Rechtsgrundlagen im Bereich des NWG 
zu schaffen, und darauf aufmerksam gemacht, daß der datenschutzrechtliche 
„Übergangsbonus“ die Verarbeitung personenbezogener Daten ohne nor- 
menklare Rechtsgrundlage nicht auf unbegrenzte Zeit erlaubt. Das Umwelt- 
ministerium erwägt nun im Zusammenhang mit der Vorbereitung eıner weite- 
ren Novellierung des NWG die Aufnahme bereichsspezifischer Datenverar- 
beitungsvorschriften. 
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17.6 _ Datenverarbeitung zur Überwachung von Indirekteinleitern 

Eine für die Erteilung von Genehmigungen nach der Verordnung über die 
Genehmigungspflicht für das Einleiten von Abwasser mit gefährlichen Stoffen 
in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleiterverordnung) vom 10. Okto- 
ber 1990 (Nieders. GVBl. $. 451) zuständige Behörde hatte im Zuge ihrer 
Überwachungs- bzw. Genehmigungsaufgaben nach der vorgenannten Verord- 
nung die Zahnärztekammer um Übermittlung einer Auflistung der in ihrem 
Gebier niedergelassenen Zahnärztinnen und Zahnärzte ersucht. Die bei der 
Zahnärztekammer vorhandenen Daten unterliegen jedoch der Zweckbestim- 
mung entsprechend dem Kammergesetz für die Heilberufe. Für Datenüber- 
mittlungen zu den gewünschten Zwecken blieb somit kein Raum. Eine Daten- 
übermittlung mit Einverständnis der Betroffenen war nicht praktikabel. Mitt- 
lerweile hat die Zahnärztekammer alle niedergelassenen Zahnärztinnen und 
-ärzte über die Genehmigungspflicht der Indirekteinleitung unterrichtet. Die 
Angehörigen dieser Berufsgruppe müssen sich also selbst bei den zuständigen 
Behörden melden. Dadurch ist eine Übermittlung nach dem eingangs darge- 
stellten Verfahren entbehrlich. 

17.7 Erhebungsbogen zum Abwasserkataster Arztpraxen 

Eine Stadt hatte einen Vordruck „Erhebungsbogen zum Abwasserkataster 
Arztpraxen“ erstellt und diesen an alle niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
verschickt. Mit diesem Formular sollten Abwassereinleitungen in die öffentli- 
che Kanalisation erfaßt werden. Hiervon versprach sich die Stadt umfassende 
Erkenntnisse über die Einleitung von Abwasser ın ihre Kanalisations- und Ab- 
wasseranlagen und eıne Reduzierung von Schadstoffen. 

Der Vordruck enthielt einen umfangreichen Fragenkatalog, der nach Ansicht 
einer Einsenderin differenzierte Einblicke in Arbeitsweise, Spezialisierung, 
Größe, Mitarbeiterzahl und Anzahl der Patienten von Arztpraxen ermöglich- 
te. Der Erhebungsbogen wies datenschutzrechtliche Mängel auf: Er enthielt 
weder am Anfang einen Hinweis auf die Freiwilligkeit zum Ausfüllen des For- 
mulars noch war aus ihm die Rechtsgrundlage ersichtlich, auf die sich die Maß- 
nahme stützte. 

Meine datenschutzrechtlichen Ermittlungen ergaben, daß die Stadt für diesen 
Zweck den Runderlaß „Abwasserkataster““ des Umweltministeriums vom 29. 
Oktober 1990 herangezogen hat. Der Erlaß erfüllt jedoch — als Verwaltungs- 
vorschrift — nicht die rechtlichen Anforderungen an Eingriffe in das durch 
Art. 2 Abs. 11. V.m. Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung. Das Bundesverfassungsgericht hat ın seinem Urteil vom 
15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 entweder normenklare ge- 
setzliche Grundlagen oder die Einwilligung der Betroffenen verlangt. Aus da- 
tenschutzrechtlicher Sicht konnte mangels Rechtsgrundlage die Datenerhe- 
bung daher nur mıt Einverständnis der Betroffenen erfolgen. Bei vorliegen- 
dem Einverständnis hat sich die Datenerhebung zudem am Grundsatz der Er- 
forderlichkeit zu orientieren, d.h. es dürfen nur die Daten erhoben werden, 

die für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe unerläßlich sind. Die Stadt hat 
im übrigen mitgeteilt, daß die Daten ausschließlich zum Zwecke der Erstel- 
lung des Abwasserkatasters verarbeitet werden und die mit der Erhebung be- 
auftragten Personen auf das Datengeheimnis verpflichtet worden sind. Das 
mit dem Kataster befaßte Tiefbauamt stelle sicher, daß die Angaben aus- 
schließlich in diesem Amt zur Erstellung des Abwasserkatasters genutzt wer- 
den und keine anderen Stellen innerhalb der Stadtverwaltung Zugang zu den 
Daten erhielten. Dies entspricht dem Grundsatz der Zweckbindung. 
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17.8 

18. 

18.1 

Die Stadt hat veranlaßt, den Erhebungsbogen auf „freiwilliges“ Ausfüllen 
umzustellen. Die Maßnahme dieser Stadt sowie die zunehmende Zahl der 
Kommunen, die zur Beurteilung ihrer Abwassersituation in ihrern Gebiet Ab- 
wasserkataster esstellen, zeigte erneut, wie dringend die Schaffung bereichs- 
spezifischer gesetzlicher Grundlagen ist. 

Übermittlung von Daten aus Abwasserkatastern 

Ein Abwasserzweckverband, der ein Abwasserkataster erstellt hatte, erkundig- 
te sich nach der datenschutzrechtlichen Zulässigkeit der Übermittlung von 
Daten aus dıesem Kataster an einen Landkreis. Dieser beabsichtigte, die im 
Abwasserkataster des Zweckverbandes gespeicherten Daten zur Erfüllung sei- 
ner Aufgaben nach der Indirekteinleiterverordnung weiterzuverwenden. Ich 
halte die Datenübermittlung ohne ausreichende bereichsspezifische gesetzli- 
che Grundlage datenschutzrechtlich nur für eine Übergangszeit für hinnehm- 
bar. 

Bau-, Wohnungs- und Vermessungswesen 

Vollständige Kaufverträge für die Kaufpreissammlung 

Jeder Vertrag, durch den sich jemand verpflichtet, Eigentum an einem 
Grundstück gegen Entgelt oder im Wege des Tausches zu übertragen oder ein 
Erbbaurecht zu begründen, ist nach $ 195 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) von 
der beurkundenden Stelle in Abschrift dem Gutachterausschuß zur Führung 
der Kaufpreissammlung zu übersenden. Von Notaren kam die Anregung, im 
Hinblick auf das informationelle Selbstbestimmungsrecht anstelle vollständi- 
ger Vertragsabschriften auf einem besonderen Formblatt lediglich die Bezeich- 
nung des Grundstücks nach Gemarkung, Flur- und Flurstücksnummer, die 
veräußerte Fläche, die Gegenleistung, den Tag der Beurkundung und die 
Nummer der Urkundenrolie des Notats mitzuteilen. Diese Daten könnten im 
Einzelfall durch die zusätzlichen Auskunfts-, Einsichts- und Betretungsrechte 
nach $ 197 BauGB im erforderlichen Umfang ergänzt werden. 

Das von mir befragte Sozialministerium lehnt eine für ein solches Vorgehen 
notwendige Änderung des BauGB ab und fuhrt aus, daß der Verfahrensvor- 
schlag die Belange einer „richtigen“ Kaufpreissammlung nicht erfüllen könne 
und zudem unpraktikabel sei. Der Vorschlag verkürzter Vertragsinformatio- 
nen führe zu Qualitätsverlusten der Kaufpreissammlung und gefährde dıe Ar- 
beit der Gutachterausschüsse. Die besonderen Zahlungsbedingungen für den 
Gegenwert eines Kauffalles setzten sich häufig aus unterschiedlichen und un- 
terschiedlich fälligen Leistungen zusammen, die sich nur sehr schwierig ın eine 
(Geld-JWertangabe umrechnen ließe. Hierzu seien umfassende Marktkennt- 
nisse und Wertermittlungserfahrungen erforderlich. Der Gutachterausschuß 
mit seinen Fachkräften und der in vielen Fällen gewonnenen Erfahrung sei 
dazu am besten geeignet. 

Ich teile diese Bewertung. Die gesetzliche Offenbarungspflicht gegenüber 
dem Gutachterausschuß liegt ım überwiegenden Allgemeininteresse; der Ein- 
griff in die Rechte der Betroffenen erscheint auch unter den Einschrankungen 
des $ 195 Abs. 2 und 3 BauGB gerechtfertigt und aus datenschutzrechtlicher 
Sicht akzeptabel. 
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18.2 Vollständige Kaufverträge an die Gemeinden 

Anders als im Falle der Kaufpreissammlung bewerte ich dagegen die bisherige 
Praxis, daß auch an die Gemeinden und Städte vollständige Abschtiften der 
Kaufverträge geschickt werden. Die Gemeinden erhalten die Verträge als Mit- 
teilung nach & 28 Abs. 1 Satz 1 BauGB, um über die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts zu entscheiden. Da das Vorkaufstecht nur in einem geringen Prozent- 
satz der Kauffälle überhaupt besteht und es nur in einer noch weitaus geringe- 
ren Zahl von Fällen ausgeübt wird, ist die Übermitdung aller Kaufverträge 
und die Speicherung aller Daten bei den Gemeinden unverhältnismäßig. 

Ich empfehle, die in Bayern bereits seit längerem praktizierte und bewährte 
„Zweistufenlösung‘ auch in Niedersachsen einzuführen. Danach übersendet 
der Notar der Gemeinde nicht den gesamten notariellen Kaufvertrag, sondern 
zunächst nur die für eine solche Grundentscheidung notwendigen Fakten. 
Erst wenn die Ausübung des Vorkaufsrechts in Betracht kommt, kann die Ge- 
meinde in einem zweiten Schritt die Übermittlung des vollständigen Inhalts 
des Kaufvertrages verlangen. Diese Anwendung des $ 28 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
halte ich für sachgerecht. 

"8.3 Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

Auch Niedersachsen plant, die Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
durch die Einführung einer Fehlbelegungsabgabe abzubauen (LT-Drs 
12/4110). Ich begrüße die Absicht, daß hierfür die erforderlichen Auskünfte 
bei den betroffenen Wohnungsinhabern, also der Mieterin oder dem Mieter, 
selbst eingeholt werden sollen. Es würde auch keinen datenschurzrechtlichen 
Bedenken begegnen, wenn der „andere Wohnungsinhaber‘‘, also Mitbewoh- 
nerin oder Mitbewohner einer Mietwohnung, die erforderlichen Auskünfte 
gegenüber der zuständigen Stelle gibt (so $ 5 des Gesetzes zum Abbau der 
Fehlsubventionierung und der Mietverzerrung im Wohnungswesen), zumal 
die nıedersächsische Regelung eine gegenseitige Hinweispflicht der Woh- 
nungsinhaber vorsieht. 

18.4 Vermietung an nicht-wohnberechtigte Personen 

Bei der Vermietung einer der Wohnungsbindung unterliegenden Wohnung 
an eine Mietpartei, deren Einkommen die festgelegten Grenzen übersteigt, 
kann eine Ausgleichsabgabe nach den Vorschriften des Wohnungsbindungs- 
gesetzes erhoben werden. Soweit sich die Höhe dieser Ausgleichszahlung nach 
der Höhe des individuellen Einkommens richtet, werden damit dem Vermie- 
ter die Einkünfte der Mietpartei offenbart. Der Vermieter kann aus der Höhe 
der Ausgleichszahlung Rückschlüsse auf die Höhe des Einkommens seiner 
Mieterin oder seines Mieters ziehen. Dieser Eingriff in das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht der Mietpartei wäre vermeidbar, wenn die Aus- 
gleichszahlungen direkt bei der nicht-wohnberechtigten Mieterin bzw. dem 
Mieter und nicht mehr beim verfügungsberechtigten Vermieter erhoben wür- 
den. Das Sozialministerium hat auf meine Anregung mitgeteilt, daß die Erör- 
terung der Angelegenheit in der Fachkommission Wohnungsbindungs- und 
Berechnungstecht der Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen Minister der Länder ergeben habe, daß eine 
Rechtsänderung aus „systematischen Gründen‘‘ nicht möglich sei. Ich habe 
daraufhin den Bundesbeauftragten für den Datenschutz gebeten, sich beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau für eine entspre- 
chende Änderung der gesetzlichen Regelung einzusetzen. 
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19. 

19.1 

19.2 

Finanzverwaltung 

Kontrollbefugais des Landesbeauftragten 

Erst nach massiver Kritik der Landesbeauftragten für den Datenschutz wurde 
im Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung 
(Stand 11. August 1992) durch eine Neufassung des & 31 b der Abgabenord- 
nung so klargestellt, daß für Landesfinanzbehörden die Kontrollkompetenz 
der Landesbeauftragten für den Datenschutz gegeben ist. Auch weitere daten- 
schutzrechtliche Anregungen wurden in den Gesetzentwurf eingearbeitet. Die 
in einer früheren Fassung vorgesehene Verpflichtung für die Finanzbehörden, 
einen Datenschutzbeauftragten zu bestellen, wurde allerdings bedauerlicher- 
weise nicht übernommen. Auch einige andere Anregungen, wie z. B. die Ein- 
schränkung der Offenbarungsbefugnis gegenüber öffentlichen Stellen, eine 
Erweiterung der Regelungen über die Schweigepflicht öffentlicher Stellen um 
das Sozialgeheimnis und die ärztliche Schweigepflicht, eine Reduzierung von 
Daten bei der Mitteilung von festgesetzten Steuermeßbeträgen und eine Klä- 
rung der Befugnisse der Steuerfahndung, sind bisher nicht in dem Gesetzent- 
wurf des Bundesministers der Finanzen aufgenommen worden. Nach erneuter 
Anmahnung beim Bundesminister der Finanzen durch den Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz ist derzeit nicht absehbar, ob die vorgeschlagenen 
Änderungen aufgenommen werden und wann der Entwurf dem Bundestag 
zugeleitet werden wird. 

Unter Hinweis auf das Steuergeheimnis lehnte ein Finanzamt in einem Be- 
schwerdefall mein Auskunftsbegehren trotz der klaren Regelung in $ 24 
Abs. 2 in Verbindung mit $ 24 Abs. 6 BDSG ab. Die von mir eingeschaltete 
Oberfinanzdirektion Hannover stellte in einer Verfügung an die Finanzämter 
vom Mai 1992 klar, daß diese Ablehnung zu Unrecht erfolgte und sich meine 
Kontrolle auch auf personenbezogene Daten erstreckt, die dem Steuergeheim- 
nis unterliegen. Diese Klarstellung begrüße ich. 

Unverständlich ist es dagegen, daß die Finanzämter in Niedersachsen ver- 
pflichtet sind, Antwortentwürfe auf Anfragen von mir jeweils vor Absendung 
der Oberfinanzdirektion vorzulegen. Nach Ansicht des Finanzministeriums ist 
dies erforderlich; zeitliche Verzögerungen müßten in Kauf genommen wer- 
den. 

Verordnungen über Kontrollmitteilungen und Steuerdaten-Abruf 

Noch immer fehlt die in $ 93 a AO vorgesehene Rechtsverordnung, nach der 
Behörden verpflichtet werden sollen, zur Sicherung der Besteuerung den Fi- 
nanzbehörden (Kontroll-)Mitteilungen zu übersenden. Das Niedersächsische 
Finanzministerium hat sich nunmehr meiner Rechtsauffassung angeschlossen, 
daß für die Kontrollmitteilungen eine spezielle Rechtsnorm erforderlich ist 
Die Behörden wurden angewiesen, bis zum Erlaß der Rechtsverordnung von 
der Übersendung von Kontrollmitteilungen an die Finanzbehörden Abstand 
zu nehmen. 

Auch eine Steuerdaten-Abrufverordnung wurde noch nicht erlassen. Zur Zeit 
wird die Erforderlichkeit einer Regelung über den Online-Zugriff der Rech- 
nungsprüfungsbehörden auf Daten der Finanzämter erörtert. 
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19.3 Datenerhebung durch die Finanzämter 

19.3.1 Datenanforderung des Finanzamtes beim Versorgungsamt 

Die im X. Tätigkeitsbericht unter Ziffer 19.5 dargestellte Datenanforderung 
eines Finanzamtes beim Versorgungsamt wird auch vom Finanzministerium 
für unzulässig gehalten, weil die Voraussetzungen des & 71 Abs. 1 Nr. 3 
SGBX für eine Offenbarung von Sozialdaten nicht vorliegen. Die Finanzäm- 
ter wurden darauf hingewiesen, daß in den Fällen, in denen Schwerbehinderte 
die für die Weitergewährung der Kfz-Steuerermäßigung erforderlichen Nach- 
weise nicht beibringen, von Auskunftsersuchen an Versorgungsämter abzuse- 
hen ist. 

19.3.2 Auskunft über die Zahlung von Entschädigungen an Ratsmitglieder 

In einem Auskunftsersuchen wurde eine Stadt von einem Finanzamt gebeten, 
alle in einem Jahr an die Ratsmitglieder gezahlten Entschädigungen nament- 
lich mitzuteilen. Dies war unzulässig, weil gemäß $ 93 AO zunächst die Betei- 
ligten um Auskunft zu ersuchen sind. Diese Rechtsauffassung wurde vom Fi- 
nanzministerium bestätigt; das Finanzamt zog sein Auskunftsersuchen zu- 
rück. 

19.3.3 Nachweis von Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte 

Von einem Steuerpflichtigen wurde problematisiert, daß er zum Nachweis für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte in einem Fahrtenbuch nicht 
nur die tatsächlichen Fahrten und die Fahrten zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstätte explizit aufzeichnen, sondern auch die Privatfahrten unter Angabe 
von Ziel und Zweck angeben sollte. Die von mir hiergegen auch unter dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geäußerten Bedenken wurden vom Fi- 
nanzministerium geteilt. Bei Privatfahrten sind diese Angaben nur in Ausnah- 
mefällen erforderlich. 

19.3.4  Aufbewahrung/Rücksendung von Spendenbescheinigungen 

Ich teile die von einem Steuerbürger geäußerte Befürchtung, daß durch die 
Aufbewahrung von Spendenbescheinigungen in den Steuerakten Rückschlüs- 
se auf die soziale, religiöse oder politische Gesinnung der Betroffenen gezogen 
werden können. Bei meinen Bemühungen um Verfahrensänderung zeichnet 
sich ab, daß zukünftig Spendenbescheinigungen nur noch in Ausnahmefällen 
zu den Akten genommen werden sollen. Eine endgültige Entscheidung wird 
nach Abstimmung mit dem Landestechnungshof getroffen werden. 

19.4 Ausstellung von Lohnsteuerkarten für Gefängnisinsassen 

In einigen Bundesländern wird bei Gefängnisinsassen, die unter der Anschrift 
einer Justizvollzugsanstalt (JVA) gemeldet sind, oder bei ehemaligen Gefan- 
genen, die am Stichtag der Lohnsteuerkartenausgabe unter einer solchen An- 
schrift gemeldet waren, als Wohnanschrift auf der Lohnsteuerkarte grundsätz- 
lich die JVA-Anschrift eingetragen. Dadurch erhalten das Finanzamt und ein 
späterer Arbeitgeber Kenntnis von dem JVA-Aufenthalt. Diese bedenkliche 
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19.5 

19.6 

19.7 

Praxis wird in Niedersachsen nicht geübt. Bereits seit 1989 wird in einer jährli- 
chen Rundverfügung der Oberfinanzdirektion Hannover darauf aufmerksam 
gemacht, daß die unter der Anschrift der JVA gemeldeten Gefängnisinsassen 
in geeigneter Weise darauf hinzuweisen sind, daß sie während ihrer Haft auf 
die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte verzichten können. Die (nachträgliche) 
Ausstellung einer Lohnsteuerkarte kann dann nach der Haftentlassung bean- 
tragt werden. Hierbei wird dann als Wohnanschrift die neue Meldeadresse 
eingetragen. 

Ausstellung von Lohnsteuerkarten bei Wechsel des Arbeitgebers 

Bei einem Wechsel des Arbeitgebers innerhalb eines Kalenderjahres werden 
unnötigerweise die auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen petsonenbezoge- 
nen Daten, z. B. der frühere Arbeitgeber, der von diesem gezahlte Lohn sowie 
eventuelle Arbeitsunterbrechungszeiträume, dem neuen Arbeitgeber be- 
kannt. Ich habe dem Finanzministerium vorgeschlagen, daß eine zweite Lohn- 
steuerkarte mit derselben Steuerklasse, einem Gültigkeitsvermerk und einem 
Hinweis ausgestellt wird. Dieser Hinweis sollte beinhalten, daß eine ord- 
nungsgemäße Besteuerung eines eventuellen sonstigen Bezuges und auch ein 
Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den neuen Arbeitgeber nicht erfolgen kann. 
Das Finanzministerium hat meinen Vorschlag mit der Begründung abgelehnt, 
daß eine entsprechende Änderung des Einkommensteuergesetzes zu einer wei- 
teren Komplizierung des Steuerrechtes führen würde. 

Hinzuziehung von Zeugen beı Wohnungsdurchsuchungen in Abwesenheit 
des Vollstreckungsschuldners 

In einigen Bundesländern sollen künftig Wohnungsdurchsuchungen in Ab- 
wesenheit des Vollstreckungsschuldners nicht mehr wie bisher mit zwei Voll- 
ziehungsbeamten, sondern unter Hinzuziehung von zwei Privatpersonen aus 
der Nachbarschaft als Zeugen durchgeführt werden. Ich habe erhebliche da- 
tenschutzrechtliche Bedenken geltend gemacht. 

Im Bereich der nıedersächsischen Finanzverwaltung wird, wenn der Vollzie- 
hungsbeamte den Vollstreckungsschuldner trotz wiederholter Versuche und 
Terminankündigung nicht antrifft, zunächst geprüft, ob andere Voll- 
streckungsmöglichkeiten bestehen. Erst wenn dieses nicht der Fall ist, werden 
Wohnungen durchsucht. Hierbei werden in der Regel Gemeinde- oder Poli- 
zeibeamte oder auch Finanzamts-Angehörige als Zeugen hinzugezogen. Nur 
in wenigen Ausnahmefällen werden Privatpersonen in Anspruch genommen. 
In diesen Ausnahmefällen erachte ich das Verfahren für datenschutztechtlich 
hinnehmbar. 

Zeichnungstecht in den Finanzämtern 

Die im IX. Tätigkeitsbericht unter Ziffer 19.9 dargestellte Problematik des 
Zeichnungsrechtes der Vorsteherin oder des Vorstehers eines Finanzamtes in 
Steuerangelegenheiten der eigenen Bediensteten wurde nochmals mit dem Fi- 
nanzministerium erörtert. Dem Anliegen der Amtsangehörigen, ihre Steuer- 
daten Vorgesetzten nicht offenbaren zu müssen, wird nun Rechnung getra- 
gen. Allen Finanzamtsangehörigen wird es nunmehr ohne nähere Begrün- 
dung ermöglicht, im Wege der Zuständigkeitsvereinbarung ein anderes Fi- 
nanzamt mit ihren steuerlichen Angelegenheiten zu befassen. Dies ist zwar 
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eine Verbesserung der bisherigen Praxis, gleichwohl wäre es zu begrüßen, 
wenn $ 27 AO so gestaltet würde, daß das entsprechende Recht der Finanz- 
amtsangehörigen auch gesetzlich abgesichert wäre. 

20. Sozialwesen 

20.1 Krankenversichertenkarte 

Nach $ 291 SGB V sollten die Krankenkassen zum 1. Januar 1992 für alle Ver- 
sicherten eine Krankenversichertenkarte ausstellen, die den Krankenschein er- 
setzt. Diese Karte darf nur für den Nachweis der Berechtigung zur Inan- 
spruchnahme von Leistungen im Rahmen der kassen- oder vertragsärztlichen 
Versorgung sowie für die Abrechnung mit den Leistungserbringern verwendet 
werden. 

Zugleich legt das Gesetz abschließend die Daten fest, die diese Karte enthal- 
ten darf. Essind dies: Bezeichnung der ausstellenden Krankenkasse, Familien- 
name und Vorname der Versicherten, Geburtsdatum, Anschrift, Krankenver- 
sichertennummer, Versichertenstatus, Tag des Beginns des Versicherungs- 
schutzes und bei befristeter Gültigkeit der Karte das Datum des Fristablaufs. 
Die Einführung der Karte hat sich wohl infolge technischer Probleme und 
mangelnder Akzeptanz seitens der Ärztinnen und Ärzte verzögert. Die Spit- 
zenverbände der Kassenärzte und der Krankenkassen haben nunmehr ange- 
kündigt, die Krankenversichertenkarte zum 1. Juli 1993 in einigen Regionen 
in Gestalt einer elektronischen Chipkarte einführen zu wollen. Chipkarten ha- 
ben aus Sicht der Spitzenverbände gegenüber Magnetstreifenkarten den Vor- 
teil, daß über die Grunddaten hinaus z. B. auch Verschreibungen, Befunde, 
Berichte, Gutachten, Krankenhausgeschichten gespeichert werden können. 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hat 
in ihrer Sitzung am 1./2. Oktober 1992 hierzu festgestellt, daß wegen der 
wachsenden Automatisierung bei allen Institutionen des Gesundheitswesens 
und der Erweiterung des Anteils maschinenlesbarer Datenträger eine Speiche- 
rung auf einer Chipkarte als elektronische Krankenversicherungskarte auf die 
gesetzlich festgelegten Grunddaten beschränkt bleiben muß und nicht auf 
Gesundheitsdaten ausgedehnt werden darf. Eine technische Sicherung dieser 
Beschränkung ist zu gewährleisten. In Niedersachsen wird nach Mitteilung der 
Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen (KVN) der Modellversuch mit 
der Chipkarte nicht durchgeführt. 

20.2 Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK) 

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung ist der medizinische 
Beratungs- und Gutachterdienst der Krankenkassen. Nach dem Willen des 
Gesetzgebers ($ 275 Abs. 1 bis 4 SGB V) beauftragen die Krankenkassen für 
die Durchführung von Verwaltungsverfahren (8 8 SGB X), die des medizini- 
schen Sachverstandes bedürfen, den Medizinischen Dienst der Krankenversi- 
cherung. Rechtliche Außenbeziehungen zu den Versicherten und den Lei- 
stungserbringern entstehen dabei nur bei den Krankenkassen und nicht beim 
MDK. Die Krankenkassen bleiben auch dann „Herr“ des Verwaltungsverfah- 
tens, wenn sie den MDK einschalten. Allgemein gilt dies ebenso wie für die 
Aufklärung des Versicherten bezüglich seines Widerspruchsrechts nach & 277 
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20.3 

Abs. 1 Satz 2 SGB V. Nach dem Wortlaut dieser Vorschrift ist der Begriff des 
Leistungserbtingers nicht mit dem des Leistungsträgers gleichzusetzen. Aus 
der Fassung anderer SGB-Bestimmungen geht hervor, daß die Krankenkassen 
eindeutig als Leistungsträger im Sinne des SGB zu definieren sind. Insofern 
ist es zulässig, daß gem. $ 277 Abs. 1 SGB V eine gutachterliche Stellungnah- 
me der Krankenkasse übersendet wird. 

Im Gegensatz zur Mitteilungspflicht gegenüber den Krankenkassen besteht 
gem. 8 277 Abs. 1 Satz 2 SGB V seitens der Versicherten ein Widerspruchs- 
recht gegen die Mitteilung über den Befund an die Leistungserbringer, jedoch 
nicht gegen die Mitteilung des Ergebnisses der Begutachtung. Die Kranken- 
kassen sind verpflichtet, den Versicherten auf die mit der Einladung zur so- 
zialmedizinischen Beratung und Begutachtung verbundenen Mitwirkungs- 
pflichten und Widerspruchsrechte aufmerksam zu machen. Die Arbeitsge- 
meinschaft der Verbände der gesetzlichen Krankenkassen Niedersachsen hat 
mittlerweile den Krankenkassen empfohlen, die Versicherten in geeigneter 
Weise über die Widerspruchsmöglichkeiten aufzuklären. 

Anforderung von Krankenhaus-Entlassungsberichten durch die Krankenkas- 
sen 

In mehreren Eingaben ging es um die Frage, ob es zulässig ist, daß Kranken- 
haus-Entlassungsberichte an Krankenkassen übersandt werden. $ 301 SGB V, 
der die Mitteilungspflichten und -befugnisse der Krankenhäuser regelt, sagt 
hierüber nichts aus. Deshalb haben sich die Spitzenverbände der gesetzlichen 
Krankenversicherung an das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung (jetzt Bundesministerium für Gesundheit) gewandt. Ziel dieser Initiati- 
ve ist es, den Katalog des $ 301 SGB V zu erweitern. 

Bis zu einer ausdrücklichen Regelung durch den Gesetzgeber halte ich die An- 
forderung von Krankenhaus-Entlassungsberichten unter Berücksichtigung des 
8 284 SGB V, der die Art der vom Krankenhaus zu verarbeitenden Daten ge- 

nau beschreibt, fur zulässig. Die Krankenkasse kann also unter strenger Beach- 
tung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes für Zwecke der Krankenversiche- 
rung und einem im einzelnen in $ 284 SGB V genannten Zweck den jeweili- 
gen Krankenhaus-Entlassungsbericht anfordern. Dies kann gem. $ 284 Abs. 1 
Nr. 4 zur Prüfung der Leistungspflicht, der Gewährung von Leistungen an 
Versicherte und damit auch zur versichertengerechten Aufklärung, Beratung 
und Auskunft geschehen. Die Notwendigkeit, den Entlassungsbericht anzu- 
fordern, ergibt sich für eine Kasse beispielsweise dann, wenn nach der Entlas- 
sung die weitere Vorgehensweise und einzuleitende Maßnahmen wie medizi- 
nische/berufliche Reha-Maßnahmen, Ernährungsberatung, Reha-Sport und 
andere ergänzende Leistungen zur Rehabilitation beurteilt werden sollen. 

In der Regel wırd die Kasse das Krankenhaus darum bitten, den Bericht un- 
mittelbar an den Medizinischen Dienst der Krankenversichening (MDK) zu 
senden. Der MDK berät die jeweilige Kasse ($ 275 SGB V). Dies führt dazu, 
daß Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Kasse den Bericht nicht zu Gesicht 
bekommen. Gleichwohl stehen dem MDK die für die Beratung bzw Begut- 
achtung notwendigen Unterlagen zur Verfügung. 

Die Niedersächsische Krankenhausgesellschaft e.V. hat hierzu in einem 
Rundschreiben festgestellt, daß die Herausgabe des Entlassungsberichts 
— ohne Einverständnis der Patienten — einen Verstoß gegen die ärztliche 
Schweigepflicht darstellt. Dem MDK sei jedoch gem. $ 276 SGB V Einsicht 
in die Krankenunterlagen zu gewähren. Das Krankenhaus solle bei Tätigwer- 
den des MDK darauf bestehen, daß das gesetzliche Verfahren eingehalten 
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wird. Das bedeutet, daß dem MDK keine Unterlagen zugesandt werden. Er 
muß zur Einsichtnahme in das Krankenhaus kommen. Nach Auffassung der 
Niedersächsischen Krankenhausgesellschaft ist es ein Verstoß gegen die ärztli- 
che Schweigepflicht, wenn die Krankenkassen für den MDK Entlassungsbe- 
fichte anfordern. Dies entspricht auch meiner Auffassung. 

In einem anderen Fall har der Kostenträger (Landesversicherungsanstalt) einen 
Erklärungsvordruck zum ärztlichen Entlassungsbericht entwickelt. Hier sollen 
Patientinnen und Patienten ankreuzen, ob sie damit einverstanden sind, daß 
der vollständige ärztliche Entlassungsbericht der Krankenkasse, dem behan- 
delnden Arzt, und soweit vom MDK eine Untersuchung in den letzten 12 Mo- 
naten vor Beginn der Heilbehandlung stattgefunden hat, auch diesem über- 
sandt werden darf oder nicht. 

Meines Erachtens ist diese Einverständniserklärung, die routinemäßig in je- 
dem Fall ausgefüllt wird, problematisch. Nur dann, wenn die Krankenkasse 
im Einzelfall aufgrund der übersandten „Kurzfassung des Entlassungsbe- 
tıchts“ zu der Auffassung gelangt, daß der vollständige Entlassungsbericht zur 
Aufgabenerfüllung erforderlich ıst, sollte ein Einverständnis herbeigeführt 
werden. Eine vorgezogene Einverständniserklärung führt dazu, daß durchweg 
vollständige Entlassungsberichte an die Krankenkassen übermittelt werden. 
Die Patientin bzw. der Patient wird, um keine nachteiligen Rechtsfolgen zu 
erleiden, in der Regel zustimmen, obwohl die Kenntnis des vollständigen Ent- 
lassungsberichts für die Krankenkassen nicht erforderlich ist. Dies ist aus mei- 
ner Sicht datenschutzrechtlich bedenklich. Zudem hat der Gesetzgeber durch 
die Vorschrift des $ 301 SGB V entschieden, daß in der Regel keine vollständi- 
gen Entlassungsberichte erforderlich sind. Diese gesetzliche Regelung wird 
durch das beschriebene Verfahren unterlaufen. Auch die Übersendung eıner 
Kopie der „Erklärung zum ärztlichen Entlassungsbericht“ an die Krankenkas- 
sen in den Fällen, in denen Versicherte der Übersendung des vollständigen 
Entlassungsberichts an die Krankenkasse widersprochen haben, halte ich für 
unzulassig. Ich sehe hierfür weder ein Erfordernis noch eine Rechtsgrundlage. 

Was die Übermittlung der vollständigen Entlassungsberichte an den MDK an- 
geht, so ist aus 8$ 275, 276 SGB V zu entnehmen, daß die Krankenkassen ver- 
Pflichtet sind, dem Medizinischen Dienst die für die Beratung und Begutach- 
tung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Unterlagen, die die oder der Ver- 
sicherte über die Mitwirkungspflicht nach $8 60 und 65 SGB I hınaus der eıge- 
nen Krankenkasse freiwillig überlassen hat, dürfen an den MDK nur weiterge- 
geben werden, soweit die Versicherten eingewilligt haben. Wegen dieser ge- 
setzlichen Bestimmung halte ich es für bedenklich, daß die Versicherten gene- 
tell eine Einverständniserklärung unterschreiben sollen. Vielmehr müßte im 
Einzelfall seitens der Krankenkasse geprüft werden, ob eine Übermittlung an 
den MDK erforderlich ist. 

Die betroffene LVA hat mir hierzu mitgeteilt, daß das Formular „Erklärung 
zum ärztlichen Entlassungsbericht“ ın Kürze geändert wird. Künftig wird von 
den Versicherten zum Zeitpunkt ihrer Entlassung aus der stationären Heilbe- 
handlung keine vorgezogene Einverständniserklärung für eine eventuelle 
Übersendung des Entlassungsberichts an die Krankerikasse verlangt. Die 
Krankenkassen sollen aber Kenntnis erhalten, wenn Versicherte auch der 
Übermittlung der Kurzfassung des Entlassungsberichts an die Krankenkasse 
wıdersprochen haben. Die Zustimmung der Versicherten zur Übersendung 
des vollständigen Entlassungsberichts an den MDK, wenn dıeser die stationäre 
Heilbehandlung angeregt hat, wird künftig nicht mehr gefordert. Die Kran- 
kenkasse wird deshalb im Einzelfall zu prüfen haben, ob eine Übermittlung 
des Entlassungsberichts an den MDK erforderlich ist. 
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20.4 

20.5 

Amtshilfeersuchen an Krankenkassen in Vollstreckungsangelegenheiten 

Eine Kommune teilte mir mit, daß Krankenkassen sich unter Hinweis auf 
867 ff. SGB X weigern, den Vollstreckungsbehörden Auskünfte über die An- 
schrift und den Arbeitgeber von Schuldnern zu erteilen, und bat mich um 
eine datenschutzrechtliche Bewertung. 

8 68 Abs. 1 Satz 1 SGB X läßt die Offenbarung von Namen und Anschrift 
des derzeitigen Arbeitgebers im Rahmen der Amtshilfe zu, soweit kein Grund 
zu der Annahme besteht, daß dadurch schutzwürdige Belange der Betroffe- 
nen beeinträchtigt werden. Letzteres ist bei einer Offenbarung zur Voll- 
streckung öffentlicher Geldforderungen — soweit es sich nicht um Bagatellbe- 
träge handelt — regelmäßig nicht der Fall. Nachteile, die ein Schuldner als 
Folge der Offenbarung erleidet, muß er auf sich nehmen. Seine Interessen 
sind insoweit nicht als schutzwürdig anzusehen, denn die Rechtsordnung ver- 
pflichtet ihn, Forderungen zu begleichen und ggf. Vollstreckungsmaßnahmen 
zu dulden, wenn er seine Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllt. Der Gesetz- 
geber ist deshalb — wie sich den parlamentarischen Beratungen zum Sozialge- 
heimnis entnehmen läßt — davon ausgegangen, daß Auskünfte der SGB-Stel- 
len für Vollstreckungsfälle grundsätzlich zulässig sein sollen. 

Eine Pflicht zur Auskunftserteilung besteht jedoch nicht, wenn sich die ersu- 

chende Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen kann ($ 68 Abs. 1 
Satz 2 SGB X). Das Subsidiaritätsprinzip verlangt, daß zunächst andere 
Kenntnismöglichkeiten genutzt werden, bevor das Sozialgeheimnis durchbro- 
chen wird. Die ersuchende Stelle muß demnach einen größeren Verwaltungs- 
aufwand und etwaige zeitliche Verzögerungen hinnehmen. Bei der Beurtei- 
lung der Frage, ob die Daten auf andere Weise ermittelt werden können, ist 
auch zu berücksichtigen, welche Belastungen sich hierdurch für die Betroffe- 
nen ergeben. 

Ich hielte es für unangemessen, wenn eine Offenbarung von Arbeitgeberdaten 
in Vollstreckungsfällen mit dem Argument abgelehnt würde, die Voll- 
streckungsbehörde könne den Schuldner zur Abgabe einer eidesstattlichen 
Versicherung über seine Vermögensverhältnisse zwingen, um auf diese Weise 
den Arbeitgeber in Erfahrung zu bringen. Die Abgabe einer eıdesstattlichen 
Versicherung führt zur Aufnahme des Schuldners in das Schuldnerverzeichnis. 
Da in dieses Verzeichnis ohne weiteres Einsicht genommen und über seinen 
Inhalt Auskunft verlangt werden kann ($ 915 Abs. 3 ZPO), belastet eine ei- 
desstattliche Versicherung den Schuldner in einschneidender Weise. Aus die- 
sern Grunde steht nach meiner Auffassung das Subsidiaritätsprinzip des $ 68 
Abs. 1 Satz 2 SGB X einer Offenbarung von Arbeitgeberdaten in den ange- 
sptochenen Fällen nicht entgegen. 

Mitglieder von Zulassungsausschüssen 

Eine Krankenkasse teilte mir mit, daß einer ihrer Geschäftsführer Mitglied ei- 
nes Zulassungsausschusses ist. In diesem Zulassungsausschuß werden u. a. lei- 
tende Krankenhausärztinnen und -ärzte ermächtigt, an der kassenärztlichen 
Versorgung teilzunehmen. Gegen einen solchen Krankenhausarzt hat die 
Staatsanwaltschaft ein Verfahren wegen des Verdachts des Betruges eıngelei- 
tet. Gegenüber der Staatsanwaltschaft haben sich die beteiligten Ärzte auf 
ihre ärztliche Schweigepflicht berufen. Nunmehr begehrte die Kriminalpoli- 
zei von dem Geschäftsführer der Krankenkasse Auskünfte. 

Es geht hier um die Frage, ob Informationen über Kassenärztinnen und -arzte, 
über die die kasssenärztlichen Vereinigungen, Zulassungsausschüsse usw. ver- 
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fügen, Sozialgeheimnisse im Sinne des $ 35 SGB I darstellen. Wenn dies so 
wäre, würde sich das Vorliegen einer Offenbarungsbefugnis nach den & 68 ff. 
SGB X richten. Aus diesen Vorschriften ergibt sich aber keine Offenbarungs- 
befugnis. Insbesondere ist $ 69 Abs. 1 SGB X nicht einschlägig, weil das 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren noch kein gerichtliches Verfah- 
ten ist und darüber hinaus ein Zusammenhang mit der Erfüllung gesetzlicher 
Aufgaben zweifelhaft sein kann. Es stünde der Staatsanwaltschaft frei, einen 
gerichtlichen Beschluß nach $ 73 Nr. 2 SGB X zu beantragen. Ein solcher Be- 
schluß dürfte allerdings nur eine Offenbarung von Daten anordnen, die der 
Staatsanwaltschaft regelmäßig bereits bekannt sein dürften. 

Ich bin jedoch gemeinsam mit dem Niedersächsischen Sozialministerium der 
Auffassung, daß es sich hier nicht um Sozialdaten handelt, da die Ärztinnen 
und Ärzte nicht Empfänger von Sozialleistungen sind und Angaben über dic- 
se auch in keinem direkten Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von So- 
zialleistungen stehen. Insofern fallen die von der Kriminalpolizei bzw. Staats- 
anwaltschaft über den betreffenden leitenden Krankenhausarzt erbetenen 
personenbezogenen Daten nicht unter die Vorschriften des Sozialdatenschut- 
zes. 

20.6 Organmitglieder der Krankenkassen 

Der Datenschutzbeauftragte einer AOK hat mich um einen datenschutzge- 
rechten Lösungsvorschlag des von ihm wıe folgt beschriebenen Problems gebe- 
ten: Die Mitglieder des Vorstandes auf der Versichertenseite sind — überwie- 
gend freiwillig — bei der AOK versichert. Sie haben nach der Satzung über 
Anstellung, Beförderung, Versetzung in den Ruhestand, Kündigung oder 
Entlassung von dienstordnungsmäßigen Angestellten und Einstellung, Höher- 
gruppierung und Kündigung von Tarifangestellten ab Vergütungsgruppe Vb 
BAT sowie über die Ausbildungsverträge zu entscheiden. Sämtliche Bedien- 
steten der AOK (einschl. der Geschäftsführerinnen bzw. der Geschäftsführer) 
können Einsicht in die Versicherungs- und Leistungsdaten der Vorstandsmit- 
glieder auf der Versichertenseite nehmen. Dies gilt nicht für die Mitglieder auf 
der Arbeitgeberseite im Vorstand, weil diese in der Regel nicht Mitglied der 
AOK sind. Die Mitglieder des Vorstandes auf der Versichertenseite begehren 
Datenschutz für ihre Daten. Sıe wünschen, daß ihre Versicherungs- und Lei- 
stungsdaten im EDV-Verfahten ebenso wie bei Bediensteten der AOK ge- 
sperrt werden und die nötige Sachbearbeitung für ihre Leistungsanträge von 
einer kundigen Mitarbeiterin bzw. einem Mitarbeiter ihres Vertrauens durch- 
geführt wird (8 284 Abs. 4SGB V). Der Geschäftsführer der AOK möchte die- 
sem Begehren nicht nachkommen. 

Das Niedersächsische Sozialmınisterium vertritt zu dıesem Problem folgende 
Auffassung: $ 284 Abs. 4 SGB V stellt eine Schutzvorschrift dar, die verhin- 
dern soll, daß Personen, die mit kasseninternen Personalentscheidungen be- 
faßt sind, Einblick in die Versicherungs- und Leistungsdaten der Mitarbeite- 
tinnen und Mitarbeiter der Kasse nehmen können. Dabei soll ausgeschlossen 
sein, daß derartige Personalentscheidungen durch die Kenntnis solcher Daten 
in unzulässiger Weise beeinflußt werden könnten. Eıne Vorschrift, die den 
speziellen Schutz von Vorstandsmitgliedern vor einer Einblicknahme von Kas- 
senbediensteten in ihre Versicherungs- und Leistungsdaten sicherstellt, be- 
steht nicht. Ein dem besonderen Schutzgedanken des $ 284 Abs. 4SGB V ent- 
sprechendes besonderes Schutzbedürfnis der Vorstandsmitglieder wırd vom 
Gesetzgeber offenbar nicht gesehen; vielmehr wird offenbar die Beachtung 
der generellen Schutzvorschrift des $ 284 Abs. 3 SGB V auch gegenüber Vor- 
standsmitgliedern für ausreichend gehalten. Eine analoge Anwendung des 
8 284 Abs. 4 SGB V auf Vorstandsmitglieder komme daher nicht in Betracht. 
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20.7 

Dieser rechtlichen Bewertung der gegenwärtigen Rechtslage kann ich mich 
nicht verschließen. Ich würde es jedoch begrüßen, wenn bei Versicherungs- 
und Leistungsdaten von Vorstandsmitgliedern in gleicher Weise verfahren 
würde wie bei Daten von Kassenmitarbeiterinnen und -mitarbeitern. 

Versorgungsverwaltung 

Ein Petent rügte in seiner Eingabe die Verletzung datenschutzrechtlicher Be- 
stimmungen durch ein Versorgungsamt. Er hatte die Feststellung des Nach- 
teilsausgleichs „H“ nach dem Schwerbehindertengesetz mit der Begründung 
beantragt, daß sich sein Gesundheitszustand rapide verschlechtert habe. In 
dem Antrag wurde auf verschiedene Ärzte verwiesen, bei denen der Petent in 
Behandlung war. Das Versorgungsamt zog daraufhin Befundberichte dieser 
Ärzte ein. Gegen diese Beiziehung der ärztlichen Unterlagen ohne sein Ein- 
verständnis wandte sich der Perent. 

Das Versorgungsamt war zur Beiziehung der vorerwähnten Befundberichte 
nach Maßgabe des $ 12 Abs. 2 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes der 
Kriegsopferversorgung, das gem. $ 4 Abs. 1 des Schwerbehindertengesetzes 
auch für das Feststellungsverfahren nach dem Schwerbehindertengesetz anzu- 
wenden ist, befugt. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß mit dieser Be- 
fugnis eine korrespondierende Auskunftsverpflichtung der Ärzte nach Maßga- 
be des $ 100 SGB X einhergeht. 

Eine wirksame Einwilligung im Sinne dieser vorerwähnten Normen in die spä- 
terhin gerügte Beizichung der Arztbetichte lag vor. 

Diese Vorgehensweise entspricht jedoch nicht ohne weiteres der gängigen Ver- 
waltungspraxis in den Versorgungsämtern. Die Versorgungsämter sind bei 
Stellung formloser Neufeststellungsanträge nach dem Schwerbehindertenge- 
setz gehalten, eine aktuelle, d. h. ausdrückliche Schweigepflichtsentbindung 
beizuziehen, um eventuellen Rügen bezüglich der Verletzung datenschutz- 
techtlicher Normen von vornherein die Grundlage zu entziehen. Im Falle der 
Verweigerung der Entbindungserklärung könnten die Neufeststellungsanträge 
gem. 88 60 Abs. 1 Satz I Nr. 1, 66 Abs. 1, 3 SGB I ablehnend beschieden 
werden. Das Landesversorgungsamt Niedersachsen hat die Versorgungsämter 
hierauf nochmals hingewiesen. 

Aus diesen Gründen erschien es dem Landesversorgungsamt Niedersachsen in 
diesem Einzelfall opportun, den Petenten zum Zwecke der Klarstellung und 
unter Hinweis auf die im Weigerungsfall zu besorgenden verfahrensrechtli- 
chen Konsequenzen um Abgabe einer ausdrücklichen Entbindungserklärung 
zu bitten, wobei im Weigerungsfall die beigezogenen Befundberichte aus den 
Akten zu entfernen und zu vernichten wären. 

In eıner anderen Angelegenheit beauftragte eın Versorgungsamt einen Au- 
ßengutachter, der keın Bediensteter der Versorgungsverwaltung ist, mit der 
Durchführung der Untersuchung und Begutachtung. Ihm wurden zu diesem 
Zweck Akten übersandt. Bei der postalischen Einbestellung zum Untersu- 
chungstermin durch den Arzt war eıne den Schwerbehindertenakten vorgehef- 
tete Betreff-Etikette, die — jeweils in größerer Zahl gefertigt — neben der po- 
stalischen Adresse das Aktenzeichen sowie Geburtsdatum aufweisen und al- 
lein im internen Dienstgebrauch Verwendung finden sollte, als postalischer 
Adressenaufkleber verwandt worden. Die hier erfolgte bestimmungswidrige 
Verwendung der Betreff-Etikette war auf ein Versehen des bei dem Arzt be- 
schäftigten Personals zurückzuführen. Das Landesversorgungsamt hat die Ver- 
sorgungsämter angewiesen, entsprechende Vorkehrungen zu treffen, damit 
vergleichbare Vorkommnisse in Zukunft vermieden werden. 
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20.8 Förderung von Dauerarbeitsplätzen 

Ein Arbeitgeber hat mich gefragt, inwieweit es mit dem informationellen 
Selbstbestimmungsrecht zu vereinbaren ist, wenn bei schwer vermittelbaren 
Arbeitslosen Merkmale wie „fehlender beruflicher Abschluß, gesundheitliche 
Einschränkung, 50 Jahre und älter, frühere Straffälligkeit oder Suchtgefähr- 
dung‘ mitgeteilt werden müßten. Insbesondere die Kriterien „frühere Straf- 
fälligkeit und Suchtgefährdung“ stigmatisieren nach seiner Auffassung diese 
Arbeitslosen. 

Nach den Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
von Dauerarbeitsplätzen in Sozialen Betrieben (RdErl. des Niedersächsischen 
Sozialministeriums vom 11. September 1991) wird die Schaffung von Dauer- 
arbeitsplätzen in Sozialen Betrieben, die für die Produktion von Gütern oder 
für dıe Erstellung von Dienstleistungen Langzeitarbeitslose und sonstige 
schwer vermittelbare Arbeitslose sozialversicherungspflichtig beschäftigen, ge- 
fördert. Im Rahmen dieser Förderung kann u. a. ein Zuschuß zu den Personal- 
ausgaben für unbefristet beschäftigte Langzeitarbeitslose und schwer vermit- 
telbare Arbeitslose gewährt werden. Sowohl für die grundsätzliche Förderung 
als auch für den als Individualförderung ausgestalteten Lohnkostenzuschuß 
müssen auf seiten der Beschäftigten die Kriterien Langzeitarbeitslosigkeit oder 
Schwervermittelbarkeit gem. Nr. 2.1 Abs. 3 der Richtlinie erfüllt sein. Danach 
müssen Langzeitarbeitslose länger als ein Jahr beim Arbeitsamt arbeitslos ge- 
meldet sein. Bei schwer vermittelbaren Arbeitslosen haben mindestens zwei 
Merkmale, wie z.B. fehlender beruflicher Abschluß, gesundheitliche Ein- 

schränkung, 50 Jahre und älter, frühere Straffälligkeit oder Suchtgefährdung, 
vorzuliegen. 

Bei der Beantragung der Zuschüsse zu den Personalausgaben der unbefristet 
beschäftigten Langzeitarbeitslosen und Schwervermittelbaren ıst in den An- 
wagsunterlagen für jede Person eın Personalbogen vorgesehen. Auf diesem 
Personalbogen war bisher neben der Angabe der individuellen Daten, die für 
die Ermittlung der Förderhöhe notwendig sind, ein Nachweis über die Grün- 
de der Schwervermittelbarkeit zu erbringen. Weiterhin war vorgesehen, daß 
der Beschäftigte, für den die Förderung beantragt werden sollte, die Richtig- 
keit dieser Angaben bestätigte und sich mit der Weitergabe der Daten einver- 
standen erklärte. 

Wegen meiner datenschutzrechtlichen Bedenken hat das Niedersächsische So- 
zıalministerium zwischenzeitlich den Petsonalbogen für unbefristet beschäf- 
tigte Langzeitarbeitslose bzw. Schwervermittelbare dahingehend geändert, 
daß der Arbeitgeber mit Bezug auf die Förderrichtlinien generell erklärt, daß 
Schwervermittelbarkeit vorliegt. Die bisher notwendigen Einzelangaben ent- 
fallen. Zudem hat das Sozialministerium die Bezirksregierungen angewiesen, 
auf den schriftlichen Nachweis dieser Merkmale zu verzichten und das Vorlie- 
gen der Voraussetzung ggf. in Gesprächen mit dem sozialen Betrieb und bei 
der Verwendungsnachweisprüfung nachzuvollziehen. 

20.9 Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung aus der Ex-DDR 

Ein Bürger hat hat bei mir angefragt, ob es zur Aufgabenerfüllung einer Lan- 
desversicherungsanstalt (LVA) erforderlich sei, den vollständigen Ausweis für 
Arbeit und Sozialversicherung der ehemaligen DDR vorzulegen. Aus diesem 
Ausweis ergeben sich nicht nur die Arbeitsrechts- und Sozialversicherungsver- 
hältnisse, sondern auch ambulante und stationäre Heilbehandlungen und An- 
gaben über Röntgengroßaufnahmen und Schirmbilder der Brustorgane sowie 
eventuelle Angaben über Tauglichkeitsuntersuchungen für Kraftfahrer und 
bestimmte Berufe. 
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20.10 

Versicherte sind nach $ 286 e SGB VI in diesem Fall berechtigt, in einer be- 
glaubigten Abschrift des vollständigen Ausweises für Arbeit und Sozialversi- 
cherung oder von Auszügen dieses Ausweises die Daten unkenntlich zu rma- 
chen, die für den Träger der Rentenversicherung nicht erforderlich sind, und 
diese Abschrift dem Träger der Rentenversicherung als Nachweis vorzulegen. 
Diese Regelung gilt auch für sonstige Beweismittel im Sinne des $ 29 Abs. 4 
SGB X. 

Die Regelung berechtigt aber nicht dazu, die Daten im Original des Ausweises 
für Arbeit und Sozialversicherung unkenntlich zu machen. Für den Träger der 
Rentenversicherung sind insbesondere die Zeiträume der versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung, die Höhe der jeweils erzielten Arbeitsentgelte, die An- 
schriften der einzelnen Arbeitgeber, die Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, die 
Mutterschutzfristen, die Zeiten des Mutterschaftsurlaubs und die Arbeitsaus- 
falltage von Bedeutung. Nicht benötigt werden dagegen Angaben über die 
Verleihung von Auszeichnungen, über Röntgengroßaufnahmen und Schirm- 
bilder sowie über ärztliche Diagnosen. Es bestehen daher keine Bedenken, 
wenn solche Angaben auf einer beglaubigten Abschrift des Ausweises oder 
dessen Auszügen unleserlich gemacht werden. Die Landesversicherungsanstalt 
hat mir mitgeteilt, daß in der nächsten Auflage der Antragsvordrucke ein ent- 
sprechender Hinweis auf $ 286 e SGB VI aufgenommen werden wird. 

Sozualhilfe 

Ein Petent bat um Klärung der Frage, ob im Rahmen einer Rehabilitations- 
maßnahme in einer Einrichtung, die von einem Kostenträger (hier: Landesver- 
sicherungsanstalt) bezahlt wird, bei der Taschengeldgewährung, für die ein 
Sozialamt zuständig ist, ärztliche Gutachten an den Sozialhilferräger und 
— wenn ja — in welchem Umfang gesandt werden dürfen. 

Hierzu stelle ich fest, daß Sozialhilfeleistungen (auch Nebenleistungen — 
hier: Barbetrag) während einer stationären Langzeittherapie in der Regel vom 
örtlichen Träger der Sozialhilfe im Namen des überörtlichen Trägers der So- 
zialhilfe gewährt werden. Diese Leistungen fallen jedoch nur dann gem. $ 100 
Abs. 1 Nr. 1 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) in die sachliche Zuständigkeit 
des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe, wenn Hilfe in besonderen Lebensla- 
gen für die in $ 39 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 genannten Personen (Geisteskran- 
ke, Personen mit einer sonstigen geistigen oder seelischen Behinderung oder 
Störung, Anfallskranke und Suchtkranke) gewährt wird. Die Zugehörigkeit 
zum vorgenannten Personenkreis kann nur mit Hilfe einer ärztlichen Stellung- 
nahme beurteilt werden. Dabei beantragt der örtliche Träger die Anerken- 
nung der sachlichen Zuständigkeit nach $ 100 Abs. 1 BSHG beim Landesso- 
zialamt Niedersachsen, das hier die Aufgaben des Landes durchführt. Das 
Landessozialamt macht die Anerkennung seiner sachlichen Zuständigkeit von 
der Vorlage einer ärztlichen Stellungnahme abhängig, aus der eindeutig das 
Vorliegen der genannten Voraussetzungen hervorgeht. Dies wird in der Regel 
durch den Arztbericht, der von den Rentenversicherungsträgern erstellt wird, 
erfüllt. Es genügt auch jede andere ärztliche Stellungnahme, die die Zugehö- 
tigkeit zum genannten Personenkreis und die Notwendigkeit der Maßnahme 
deutlich macht. 

Darüber hinaus obliegt es in erster Linie dem Hilfesuchenden, im Rahmen sei- 
ner Mitwirkungspflicht nach $ 60 ff. SGB I die erforderlichen Nachweise zu 
erbringen bzw. der Erteilung der erforderlichen Auskünfte zuzustimmen. 

Wenn sich die ärztlichen Gutachten im Rahmen des oben beschriebenen hal- 
ten und wenn eine Einverständniserklärung der oder des Hilfesuchenden sei- 
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tens des Sozialamtes vorgelegt wird, bestehen keine datenschutzrechtlichen 
Bedenken gegen die Offenbarung der entsprechenden Daten. 

20.11 Heime, Heimaufsicht 

20.11.1 Mitarbeiterlisten 

Der Betreiber eines Altersruhesitzes hat mir mitgeteilt, daß ein Landkreis von 
ihm eine Liste der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Namen, Vornamen, 
Geburtsdatum, Anschrift, Ausbildung und regelmäßiger Arbeitszeit gefordert 
hat. Nach seiner Auffassung sind diese detaillierten Daten nicht erforderlich. 

Rechtsgrundlage für dıe Anforderung von Mitarbeiterlisten ist $ 8 Abs. 1 des 
Heimgesetzes ı.d. F. vom 23 April 1990 (BGBl. IS. 764). Danach hat der 
Träger eines Heimes nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buchfüh- 
rung Aufzeichnungen über den Betrieb des Heimes zu machen, aus denen 

insbesondere ersichtlich sind: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift und 
Ausbildung der Beschäftigten, deren regelmäßige Arbeitszeit, die von ihnen 
in dem Heim ausgeübte Tätigkeit und die Dauer des Beschäftigungsverhält- 
nisses. Nach $ 8 Abs. 2 hat der Träger eınes Heimes Aufzeichnungen nach die- 
ser Vorschrift sowie sonstige Unterlagen und Belege über den Betrieb eines 
Heimes zur Einsichtnahme durch die zuständige Behörde fünf Jahre aufzube- 
wahren. Die Überwachung der Heime selbst ist in $ 9 des Heimgesetzes gere- 
gelt. 

Neben der Buchführungspflicht besteht nach den weitergehenden Landesver- 
ordnungen — für Niedersachsen $ 10 der Heimverordnung vom 3. Oktober 
1968 (Nieders. GVBl.) — die Pflicht, Aufzeichnungen zu führen. Aus den 
Aufzeichnungen müssen nach $ 10 Abs. 2 Nr. 1 Vor- und Zuname, Geburts- 
datum, Geburtsort sowie letzter Wohnort und letzte Wohnung der Heimbe- 
wohner, der Tag ihres Einzugs, ihres Auszugs oder ihres Todes sowie Name 
und Anschrift eines der nachsten Angehörigen ersichtlich sein. Nach Nr. 5 
dieser Bestimmung müssen weiter ersichtlich sein: Vor- und Zuname, Ge- 
burtsdatum, Geburtsort, Wohnort und Wohnung der ım Heim Beschäftigten 
sowıe der Ausbildungs- und Berufsweg des Pflegepersonals. 

Die Übermittlung personenbezogener Daten stellt einen Eingriff ın das 
Grundrecht auf ınformationelle Selbstbestimmung der Betroffenen dar, der 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Einwilligung der 
Betroffenen oder aber — jedenfalls in Fällen, in denen, wie bei der Heimauf- 
sicht, staatlicher Zwang ausgeübt wird — einer präzisen gesetzlichen Befug- 
nisnorm bedarf. Das Heımgesetz, das am 23. April 1990 neu gefaßt worden 
ist, enthält bereichsspezifische gesetzliche Befugnisnormen, die dem allgemeı- 
nen Datenschutzrecht vorgehen. Im Heimgesetz finden sich zahlreiche Ver- 
pflichtungen, die einer ordnungsgemäßen Heimaufsicht dienen, beispielswei- 
se die Verpflichtung, Bücher zu führen und diese zur Einsicht und Kontrolle 
bereitzuhalten. Dagegen fehlt eine gesetzliche Befugnis zur regelmäßigen 
Übermittlung von Personallisten an die Aufsichtsbehörden. 

Da eine regelmäßige Übermittlung von Personalaufstellungen an die Auf- 
sichtsbehörden sıch aus dem Heimgesetz und den einschlägigen Verordnun- 
gen nicht herleiten läßt, wäre eine entsprechende Forderung unzulässig. Da- 
gegen ist es rechtmäßig, wenn im Einzelfall zur Sicherstellung eıner sachge- 
rechten Überwachung gem. $ 9 des Heimgesetzes von den Heimaufsichtsbe- 
hörden die Vorlage entsprechender Personalaufzeichnungen gefordert wird. 
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20.11.2 Bewohnerakten und Taschengeldkonten 

Eine Bezirksregierung hat sich an mich gewandt, um grundsätzliche Probleme 
hinsichtlich der Heimaufsicht zu klären. Dabeı gıng es darum, ob bei Nach- 
schauen gem. $ 9 Heimgesetz Einsicht in die Bewohnerakten und Taschen- 
geldkonten der Heimbewohnerinnen und -bewohner genommen werden darf. 

Nach & 18 Abs. 1 Heimgesetz bestimmen die Landesregierungen die für dıe 
Durchführung des Gesetzes zuständigen Behörden. Gemäß Nr 1.2. des Be- 
schlusses des Niedersächsischen Landesministeriums über zuständige Behör- 
den nach dem Heimgesetz vom 14. Januar 1992 (Nds. MBl. $ 197) sind die 
Bezirksregierungen für Entscheidungen nach $$ 12 Satz 2, 13 und 16 Heimge- 
setz zuständig, soweit die Landkreise, die kreisfreien Städte und dıe großen 
selbständigen Städte selbst Trager des Heimes oder der Einrichtung sind. 

Die genannten Regelungen betreffen die Fälle, in denen eıne Anordnung 
nach $ 12 Satz 2 Heimgesetz zur Beseitigung einer eıngetretenen oder zur Ab- 
wendung einer drohenden Beeinträchtigung oder Gefährdnung des Wohles 
der Bewohnerinnen und Bewohner oder zur Vermeidung eines Mißverhältnis- 
ses zwischen dem Entgelt und der Leistung des Heimes erforderlich wird, nach 

$& 13 Heimgesetz dem Heimträger die weitere Beschäftigung der Leiterin bzw. 
des Leiters oder einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters wegen fehlender 
Eignung ganz oder teilweise untersagt werden muß oder eine Untersagung 
nach $ 16 Heimgesetz ausgesprochen werden soll Soweit hiernach die Bezirks- 
tegierungen für dıe Durchführung des Heimgesetzes in kommunalen Heimen 
zuständig sind, muß im Interesse der Einhaltung eınes geordneten Verwal- 
tungsverfahrens davon ausgegangen werden, daß sie auch die Befugnis zur er- 
forderlichen Sachaufklärung besitzen. Diese Rechtslage bestand ım Prinzip 
vor den genannten Zuständigkeitsregelungen ın gleicher Weise aufgrund der 
Zuständigkeitsverordnung zur Durchführung des Heımgesetzes vom 25 Juni 
1975 (Nieders. GVBl. S. 214). Unter Bezugnahme auf $ 2 Abs. 2 dieser Ver- 
ordnung hat das Niedersächsische Sozialministerum mit Erlaß vom 18 De- 
zember 1981 die Bezırkstegierungen angewiesen, auch in kommunalen Eın- 
richtungen eine regelmäßige Überwachung durchzuführen. Hıerzu ıst Bezug 
genommen worden auf den Erlaß des Niedersächsischen Sozialmınisteriums 
vom 30. September 1981, mit dem die Bezırkstegierungen sowıe das Landes- 
sozialamt Niedersachsen angewiesen worden sind, die Überwachung gem. $9 
Heımgesetz (damals noch: „Nachschau“) regelmäßig eınmal jahrlich durch- 
zuführen. 

Diese Überwachung nach & 9 Heimgesetz hat dem in $ 2 Heimgesetz genann- 
ten Geserzeszweck zu dienen, namlich dıe Interessen und Bedürfnisse der 
Heimbewohner und der Bewerber fur die Aufnahme in ein Heım vor Beein- 
trächtigung zu schützen, insbesondere die Selbstandigkeit und Selbstverant- 
wortung der Bewohner im Heim zu wahren. Dieser Schutzbereich wird ın $6 
Abs 3 Heimgesetz konkretisiert; dort sind die umfangreichen Versagungs- 
gründe für eine Erlaubnis aufgeführt Vor dem Hintergrund dieser umfassen- 
den Überwachungsaufgabe der mit der Durchführung des Heimgesetzes be- 
trauten Behörden wırd deutlich, daß diese nur bei entsprechenden umfangreı- 
chen Befugnissen ordnungsgemäß und das heißt nach dem Gesetzeszweck 
zum Schutze der Heimbewohnerinnen und -bewohner erfullt werden kann 

Ich gehe — in Übereinstimmung mit dem Niedersächsischen Sozialminıster:- 
um — davon aus, daß die mit der Durchführung der Heimaufsicht betrauten 
Behörden Einsicht in Bewohnerakten nehmen dürfen. Dieses Einsichtsrecht ıst 
auch dann nicht ausgeschlossen, wenn in derartigen Bewohnerakten reın pri- 
vate Unterlagen aufbewahrt werden sollten. Es erstreckt sich aber nicht auf sol- 
che Unterlagen. Diese müssen vielmehr vor der Einsichtnahme entnommen 
werden. Nicht durch die Heimberreuung veranlaßte persönliche Unterlagen 
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der Heimbewohnerinnen und -bewohner sind in einem von der Bewohnerakte 
getrennten Vorgang aufzubewahren. 

Ich sehe auch keine durchgreifenden Bedenken gegen eine Überprüfung der 
ordnungsgemäßen Führung der sog. Taschengeldkonten durch die Heimauf- 
sicht. Die Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Taschengeldverwaltung 
dient nach der überzeugenden Darstellung des Niedersächsischen Sozialmini- 
steriums dem Schutz der Bedürfnisse der Heimbewohnerinnen und -bewoh- 
ner, die mit dem ihnen zur Verfügung stehenden Barbetrag (Taschengeld) zu 
eınem Teil ihre wirtschaftliche Selbständigkeit ausüben können (vgl 8 2 
Heimgesetz). 

20.12  Aktenübersendung an Gerichte und Dritte 

In mehreren Petitionen wurde beanstandet, daß bei der Versendung von Ak- 
ten an Dritte (Verwaltungsgerichte, Arbeitsgericht, Sozialgerichte, andere 
Behörden) das in $ 35 SGB I normierte Sozialgeheimnis verletzt worden sei. 
Hierzu hat das Niedersächsische Sozialministerium mit Erlaß vom 12. Novem- 
ber 1991 für das Landessozialamt Niedersachsen und mit Erlaß vom 13. Fe- 
bruar 1992 für das Landesversorgungsamt Niedersachsen Regelungen getrof- 
fen. Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist positiv hervorzuheben, daß für den 
Fall der vollständigen Übersendung einer Akte an eın Gericht die schriftliche 
Einwilligung der oder des Betroffenen gefordert wırd. Schweigen wird nicht 
als Einwilligung anerkannt. 

21. Gesundheitswesen 

Nach der Koalitionsvereinbarung vom 19. Juni 1990 soll die Landesregierung 
prüfen, ob bereichsspezifische Regelungen zum Datenschutz in das Gesetz für 
den öffentlichen Gesundheitsdienst, in die Novellierung des Niedersächsi- 
schen Gesetzes über Hilfen für psychisch Kranke und Schutzmaßnahmen 
(PsychKG), in das Niedersächsische Maßregelvollzugsgesetz sowie in ein Kran- 
kenhausdatenschutzgeserz aufgenommen werden sollen oder ob eın Quer- 
schnittsgesetz zum Datenschutz im Gesundheitswesen erarbeitet werden soll. 
Ich hatte schon mehrfach auf die Notwendigkeit solcher bereichsspezifischer 
Regelungen hingewiesen (X 21.4). Schon am 15 Oktober 1987 hat der dama- 
lige Sozialminister im Niedersächsischen Landtag bekräftigt, daß „auch ın 
Niedersachsen ein Landesgesundheitsgeserz geplant“ sei (IX 21). 

Mit Hılfe des sog. Übergangsbonus lassen sich ınformationelle Eingriffe im äu- 
ßerst sensiblen Gesundheitsbereich heute schwerlich noch rechtfertigen. Die 
Übermittlung bzw. Offenbarung von dem Arztgeheimnis unterfallenden Da- 
ten ohne gesetzliche Rechtsgrundlage beinhaltet die Gefahr, daß die Mitarbeı- 
terinnen und Mitarbeiter im Gesundheitswesen sich strafbar machen. Man 
hätte aufgrund der Aussage in der Koalitionsvereinbarung vermuten können, 
daß das zuständige Sozialministerium zumindest jetzt sofort daran gehen wür- 
de, die notwendigen Gesetzgebungsvorbereitungen zu treffen. Es hätte auch 
nahegelegen, daß das Ministerium derzeit schon verabschiedete oder in der 
Verabschiedung befindliche und teilweise gut gelungene Vorschriften anderer 
Länder zur Hand nimmt, um aus diesen Vorlagen einen ersten Arbeitsentwurf 
für die notwendigen Gesetze zu erstellen. Doch weit gefehlt: Zwei Jahre nach 
der Koalitionsvereinbarung bat das Sozialministerium mich sowie einige Res- 
sorts um Mitteilung, „wo ... zur Informationsverarbeitung ein Bedarf an be- 
reichsspezifischen Datenschutzvorschriften des Landes für den Gesundheitsbe- 
reich besteht‘. 
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21l 

Obwohl es nicht zu meinen Aufgaben gehört, gesetzgeberische Initiativen zu 
ergreifen, habe ich selbstverständlich versucht, in diesem Bereich, in dem es 
entweder überhaupt noch keine oder nur eine unzureichende Gesetzesgrund- 
lage gibt, durch dıe Formulierung eigener Vorstellungen die Geserzgebungs- 
aktivitäten zu beschleunigen. 

Folgende Punkte halte ich für den gesamten Gesundheıtsbereich einer Rege- 
lung bedürftig und zugänglich: 

Das Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht bedarf einer den Erfordernissen des 
Gesundheitswesens angepaßten Regelung, die eine Einschränkung im Interes- 
se der Patientin oder des Patienten vorsehen kann (vgl $ 25 SGB X). Bei der 
Einwilligung sollte eine Vertrerungstegelung aufgenommen werden für den 
Fall, daß die Patientin oder der Patient nicht einwilligungsfahig ıst Unbe- 
dingt erforderlich ist eine Forschungsregelung, die der besonderen Sensibilitat 
der Gesundheitsdaten Rechnung trägt. Derartige besondere Anforderungen 
können sein: Leitung des Vorhabens durch einen Arzt oder eıne Ärzun, Re- 
identifizierung der anonymisierten Patientendaten nur über eıne Treuhand- 
stelle (entsprechend dem Michaclis-Modell bei Krebstegister-Projekten). 
Melde- und Protokollierungspflichten oder ein Verbot mit minısteriellem Ge- 
nehmigungsvorbehalt Die Auftragsdatenverarbeitung, dıe Mikroverfilmung 
und die Übermittlung mit Hilfe von Telefax kann nur unter Einhaltung klar 
definierter Voraussetzungen zugelassen werden. Löschungsregelungen und 
Aufbewahrungsfristeen müssen vom Gesetzgeber vorgegeben werden. 

PsychKG 

Kurz nachdem ıch meine Vorstellungen gegenüber dem Sozialminısterium 
formuliert hatte, erhielt ich von einem Institut der Universität Hannover einen 
Formulierungsvorschlag zur Änderung des PsychKG zugesandt Anläßlich 
dieses begrüßenswerten Vorschlages habe ıch meine eigenen Vorstellungen für 
eine Überarbeitung des PsychKG konkretisiert Die Notwendigkeit rechtlicher 
Änderungen ist hier besonders groß, da derzeit $6 Abs 5 PsıchKG auf das 
Polizeirecht verweist. Dieses wırd um weitgehende ınformationelle Eingriffs- 
befugnusse erweitert werden, dıe dann — der Problematik völlıg unangemes- 
sen — auch im Rahmen des PsychKG Anwendung fänden. 

Das PsychKG legt zwei unterschiedliche Zwecke fest‘ die Hilfeleistung zugun- 
sten der psychisch Kranken und Schutzmaßnahmen vor diesen Während die 
Hilfen freiwillig erfolgen, kommt den Schutzmaßnahmen Zwangscharakter 
zu. Insofern muß auch informationell eine saubere Trennung erfolgen Ande- 
renfalls könnte die Bereitschaft zur Inanspruchnahme freiwilliger Hılfen we- 
gen der Gefahr. daß die freiwilligen Angaben zur Begründung von Zwangs- 
maßnahmen, insbesondere der Unterbringung, herangezogen werden. erheb- 
lıch abnehmen Die Zweckänderung darf nur unter eng und klar definierten 
Umständen zugelassen werden. Beim Öffenbaren von Behandlungsdaten 
habe ich vorgeschlagen zu erwägen, ob nicht vollständig auf automacısıerte 

Übermittlungen verzichter werden kann. Es sollte enumeratıv aufgezählt wer- 
den, ın welchen Fällen eine Durchbrechung der ärztlichen Schweigepflicht zu- 
lässig ist Anstelle eines Verweises auf den rechtfertigenden Notstand nach 
8 34 Strafgesetzbuch würde ich einer konkreteren Formulierung. z.B. , .. zur 
Abwehr einer Gefahr für Leib und Leben‘‘, den Vorzug geben Beı der Über- 
mittlung an Verwaltungsbehörden ist zumeist nicht die Mittetlung aller Pa- 
tientendaten nötig; es reicht oft dıe Mitteilung des Befundes Daß hier nıcht 
mehr als nötig ubermittelt wird, muß gesetzlich festgelegt werden Soweit dıe 
Betroffenen ein Wıiderspruchsrecht gegen Übermittlungen hat. muß gewähr- 
leistet sein, daß eine umfassende Unterrichtung hieruber erfolgt
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21.1.1 Aufbewahrungsfristen 

Hinsichtlich der Aufbewahrungsfristen von Akten im Sozialpsychiatrıschen 
Dienst haben mich mehrere Anfragen erreicht. Hierzu habe ich festgestellt, 
daß die Aufbewahrungsfrist nach & 11 der Berufsordnung der Ärztekammer 
Niedersachsen, nach der ärztliche Aufzeichnungen 10 Jahre nach Abschluß 
der Behandlung aufzubewahren sind, soweit nicht andere gesetzliche Vor- 
schisften eine längere Aufbewahrungsfrist vorschreiben, sinngemäß anzuwen- 
den sind. Diese „10 Jahre-Frist‘“ schließt aber nıcht aus, schon vor Fristablauf 
Unterlagen zu vernichten, die zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich 
sind 

21.1.2 Waffenschein 

Eine Eingabe beschäftigte sich mit der Frage, ob im Fall der Unterbringung 
einer Person nach den Vorschriften des Nds. PsychKG automatisch eine Über- 
prüfung der betroffenen Personen im Hinblick auf den Besitz und ggf. den 
Entzug von Waffen zulässig ist. Hier gilt im Einvernehmen mit dem Nieder- 
sächsischen Innenministerium, dem Niedersächsischen Sozialministerium und 
dem Bundesminister des Innern folgendes: 

Die automatische waffenrechtliche Überprufung der betroffenen Personen ıst 
nach denselben Kriterien vorzunehmen wie die Weitergabe personenbezoge- 
ner Daten an Straßenverkehrsbehörden. Der Erlaß des Niedersächsischen Mı- 
nısteriums vom 16. Januar 1987 (Gültigkeitsliste Nr. 151/11) ıst auf dıese Fal- 
le sinngemäß anzuwenden. Eine Vergleichbarkeit der Problembereiche ist ge- 
geben Waffenrecht und Fahrerlaubnis unterliegen eınem Prüfungs- und Ge- 
nehmigungsverfahren. Die Ausübung stellt dabei durchaus eine gefahrge- 
neigte Tätigkeit dar Eine automatische Überprüfung erscheint schon deshalb 
nicht sachgerecht, weil die Zahl der untergebrachten Personen, die einen 
Waffen- und Jagdschein besitzen, deutlich geringer sein dürfte als die Zahl 
der Führerscheininhaber. Die Vorschrift des & 5 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 des Waf- 
fengesetzes, nach der die erforderliche Zuverlässigkeit in der Regel beı be- 
stimmten Personen nicht gegeben ıst, ist keine Befugnisnorm für die Über- 
mittlung dieser Daten. Demzufolge ist die Übermittlung von Daten über er- 
folgte Unterbringungen hinsichtlich der Verwaltungsbehörden auch in waf- 
fenrechtlicher Hinsicht unzulässig und die Verwertung solcher Daten unter- 
sagt. 

Nach Ansicht des Sozialministeriums ist es Aufgabe des dıe untergebrachte 
Person behandelnden Krankenhausarztes festzustellen, ob die Eignung zum 
Führen eines Fahrzeuges oder zum Besitz einer Waffe auch zukünftig gegeben 
ist. Hat die Ärztin oder der Arzt Bedenken, so sind diese der zuständigen 
Amitsätztin oder dem zuständigen Amtsarzt mitzuteilen. Von dort können 
diese Bedenken — wiederum durch $ 34 StGB gerechtfertigt — der zustandı- 
gen Behörde mitgeteilt werden. 

212 Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Immer wieder habe ich darauf hingewiesen, daß fur den öffentlichen Gesund- 
heitsdienst in Niedersachsen noch das Gesetz über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 Anwendung findet, in welchem von 
„Gesundheitspolizei“, „Erbpflege‘‘ oder „gesundheitlicher Volksbelehrung“ 

die Rede ist. Daß dieses Gesetz für die Praxis keine befriedigende Handlungs- 
grundlage darstellt, wurde mir ım Rahmen von Gesprächen und Veranstaltun- 
gen auch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Gesundheitsbereich 
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21.3 

21.4 

immer wieder vorgetragen. Diese Gespräche haben mır ein Bild davon vermit- 
telt, welche datenschurzrechtlichen Erfordernisse ein „Gesetz über den öffent- 
lichen Gesundheitsdienst“ erfüllen muß. Dazu einige wichtigen Stichworte: 

Die Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes müssen abschließend, 
differenziert und normenklar aufgeführt werden. Die Abschottung zwischen 
den Bereichen, welche verschiedene Zwecke verfolgen, von der Schulgesund- 
heitspflege ubex dıe AIDS-Beratung bis hin zu den Einstellungsuntersuchun- 
gen, muß gewährleistet sein. Bei amtsärztlichen Untersuchungen darf nur das 
Untersuchungsergebnis mitgeteilt werden. Zentralkarteien, welche zu 
Zwecken der Postverteilung, der Regelung des Besucherverkehrs und der Ak- 
tenverwaltung geführt werden, dürfen keine diagnostischen und therapeuti- 
schen Angaben enthalten. Bei zwangsweiser Erhebung, die von der Wahrneh- 
mung freiwilliger Aufgaben klar getrennt sein muß, sind der Datenkatalog 
und die weitere Verarbeitung in Verordnungen festzulegen. Schließlich bedarf 
es der Klärung, welche Informationen zu statistischen Zwecken zusammenge- 
tragen werden dürfen. 

Landeskrankenhausgesetz 

Schon vor zwei Jahren habe ıch darauf hingewiesen, daß es für Datenschutzre- 
gelungen im Krankenhausbereich eine Vietzahl von Vorlagen in anderen Län- 
dern gibt (X 24.4). Zu den von mir erwähnten Ländern Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
sind inzwischen das Saarland und Hamburg hinzugekommen. Erwähnt wer- 
den müssen außerdem entsprechende Regelungen, welche für kirchliche Kran- 
kenhäuser erlassen worden sind. Ich bin gespannt, ob es das Land Niedersach- 
sen schafft, zeitlich vor den neuen Bundesländern eın Gesetz zu erarbeiten, 
welches die Datenverarbeitung im Krankenhaus regelt. Ich habe mich mehr- 
fach bereiterklart, hierbei konstruktiv mitzuwirken. 

Fast eine Unmöglichkeit: Die Auswertung von Todesbescheinigungen 

Welche datenschutzrechtlichen Defizite im niedersachsischen Gesundheitswe- 
sen bestehen, zeigte sich anhand eines Forschungsprojektes, welches in mehre- 
ren Bundesländern, u. a. auch in Niedersachsen, durchgeführt wird. Das Pro- 
jekt wird mit öffentlichen Mitteln gefördert. Ziel ist dıe Überprüfung der 
Richtigkeit und Verläßlichkeit von Todesbescheinigungen. Ärztinnen oder 
Ärzte, z.B. aus dem Norfalldienst, im hausärztlichen Dienst oder aus einem 
Krankenhaus, welche mit Verstorbenen zu tun hatten, werden vom Gesund- 
heitsamt nochmals über Diagnose und vermutete Todesursache befragt Die 
nacherhobenen Ergebnisse werden ebenso wie die Angaben aus den Todesbe- 
scheinigungen anonymisiert und in nicht mehr personenbezogener Form an 
das private Forschungsinstitut zur Auswertung weitergeleitet. Durch das For- 
schungsprojekt sollen Erkenntnisse gewonnen werden, wie die „Relabılitat“ 
und „Validitat“ — also die Verläßlichkeit und die Aussagekraft der Todesbe- 
scheinigungen — erhöht und die Angabe falscher bzw. oberflächlich fesıge- 
stellter Todesursachen verhindert werden kann. 

Bei der datenschutzrechtlichen Überprufung dieses aus fachlicher Sicht sicher 
zu begrüßenden Vorhabens, welches bei korrekter Durchführung kaum Ge- 
fahren für das Persönlichkeitsrecht in sich birgt, zeigt es sich, daß hierfür kei- 
nerlei Rechtsgrundlage vorhanden ist. Eine Aufgaben- und Befugnisnorm fur 
dıe Gesundheitsamter besteht nicht. Auch eıne Forschungsregelung fehlt. Die 
für das NDSG geplante Regelung ermächtigt nicht zum Umgang mit den Da- 
ten Verstorbener, schon gar nicht zum Umgang mit arztlıchen Angaben.
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Anders als in Bremen, wo der Umgang mit Todesbescheinigungen vor kurzem 
in einem Gesetz über das Leichenwesen geregelt wurde, gibt es hierfür in Nie- 
dersachsen keine Ansätze. Auch die Nacherhebung bei den Hausärztinnen 
und Hausärzten sowie den Krankenhäusern ist gesetzlich nicht legitimiert. 

Mein Kollege in Nordrhein-Westfalen sah ın seinem Land keine Möglichkeit, 
das Projekt zu akzeptieren. Trotz schwerwiegender Bedenken habe ich mich 
schließlich entschlossen, die Durchführung des Forschungsvorhabens nicht zu 
beanstanden. Ich meine, die Säumigkeit des Gesetzgebers darf nicht zu Lasten 
der in Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz gewährleisteten Forschung gehen, wenn, wie 
im konkreten Fall, die Forschungseinrichtungen sich alle Mühe geben, den da- 
tenschutzrechtlichen Erfordernissen Genüge zu tun. Der Beispielsfall ist dazu 
angetan, die zuständigen Ministerien und das Parlament an ihre vom Verfas- 
sungsgericht festgestellten Aufgaben nachdrücklich zu erinnern. 

21.5 Blutspendedienst 

Schon seit 1986 beschäftige ich mich aufgrund einer Eingabe mıt dem Blut- 
spendedienst der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH). In der MHH 
wurden die Blutkonserven mıt einem Aufkleber versehen, auf dem u.a. der 
vollständige Name der Spenderin bzw. des Spenders aufgedruckt war. Im Sep- 
tember 1991 hat die MHH mitgeteilt, daß nunmehr der Spendername auf der 
Blutkonserve durch eine Zahlenidentifikation, die durch einen Barcode er- 
gänzt wird, ersetzt worden ist. Ich halte dies für eine datenschutzgerechte 
Maßnahme, die leider viel zu spät kommt. 

21.6 Gruppenbehandlung im Krankenhaus 

Ein Petent hatte sich über eine Gruppenbehandlung in einer Augenklinik be- 
schwert. Die Patienten waren gezwungen, vor den Mitpatienten ihre perso- 
nenbezogenen Daten und die Krankheitsgeschichte zu offenbaren. 

Im Anschluß an eıne Besichtigung habe ich dem Krankenhaus vorgeschlagen, 
unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes und der ärztlichen Schweige- 
pflicht eine Einwilligungserklärung der Patienten zu einer Gruppenbehand- 
lung zu entwickeln und von diesen unterschreiben zu lassen. Der Text dieser 
Einwilligungserklärung wurde inzwischen vereinbart 

Dieses Verfahren scheint mır unter datenschutzrechtlichen wıe unter Praktika- 
bilitätsgesichtspunkten eine sinnvolle Lösung zu seın. Durch bauliche Maß- 
nahmen war die Situation in dem Krankenhaus nicht zu verbessern 

21.7 Krankenhauswanderer 

Krankenhäuser haben immer wıeder mıt dem Problem der „Krankenhaus- 

wanderung“ zu tun: Personen, zumeist ohne festen Wohnsitz, melden sich 
mit einer vermeintlichen Krankheit und lassen sıch stationär aufnehmen, Kost 
und Logıs eingeschlossen. Nach zwei bis vier Tagen, nachdem sich evtl. her- 
ausgestellt hat, daß keine Behandlung notwendig und gerechtfertigt ist, ver- 

schwinden die Krankenhauswanderer wieder, um sich in einem anderen Kran- 
kenhaus unentgeltlich „eınzumieten“. 
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Die Medizinische Hochschule Hannover hat sich mit der Frage an mich ge- 
wandt, ob es zulässig sei, eine personenbezogene Datei über Krankenhaus- 
wanderer anzulegen. Bei diesem Problem sind folgende Fragen zu beantwor- 
ten: Darf das Datum „Krankenhauswanderer‘ bei Patienten, die ın der MHH 
behandelt worden sind, von dieser gespeichert werden? Darf das Datum 
„Krankenhauswanderer“ bei Patienten, die in der MHH behandelt worden 
sind, von ihr an Dritte übermittelt werden? Dürfen Patientendaten. die der 

MHH von Dritten gemeldet worden sind, von dieser gespeichert werden? 

Zu der ersten Frage ist festzustellen, daß die Speicherung des Merkmals 
„Krankenhauswanderer‘ aus meiner Sicht zur Aufgabenerfüllung erforderlich 
ist (8 9 Abs. 1 NDSG). Eine Verpflichtung, die Patienten über die Speiche- 
rung dieses Datums zu unterrichten, gibt es z. Zt. nicht. Ob die Mitteilung 
über dıe Speicherung dieses Datums an den Patienten eine präventive Wir- 
kung für das künftige Verhalten des Patienten hat, entzieht sich meiner da- 
tenschutzrechtlichen Beurteilung. Es gibt jedenfalls nach den Vorschriften des 
NDSG auch keinen Hinderungsgrund, die Patienten entsprechend zu infor- 
mieren. 

Eine bereichsspezifische Rechtsgrundlage, die eine Datenübermittlung an 
Dritte erlaubt. sche ıch z.Zt nicht. Der nıedersächsische Gesetzgeber könnte 
sie allerdings ın einem Gesundheits- oder Krankenhausgesetz schaffen. Der- 
zeit ist die Datenübermittlung in 88 10 und 11 NDSG geregelt. Die Anwen- 
dung der allgemeinen Übermittlungsvorschrift des geltenden NDSG kommt 
aber nach meınem Dafürhalten nicht in Betracht. $ 10 NDSG muß ım Lichte 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszahlungsgesetz interpre- 
tiert werden. Danach ist eine Übermittlung, die zu einer Zweckentfremdung 
führt, unzulässig, es seı denn, die Übermittlung wäre aufgrund einer Rechts- 
vorschrift vorgesehen. Sollte die Übermittlung dieser Daten (Krankenhaus- 
wanderer) unzulässig sein, so unterliegen sie einem Verwertungsverbot. 

Das Niedersächsische Sozıalministerium teilt meine Auffassung zur Frage, ob 
die Speicherung des Merkmals „Krankenhauswanderer“ aus Sicht der Kran- 
kenhäuser zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Allerdıngs bleibt die Um- 
setzung (Erfassung und Speicherung des Merkmals „Krankenhauswanderer“) 
in das Ermessen des einzelnen Krankenhauses gestellt, wobei insbesondere 
wirtschaftliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind. 

Vor einer weitergehenden bereichsspezifischen Regelung der Datenübermitt- 
lung an andere Krankenhäuser und der damıt verbundenen Verwertung in cı- 
ner Datei, die präventiv in anderen Krankenhäusern aufgefallene Kranken- 
hauswanderer registriert, wird eine Abwägung zwischen dem schützenswerten 
Recht auf informelle Eigenbestimmung und dem Abwehrinteresse des Ge- 
meinwohls bezüglich einer finanziellen Benachteiligung durch betrugerische 
Handlungen vorzunehmen sein Die Schaffung einer gesetzlichen Regelung, 
die eine Datenübermittlung an Dritte erlaubt, ist nach dem derzeitigen Stand 
im öffentlichen Gesundheitsdienst nicht vorgesehen. 

Eine AOK hat ın einer Fachzeitschrift für Krankenhäuser eine Warnung vor 
einem „Krankenhauswanderer‘‘ mit personenbezogenen Daten plaziert. Zu 
der Frage, ob dıe Veröffentlichung der Warnung vor eınem „Krankenhaus- 
wanderer‘‘ in einer Zeitschrift zulässig ist, vertrete ich gemeinsam mit dem 
Niedersächsischen Sozialminıstertum folgende Auffassung: Es steht außer Fra- 
ge, daß die Krankenkasse im Rahmen der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga- 
ben dazu befugt sein kann, personenbezogene Daten eines „Krankenhaus- 
wanderers‘ zu offenbaren. Der Umfang der preisgegebenen Daten ıst so ge- 
ting wie möglich zu halten und auf das Maß des zur Erreichung des Zieles Not- 
wendigen zu beschränken. Als rechtlich problematisch muß jedoch die Art 
und Weise der gewählten Form der Offenbarung angesehen werden. Der Ver-
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hältnismäßigkeitsgrundsatz erfordert, daß die erfolgte Durchbrechung des So- 
zialgeheimnisses unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles ange- 
messen ist. Angemessenheit bedeutet wiederum, daß die Intensität des jewei- 
ligen Eingriffs nicht größer ist, als es durch den jeweiligen Offenbarungszweck 
zu rechtfertigen wäre. Hierbei kommt etwaigen alternativen Mitteln zur Errei- 
chung des Offenbarungszwecks besondere Bedeutung zu. Dieser Grundsatz 
ist um so gewichtiger, je intensiver der mit der Offenbarung erfolgte Eingriff 
ist. Bei der Veröffentlichung von Sozialdaten in Gestalt von Anzeigen in Zeit- 
schriften handelt es sich um einen besonders intensiven Eingriff in das Sozial- 
geheimnis. Als Leitlinie für die Praxis gilt hier, sich nur wenıg vom Prinzip 
des geringstmöglichen Eingriffs zu entfernen. In die Beurteilung der Verhält- 
nismäßigkeit eines solchen Eingriffs sind auch etwaige Folgewirkungen der Of- 
fenbarung einzubeziehen. 

Die Veröffentlichung der in Rede stehenden Anzeıge in einer Krankenhaus- 
Zeitschrift grenzt den Personenkreis derer, die von ihrem Inhalt Kenntnis er- 
halten können, zwar von vornherein ein, jedoch ist m. E. in erster Linie darauf 

abzustellen, ob die Offenbarung bzw. Datenübermittlung erforderlich ist, um 
die betreffende Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können. Die Kranken- 
häusern obliegende Aufgabe der Behandlung von Patienten wird durch die 
Tatsache, daß eine geringe Anzahl von „Krankenhauswanderern‘ zu versor- 
gen ist, nicht gravierend beeinträchtigt. Materielle Schäden in begrenztem 
Umfang gefährden die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung nıcht. 

Insoweit reicht meines Erachtens & 69 Abs. 1 Nr. 1SGB X als Rechtsgrundlage 
für die Offenbarung personenbezogener Daten von „Krankenhauswande- 
tern‘ nicht aus. Vielmehr bedarf es hierzu einer gesonderten Rechtsgrund- 
lage. 

Auch eine Offenbarung gem. $ 71 Abs. 1 Nr. 1SGB X ist unzulässig. Der 
Straftatbestand des Betruges (8 263 StGB) ist in $ 138 StGB nicht genannt. 
Aufgrund der aktuellen Rechtslage kann eine Mitteilung über „Krankenhaus- 
wanderer‘‘ an andere Krankenkassen und eine Speicherung bei diesen auch 
künftig nicht erfolgen. Aufgrund der Stellungnahme des Niedersächsischen 
Sozialministeriums gehe ich davon aus, daß aus fachlicher Sicht auch kein Be- 
dürfnis für solche Unterrichtungen besteht. 

21.8 Röntgenaufnahmen 

Die Zielrichtung des $ 16 Abs. 3 der Röntgenverordnung ist es, der oder dem 
Strahlenschutzverantwortlichen und der Ärztin bzw. dem Arzt Vorschläge zur 
Verringerung der Strahlenexposition zu machen Die Röntgenaufnahmen 
werden von der Ärztin bzw. dem Arzt an die Zahnärzte- bzw. Ärztekammer 
gegeben. Auf den Aufnahmen befindet sich auch der Name der Patientin 
bzw. des Patienten. Ich bin der Auffassung, daß beı der Übersendung von 
Röntgenaufnahmen nur der Monat der Fertigung der Röntgenaufnahmen, das 
Geschlecht der Patienten und das Alter nach Dekade anzugeben ist. Dies habe 
ich den zuständigen Stellen mitgeteilt. 

21.9 Bundesseuchengesetz 

Eine Stadt hat bei mir angefragt, ob die Auffassung zutreffend sei, daß Kin- 
dergartenleiterinnen verpflichtet seien, Namen und Adressen krankheitsver- 
dächtiger Personen dem Gesundheitsamt mitzuteilen, oder ob es austeiche., 
anonyme Meldungen an das Gesundheitsamt zu geben. 
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22. 

22.1 

22.2 

Hierzu stelle ich fest, daß das Bundesseuchengesetz grundsätzlich nur die na- 
mentliche Meldung kennt. Das gilt sowohl für die Meldepflichten nach 8 3 ff. 
als auch nach $ 48 Abs. 2 Bundesseuchengesetz. Ausgenommen ist lediglich 
die Berichtspflicht nach der Laborberichtsverordnung für HIV-Befunde, die 
ausdrücklich für anonym erklärt worden ist. Zweck der namentlichen Melde- 
pflicht ist es, das Gesundheitsamt in den Stand zu setzen, beim Auftreten 
übertragbarer Krankheiten sofort das Nötige zu veranlassen. Dies muß ohne 
zeitliche Verzögerung geschehen, um gef. einem epidemischen Ausbreiten 
durch geeignete Maßnahmen rechtzeitig zuvorzukommen. Gerade in Kinder- 
heimen, Kindergärten u.ä. Einrichtungen ist eine Verbreitungsgefahr von 
übertragbaren Krankheiten besonders hoch Es gäbe wenig Sınn und würde 
zu unvertrerbaren Verzögerungen führen, wenn der Kindergartenleitung le- 
diglich eine anonyme Meldepflicht zugestanden würde. Das Gesundheitsamt 
müßte dann die erforderlichen personenbezogenen Daten durch eigene Er- 
mittlungen erheben. Nach dem Wortlaut des $ 48 Abs. 2 Bundesseuchen- 
gesetz wird eine eigenständige Meldepflicht für die Leiterinnen dieser Einrich- 
tung statuiert, die im Hinblick auf den wichtigen Zeıtfaktor, „unbeschadet 

der Meldepflicht anderer Personen nach $ 4“ gilt 

Kinder- und Jugendhilfe 

Jugendgerichtshilfe 

8 62 Abs. 2 und 3 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes — KIHG — (SGB 
VIII) regeln, daß die Datenerhebung — von den gesetzlich vorgesehenen Aus- 
nahmefällen abgesehen — grundsätzlich beı den Betroffenen erfolgen muß. 

Die Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesjugendbehörden vertritt die Auf- 
fassung, daß diese Regelungen in vollem Umfang auch für die Jugendgerichts- 
hilfe (JGH) gelten müssen. Das heißt, die JGH darf personenbezogene Daten, 
die sie in ihrem Bericht verwertet, grundsätzlich — vorbehaltlich des $ 62 
Abs. 3 Nr. 3 KIJHG — nur beim Betroffenen erheben Mit seiner Einwilligung 
können Daten auch beı Dritten erhoben werden. Diese Auslegung soll im 
Rahmen der Reform des Jugendgerichtshilfegesetzes (JGG) klargestellt 
werden. 

Vorschlagsliste für die Bestellung als Vormünder oder Pfleger 

Eine Gemeinde hatte einem Landkreis eine Vorschlagsliste für die Bestellung 
als Vormünder und Pfleger (seit 1. Januar 1992 Betreuer) übersandt, weshalb 
sich ein Petent beschwerte. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht beurteilt sich die Sachlage wıe folgt. Auf- 
grund des $ 1849 BGB in Verbindung mit 8 50 KJHG und $& 1897 BGB be- 
steht für das Jugendamt die Verpflichtung, dem Vormundschaftsgericht Per- 
sonen vorzuschlagen, die geeignet und in der Lage sind, eine Pflegschaft oder 
Vormundschaft für Erwachsene zu führen Rechtsgrundlage für Auskünfte aus 
dem Melderegister ist das Niedersächsische Meldegesetz (NMG). Die Über- 
mittlung an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen ist in & 29 
NMG geregelt. Bei dem hier zu beurteilenden Sachverhalt ist eine Übermitt- 
lung nach & 29 NMG unter folgenden Voraussetzungen zulässig: Bei der 
Übermittlung der Daten ıst & 10 Abs. 1 Satz 1 NDSG zu beachten. Werden 
Daten für eine Personengruppe listenmäßig oder in zusammengefaßter Form 
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übermittelt, dürfen für dıe Zusammensetzung der Personengruppe nur die in 
8 29 Abs. 1 Satz 1 genannten Daten zugrunde gelegt werden. Nach $ 10 
Abs. 1 Satz 1, 2. Alt. NDSG ist die Übermittlung personenbezogener Daten 
zulässig, wenn sie zur rechtmäßıgen Erfüllung der ın der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist. Die von der Gemeinde über- 
mittelten Daten überschritten den Rahmen des $ 29 Abs. I NMG nicht. Dar- 
über hinaus hat die Gemeinde die Auswahl der Personen automatisch durch 
die Datenverarbeitung mittels eines Zufallsgenerators vorgenommen. Ich hal- 
te daher die Übermittlung von Daten aus dem Melderegister für den beschrie- 
benen Zweck im Rahmen des $ 29 Abs. 1 NMG für zulässig. 

22.3 Fragen an Unterhaltsverpflichtete 

Mir wurde ein Fragebogen eines Landkreises für Unterhaltspflichtige vorge- 
legt, verbunden mit der Frage nach der Erforderlichkeit der darin abgefragten 
Angaben und nach dem Umfang der vorzulegenden Bescheinigungen. 

Rechtsgrundlage für die Datenerhebung ist & 1605 BGB. Hier ist die Vorlage 
von Belegen, insbesondere Bescheinigungen des Arbeitgebers, geregelt. Ich 
halte die Vorlage von beglaubigten Fotokopien der Gehaltsabrechnung für 
ausreichend. Nur im Einzelfall kann es m. E. seitens des Jugendamtes erfor- 
derlich sein, eine Bescheinigung des Arbeitgebers zu fordern. Diese Bescheinı- 
gung sollte dann von den Unterhaltspflichtigen beigebracht werden. Eine 
Auskunft des Finanzamtes ist ebenfalls nur ım Ausnahmefall erforderlich. Es 
reicht in vielen Fällen aus, wenn die Unterhaltspflichtigen selbst die Steuerbe- 
scheide einreichen. 

22.4 Weitergabe von Kindergarten-Anmeldedaten 

Vielfach wird von Kommunen verlangt, daß die einzelnen Kındergartenträger 
die jährlich neu aufgenommenen Kınder und die „Wartelistenkinder“ na- 
mentlich mit Geburtsdatum und Adresse übermitteln. Begründer wird dies 
mit der gesetzlichen Verpflichtung nach dem KJHG zur Kındergartenbe- 
darfsplanung. Von Interesse sind insbesondere die „Wartelistenkinder‘‘, weil 
die Erziehungsberechtigten ihre Kinder oftmals in mehreren Kindergärten an- 
melden. 

Bei der Anforderung der Anmeldedaten von Kindern aus Kındertagesstarten 
handelt es sich um eine Datenerhebung seitens der Kommune. Gemäß $ 62 
Abs. 2 KJHG sind die Daten bei den Betroffenen zu erheben. Betroffene sind 
hier die Erziehungsberechtigten, die ihr Kınd angemeldet haben. Ohne Mit- 
wirkung der Betroffenen dürfen personenbezogene Daten nur unter den Vor- 
aussetzungen des $ 62 Abs. 3 KJHG erhoben werden. Diese Ausnahmebe- 
stimmungen sind hier nicht erfüllt. 

Zum anderen handelt es sich um eıne Übermittlung (Offenbarung) der Daten 
der Betroffenen durch die Kindertagesstätten an die Kommune. Hierfür gılt 
bei kirchlichen Kindergärten kirchliches Datenschutzrecht, bei freien Trägern 
das Bundesdatenschutzgesetz. Das kirchliche Datenschutzrecht orientiert sich 
weitgehend am allgemeinen staatlichen Datenschutzrecht. Nach dem Bundes- 
datenschutzgesetz (8 28 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) wäre eine Übermittlung nur 
zulässig, wenn keın Grund zu der Annahme bestünde, daß der Betroffene ein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluß der Übermittlung hätte. Ein 
schutzwürdiges Interesse könnte darin bestchen, daß Erziehungsberechtigte 
ıhr Kind bewußt in kırchlichen oder freien Kindertagesstatten angemeldet ha- 
ben und nicht wünschen, daß ihre Anmeldung an die Kommune übermittelt
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22.5 

wird. Jedenfalls ist im Einzelfall von der Kindertagesstätte festzustellen, ob 
ein schutzwürdiges Interesse der Übermittlung entgegensteht. Das heißt, 
letztlich ist eine Übermittlung der Daten nur bei Vorlage einer schriftlichen 
Einverständniserklärung unproblematisch. 

Auf meinen Vorschlag hin beabsichtigt das Niedersächsische Kultusministeri- 
um, den vorgelegten Gesetzentwurf über Tageseinrichtungen für Kinder um 
eıne entsprechende Regelung zu ergänzen. Hiernach soll $ 13 Abs. 1 folgende 
Ergänzung erfahren: „Das Jugendamt kann zur Ermittlung des Bedarfs von 
den Trägern der Tageseintichtungen für Kinder Angaben über die Anzahl der 
genehmigten Plätze, Umfang des Betreuungsangebots, Name, Anschrift und 
Alter der Kinder, die zur Aufnahme in der Einrichtung angemeldet wurden, 
verlangen.“ 

Ich könnte mir vorstellen, daß für die Zukunft die Kindertagesstätten hiervon 
ın Kenntnis gesetzt werden und darauf hingewiesen wird, daß bei der Anmel- 
dung der Kinder eine Einverstandniserklärung von den Erziehungsberechtig- 
ten einzuholen ist, die die Kindertagesstätten dann zu der Übermittlung der 
entsprechenden Daten berechtigt. 

Unterbringungsgesuche für Behinderte 

Jugendämter haben häufig die Aufgaben der Betreuungsbehörde nach dem 
Betreuungsgesetz auch für erwachsene Behinderte wahrzunehmen. In diesem 
Rahmen schreiben sıe gleichzeitig, um diesen Personenkreis unterzubringen, 
gleichzeitig eıne Vielzahl von möglichen Betreuungseinrichtungen an. Hier- 
bei werden nıcht nur die personenbezogenen Daten der Behinderten, sondern 
auch ärztliche Stellungnahmen bzw. Entwicklungsberichte übersandt. 

Ich bin der Auffassung, daß dieses Verfahren ın aller Regel ın anonymer Form 
durchgeführt werden sollte. Das Niedersächsische Kultusministerium hat 
mittlerweile ım Mitteilungsblatt der Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter ei- 
nen entsprechenden Hinweis veröffentlichen lassen. Der veroffentlichte Text 
lautet wie folgt: 

„Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und des Landes Niedersachsen ha- 
ben sich aus verschiedenen Anlässen mıt der Verfahrensweise vieler Jugendäm- 
ter beı der Suche nach eınem geeigneten Heim oder einer geeigneten Pflegefa- 
milie für einen jungen Menschen befaßt. Verbreitet ist die Praxis, eine Be- 
schreibung des jungen Menschen und seiner Probleme zu verfassen — teilwei- 
se in Fragebogenform, teilweise als ‚Kinderbogen‘ oder ähnlich bezeichnet — 
und an mehrere, mitunter viele in Frage kommende Einrichtungen oder Per- 
sonen zu versenden. 

Für die Beurteilung der datenschutzrechtlichen Zulässigkeit dieses Verfahrens 
ist& 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X maßgeblich. Die Offenbarung personenbezogene 
Daten ist danach zulässig, soweit sie für die Erfüllung einer gesetzlichen Auf- 
gabe nach dem Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Nach diesem Maßstab ist das 
Verfahren nicht grundsätzlich zu beanstanden, weıl ein gleıch effektives Ver- 
fahren, eine geeignete Unterbringungsmöglichkeit zu suchen, nicht ersicht- 
lich ist. Es muß aber sorgfältig bedacht werden, dabei dem Datenschutz so 
weit wie möglich Rechnung zu tragen. Insbesondere sollte nach Auffassung 
der Datenschutzbeauftragten — und auch des Bundesministeriums für Fami- 
lie und Jugend — die Darstellung anonym gehalten werden, also die Namen 
des Kindes und seiner Angehörigen, evtl. auch des Herkunftsortes, der Schule 
etc. nicht genannt werden. In der Regel kann das Ziel einer solchen Umfrage 
auch so erreicht werden.“ 
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Ich begrüße diese klarstellende Regelung. Außer Frage steht, daß das Jugend- 
amt seine gesetzlichen Aufgaben erfüllen können muß. Wenn es unter den 
besonderen Umständen des Einzelfalles unerläßlich ist, den Namen des jun- 
gen Menschen zu nennen, vielleicht sogar ihn der Einrichtung vorzustellen, 
steht der Datenschutz dem nicht entgegen. 

22.6 Sexueller Mißbrauch von Kindern 

Ein Landkreis fragte an, ob Kindertagesstätten befugt sind, einen Verdacht, 
daß ein Kind sexuell mißbraucht oder körperlich oder seelisch mißhandelt 
wird, an das Jugendamt oder an eine Einrichtung zu übermitteln, die das 
Kind ebenfalls betreut oder es künftig betreuen wird. 

Die Frage ist hinsichtlich der Kindertagesstätten datenschurzrechtlich rele- 
vant. Kommunale Kindertagesstätten sind Teil eines Sozialleistungsträgers; an 
diese rıchten sich die Vorschriften über den Schutz des Sozialgeheimnisses un- 
mittelbar (vgl. 8 35 i.V.m. $ 12 SGB I). Kindertagesstätten freier Träger sind 
zwar nicht unmittelbar Adressaten des Sozialdatenschutzrechts, müssen nach 
8 61 Abs. 3 KJHG aber „den Schutz personenbezogener Daten in entspre- 
chender Weise gewährleisten“. 

Die datenschutzrechtliche Relevanz für Kindertagesstätten ergıbt sich weiter 
daraus, daß die Beobachtungen an einem Kind, die einen entsprechenden 
Verdacht begründen, personenbezogene Daten sind und die Übermittlung an 
das Jugendamt oder an eine andere Einrichtung eine Offenbarung im Sinne 
der 88 35 SGB I, 67 ff. SGB X darstellt. 

Die Weitergabe ıst gem. $ 69 Abs. 1 Satz 1Nr. 1 SGB X datenschutzrechtlich 
legitimiert, wenn sıe für die Erfüllung der eigenen gesetzlichen Aufgaben der 
Kindertagesstätte erforderlich ist. Eine Legitimation durch Einwilligung der 
Betroffenen (8 67 SGB X) hingegen scheidet in den hier erörterten Fällen 
meist aus, zumal meist auch die Eltern oft nıcht nur Betroffene, sondern „An- 
geschuldigte“ sind und selbst einwilligen müßten. 

Zu den gesetzlichen Aufgaben einer Kindertagesstätte gehört es auch, den Ur- 
sachen von ernsthaften Leiden oder Verletzungen beim Kind nachzugehen, 
die außerhalb der Kindertagesstätte liegen, wenn anzunehmen ist, daß die EI- 
tern oder andere Stellen dies nicht ausreichend tun. 

Die Weitergabe personenbezogener Daten ıst zur Erfüllung dieser Aufgabe er- 
forderlich, wenn die Kindertagesstätte nicht selbst in der Lage ist, die notwen- 
digen Hilfen zu leisten, und angenommen werden kann. daß der Empfänger 
der Information dazu in der Lage ist. Die notwendige Hilfe wird nach Lage 
der Dinge ın erster Linie ın eıner Beratung und Unterstützung der Familie des 
Kindes bestehen ($ 27 KJHG). Dieses Leistungsangebot knüpft an die bei 
dem Kind beobachteten Leiden und Verletzungen an, deren Ursachen besei- 
tigt werden müssen. Es setzt eine Aufklärung des entstandenen Verdachts ei- 
ner strafbaren Handlung nicht voraus; vielmehr ist es eın Teil der Hilfe, mög- 
lichst gemeinsam mit den Eltern dıe Ursachen festzustellen. Dabei müssen ın 
der Regel außer einem möglichen sexuellen Mißbrauch auch andere denkbare 
Ursachen in Erwägung gezogen werden, da die festgestellten Symptome zu- 
meist nicht eindeutig auf eine Ursache hinweisen. Zur notwendigen Hilfe 
können ggf. auch vormundschaftsgerichtliche Maßnahmen und eine Tren- 
nung des Kindes von den Eltern gehören. 

Wenn Hinweise vorliegen, daß ein Kınd in seiner Familie geschädigt wird, 
müssen die Bediensteten der Kindertagesstatte prüfen, ob sie Hilfe für das 
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23. 

24. 

24.1 

Kind für notwendig halten und, wenn ja, ob sie selbst — etwa durch ein Ge- 
spräch mit den Eltern — das Nötige tun können. Wenn dies ihre Möglichkei- 
ten übersteigt, ist eine Weitergabe der Daten — an das Jugendamt oder an 
eine andere entsprechende Einrichtung — zulässig. 

Die Weitergabe an eine weiterbetreuende Einrichtung kann vor allem in Be- 
tracht kommen, wenn die Kindertagesstätte es für notwendig hält, die Auffäl- 
ligkeiten bei dem Kind noch länger zu beobachten. Das gilt beim Verdacht 
von Mißbrauch, Mißhandlung und Vernachlässigung gleichermaßen. 

Kulturgut- und Denkmalschutz 

Die Besitzerin eines Baudenikmals führte Beschwerde u. a. darüber, daß der 
ehrenamtliche Beauftragte für die Denkmalpflege die bei der Unteren Denk- 
malschutzbehörde für das Objekt geführten Bauakten nach Hause zugesandt 
bekam. Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur ver- 
ttitt hierzu die Auffassung, daß für die Aufgabenerledigung des Beauftragten 
für die Denkmalpflege nach $ 22 des Niedersächsischen Denkmalschutzgeset- 
zes ein unmittelbarer Zugriff auf Verwaltungsvorgänge nicht erforderlich ist. 
Ich habe daraufhin dem Landkreis mitgeteilt, daß ich die Aktenübersendung 
für datenschutzrechtlich unzulässig ansehe. Mit ihr wurden dem Beauftragten 
für die Denkmalpflege personenbezogene Daten übermittelt, die er für dıe 
Wahrnehmung seiner Aufgabe nicht benötigte. 

Forschung 

Keine datenschutzrechtlichen Unbedenklıichkeitserklärungen 

Wie in den vergangenen Berichtszeiträumen wurde mir auch in den letzten 
zwei Jahren eine Vielzahl von Forschungsvorhaben mit der Bitte vorgelegt, 
hierzu eine datenschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung abzuge- 
ben. Ich habe in jedem Fall anhand der mir verfügbaren Unterlagen eıne da- 
tenschutzrechtliche Bewertung durchgeführt. Ich mußte aber immer wieder 
darauf hinweisen, daß ich für derartige „Unbedenklichkeitsbescheinigun- 
gen“, mit denen die Auskunftsbereitschaft gegenüber dem jeweiligen For- 
schungsteam erhöht werden soll, nicht zuständig bin. Ich kann die Projekte 
auch nicht dauernd darenschutzrechtlich begleiten, so daß es vorkommen 
mag, daß sich ein Forschungsteam nicht an meine datenschutzrechtlichen For- 
derungen hält. Ebenso ist es möglich, daß bei der konkreten Durchführung 
Datenschutzverstöße erfolgen, welche bei der Projektierung nıcht vorherseh- 
bar waren. 

Soweit mit einem wissenschaftlichen Vorhaben, beı welchem personenbezoge- 
ne Daten erhoben und verarbeitet werden, öffentliche Stellen berührt sind, 
bin nicht ich für die datenschutzgerechte Planung und Durchführung verant- 
wortlich, sondern die forschende Stelle bzw. das jeweils zuständige Ressort. So 
ist beispielsweise für die Klärung rechtlicher Fragen bei der Einholung von 
Auskünften aus dem Melderegister — einer oft verwendeten Datenquelle bei 
Fotschungsprojekten — das Niedersächsische Innenministerium der erste An- 
sprechpartner. Das jeweilige Ressort har bei seiner Prüfung auch dıe Belange 
des Datenschutzes mitzuberücksichtigen. Selbstverständlich bin ıch gerne be- 
teit, insoweit ergänzend Hilfestellung zu leisten. 
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24.2 Auswertung der Akten von Sexualstraftätern 

Das Niedersächsische Sozialministerium hat mich um datenschutzrechtliche 
Prüfung eines Forschungsprojektes der Georg-August-Universität Göttingen 
über verurteilte erwachsene Sexualstraftäter zur Frage ihrer sexuellen Auffäl- 
ligkeit im Kindes- und Jugendalter gebeten. 

Im Rahmen der Untersuchung sollen äußerst sensitive Fragen aus dem Intim- 
bereich der Gefangenen gestellt werden. Solche Befragungen stoßen erfah- 
rungsgemäß (vgl. AIDS-Befragung in den niedersächsischen Vollzugsanstal- 
ten) nıcht nur auf Widerstand der Betroffenen, sondern lösen auch Kritik und 
Angriffe von Verbänden oder Organisationen aus, sobald auch nur im gering- 
sten Zweifel an einem datenschutzkonformen Vorgehen bestehen. 

Bedeutsam war, daß das Projekt auf freiwilliger Teilnahme basiert. Ich habe 

darauf hingewiesen, daß die Zustellung des Hinweısblattes über das Projekt 
an eıne bestimmte Auswahl von Strafgefangenen (‚die wegen Verstößen ge- 
gen die sexuelle Selbstbestimmung in einer forensisch-psychiatrischen Abtei- 
lung behandelt werden‘) über die Leitung bzw die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dieser Abteilungen die Akzeptanz der Probanden beeinträchtigen 
könnte. Daher habe ich empfohlen, schon im Hınweisblatt auf den Weg der 
Verteilung näher einzugehen und vor allem deutlich zum Ausdruck zu brin- 
gen, daß der Forschungsgruppe zum Zeitpunkt der Verteilung des Hinweis- 
blattes keine der Personen bekannt ist, die das Hinweisblatt erhalten, und daß 
seitens der Anstaltsleıtung, Abteilungsleitung usw. keinerlei Druck auf Teıl- 
nahme an der Befragung ausgeübt werden darf. 

Außerdem habe ich angeregt, bereits im Hinweisblatt festzulegen, daß perso- 
nenidentifizierende Angaben zwar bei der Befragung erhoben werden — was 
mit Einwilligung der Betroffenen auch zulässig ist —, daß die Angaben jedoch 
unverzüglich in den Computer eingegeben und dabeı sämtliche Personenbe- 
züge fortgelassen sowie die personenbezogenen Erhebungsbogen vernichtet 
werden. Soweit eine personenbezogene Durchfuhrung (z.B. zur Ermögli- 
chung späterer fortführender Interviews) beabsichtigt ist, muß auch dies, ver- 
bunden mit einem Hinweis auf die entsprechenden datenschutzrechtlichen 
Schutzvorkehrungen, bereits im Hinweisblatt mitgeteilt werden. Ich habe ge- 
beten, die vorgenannten Schutzvorkehrungen bzw. die Selbstverpflichtung 
zur unverzüglichen Löschung aller Personenbezüge ın dıe Projektbeschrei- 
bung aufzunehmen. Darüber hinaus war im Hinweisblatt aufzunehmen, daß 
die erhobenen Daten ausschließlich zur Durchführung dieses Forschungspro- 
jekts benutzt und für keinen anderen Zweck verwendet werden Auch sollten 
die Datenschutzvorkehrungen in der Prokjektbeschreibung detailliert festge- 
halten werden. 

Meine nach Vorlage aller Unterlagen gestellte Frage, ob es nicht möglich oder 
gar sinnvoll ist, ganz auf eine personenbezogene Erhebung zu verzichten, so 
daß für die freiwilligen Teilnehmer absolute Anonymität gewährleistet ıst, 
wurde von der Universitat Göttingen wie folgt beantwortet: 

„Es werden lediglich die Namen derjenigen, die sich freiwillig zu der Untersu- 
chung bereiterklärt haben, zur Verabredung des Untersuchungstermines be- 
nötigt. Die von den Probanden auszufüllende Einverständniserklarung zu der 
Untersuchung soll gesondert aufbewahrt werden. Name, Vorname und An- 
schrift werden nicht mehr auf der Anleitung und Dokumentation zum struk- 
turierten Interview aufgeführt. Auf den einzelnen Anleitungen und Doku- 
mentationen zum strukturierten Interview wird lediglich eine laufende Num- 
mer aufgeführt. Solange noch dıe Informationen von den Probanden selber 
oder die Befundberichte von den Probanden erwartet werden, sollen auf einer 
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gesonderten Liste Namen und Kontrollnummern notiert werden — diese Liste 
wird, sobald die betreffende Erhebung abgeschlossen ist, vernichtet werden.“ 

Mit diesem Verfahren habe ıch mich einverstanden erklärt. 

24.3 Fall-Kontroll-Studie Leukämie Münchehagen 

Das Niedersächsische Sozialministerium hat das Bremer Institut für Präven- 
tionsforschung und Sozialmedizin (BIPS) beauftragt, eine Inzidenz-Studie zur 
Erfassung der Häufigkeit von Erkrankungen an Leukämie und Malignen Lym- 
phomen ın den Landkreisen Nienburg und Schaumburg-Lippe durchzufüh- 
ren Hintergrund der Beauftragung waren Hinweise auf eine Häufung derarti- 
ger Erkrankungen in der weiteren Umgebung der Sonderabfalldeponie Mün- 
chehagen. Wegen der gesundheits- und umweltpolitischen Sensibilität des 
Untersuchungsvorhabens hat sich das Sozialministerium frühzeitig mit mir in 
Verbindung gesetzt 

Meine Prüfung hat ergeben, daß den Belangen des Datenschutzes beı der 
Durchführung des Projektes Rechnung getragen wird. Die bisherigen Ergeb- 
nisse der Inzidenz-Studie für dıe Landkreise Nienburg und Schaumburg-Lip- 
pe haben nachdrücklich den gesundheitspolitischen Handlungsbedarf doku- 
mentiert. Im Rahmen der Erhebung für die Inzidenz-Studie sind Daten von 
570 Personen (davon 250 Leukamie-Erkrankungen) angefallen. 

Im einer zweiten Phase des Projektes soll nunmehr eine Kontrollstudie durch- 
geführt werden, für deren Durchführung Kontakte geknüpft werden müssen 

a) zu den Betroffenen (Kranken), 
b) zu den Angehörigen der inzwischen verstorbenen Kranken sowie 
c) zu Vergleichspersonen aus der „übrigen Bevölkerung“ 

Die Kontaktaufnahme zu den betroffenen Patienten über die Krankenhäuser 
bzw. über die Arztpraxen erschien problemlos. Die Ärzte in den betroffenen 
Kliniken bzw. die behandelnden niedergelassenen Ärzte sollten vom BIPS 
vorgefertigte Informationsschreiben erhalten; dementsprechend sollten die 
Patientinnen und Patienten mit ihrer Einwilligung befragt werden. 

Zu klären war die Übermittlung der Vergleichspersonen über eine Gruppen- 
auskunft nach dem Melderecht. Dabei war zu beachten, daß das BIPS ein 
unselbständiges Institut des Bremer Vereins für wissenschaftliche Forschung 
und damit eine privatrechtliche Einrichtung ist. Auch die Kontaktaufnahme 
zu den Angehörigen der verstorbenen Patienten war nicht problemlos. Zu den 
beiden letztgenannten Punkten habe ich im einzelnen wie folgt Stellung be- 
zogen: 

Die Beschaffung der Angaben zu den Vergleichspersonen soll über das Melde- 
register durch das Gesundheitsamt erfolgen. In Niedersachsen besteht fur das 
Gesundheitswesen bisher keine gesetzliche Grundlage, so daß es auch an eıner 
gesetzlichen Befugnisnorm zur Datenerhebung mangelt. Als Befugnisnorm 
für die Übermittlung von Meldedaten an das Gesundheitsamt kommt $ 29 
NMG in Frage, wonach u.a. Name, Anschrift, Geburtstag und Geschlecht li- 
stenmäßig nach Maßgabe des $ 10 Abs. 1 Satz 1 NDSG an andere Behörden 
übermittelt werden dürfen. Die Notwendigkeit der Meldedaten zur rechtmä- 
Rıgen Erfüllung der in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben 
wird unterstellt 
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Eine Melderegisterauskunft direkt an das BIPS zur Feststellung von Vergleichs- 
personen als Gruppenauskunft wäre nach $ 33 Abs. 3 NMG zulässig, soweit 
dies im öffentlichen Interesse liegt. Vom Vorliegen eines solchen öffentlichen 
Interesses kann bei dem Forschungsvorhaben ausgegangen werden. Als Such- 
kriterien sind Alter und Geschlecht zugelassen. Mitgeteilt werden dürfen 
u.a., wie geplant, Name und Adresse. Auch bei einer einengenden Ausle- 
gung des Begriffs ‚öffentliches Interesse‘ in $ 33 Abs. 3 NMG durch das zu- 
sätzliche Erfordernis der Abwägung mit den Belangen des Betroffenen dürfte 
wohl von einer zulässigen Übermittlung der Meldedaten an das BIPS ausge- 
gangen werden. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist die Kontaktaufnahme mit den Vergleichs- 
personen durch das Gesundheitsamt der durch das BIPS vorzuziehen. Die 
Kontaktaufnahme zu Angehörigen verstorbener Patienten dutch den ehemali- 
gen behandelnden Arzt bzw. die Klinik ist datenschurzrechtlich problemlos 
möglich. Daten Verstorbener fallen nicht unter das Darenschutzrecht. Ge- 
schützt bleiben jedoch die Daten der Angehörigen. Über den allgemeinen 
Datenschutz hinausgehend ıst das Arztgeheimnis, welches nach dem Tod des 
Betroffenen weitergilt (vgl. $ 203 Abs. 4 StGB) Das Arztgeheimnis zwischen 
behandelndem Arzt und Patienten gilt auch gegenüber den Angehörigen die- 
ses Patienten. Es stellt jedoch keine Verletzung des vertrauensvollen Arzt-Pa- 
tienten-Verhältnisses dar, wenn nach dem Tod die Angehörigen ohne Willen 
des Patienten unterrichtet oder auch aus Gründen einer wissenschaftlichen 
Untersuchung angesprochen werden. 

Für bedenklich halte ich die Feststellung der Adressen der Angehörigen ver- 
storbener Patienten mıt Hilfe der Todesbescheinigungen der Gesundheitsäm- 
ter und die Abfrage der Meldedaten hierzu. Diese Todesbescheinigungen ha- 
ben ausschließlich den Zweck der Todesfeststellung, nicht aber den der Identi- 
fizierung von Angehörigen (8 1 ff. des Gesetzes über das Leichenwesen). Auf 
den Todesbescheinigungen sind die Namen der Angehörigen regelmäßig 
nicht vermerkt (Nds. MBl. 1990, S. 546). Eine gesetzliche Grundlage für die 
Verwendung der unter Umständen auf der Todesbescheinigung vorhandenen 
Angaben über die Angehörigen besteht nıcht. Sollten sich die Angaben über 
Angehörige aus anderen Unterlagen der Gesundheitsämter ergeben, so wäre 
auch deren Verwendung problematisch, da damit eine Zweckänderung der 
Daten verbunden wäre, für welche keine Rechtsgrundlage besteht (vgl 21.4) 

24.4 Muttermilchuntersuchung 

Die Abteilung Epidemiologie und Sozialmedizin der Medizinischen Hoch- 
schule Hannover (MHH) hat mich über einen geplanten Modellversuch zur Er- 
richtung und Erprobung regionaler Beobachtungspraxen zwecks Erhebung 
umweltbezogener Gesundhettsstörungen unterrichtet. Im Forschungsvorha- 
ben Morbus sollte eine Erhebung der Schadstoffbelastung in der Muttermilch 
erstgebärender Frauen durchgeführt werden. Durch niedergelassene Kinder- 
ärzte sollten insgesamt 200 stiliende erstgebärende Frauen angesprochen und 
um ihre Mitarbeit gebeten werden. Die Teilnehmerinnen wurden durch ein 
von der MHH konzipiertes Informationsblatt über das Forschungsprojekt in- 
formiert Darin wurde im einzelnen dargestellt, für welche Zwecke die erho- 
benen Daten verwendet werden. Die Teilnahme war freiwillig — eıne entspre- 
chende Einverständniserklärung wurde zur Unterzeichnung vorgelegt. Die 
Auswertung selbst erfolgt anonym. Die behandelnden Ärzte werden in die 
Lage versetzt, ihre Patientinnen über die Ergebnisse der Untersuchung zu un- 
terrichten. Nur dem Arzt selbst sind Name und Adresse der Teilnehmerinnen 
bekannt 
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24.5 

25. 

25.1 

Die Beschreibung der Untersuchungskonzeption zeigt, daß Forschungsprojek- 
te bei entsprechendem Willen datenschutzgerecht durchgeführt werden kön- 
nen, ohne daß es zwischen dem Grundrecht der Forschungsfreiheit und dem 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung zu unauflösbaren Konflik- 
ten kommen müßte. 

Erbgesundheitspflege als Forschungsthema 

Ein niedersächsischer Landkreis fragte an, wie die beantragte Einsichtnahme 
in Sterilisierungsakten aus der Zeit des Nationalsozialismus zu Forschungs- 
zwecken datenschutzrechtlich zu beurteilen ist. Es handelte sich dabei um Ak- 
ten eines Erbgesundheitsgerichtes, die vom Gesundheitsamt des Landkreises 
verwaltet werden. Das Forschungsvorhaben sollte der Aufklärung nationalso- 
zialistischer Gewaltmaßnahmen gegen Heimbewohnerinnen und -bewohner 
einer Anstalt für Behinderte dienen und wurde von einem Angehörigen einer 
Kommission für kirchliche Zeitgeschichte durchgeführt. 

Da nach der bisherigen Rechtslage keine bereichsspezifische gesetzliche Rege- 
lung für dıe Übermittlung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken 
besteht, kommt grundsätzlich nur eıne Datenverarbeitung mit vorheriger Ein- 
willigung der Betroffenen in Frage. Dies wäre jedoch im konkreten Fall auf 
faktische Grenzen gestoßen, da die Personen bereits verstorben oder sehr alt 
sind und in letzterem Fall sicherlich auch die Ermittlung des Aufenthaltes 
nicht ohne Schwierigkeiten möglıch war. 

Der Entwurf eines neuen Niedersächsischen Datenschutzgesetzes beinhaltet in 
8 25 eine Forschungsklausel, die im wesentlichen folgenden Inhalt har 

— Zweckbindung für das einzelne Forschungsvorhaben, 
— frühestmögliche Anonymisierung, 
— keine Veröffentlichung von Namen bzw. nur bei Personen der Zeitge- 

schichte, 
— strenge Erforderlichkeitsprufung, 
— Erfordernis eines eindeutig überwiegenden Forschungsinteresses gegenüber 

dem privaten Geheimschurzinteresse. 

Ich meine, daß trotz der bisherigen gesetzgeberischen Untätigkeit Forschungs- 
projekte nicht verhindert werden sollten, bei denen ein datenschutzkonformes 
Verfahren gewählt wird. Trotz Fehlens einer gültigen Eingriffsgrundlage neh- 
me ich daher schon jetzt dıe geplante Forschungsklausel des NDSG-E zur 
Grundlage meiner datenschutzrechtlichen Bewertung. Im beschriebenen Fall 
war eine Zustimmung zur Akteneinsicht seitens des Landkreises vertretbar. 
Dabei mufte allerdings sichergestellt sein, daß nur der Forscher selbst die Ak- 
ten für den bestimmten Zweck verarbeitet und aus den Veröffentlichungen 
keine Rückschlüsse auf einzelne Personen möglich sind 

Hochschulen 

Hochschulgesetz 

Anfang 1992 leitete mır das Ministerium für Wissenschaft und Kultur den Re- 
ferentenentwurf für eın Fünftes Gesetz zur Änderung des Niedersachsischen 
Hochschulgesetzes (NHG) mıt der Bitte um Stellungnahme zu. Dieser Ent- 
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wurf sieht unter anderem eine Überarbeitung der datenschutzrechtlichen Vor- 
schriften im NHG vor. Der Entwurf wurde inzwischen dem Landtag zur Be- 
schlußfassung zugeleitet (LT-Drs 12/3810). Nach intensiver Erörterung der 
Regelungen konnten einige wesentliche datenschutzrechtliche Verbesserun- 
gen gegenüber dem ursprünglichen Entwurf erreicht werden. Nicht durchset- 
zen konnte ich mich bei der Verarbeitungsgeneralklausel des $ 44 a Abs 1, 
welche die Zwecke der Daten über nicht-bedienstete Hochschulangehönge, 
also insbesondere Studierende, sehr weit faßt. 

Massive Bedenken harte ich zunächst gegenüber einer neuen Regelung, die 
pauschal die Erhebung und Verwendung von Daten zur Beurteilung (Evalua- 
tion) der Bewerbungssituation, der Lehr- und Forschungstätigkeit, des Stu- 
dienangebots sowie des Ablaufs von Studium und Prüfungen zuließ. Als Be- 
gründung für die Regelung wurde vom Ministerium angegeben, die Daten 
würden gebraucht, um die Ursachen für ein ineffektives Studienangebot und 
für dıe teilweise sehr lange Studiendauer ausfindig zu machen. Es wurde versi- 
chert, daß aus den Ergebnissen der durchgeführten Evaluationen ausschließ- 
lich organisatorische und in keinem Fall personelle Konsequenzen gezogen 
werden sollten. Durch folgende Regelungen soll nun Datenschutzverstößen 
vorgebeugt werden: 

— Der Kreis der Betroffenen wırd auf Hochschulangehörige beschränkt 
— In einer Hochschulsatzung sind bei nicht-freiwilliger Datenerhebung zu re- 

geln: Inhalt und Umfang einer eventuellen Auskunftspflicht, Zweck der 
Evaluation, Erhebungsmerkmale und Erhebungsverfahren. 

— Durch Aufnahme eines Zweckentfremdungsverbots und einer frühestmög- 
lichen Anonymisierungspflicht soll ausgeschlossen werden, daß die Unter- 
suchungsergebnisse zu konkreten personellen Maßnahmen und zu Eingrif- 
fen in die Lehr- und Forschungstatigkeit verwendet werden. 

— Die hochschulinterne Transparenz der Evaluationen ıst durch den Erlaß der 
Satzung sowie durch eıne Pflicht zur Rechenschaftslegung gesichert. 

Es wird sıch erweisen, ob diese Regelung, die datenschutzrechtlich zwischen 
den Regelungen zur Organisationskontrolle, zur Hochschulstatistik und zur 
Forschung steht, praktikabel ist. 

Mit meiner Forderung, die Nutzung privater PC für dienstliche Zwecke einzu- 
schränken, stieß ich in bezug auf die Verarbeitung von Hochschuldazen auf 
Verständnis: Datenverarbeitung nach dem NHG soll künftig nur auf Daten- 
verarbeitungsanlagen der Hochschulen erfolgen. Davon unberührt bleibt dıe 
Notwendigkeit einer generellen Regelung, welche auch die Verarbeitung von 
Studentendaten durch das Lehrpersonal erfaßt. 

25.2 Übermittlung von Studentendaten an eine Kommunalverwaltung 

Eine Stadt ist an eine Hochschule mit der Bitte herangetreten, ihr dıe Namen 
und Adressen der ımmatrikulierten Studentinnen und Studenten zu überlas- 
sen. Dies wurde damit begrundet, daß die Studierenden sich nach den Vor- 
schriften des Melderechts mit Hauptwohnsitz in der Stadt anmelden müßten, 
dies aber in vielen Fällen nicht tun würden. Durch die Unvollständigkeit ihrer 
Einwohnermeldekartei würde der Stadt ein Einnahmeausfall im Rahmen des 
kommunalen Finanzausgleichs entstehen. Die Hochschule hat die Daten der 
Studierenden mit dem Hinweis auf datenschutzrechtliche Bedenken nicht 
herausgegeben Beıde Dienststellen haben mich eingeschaltet. 

8 44 a NHG sıeht keine Datenübermittlung an andere Stellen vor. Eine ent- 
sprechende Regelung sollte nach dem Willen des Gesetzgebers auch nicht ge- 
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26. 

wroffen werden. Wie aus dem schriftlichen Bericht zur Änderung des NHG 
vom 26. April 1989 (LT-Drs 11/3780) hervorgeht, „soll nach Ansicht des Wis- 
senschaftsausschusses zunächst der Erlaß eines datenschutzrechtlichen Quer- 
schnittsgesetzes abgewartet werden, um überflüssige Normierung zu vermei- 
den und um feststellen zu können, ob und ggf. inwieweit neben dem künfti- 
gen allgemeinen Datenschutzrecht überhaupt noch ein Bedarf für eine hoch- 
schulspezifische Regelung zu diesem Thema besteht.‘ Nach Erörterung der 
Problematik mit dem Niedersächsischen Innenministerium habe ich der Stadt 
mitgeteilt, daß ich die Bedenken der Hochschule hinsichtlich der Weitergabe 
der Daten der Studierenden für den angestrebten Zweck teile. Die Übermit- 
tlung von Daten aus dem Immatrikulationsregister würde im Ergebnis eine 
Art Konttoll- oder Vergleichsmitteilung darstellen, die die Meldebehörde in 
die Lage versetzen soll zu überprüfen, ob die Studentinnen und Studenten die 
ihnen nach dem Niedersächsischen Meldegesetz obliegenden Verpflichtungen 
ordnungsgemäß erfüllt haben. Hierfür enthält das Melderecht keine Rechts- 
grundlage. 

Zwar hat nach & 13 NMG der Meldepflichtige im Einzelfall die zur Führung 
des Melderegisters erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Eine Datenerhebung 
von Dritten, um die es sich hıer handeln würde, sieht das Melderecht in die- 
sem Zusammenhang aber nur fur den Wohnungsgeber und seine Beauftrag- 
ten bzw. (bei Binnenschiffern und Seeleuten) für Schiffseigner und Reeder vor 
(8 13 Abs. 3 NMG). Die hier ın Rede stehende Erhebung/Übermittlung per- 
sonenbezogener Daten zu Kontrollzwecken ist im Gesetz nicht vorgesehen. 
Die nach $ 40 NMG im Anschluß an die Neuregelung des Hauptwohnungsbe- 
griffs mögliche generelle Überprüfung von Meldefällen zur Berichtigung des 
Melderegisters hat der Gesetzgeber nur für eine befristete Zeit zugelassen. 

Angesichts der bereichsspezifischen datenschutzrechtlichen Vorschriften über 
die Erhebung/Übermittlung von personenbezogenen Daten im NMG kann 
ein Rückgriff auf das Niedersächsische Datenschutzgesetz nicht erfolgen. Die 
Übermittlung von Daten aus dem Immatrikulationstegister ist damit unzuläs- 
sig. 

Aus verwaltungspraktischer Sicht kam nach meiner Auffassung in Betracht, 
daß die Stadt der Hochschule vorgefertigte Schreiben an die Studierenden zur 
Verfügung stellt und diese die Verteilung/ Versendung an die bei ihr einge- 
schriebenen Studentinnen und Studenten übernimmt. Da auf diese Weise 
weder eine Datenerhebung durch die Stadt noch eine Datenübermittlung an 
sie erfolgt, wäre ein solches Verfahren aus Datenschutzgründen nicht zu bean- 
standen. 

Niedersächsische Landesbibliothek 

Ein Benutzer der Niedersächsischen Landesbibliothek in Hannover teilte mir 
mit, daß dort bei seiner Anmeldung die Nummer seines Petsonalausweises re- 
gistriert worden ist. Sein Hinweis, daß diese Vorgehensweise in anderen öf- 
fentlichen Einrichtungen nıcht mehr praktiziert werde, veranlaßte das Perso- 
nal nicht zu einer anderen Vorgehensweise. 

In ihrer Stellungnahme hat die Leitung der Landesbibliothek darauf hingewie- 
sen, daß die Erhebung von Personaldaten der Benutzerinnen und Benutzer 
entsprechend der für die Einrichtung maßgeblichen Benutzungsordnung vom 
6. November 1975 (Nds. MBl. $. 1708) i.d. F. vom 5. Juli 1978 (Nds. MBl. 
$. 995) erfolgt. Danach hat sıch die Antragstellerin oder der Antragsteller 
durch einen amtlichen Ausweis mit Lichtbild auszuweisen. Die Feststellung 
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der persönlichen Identität und der Anschriften der Benutzerin oder des Be- 
nutzers wird für unentbehrlich gehalten, insbesondere um Mahnungen zuzu- 
stellen und Rückgabeansprüche geltend zu machen. Wie weiter ausgeführt, 
habe die Nummer des Personalausweises bei Nachfragen bei den Einwohner- 
meldeämtern die relativ häufig notwendige Ermittlung neuer Anschriften er- 
leichtert. 

Dennoch war dıe Leitung der Landesbibliothek sofort bereit, für die Zukunft 
(ab 15. Juli 1991) auf die Registrierung der Personalausweisnummer der Be- 
nutzer zu verzichten. Ich habe die Hoffnung, daß dieses Beispiel — sofern in 
anderen öffentlichen Einrichtungen noch erforderlich — Schule macht. 

27. Schulen 

27.1 Schulgesetz 

Die von mir seit langem geforderte bereichsspezifische landesgeserzliche 
Grundlage (vgl. X 27) für Eingriffe in das informationelle Selbstbestim- 
mungsrecht von Schülerinnen sowie Schülern und Erziehungsberechtigten hat 
das Niedersächsische Kultusministerium nunmehr mit dem Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes (LT-Drs 
12/3300) vorgelegt. Die erste Beratung hat in der Plenarsitzung des Nieder- 
sachsischen Landtages am 18. Juni 1992 stattgefunden Der Entwurf sieht fol- 
gende Regelungen vor: 

„g 20 b — Verarbeitung personenbezogener Daten — 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten die Bestimmungen 
des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes, soweit sich aus den Absätzen 2 
und 3 nichts anderes ergibt. 
(2) Schulen, Schulbehörden, Schulträger, Schülervertretungen und Elternver- 
werungen dürfen personenbezogene Daten der Schülerinnen und Schüler und 
ihrer Erziehungsberechtigten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung des 
Erziehungs- und Bildungsauftrages und der Fürsorgeaufgaben erforderlich ist: 
das gilt auch für Gesundheitsämter, soweit sie Aufgaben nach den 88 40 und 
41 wahrnehmen, und für Träger der Schülerbeförderung, soweit sie Aufgaben 
nach & 94 wahrnehmen. 

(3) Das Recht auf Auskunft, Einsicht in Unterlagen, Berichtigung, Sperrung 
oder Loschung von Daten wird für minderjährige Schulerinnen und Schüler 
durch deren Erziehungsberechtigte ausgeübt. Die Einsicht in Unterlagen kann 
eingeschränkt oder versagt werden, soweıt es zum Schutze Dritter erforderlich 
ist. 
(4) Das Kultusministerium wırd ermachtigt, durch Verordnung zu regeln. 
welche personenbezogenen Daten der Schülerinnen und Schuler und ihrer Er- 
zıchungsberechtigten von der Schule für Verwaltungsaufgaben verarbeitet 
und beım Übergang ın eine andere Schule übermittelt werden dürfen.“ 

Ein erster Entwurf einer Verordnung gemäß $ 20 b Abs. 4 liegt mir mittlerweı- 
le vor. Über diesen Entwurf wird noch intensiv zu diskutieren sein. 

Insgesamt kann ıch feststellen, daß dıe vorgeschene bereichsspezifische Rege- 
lung zu einer Verbesserung des Datenschutzes in den Schulen beitragen wırd. 
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27.2 

Das Problem der Verarbeitung personenbezogener Daten auf privaten Rech- 
nern von Lehrkräften wird bei der Beratung in den Ausschüssen des Nieder- 
sächsischen Landtages noch näher zu erörtern sein. Ich halte es für erforder- 
lich, eine Verordnungsermächtigung hierzu in & 20 b aufzunehmen. 

Schulgesundheitspflege 

Darüber hinaus halte ich die Aufnahme von konkreten Bestimmungen zur 
Schulgesundheitspflege in das Schulgesetz für dringend erforderlich. Die bis- 
herigen und geplanten Regelungen reichen nicht aus Dies gilt auch für den 
Schulpsychologischen Dienst. Ich bin mir zwar bewußt, daß Vorschriften zur 
Schulgesundheitspflege auch in ein Gesundheitsgesetz aufgenommen werden 
konnten. Da aber für mich zur Zeıt nicht erkennbar ist, daß ein solches Gesetz 
noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird (vgl. 21.2), halte ich die 
Aufnahme von entsprechenden Bestimmungen in das Niedersächsische Schul- 
gesetz für angebracht. 

Ich habe dem Kultusministerrum und dem Sozialministerium vorgeschlagen, 
folgende Geserzesbestimmungen in das Niedersächsische Schulgesetz aufzu- 
nehmen: 

„(1) Im Rahmen der Schulgesundheitspflege sind Schülerinnen und Schüler 
zur Teilnahme an den ärztlichen Untersuchungen zur Feststellung der Schul- 
fähigkeit sowie vor Aufnahme in ein Berufsgrundbildungsjahr verpflichter. 
Zur Schulgesundheitspflege gehören auch Folgeuntersuchungen sowie Maß- 
nahmen der Schulzahnpflege. Die Teilnahme an diesen Maßnahmen ist frei- 
willig. 
(2) Den Erziehungsberechtigten oder den volljährigen Schulerinnen und 
Schülern ist Gelegenheit zur Besprechung der Ergebnisse und zur Einsichtnah- 
me in die Unterlagen zu geben. Die Einsicht in Akten soll durch einen Arzt 
vermittelt werden, soweit zu befürchten ist, daß diese den Beteiligten einen 
unverhältnismäßigen Nachteil, insbesondere an der Gesundheit, zufügen 
würde. 
(3) Die Gesundheitsämter teilen der zuständigen Stelle nur die für deren Ent- 
scheidungen oder Maßnahmen erforderlichen Untersuchungsergebnisse mit. 
Wird das Gesundheitsamt nicht aufgrund besonderer gesetzlicher Vorschrif- 
ten zur Vorbereitung schulischer Entscheidungen tätig, so bedarf die Unter- 
tichtung der zuständigen Stelle der Einwilligung der volljährıgen Schülerin 
bzw. des volljährigen Schülers oder der Erziehungsberechtigten. Dies gilt 
nicht, soweit dıes zur Durchführung von gesundheitssichernden Maßnahmen 
im überwiegenden Interesse des Wohls der minderjährigen Schulerinnen bzw. 
Schüler erforderlich ist. Medizinische und psychologische Befunde dürfen 
nicht durch automatisierte Verfahren übermittelt werden. 
(4) Das Sozıalministerium regelt durch Verordnung, welche petsonenbezoge- 
ne Daten für Zwecke der Schulgesundheitspflege verarbeitet werden dürfen 

Das Sozialministerium hat signalisiert, daß es dıesen Vorschlag mit einigen 
kleinen Modifikationen dem Kultusminısterium zur Aufnahme in das Schul- 
gesetz empfiehlt. 

Darüber hinaus sollte $ 40 Abs. 5 des Niedersächsischen Schulgesetzes hin- 
sichtlich der Bestimmungen über den Schulpsychologischen Dienst wıe folgt 
geändert werden: 

„Det Schulpsychologische Dienst teilt der zuständigen Stelle nur die fur deren 
Entscheidung oder Maßnahmen erforderlichen Untetsuchungsergebnisse mit. 
Eine Datenübermittlung bedarf des schriftlichen Einverständnisses der voll- 
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jährıgen Schülerin bzw. des volljährigen Schülers oder der Erzıehungsberech- 
tigten. Dies gilt nicht, soweit dies im Interesse des Wohls der minderjährigen 
Schülerin bzw. des minderjährigen Schülers erforderlich ist.“ 

27.3 Lernmittelfreiheit 

Eine Vielzahl von Anfragen beschäftigte sich mit dem Niedersächsischen Ge- 
setz über Lernmittelfreiheit vom 24. April 1991 (Nieders. GVBl. $ 174), der 
Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen Gesetzes über Lernmit- 
telfreiheit vom 14. Mai 1991 (SVBl. S. 142) und dem Erlaß des Niedersächsi- 
schen Kultusministeriums vom 14. Mai 1991 zur Durchführung des Nieder- 
sächsischen Gesetzes über Lernmittelfreiheit und der Verordnung über Lern- 
mittelfret im Schuljahr 1991/92 (SVBl. S. 144). 

In dem Erlaß ist u. a. vorgesehen, daß die Schülerinnen und Schüler in einem 
vorgeschriebenen Stempelaufdruck (für jedes Schulbuch) ihren Namen einzu- 
tragen haben. Das heißt, daß für mehrere Jahre erkennbar ist, wer dieses Buch 
benutzt hat. Eine Alternative wäre, nur die Inventarnummer des Buches zu 
vermerken. Aus einer korrespondierenden Liste ließe sich im Einzelfall der 
Name der Nutzerin bzw. des Nutzers feststellen. 

Das Niedersächsische Kultusministerium hat hierzu mitgeteilt, daß nicht vor- 
ausgeseızt werden kann, daß sich jede Schülerin bzw. jeder Schüler die Inven- 
tarnummern ihrer bzw. seiner Bücher merkt, und daß ein Verbot individueller 
Kennzeichnung eingehalten wird. Zur Vermeidung von Verwechselungen ist 
für die Zeit, in der das Buch der Schülerin bzw. dem Schüler zur Leihe überge- 
ben wırd, der Vermerk des Namens und der Klasse sinnvoll. 

Um jedoch dem Gedanken des Datenschutzes Rechnung zu tragen, zieht das 
Kultusministerrum eine wirkungsvolle und praktikable Form der Anonymisie- 
rung in Erwagung: 

1. Die Inventarnummer wird wie bisher als dauerhafte Kennzeichnung in den 
Stempeleindruck eingetragen. 

2. Die Angabe des Namens und der Klasse erfolgt auf Klebeetiketten, die beı 
Rückgabe des Buches wieder entfernt werden. 

3. Auf die Eintragung des Ausgabe- und Rückgabedatums wırd an dieser Stel- 
le verzichtet, da ein Vermerk daruber im Lernmittelleihschein erfolgt. 

Eine entsprechende Regelung wird zusammen mit den Durchführungsbestim- 
mungen für das Schuljahr 1992/93 veröffentlicht. Ich habe unter datenschutz- 
rechtlichen Gesichtspunkten keine Bedenken gegen dieses Verfahren. 

27.4 Förderunterricht 

Ein Petent hat mır mitgeteilt, daß in der von seinem Kind besuchten Grund- 
schule die Namen der Kinder, die am Förderunterricht teilnehmen, fur jeden 

sichtbar an die Tafel geschrieben werden. Diese Auflistung bleibt ganzjahrıg 
an der Tafel und kann an Elternabenden, Elternsprechtagen und anderen Ver- 
anstaltungen mit den Eltern von diesen eingesehen werden. 

Diese listenmäßige Aufzählung von Schülerinnen und Schülern fällt zwar 
nicht unter die Bestimmungen des gegenwärtig geltenden NDSG. Gleichwohl 

gebiciet das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, die für die Verar- 
eitung von personenbezogenen Daten ın Dateien geltenden Grundsatze 

164



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

27.5 

27.6 

auch auf personenbezogene Informationen außerhalb von Dateien anzuwen- 
den. Hiernach sind personenbezogene Informationen so aufzubewahren, daß 
niemand unbefugt Einsicht nehmen kann. 

Das eingangs geschilderte Verfahren trägt dieser Schutzabsicht — auch nach 
Meinung des Niedersächsischen Kultusministeriums — nicht Rechnung. Das 
Fachressort hält zudem eine Veröffentlichung in dieser Form auch für pädago- 
gisch fragwürdig. 

Suchtprävention und Verhalten bei Drogenproblemen an nıedersächsischen 
Schulen 

Durch Gemeinsamen Runderlaß des Kultusministeriurns, des Soztalministeri- 
ums, des Innenministeriums und des Justizministeriums vom 26. Mai 1992 
(SVBI. S. 201) ist mit Zustimmung des Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz hinsichtlich der Bestimmungen über das Verhalten bei Suchtmittel- 
mißbrauch von Schülerinnen und Schülern die Suchtprävention und das Ver- 
halten bei Drogenproblemen an niedersächsischen Schulen geregelt worden. 

Wenn der begrundete Verdacht besteht, daß eine Schülerin oder ein Schüler 
legale Drogen mißbraucht, illegale Drogen konsumiert oder an einer stoffun- 
gebundenen Suchtform leidet, hat die Lehrkraft die Schulleitung über diesen 
Verdacht und die geplanten und eingeleiteten pädagogischen Hilfen zu unter- 
richten. Davon kann im Einzelfall abgesehen werden, insbesondere, wenn sich 

die Schülerin oder der Schüler offenbart und um Verschwiegenheit bittet. 

Handelt es sich um minderjährige Schülerinnen oder Schüler, ist grundsätz- 
lich mit den Erziehungsberechtigten zusammenzuarbeiten. Wenn es dem 
Wohle des Kindes dient, kann zunächst davon abgesehen werden, die Erzie- 
hungsberechtigten zu informieren. Bei allen Entscheidungen gılt, daß päd- 
agogische Maßnahmen der Lehrkräfte im Vordergrund stehen sollen. Ermitt- 
lungen mit strafrechtlicher Zielsetzung sind nicht Aufgabe der Schule. 

Zusammenarbeıt zwischen Kindergarten und Grundschule 

Nach dem Erlaß des Niedersächsischen Kultusministeriums vom 27. Septem- 
ber 1979 „Empfehlung zur Zusammenarbeit von Kindergarten und Grund- 
schule“ (SVBI. 5. 291) sollen Kindergarten und Grundschule eng zusammen- 
arbeiten. Wörtlich heißt es unter Ziffer 1.: „Dies erfordert eine enge Zusam- 
menarbeit beider Institutionen, ıhrer Erzieher und Lehrer sowie der Erzie- 
hungsberechtigten‘“ Ziffer 3. betont, daß „die Zusammenarbeit nur dann auf 
Dauer wirksam werden kann, wenn sie von den Eltern mitgetragen wird. Des- 
halb ist bei allen konkreten Maßnahmen der Kooperation für dıe Beteiligung 
der Erziehungsberechtigten Sorge zu tragen.“ 

Als Beispiel für eine Zusammenarbeit ist in diesem Erlaß des Kultusmunisteri- 
ums unter Ziffer 2.6 ausgeführt: 

„Fragen der Einschulung: 
z.B. Informationen über Anmeldung, amtsärztliche Untersuchung, Feststel- 
lung der Schulfähigkeit, Einschulungsgottesdienst, Vorschläge für die Klas- 
senzusammensetzung; Einzelberatung von Eltern (z.B. vorzeitige Einschu- 
lung, Zurückstellung mit Empfehlung besonderer Hilfe). 
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Das Niedersächsische Kultusministerrum hat mir zugestimmt, daß der Erlaß 
bei allen konkreten Maßnahmen im Rahmen der Kooperation zwischen Kin- 
dergarten und Grundschule die Beteiligung der Erziehungsberechtigten ver- 
langt. Im Widerspruch dazu steht in einigen Fällen das Verhalten von Kinder- 
gärten. In einem Fall sind z. B. die Erziehungsberechtigten noch nicht einmal 
darüber unterrichtet worden, daß der Kindergarten in einem Beobachtungs- 
bogen eine — im einzelnen begründete — Empfehlung abgegeben hat, ein 
sogenanntes „Kann-Kind“ nicht einzuschulen 

Datenschutzrechtlich wäre diese Datenübermittlung nach noch geltendem 
Recht — auch ohne Zustimmung der Erziehungsberechtigten — nur zulässig, 
wenn sie zur Wahrnehmung der Aufgaben der aufnehmenden Schule erfor- 
derlich wäre. Aus fachlicher Sicht ist aber eine solche Datenübermittlung ohne 
Zustimmung der Erziehungsberechtigten nicht erwünscht, wie sich aus dem 
zitierten Erlaß ergibt. 

Ich bin gemeinsam mit dem Niedersächsischen Kultusministerium der Auffas- 
sung, daß eine Datenübermittlung vom Kindergarten an die Grundschule nur 
mit Zustimmung der Erziehungsberechtuigten zulässig ist. Das Niedersächsi- 
sche Kultusministerium hat deshalb mit Erlaß vom 6. August 1992 (SVBI. 
5.253) die Ziffer 3 des Erlasses um eine entsprechende Aussage ergänzt. 

27.7 Bedarfsermittlung für die Einrichtung von Schulen 

Mehrere Eingaben beschäftigten sich mit der Zulässigkeit der von Kommunen 
vorgenommenen Bedarfsermittlung zur Einrichtung von Gesamtschulen, von 
vollen Halbtagsschulen und Schulen mıt ganztägiger Betreuung von Kindern 

Zur Einrichtung von Gesamtschulen ist festzustellen, daß die Schultrager nach 
8 86 des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) berechtigt sind, Gesamt- 
schulen zu errichten, soweit hierfür aufgrund von Schülerzahlen und des In- 
teresses von Schülerinnen und Schülern oder Erziehungsberechtigten ein be- 
sonderes Bedürfnis besteht. Zur Feststellung eines solchen Bedürfnisses ist es 
erforderlich, daß die Erziehungsberechtigten einer hinreichenden Zahl von 
Kindern für eine solche Schule ein konkretes Interesse bekunden. In diesem 
Zusammenhang ist es unbedenklich, wenn Erziehungsberechtigte von Schüle- 
rinnen und Schülern, die sich an einer allgemeinen Fragebogenaktion über die 
Schulen — aus welchen Gründen auch immer — nicht oder nicht rechtzeitig 
beteiligt haben, gezielt angeschrieben und nochmals um eıne konkrete Äuße- 
rung gebeten werden. Es gibt jedoch keine Rechtsverpflichtung, sich an einer 
solchen Umfrage zu beteiligen. Bedarfsermittlungen zur Einrichtung von vol- 
len Halbtagsschulen und Schulen mit ganztägiger Betreuung der Kinder sind 
ebenfalls zulässig. Rechtsgrundlage ist $ 18 Abs. 2 des NSchG, wonach die 
Kommunen verpflichtet sınd, Schulentwicklungspläne aufzustellen. 

Bei all dıesen Fragebogenaktionen sollte jedoch in den Fragebogen ein Hin- 
weis auf die Freiwilligkeit aufgenommen werden. Das Aufbringen von Schul- 
stempeln sollte unterbleiben. Zulässig ıst jedoch die Kennzeichnung der Fra- 
gebogen nach Schulbezirken. 

27.8 Verarbeitung von Schülerdaten auf privaten Rechnern 

Ich habe bereits unter X 27.5 festgestellt, daß für das Betreiben eines privaten 
Rechners ein vorgeschriebenes Genehmigungsverfahren festgelegt worden ist. 
Lehrkräfte, die auf einem privaten Rechner personenbezogene Daten von 
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27.10 

Schülerinnen und Schülern verarbeiten wollen, bedürfen dazu der schriftli- 
chen Genehmigung der Schulleitung. Eine Kopie des genehmigten Antrages 
leitet die Schule auf dem Dienstwege über das Kultusministerium dem Lan- 
desbeauftragten für den Datenschutz zu. Aus den bei mir eingegangenen Ko- 
pien schließe ich, daß das Verfahren nicht überall bekannt ist, anderenfalls 
müßte nach meiner Einschätzung die Anzahl der Meldungen deutlich höher 
liegen. Ich habe das Niedersächsische Kultusministerium darauf aufmerksam 
gemacht, daß es den Schulen nochmals mitteilt, daß diese Meldungen vorge- 
schrieben sind (vgl. 4.4, 4.6.14). 

Nach dem Erlaß des Kultusministeriums vom 30. August 1990 (SVBl. S. 350) 
nehmen dıe Lehrkräfte im Rahmen einer Verpflichtungserklärung davon 
Kenntnis, daß sie mit einer datenschutzrechtlichen Überprüfung durch mich 
rechnen müssen. 1992 habe ich die bei mir gemeldeten Lehrer-PC von zwei 

Schulen überprüft. Die Akzeptanz bei den Lehrern war insgesamt positiv. Zu 
bemängeln hatte ıch überwiegend einen fehlenden Paßwortschutz sowie die 
unsichere Lagerung der Datenträger. Weitere Prüfungen in diesem Bereich 
sind geplant. 

EDV-gestützte Stunden- und Vertretungsplanerstellung auf privaten Rech- 
nern 

Eine Eingabe befaßte sich mit der Frage, ob ein stellvertretender Schulleiter 

einen Vertretungsplan oder einen Stundenplan mit seinem privaten Rechner 
im häuslichen Arbeitszimmer erstellen darf. Hierzu stelle ich fest, daß das 
Niedersächsische Kultusministerrum in seinem Erlaß vom 30. August 1990 
(SVBl. $. 350) unter Ziffer 1.3 die Verarbeitung personenbezogener Daten 
von Lehrkräften auf privaten Rechnern untersagt hat. Auch die Angaben über 
Lehrkräfte, die in ein Programm zur Erstellung eines Stundenplans oder eines 
Vertretungsplans eingegeben werden, sind personenbezogene Daten. Wie 
sıch aus 0. g. Erlaß eindeutig ergibt, kann die Verwendung privater Rechner 
zur Erledigung dienstlicher Aufgaben wegen der damit verbundenen daten- 
schutzrechtlichen Rısiken nur ın Ausnahmefällen und nur mit Einschränkun- 
gen zugelassen werden. Diese Ausnahmen und Einschränkungen sind ab- 
schließend geregelt, so daß dıe Verarbeitung personenbezogener Daten der 
Lehrkräfte auf privaten Rechnern unabhängig von eıner eventuellen Zustim- 
mung der Betroffenen ausgeschlossen ist. 

Übersicht über die Entlastungsstunden an den Personalrat 

Ein Petent hat angefragt, ob es zulässıg sei, daß dıe Schulleitung dem Perso- 
nalrat eine namentliche Übersicht der den einzelnen Lehrkräften gewährten 
Entlastungsstunden zur Verfügung stellt, aus der auch die Berechnungs- bzw. 
Rechtsgrundlage hervorgehen. Insbesondere ging es um Entlastungsstunden 
für besondere unterrichtliche und Verwaltungsbelastungen wegen Schwerbe- 
hinderung, Fachleitertätigkeit, Koordinationstätigkeit und Erreichen eıner be- 
stimmten Altersgrenze. 

Die Datenübermittlung richtet sich gemäß $ 7 Abs. 2 NDSG nach $ 24 BDSG 
in der Fassung vorn 27. Januar 1977. Da der in dieser Vorschrift genannte Da- 
tenrahmen überschritten wird, wäre eine Datenübermittlung an den Personal- 
tat nur unter den in $ 24 Abs. 1 BDSG genannten Voraussetzungen zulässig, 
also zur Wahrung eines berechtigen Interesses, wenn schutzwürdige Belange 
der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Über die Grundsätze fur Stun- 
denanrtechnungen auf dıe Unterrichtsverpflichtungen der Lehrerinnen und 
Lehrer beschließt dıe Gesamtkonferenz. Die von der Gesamtkonferenz be- 
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schlossenen Grundsätze sind jedoch keine „Bestimmung“ im Sinne des & 67 
Abs. 1 Nr. 2 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes. Hiervon wer- 
den Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften sowie Tarifverträge und 
Dienstvereinbarungen erfaßt, nicht aber Beschlüsse eines Gremiums innerhalb 
eıner Dienststelle. Im übrigen ist für die Ausführung der Beschlüsse der Ge- 
samtkonferenz die Schulleiterin bzw. der Schulleiter verantwortlich. 

Es gehört eındeutig nicht zum Aufgabenbereich des Petsonalrats einer Schule, 
die Ausführung der Beschlüsse der Gesamtkonferenz zu überwachen. An- 
haltspunkte für eine derartige Kontrollfunktion des Personalrates ergeben sich 
weder aus dem Niedersächsischen Personalvertretungsgesetz noch aus dem 
Niedersächsischen Schulgesetz. Darüber hinaus gibt es jedoch Entlastungs- 
stunden, die aufgrund von Bestimmungen im Sinne des 8 67 Abs. 1 Nr. 2 des 
Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes gewährt werden (Altersgrenze, 
Schwerbehinderung). Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge- 
richts zu & 68 Abs. 2 Satz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes steht der 
Personalvertretung kein allumfassendes Informationsrecht zu, um eine allge- 
meine Kontrolle der Tätigkeit der Dienststelle vorzunehmen (vgl. auch den 
Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. August 1990, NJW 1991, 
373). Allein der Hinweis auf allgemeine Überwachungsaufgaben reicht zur 
Begründung eines Informationsanspruches nicht aus. 

Die Übermittlung der Daten an den Personalrat ıst danach zur Wahrung be- 
techtigter Interessen dieses Gremiums nicht erforderlich. 

27.11 Weitergabe von Lehrerdaten an die Elternvertretung 

Meine Ausführungen unter VII 27.6 und IX 27.13 beschäftigten sich mıt der 
Weitergabe von Daten an Erziehungsberechtigte. In Übereinstimmung mıt 
dem Niedersächsischen Kultusministerium halte ich diese Datenübermittlung 
auch weiterhin nicht für erforderlich. Anders verhält es sich bei der Weiterga- 
be von Lehrerdaten an gewählte Eiternvertreterinnen und -vertreter, die Vor- 
sitzenden der Klassenelternschaften. 

Gemäß 8 7 Abs. 2 NDSG hat sich die Übermittlung von Lehrerdaten nach 
824 BDSG a.F. zu richten, da bestehende dienst- oder arbeitstechtliche 
Rechtsverhältnisse betroffen sind. Die fragliche Datenübermittlung wäre hier- 
nach zulässig. Die Erforderlichkeit der Datenübermittlung zur Wahrung be- 
rechtigter Interessen der Elternvertretung ist gegeben. Nach $ 69 Abs. 1 des 
Niedersächsischen Schulgesetzes wirken die Erziehungsberechtigten u.a 
durch die Klassenelternschaften in der Schule mit Für die Erfüllung des ge- 
meinsamen Erziehungsauftrages von Schule und Elternhaus sowıe für das ge- 
wünschte enge Zusammenwirken von Lehrkräften und Elternvertretungen ist 
es erforderlich, daß die betroffenen Lehrkräfte für die Vorsitzenden der Klas- 
senelternschaften auch außerhalb der Unterrichtszeit erreichbar sind. Selbst- 
verständlich sollen die Elternvertreterinnen und -vertreter nur ın begründeter 
Einzelfällen von diesen Daten Gebrauch machen. Sie sind auch nicht befugt, 
diese an Dritte weiterzugeben. 

27.12  Lehrerdaten 

Ein Lehrer eines niedersächsischen Schulzentrums, bestehend aus Haupt- und 
Realschule mit Orientierungsstufe, bat mıch um datenschutzrechtliche Bewer- 
tung des Aushangs einer Personalentscheidung am „Schwarzen Brett“. Ge- 
genstand der Eingabe war eıne Entscheidung der Schulleitung über die Ge- 
währung von Sondenurlaub für die Teilnahme an einer internationalen Lehr-
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mittelmesse. Der Petent brachte vor, daß der Leiter seiner Schule am allge- 
mein zugänglichen „Schwarzen Brett‘ die Entscheidung veröffentlicht habe. 
Die Aushangstelle habe sich innerhalb des Verwaltungsbereichs vor dem Leh- 
terzimmer befunden, wo nach seiner Darstellung auch Schüler Zutritt gehabt 
haben. 

Im Aushang waren aufgeführt: 

— Vorgabe des zuständigen Schulaufsichtsarntes, daß 10 % eines Kollegiums 
teilnehmen können, 

— Auswahlkriterien, 
— Ablehnung des Sonderurlaub-Antrages des Petenten (darunter waren die 

Gründe für die Ablehnung aufgeführt), 
— namentliche Aufführung der sechs ausgewählten Mitarbeiter, die zur Fach- 

messe fahren durften. 

Die Schulleitung hatte den Aushang zwischenzeitlich enıfernt. In ihrer Stel- 
lungnahme teilte sie mıt, sie gehe davon aus, daß Schülerinnen und Schüler 
keine Kenntnis von den Petenten betreffenden Aushang erhalten hätten. Es 
wurde zugesichert, daß künftig derartige Aushänge mit persönlichen Daten 
nicht mehr am „Schwarzen Brett“ erscheinen werden. 

Ich habe dıe Schule darauf aufmerksam gemacht, daß auch ihr Hinweis, im 
Aushang getroffene Aussagen zu Erkrankungs- und Sonderurlaubstagen des 
Perenten seien im Kollegrum ohnehin bekannt, nicht von einer vertraulichen 
Behandlung dieser Mitarbeiterdaten entbinden kann. Der Aushang an einem 
Mitteilungsbrett mit unkontrollierbarem Zugang stellt datenschutzrechtlich 
eine Übermittlung personenbezogener Daten an Personen und andere Stellen 
dar. Die Übermittlung ist auf das erforderliche Maß zu beschränken; die 
schutzwürdigen Belange der Betroffenen dürfen nicht unnötig beeinträchtigt 
werden. 

Lehrerdatei an einer berufsbildenden Schule 

Eine berufsbildende Schule hatte dem Niedersächsischen Kultusministerium 
eine Vereinbarung zwischen der Schulleitung und dem Lehrerpersonalrat der 
Schule über eine Lehrerdatei für Zwecke der Registermeldung vorgelegt. Das 
Kultusministerium hat mich hierüber unterrichtet und seine Bedenken gegen 
eine derartige Vereinbarung sowohl im Hinblick auf personaltechtliche als 
auch auf datenschutzrechtliche Vorschriften vorgetragen. 

In der Lehrerdatei sollte eine Vielzahl von personenbezogenen Daten der be- 
schäftigten Lehrkräfte gespeichert sowie die regelmaßıge Übermittlung an be- 
stimmte Stellen festgelegt werden. Die Übermittlung sämtlicher Personalda- 
ten an den Lehrerpetsonalrat hätte gegen den Erlaß des Niedersächsischen 
Kultusministerrums vom 26. Maı 1988 (SVBl $S 25) verstoßen. Auch die re- 
gelmäßige Übermittlung bestimmter Daten der Lehrkräfte (u.a. Privatan- 
schrift, Telefonnummer) an die Kolleginnen und Kollegen und den Festaus- 
schuß sowie die Schülervertrerung wurde vom Kultusministerium als nicht un- 
problematisch angesehen. 

In gleicher Angelegenheit ist mir auch die Eingabe eines betroffenen Lehrers 
zugegangen. Der Petent äußerte insbesondere Bedenken gegen eine Über- 
mittlung der Lehrerdaten an den Schulelternrat und der Privatanschriften der 
Lehrerinnen und Lehrer an dıe Bezirksregierung. Das Kultusministerium hielt 
die vorgesehenen Datenübermittlungen aufgrund des Konsenses zwischen 
Schulleitung und Lehrerpersonalrat zunächst für hinnehmbar Aufgrund der 
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Ausführungen des Petenten, die dem Ministerium anonym zugeleitet wur- 
den, hat es seine Auffassung jedoch revidiert. Die berufsbildende Schule hat 
die Vereinbarung außer Kraft gesetzt — die Lehrerdatei ist nicht zum Einsatz 
gekommen 

27.14 _ Beurteilungserlaß 

Bereits ım November 1987 hatte ich das Niedersächsische Kultusministerium 
darauf hingewiesen, daß die Bezirksregierung Lüneburg — entgegen einer 
Anweisung des Fachressorts vom April 1984 — Abdrucke von Beurteilungen 
gem. $ 101 Abs. 1 NBG den Berroffenen „auf dem Dienstweg“ zusendet, so 
daß der Schulleiter Kenntnis erhält. Das Ministerium teilte mir mit, dort seı 
eine Arbeitsgruppe mit der Aufgabenstellung gebildet worden, Vorschläge für 
eine generelle, landesweite Beurteilungsregelung im Lehrerbereich zu konzı- 
pieren. 

Die in Aussicht gestellte Regelung habe ich in der Folgezeit wiederholt ange- 
mahnt. Inhaltlich habe ich zum Ausdruck gebracht, daß die Bekanntgabe der 
Beurteilung gegenüber der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter und die damit 
verbundene Datenübermittlung nur zulässig sein können, wenn sie zur recht- 
mäßıgen Aufgabenerfüllung der Schulleitung erforderlich sınd. An die Erfor- 
derlichkeitsprüfung sind enge Maßstäbe zu legen. 

Nachdem es auch ım Jahre 1992 nicht gelungen ist, eıne Regelung zu treffen, 
habe ich das Niedersächsische Kultusministerium gebeten, die Bezirkstegie- 
rungen unabhangig von der umfassenden Überarbeitung des Runderlasses auf 
die Rechtslage aufmerksam zu machen und auf eine Verfahrensweise hinzu- 
wirken, die eine Einsichtsmoglichkeit der Schulleitung in Beurteilungsab- 
drucke von Lehrerinnen oder Lehrern ausschließt. Das Ministerium hat hierzu 
mitgeteilt, daß die Bezırksregierungen im Rahmen einer Dienstbesprechung 
am 28. April 1992 gebeten werden sollten, den Lehrkräften die Beurteilungen 
im verschlossenen Umschlag zuzuleıten. 

Die jahrelange Verfahrensdauer ist mir unverständlich. Dies um so mehr, als 
mit dem 9. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 11. Juni 
1992 (BGBl IS. 1030) Regelungen zum Personalaktenrecht (vgl u.a. Art. 2 
Nr. 3 — 8 56 Abs. 3 BRRG) getroffen worden sınd, die ab 1. Januar 1993 be- 
teichsspezifische Einschränkungen für dıe Einsichtnahme in Personalunterla- 
gen enthalten. Entsprechende Beschränkungen sieht auch der Entwurf des 
Niedersachsischen Innenministeriums für eine Verwaltungsvorschrift zum 
NBG vor. 

28. Landwirtschaft und Forsten 

28.1 Landwirtschaftliche Kontrollen per Satellit 

Im Rahmen der tiefgreifenden strukturellen Umstellung im Systern der Land- 
wırtschaftsforderung der EG sollen u.a. auch die Verfahren zur Antragstellung 
und Bearbeitung bei den zuständigen Landesbehörden sowie zur Kontrolle 
der Angaben durch diese Stellen neu und weitgehend einheitlich gestaltet 
werden. Dies wird z. B. zur Folge haben, daß Landwirte für die Erzeugung 
von Feldfruchten Beihilfen erhalten, die von der Anbaufläche und der Frucht- 
art abhängen. Dazu müssen nach der entsprechenden EG-Verordnung die 
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Flächen nicht nur mıt der Größe, sondern auch mit der geographischen Lage 
angegeben werden. Die Angaben über die Aussaat sollen dann mit Satelliten 
und Luftbildaufnahmen (vgl. 6.5) abgeglichen und bei danach vermuteten 
Unstimmigkeiten kontrolliert werden. Nach Auffassung des Niedersächsi- 
schen Landwirtschaftsministers ist die Kontrolle per Satellit mit der Menschen- 
würde nicht zu vereinbaren (vgl. Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 
16. Dezember 1992). Die Flächenangaben werden außerdem daraufhin ge- 
prüft, ob für eine Fläche nicht mehrere Beihilfeanträge eingereicht wurden. 
Diese und andere Kontrollmöglichkeiten sind nach der EG-Verordnung von 
vornherein und ohne das Vorliegen eines besonderen Anlasses vorgesehen. 

Bei der Realisierung der beabsichtigten Maßnahmen werden datenschutz- 
rechtliche Belange eine erhebliche Rolle spielen. Ich habe mich deshalb bereits 
jetzt mit dem Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten in Verbindung gesetzt, um mit ihm die sich ergebenden daren- 
schutzrechtlichen Fragestellungen zu erörtern. 

28.2  Stürzungsregelung fur die Erzeuger von Ölsaaten 

Die vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten am 
18. März 1992 erlassene Ölsaatenstützungsverordnung, welche die Durchfüh- 
rung der Rechtsakte des Rates und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zur Einführung einer Stützungsregelung für die Erzeuger von Soja- 
bohnen, Raps- und Rübsensamen sowie Sonnenblumenkernen hinsichtlich 

der Gewährung einer Direktzahlung an die Erzeuger regelt, enthält in & 7 
Aussagen über Aufbewahrungs-, Duldungs- und Mitwırkungspflichten. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht war es dringend geboten, auch Vorschriften 
über dıe Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Abwicklung der För- 
dermaßnahmen zu schaffen. Es hätte sich angeboten, solche Vorschriften ın 
8 7 mit aufzunehmen. Datenschutzrechtliche Probleme (vgl. 6.5) hätten sich 
dadurch relativiert, da dann zumindest durch eine Rechtsverordnung des Bun- 
des für die Betroffenen erkennbar gewesen wäre, wie und durch wen Eingriffe 
in ihr Recht auf ınformationelle Selbstbestimmung erfolgten. 

Erfreulich ist, daß das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten mich bereits jetzt an Überlegungen für eine datenschutzge- 
rechte Abwicklung der Ölsaatenbeihilfen für 1993 beteiligt hat. 

29. Wirtschaft 

29.1 Gewerbe- und Wirtschaftsverwaltungsrecht 

Die seit sechs Jahren andauernden Arbeiten am Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung datenschutzrechtlich relevanter Vorschriften im Gewerberecht sind 
immer noch nicht zum Abschluß gekommen. Ob die von den Landesbeauf- 
tragten und dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz vorgebrachten de- 
taillierten Ergänzungs- und Änderungsvorschläge berücksichtigt werden, ıst 
hier nicht erkennbar. 

Verschiedentlich haben sich im Gewerberecht Probleme beı Datenübermitt- 
lungsvorgängen ergeben: Beı der Übersendung von Gewerbeakten im Gewer- 
beuntersagungsverfahren an die Industrie- und Handelskammern halte ich die
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Überlassung kompletter Vorgänge nicht für erforderlich und daher für unzu- 
lässig. Für die Weiterleitung von Gewerbeanzeigen an die Sozialversiche- 
rungsträger erachte ich eine bereichsspezifische Regelung für erforderlich. 

Zu den Entwürfen der Niedersächsischen Verwaltungsvorschriften zu den Ti- 
teln III (Reisegewerbe) und IV (Marktgewerbe) sowie den $ 34 (Pfandleiher), 
34 a (Überwachungsgewerbe) und 34 b (Versteigerer) wurde ich vom Nieder- 
sächsischen Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Verkehr um Stel- 
lungnahme gebeten. Leider ist die zugrundeliegende gesetzliche Grundlage, 
die Gewerbeordnung, immer noch nicht an die Vorgaben des Volkszählungs- 
urteils angepaßt worden. Zu den Entwürfen ist anzumerken, daß aus den ver- 
wendeten Formularen zwar die erhobenen Daten hervorgehen, die Verwen- 
dung dieser Formblätter jedoch nicht vorgeschrieben wird. Ich habe vorge- 
schlagen, statt der Sollvorschrift eine Mußvorschrift zu erlassen, damit der Da- 
tenkatalog abschließend festgelegt ist. Außerdem halte ich hinsichtlich der Be- 
teiligung der Industrie- und Handelskammern eine Festlegung der zu über- 
mıttelnden Daten bzw. beizubringenden Unterlagen für erforderlich. 

29.2 Handwerksrolle 

Nach 88 Abs. 3 und 4 der Handwerksordnung ist die Mitwirkung einer Hand- 
werkskammer bei der Erteilung von Ausnahmebewilligungen zur Eintragung 
in die Handwerksrolle abschließend geregelt. In meinem vorherigen Bericht 
hatte ich darauf hingewiesen, daß die Anhörung einer Berufsvereinigung 
grundsatzlich nur dann erforderlich ist, wenn die Antragstellerin oder der An- 
tragsteller dies ausdrücklich wünscht. Dieser Rechtsauffassung hat sich das Mi- 
nisterium für Wirtschaft, Technologie und Verkehr nunmehr angeschlossen. 
Mit Erlaß vom 10. Juni 1991 wurde eine datenschutzgerechte Regelung getrof- 
fen. Danach ist eine Einverständniserkläning in den Antragsvordruck für Aus- 
nahmebewilligungen nach & 8 der Handwerksordnung aufzunehmen. 

29.3 Architektenliste 

Wie unter X 29.4 ausgefuhrt, habe ich gegen den umfangreichen Fragenkata- 
log und die geforderten Unterlagen zur Eintragung in die niedersächsische Ar- 
chitektenliste erhebliche Bedenken. Die zwischenzeitlich dem Ministerium für 
Wirtschaft, Technologie und Verkehr von der Architektenkammer vorgeleg- 
ten Neuentwürfe der Antragsvordrucke enthalten ımmer noch die von mir 
problematisierten Daten. Das Ministerium hat nun die Architektenkammer 
gebeten, die strirtigen Angaben nochmals direkt mit mir ausführlich zu disku- 
tieren. Das Problem wäre vermieden worden, wenn das Ministerium meiner 

Empfehlung nach normenklaren Regelungen im Architektengesetz gefolgt 
wäre. 

29.4 Weitergabe von Einwendungen gegen eine Genehmigung nach dem Luftver- 
kehrsgesetz 

Ein Einwender in einem luftverkehtsrechtlichen Genehmigungsverfahren hat- 
te die Bezirksregierung ausdrücklich darum gebeten, seine Stellungnahme zu 
eınem schalltechnischen Gutachten, in dem es um die zu erwartenden Ge- 
tauschimmissionen beim Schleppbetrieb auf einem Segelfluggelände ging, 
nur ganz bestimmten Dritten zur Verfügung zu stellen. Die Bezirksregierung 
gab die Eingabe dann doch an andere Stellen weıter und unterrichtete den 
Einwender hiervon 
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Ich habe der Bezirksregierung daraufhin mitgeteilt, daß der Einwender vor ei- 
ner Weitergabe seiner Stellungnahme um sein schriftliches Einverständnis hät- 
te gebeten werden müssen. Alternativ wäre auch eine Weitergabe in anonymi- 
sierter Form möglich und ausreichend gewesen. 

29 5 Job-Ticker in Hannover 

Der Großraumverkehr Hannover (GVH) bietet allen Firmen und Behörden 
Firmen-Abos zum halben Preis an. Bedingung ist, daß grundsätzlich für alle 
Mitarbeiter Jahresfahrausweise vom GVH abgenommen werden. Es bleibt 
dann der Firma/Behörde überlassen, wie viele Fahrausweise und zu welchen 
Bedingungen sıe diese an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter „los wird“. 

Das Land Niedersachsen beteiligt sich ab 1. April 1993 mit ca. 37 000 Bedien- 
steten an dem Modellversuch. Das Job-Ticket wird dann zugleich Vorausset- 
zung für die Benutzung von Parkplätzen der Landesbehörden in der Stadı 
Hannover sein. Der Abo-Preis wırd durch die Bezügestelle monatlich von den 
Bezügen einbehalten. Hierfür ist eine schriftliche Einwilligung erforderlich 

Ich habe mich bereits 1991 in die Planungen zu diesem GVH-Angebot einge- 
schaltet, als mır bekannt wurde, daß alle Mitarbeiterdaten, gleich ob eine Teil- 
nahme erfolgt, an den GVH übermittelt werden sollten. Meine Verfahrensvor- 
schläge — vom Innenministerium unterstützt — wurden aufgegriffen. Dem 
GVH werden nur die Daten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eın 

Job-Ticket erwerben wollen, nach deren schriftlicher Einwilligung übermit- 
telt. Darüber hinaus erhält der GVH die Gesamt-Mitarbeiterzahl der eınzel- 
nen Firma/Behörde. Das GVH-Angebot regelt auch einige Ausnahmen von 
der Abnahme- und Meldepflicht. Über diese Ausnahmen entscheidet dıe Fir- 
ma/Behörde selbständig Dem GVH wurde das Recht eingeräumt, die ent- 
sprechenden Antragsunterlagen bei der beantragenden Firma/ Behörde einzu- 
sehen und sie zu prüfen. Dies ist im Einzelfall unter Beachtung des Erforder- 
lichkeitsgrundsatzes datenschutzrechtlich vertretbar 

Nicht akzeptieren konnte ich dagegen die Vordruck-Gestaltung des ‚Antrages 
für einen Fahrausweis im Modellversuch Firmenabonnement‘. Die Antrags- 
ausfertigung für die ÜSTRA, die im Durchschreibeverfahren erstellt wird, ent- 
hält unzulässigerweise auch die Bezüge-Abrechnungsdaten „Kapıtel, Titel, 
Empfängernummer“, Dies hätte bei gleicher Herstellungs- und Vervielfält- 
gungs-Technik allein durch einen Schwarz-Druck des Feldes „Aktenzeichen“ 
verhindert werden können. Im Feld „Einwilligung“ fehlt der Hinweis auf die 
Folgen bei fehlender Einwilligung, so wie dies & 9 Abs. 2 NDSG-E vorsieht. 
Unverständlich ist, warum ich nicht auch bei der Frage der Vordruckgestal- 
tung beteiligt worden bin; die Vordruck-Panne hätte verhindert werden kön- 
nen, und zwar ohne einen Pfennig an Mehrkosten. Das Ministerium für Wirt- 
schaft, Technologie und Verkehr hat das Versäumnis eingeräumt und bedau- 
ert. Das „Versehen“ soll durch frühestmögliche Vernichtung der Erhebungs- 
bogen nach Erfassen der erforderlichen Antragsdaten „geheilt“ werden. 
Meine Kritik an einer an sich guten Lösung bleibt bestehen. 
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30. Verkehr 

30.1 Verkehrsordnungswidrigkeiten 

Die vom Niedersächsischen Innenministerium angekündigten Verwaltungs- 
vorschriften zum Bußgeldverfahren wurden noch nicht erlassen. Die im X. Ta- 
tgkeitsbericht dargestellte Problematik bei den Sammelanzeigen soll nun- 
mehr vorab in eınem Rundschreiben an die Bußgeldbehörden geregelt wer- 
den. Es muß sichergestellt werden, daß bei Aktenanforderungen unter Ver- 
wendung von Vordrucken zu Sammelanzeigen nur die erforderlichen Daten 
übermittelt werden. 

Ein Bürger kritisierte zu Recht, daß von ihm Geburtsdatum und -ort sowie die 
Adresse auf dem Formular zur Anhörung im Rahmen eines Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten-Verfahrens anzugeben seien, obwohl diese Daten der Buß- 
geldstelle bekannt und auch auf dem Anhörungsvordruck ausgedruckt waren. 
Fragen nach den im Fahrzeugregister gespeicherten Daten sind überflüssig, da 
sie gemäß 8 35 Abs 1 Ziffer 3 StVG zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeı- 
ten übermittelt werden dürfen. Das Innenministerium hat zugesagt, künftig 
die Belehrung im Anhörungsbogen dahingehend zu fassen, daß die oder der 
Betroffene die Angaben zur Person nur noch ausfüllen muß, wenn die gespei- 
cherten Daten unrichtig oder unvollständig sind. 

Der Grund einer weiteren Eingabe war, daß Polizisten bei der Ermittlung cı- 
ner Verkehrsordnungswidrigkeit den Nachbarn des nicht zu Hause angetroffe- 
nen Petenten Fotos über einen Rotlichtverstoß vorgelegt hatten, ohne daß zu- 
vor ein Lichtbildvergleich mit dem Personalausweis- bzw. Paßregister vorge- 
nommen worden war. Diese Vorgehensweise halte ich zumindest für unange- 
messen Ich habe gegenuber dem Innenministerium angeregt, den Ordnungs- 
widrigkeitenerlaß dahingehend zu erganzen, daß bei der Ermittlung von Ver- 
kehrsordnungswidrigkeiten zunächst andere Möglichkeiten ausgeschöpft wer- 
den, wenn der Betroffene nicht erreichbar ist, bevor Ermittlungen bei den 
Nachbarn durchgeführt werden (vgl. 11.2). 

30.2 Führerscheine 

Auch im Berichtszeitraum 1991/1992 ist es wiederum nicht zum Erlaß be- 
reichsspezifischer Regelungen zum Datenschutz ım Fahrerlaubniswesen ge- 
kommen. Nach Mitteilung des Niedersächsischen Ministeriums für Wirt- 
schaft, Technologie und Verkehr konnten die von einem Arbeitskreis begon- 
nenen Erörterungen aus personellen Gründen nicht abgeschlossen und dem 
Bund-Länder-Fachausschuß „Fahrerlaubniswesen‘ vorgelegt werden. 

Ich habe im Hinblick auf die von drogenabhängigen Kraftfahrern auf dıe 
übrigen Verkehrsteilnehmer ausgehenden Gefahren dem Erlaß zur Meldung 
von Drogenabhängigen und -konsumenten an die zuständige Straßenver- 
kehrsbehörde für eine Übergangszeit zugestimmt, obwohl — bei Berücksichti- 
gung der Unterscheidung zwischen Aufgaben- und Befugnisnormen — die 
$1 Abs. 2 Satz 2 und 11 des Nds. SOG hierfür nıcht als ausreichende Rechts- 
grundlage angesehen werden können. 

Die Praxis der regelmäßigen Übermittlung personenbezogener Daten an dıe 
örtliche Polizei nach der Entziehung von Fahrerlaubnissen durch dıe Verwal- 
tungsbehörden wollte das Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Ver- 
kehr durch einen Erlaß sanktionieren. Gegen diese Vorratsspeicherung beste- 
hen grundsätzliche datenschutztechtliche Bedenken. Ich habe daher das 
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Innenministerium aufgefordert, die Erforderlichkeit für die Datenübermitt- 
lung ausführlich darzulegen. Die Antwort steht noch aus. 

30.3 Verwertung polizeilicher Auskünfte im Fahrerlaubnisverfahren 

Eine Führerscheinstelle richtete im Rahmen der Überprüfung für eıne Fahr- 
erlaubnis zur Fahrgastbeförderung außer den Anfragen an das Bundeszentral- 
tegister und das Verkehrszentralregister auch regelmäßig Anfragen an die Kri- 
minalpolizei. In einem Fall ging es um einen Antragsteller, der als Jugendli- 
cher ohne Fahrerlaubnis gefahren war und gegen das Betäubungsmittelgeserz 
verstoßen hatte. Beide Verfahren waren gegen eine Geldbuße eingestellt und 
nur im Erziehungsregister vermerkt worden Durch die Anfrage bei der Polizei 
hatte die Fahrerlaubnisbehörde eine Auskunft erhalten, die ihr normalerweise 
— da nicht im Bundeszentralregister vermerkt — nicht zugänglich gewesen 
wäre. Meine gegen diese Praxis vorgebrachten Bedenken wurden vom Nieder- 
sächsischen Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Verkehr geteilt. Mit 
Erlaß vom 22. August 1991 wurden die Fahrerlaubnisbehörden angewiesen, 
von regelmäßigen Anfragen an die Polizei abzusehen und nur dann dort nach- 
zufragen, wenn konkrete Anhaltspunkte dies geboten erscheinen lassen. 

30.4 Beibringung von Gutachten einer medizinisch-psychologischen Untersu- 
chungsstelle 

Gleichzeitig mıt der Aufforderung an einen Antragsteller, ein Gutachten von 
einer amtlich anerkannten medizinisch-psychologischen Gutachterstelle bei- 
zubtingen, wurde von der Fahrerlaubnisbehörde eıne Durchschrift der Anord- 
nung an den TÜV Norddeutschland übersandt. Hierbei wurde übersehen, daß 
nach den Eignungstichtlinien die Unterrichtung einer von dem Betroffenen 
gewählten Untersuchungsstelle erst nach seiner Zustimmung hätte erfolgen 
dürfen. Ich habe diesen Verstoß gegenüber der Fahrerlaubnisbehörde bean- 
standet. Diese hat mir daraufhin mitgeteilt, daß sıe den Betroffenen zukünf- 
tig die in Betracht kommenden Untersuchungsstellen mitteilt und vor Über- 
sendung der Akten die Zustimmung der jeweiligen Person einholt. 

31. Rechtspflege 

31.1 Bekämpfung der Organisierten Kriminalıtät 

Am 22. September 1992 ıst das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rausch- 
gifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität 
in Kraft getreten (OrgKG, BGBl. 15. 1302). Inhaltlich geht es um Neurege- 
lungen und Änderungen im Strafrecht und Strafverfahrensrecht. Im Bereich 
des Strafrechts betreffen die Neuregelungen im wesentlichen dıe Einführung 
einer zusätzlichen Geldstrafe (neben der Freiheitsstrafe), die Erweiterung der 
Möglichkeiten, Vermögensgegenstände zugunsten des Staates als verfallen zu 
erklären, und die Einarbeitung des neuen Straftatbestandes der „Geldwä- 
sche‘. In der Strafprozeßordnung (StPO) wird der Zeugenschutz verbessert. 
Vor allem werden aber gesetzlich neu vier verdeckte Ermittlungsmethoden 
eingeführt. Ohne Wissen der Betroffenen dürfen eingesetzt werden: die Ra- 
sterfahndung (maschineller Abgleich der Daten eines mutmaßlichen Täters 
mit anderen Daten), technısche Mittel zur akustischen und optischen Überwa- 
chung außerhalb von Wohnungen, verdeckte Ermittler (unter falscher Identi- 
tät agierende Polizeibedienstete) und die beobachtende Fahndung (Ausschrei-
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bungen zur bundesweiten Beobachtung anläßlich polizeilicher Kontrollen zur 
Erstellung von Bewegungsbildern). Das Land Niedersachsen hatte im Bundes- 
rat wegen nicht genügend klarer Regelungen zur Rasterfahndung und zum 
verdeckten Ermittler gegen das Geserz gestimmt. 

Die Entstehungsgeschichte des OrgKG war von heftiger öffentlicher Kritik be- 
gleitet. Einig war man sich im Ziel, bestimmte Erscheinungsformen der Kri- 
minalität in besonderer Weise zu bekämpfen. Gestritten wurde um den richti- 
gen Weg, nämlich einen vertretbaren Kompromiß zu finden zwischen einer 
wirksamen Strafverfolgung und dem Schutz der einzelnen Menschen vor un- 
gerechtfertigten staatlichen Eingriffen. Namhafte Verbände, wie die Strafver- 
teidigervereinigungen und der Deutsche Richterbund sowie der Strafrechts- 
ausschuß des Deutschen Anwaltvereins, haben u.a. kritisiert, daß mit dem 
OrgKG ein Weg beschritten wird, der den Ermittlungsbehörden Maßnahmen 
schon weit vor dem Vorliegen eines Anfangsverdachts auf eine konkrete Straf- 
tat (so die bisherige Rechtslage) erlaubt und damit in geschützte Rechtsstel- 
lungen der Bürgerinnen und Bürger eingreift. Auf der anderen Seite wird das 
Gesetz aus polizeilicher Sicht als eine einzige Enttäuschung angesehen, weil 
für notwendig erachtete Befugnisse, wie insbesondere die Begehung von mi- 
lieubedingten Straftaten durch verdeckte Ermittler und das Abhören des 
nichtöffentlich gesprochenen Wortes in und aus Wohnungen (Lauschangrıff), 
nicht erlaubt werden. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder haben darauf auf- 
merksam gemacht, daß unter dem Deckmantel der Bekämpfung der Organı- 
sierten Kriminalität neue Ermittlungsmethoden gesetzlich zugelassen werden, 
die dann allgemein für die Strafverfolgung gelten. Die Kritikpunkte (vgl Ent- 
schließung vom 27 Juni 1990, X Anlage 11 und Entschließung vom 25. Juni 
1991 — gegen die Stimme Bayerns — in diesem Tätigkeitsbericht Anlage 3) 
sind im wesentlichen: 

— der gesetzlich rıcht präzisierte Begriff der „Straftaten von erheblicher Be- 
deutung“ (ist Ausgangspunkt für bestimmte verdeckte Maßnahmen), 

— der heimliche Einsatz von technischen Mitteln auch gegen unverdachtige 
Personen, 

— die nicht durchgehend geregelte externe Kontrolle verdeckter Maßnahmen 
durch den Richter, 

— die weitgehende Verwertung der aus heimlicher Überwachung gewonne- 
nen Erkenntnisse über zufällig betroffene Dritte für dıe (allgemeine) vor- 
beugende Straftatenbekämpfung. 

Ich habe noch kurz vor der abschließenden Entscheidung ım Bundesrat die 
Landesregierung aufgefordert, dem OrgKG nicht zuzustimmen. Meine War- 
nung betraf die mögliche Entgrenzung der Polizei. Diese Möglichkeit ist ins 
Kalkül zu ziehen, wenn man bedenkt, daß das OrgKG die Zielrichtung heim- 
licher Ermittlungsmechoden — die Aufklärung der Straftaten von erheblicher 
Bedeutung — nicht näher definiert Vor allem geht mıt den verdeckten Maß- 
nahmen die Erfassung Unverdächtiger einher. Mit Fug und Recht kann gesagt 
werden, daß mit den neuen Methoden „auf etwas (geschossen wird), von dem 
man nicht weiß, was man trifft“ (vgl. Prof. Hassemer — mein hessischer Kol- 
lege — in der Frankfurter Rundschau vom 30. Juli 1992). Niemand kann näm- 
lich genau sagen, was Organisierte Kriminalıtät eigentlich ist. Die die Zusam- 
menarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Verfolgung der Organi- 
sierten Kriminalität regelnden Verwaltungsvorschriften benötigen knapp zwei 
DIN A4-Seiten, um Erscheinungsformen und Indikatoren der Organisierten 
Kriminalität zu beschreiben (vgl. Gem.RdEil. des Niedersachsischen Justizmi- 
nisteriums und des Niedersächsischen Innenministerrums vom 10. Juni 1992, 
Nds. Rpfl. S. 163). Ich habe mich auch deswegen an die Landesregierung ge- 
wandt, weil der ım OrgKG angelegte Trend zu verdeckten Ermittlungen ge- 
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gen Unbeteiligte auch im Entwurf eines Niedersächsischen Gefahrenabwehr- 
gesetzes (NGefAG) wiederzufinden ist (vgl. 12.4). Damit besteht die Gefahr, 
daß jede polizeiliche Maßnahme je nach Bedarf entweder auf Vorschriften der 
Strafverfolgung (StPO) oder solche der Gefahrenabwehr (NGefAG) gestützt 
werden kann. 

Die Anwendung der neuen Bestimmungen des OrgKG ist jedenfalls mit ei- 
nem gehörigen Vertrauensvorschuß an die Polizei verbunden, mit den einge- 
täumten Befugnissen sorgsam umzugehen. 

Das noch im Gesetzentwurf eines OrgKG vorgesehene Abhören und Auf- 
zeichnen des in der Wohnung gesptochenen nichtöffentlichen Wortes 
(Lauschangriff) wurde u.a. wegen schwieriger verfassungsrechtlicher Fragen 
im Hinblick auf den Schutz der Wohnung in Art. 13 GG wieder gestrichen. 
Der Deutsche Bundestag hatte jedoch bei der Verabschiedung des Gesetzes 
beschlossen, die Beratung hierüber nach der Sommerpause 1992 wiederaufzu- 
nehmen. Die quer durch die Parteien geführte derzeitige Diskussion um eine 
ggf. erforderliche Änderung des Art. 13 GG belegt, wie umstritten dieser 
Punkt ist. Leider sind mir Äußerungen zur näheren Ausgestaltung des dann 
verfassungsrechtlich Erlaubten nicht bekannt. Aus Sicht der Polizei ist der 
Lauschangriff notwendig, um an die Drahtzieher des organısıerten Verbre- 
chens heranzukommen. Es wird dabei auf Erfahrungen amerikanischer Ermitt- 
lungsbehörden verwiesen. Danach sollen ca. 80% der geführten Ermittlungs- 
verfahren letztendlich nur durch den Einsatz elektronischer Überwachungs- 
technik in Wohnungen erfolgreich und beweissicher zum Abschluß gebracht 
worden sein. Eine nachvollziehbare Dokumentation dieser Behauptung steht 
noch aus. Am Rande sei vermerkt, daß das (unbefugte) Abhören mit einer 
„Wanze" vor einiger Zeit erst ausdrücklich unter Strafe gestellt wurde Die 
seinerzeitige Begründung stellte auf „spektakuläre Lauschangriffe auf den 
ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten Strauß“ ab (vgl. Süddeutsche 
Zeitung vom 2. September 1992). Gegen den Lauschangriff hat eine große 
Anzahl von Staatsrechtlern, Strafrechtlern und Politologen Stellung bezogen. 
Sie halten den Lauschangriff auf den elementaren Lebensraum Wohnung für 
eine Verletzung des Kernbereichs der freien Entfaltung der Persönlichkeit, der 
Teil der Menschenwürde und daher nach Art. 1 GG unantastbar ıst (vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 12. November 1992). 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder haben — gegen die 
Stimme Bayerns — am 1./2. Oktober 1992 eine Entschließung gefaßt, in der 
sıe ihre schwerwiegenden Bedenken gegen den Lauschangriff in oder aus 
Wohnungen betonen (vgl. Anlage 8). Ich habe die zuständigen Ressorts in 
Niedersachsen über die Entschließung der Datenschutzbeauftragten in Kennt- 
nis gesetzt. Möglicherweise wäre man im Hinblick auf die schwierigen Fragen 
gut beraten, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur erhobenen 
Verfassungsbeschwerde gegen die entsprechende Bestimmung für den im Be- 
reich der Gefahrenabwehr im Hamburger Gesetz über die Datenverarbeitung 
der Polizei abzuwarten (1 BvR 1104/92) 

Es steht außer Frage, daß dıe Erzielung hoher finanzieller Gewinne kennzeıch- 
nend für die Organisierte Kriminalität ist. Zur Verfolgung von Straftaten der 
Geldwäsche wird gegenwärtig in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
der Gesetzentwurf über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten 
(Gewinnaufspürungsgesetz, BT-Drs. 12/2704) beraten. Der Entwurf verfolgt 
das Ziel, zur Bekampfung der Organisierten Kriminalität Geldbewegungen 
insbesondere ım Bankenverkehr transparent zu machen, Geldwäschevorgänge 
zu entdecken und für die Strafverfolgungsbehörden Ansatzpunkte fur Ermitt- 
lungen zu liefern. Das Vorhaben dient der Umsetzung der EG-Rıchtlinie zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der Geldwäsche 
vom 10. Juli 1991. Danach sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, bis zum
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1. Januar 1993 entsprechende Vorschriften zu erlassen. In der Sache geht es 
um Identifizierungs- und Aufzeichnungspflichten sowie Verdachtsanzeige- 
pflichten (daß eine Geldwäsche vorliegt), insbesondere der Banken bei Ein- 
zahlungen von DM 30 000,— oder mehr. 

Aus datenschurzrechtlicher Sicht wird es darum gehen, das im Gesetzentwurf 
durch die Verpflichtung Privater als eine Art „Hilfssheriffs‘‘ vorgesehene um- 
fassende Überwachungsnetz bezüglich Vermögensverschiebungen und die 
einhergehende Vorratsspeicherung mit einer strengen Zweckbindung zu verse- 
hen 

31.2 Genomanalyse im Strafverfahren 

Der Bundesminister der Justiz hat einen Referentenentwurf einer gesetzlichen 
Regelung zum genetischen Fingerabdruck den Landesjustizverwaltungen vor- 
gelegt. Es geht um die Feststellung von Identität und Abstammung zu straf- 
prozessualen Zwecken. Mit dem genetischen Fingerabdruck kann eine Person 
— im Vergleich zu herkömmlichen Untersuchungsmethoden, wıe z B. Blut- 
gruppenvergleich — mit einer wesentlich höheren Wahrscheinlichkeit als 
„Spurenleger“ festgestellt oder ausgeschlossen werden. Der Bundesgerichts- 
hof hat jüngst klargestellt, daß das Ergebnis eines genetischen Fingerabdrucks 
aber eine „statistische Aussage‘ bleibe und daher eine Verurteilung nıcht aus- 
schließlich auf dieses Beweismittel gestützt werden kann (vgl. Urteil v. 12. Au- 
gust 1992, NJW 1992, 2976 f ). 

Der Referentenentwurf geht davon aus, daß die Gewinnung des zur Herstel- 
lung eınes genetischen Fingerabdrucks erforderlichen Untersuchungsmaterials 
ıhre Rechtsgrundlage in den $ 81a und 81c StPO habe. Inhaltlich beschränkt 
sich det Entwurf daher im wesentlichen auf Vorschriften über den Einsatz der 
Untersuchungsmethode, das bei der Durchführung der Untersuchung zu be- 
achtende Verfahren sowie Schutzvorkehrungen zugunsten der Betroffenen. 

Die Erkenntnismöglichkeiten aus der Genomanalyse sınd ungeheuer weıtrei- 
chend Durch gentechnische Verfahren können genetisch bedingte Eıgen- 
schaften des Menschen festgestellt werden Mit anderen Worten: Der Mensch 
kann im Hinblick auf seine genetische Disposition klassifiziert werden Bei 
solchen Möglichkeiten liegt es auf der Hand, daß dıe Gentechnik nicht nur 
gute Seiten hat, wie z B. Früherkennung von Krankheiten, sondern auch er- 
hebliche Befürchtungen verursacht. Im Mittelpunkt der Überlegungen müs- 
sen daher kontrollierbare Grenzziehungen stehen zum Schutz der Würde des 
Menschen, des allgemeinen Persönlichkeitsrechts wie auch des Rechts auf in- 
formationelle Selbstbestimmung. Aus datenschutzrechtlicher Sicht sind Un- 
tersuchungen dieser Art auf das zur erlaubten Zweckerreichung unabdingbare 
Maß zu beschranken. Die Untersuchung muß die „ultima ratıo“ sein. Für den 
Bereich des genetischen Fingerabdrucks bedeutet dies, daß nur diejenigen 
— gesetzlich festgelegten — Untersuchungsmethoden zur Identitatsfeststel- 
lung akzeptabel sind, die am wenigsten „Überschußinformationen“ uber dıe 
genetische Disposition eines Menschen erbringen (vgl dıe Entschließung der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 26 Oktober 1989. 
X Anlage 17). Ich halte mithin nur eine Untersuchungstechnik für vertretbar. 
die ausschließlich nicht-codierende Bereiche der Desoxyribonukleinsäure un- 
tersucht. Leider laßt der Wortlaut des vorgelegten Referentenentwurfs einer 
gesetzlichen Regelung zum genetischen Fingerabdruck eine solche Grenzzie- 
hung vermissen. 

In meiner Stellungnahme gegenüber dem Niedersachsischen Justizmunisteri- 
um habe ıch weıter krıtisiert, daß der Entwurf letztlich keine Zweckbindung 
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31.3 

31.4 

für das Untersuchungsmatersal enthält, da es auch zur Erforschung einer ande- 

ten prozessualen Tat verwendet werden kann. Nach meiner Auffassung sollte 
eine Verwertung nur im Rahmen des konkreten Strafverfahrens zulässig sein. 

Auch habe ich eine gesetzliche Regelung zur Anonymität der Untersuchung 

gefordert, so daß eine Zuordnung der Ergebnisse nur den Strafverfolgungsbe- 

hörden ermöglicht wird. Verfahrensrechtlich begrüßenswert ist die für den ge- 

netischen Fingerabdruck vorgesehene Anordnungskompetenz durch den Rich- 

ter. 

Im Bereich der Schutzvorkehrungen für die Betroffenen sicht der Referenten- 

entwurf zwar die Vernichtung des Untersuchungsmaterials vor — „sobald (es 

für ein Strafverfahren) nicht mehr erforderlich (ist). Die Befundunterlagen 

bleiben jedoch erhalten. Als weitere Schutzvorkehrungen für die Betroffenen 

habe ich zusätzlich ein Verwertungsverbot für rechtswidrig erhobene genom- 

analytische Befunde, ein Beschlagnahmeverbot für die entsprechenden Unter- 
lagen und Ergebnisse sowie eine Strafandrohung für den Mißbrauch von Ge- 
nomanalysen gefordert. 

Nennung von Zeugenanschriften im Strafbefehl 

Aus Gründen des Datenschutzes, die hier zugleich mit Gesichtspunkten des 
Zeugenschutzes einhergehen, halte ich es für sachgerecht, auf die Angabe der 

vollständigen Anschrift des Zeugen im Strafbefehl nach $ 409 Abs. 1 StPO 

zu verzichten. 

Das Niedersächsische Justizminısterium hat mir mitgeteilt, daß es unbedenk- 
lich ist, wenn dıe Staatsanwaltschaften bis auf weiteres in begrundeten Aus- 

nahmefällen davon absehen, in einem Strafbefehl die Wohnanschrift von 
Zeugen anzugeben. Angesichts der seinerzeit aber noch nicht abgeschlossenen 

Beratungen zum Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen 

Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Krimı- 

nalität (OrgKG) — mit Regelungen zur Verbesserung des Zeugenschutzes — 

wollte das Justizministerium zum damaligen Zeitpunkt von einer abschließen- 
den, generellen Regelung in dem Sınne, wie von mir vorgeschlagen, absehen. 
Das nunmehr verabschiedete OrgKG enthält zwar Verbesserungen zum Zeu- 
genschutz, bedauerlicherweise jedoch nicht zu $ 409 StPO. 

Über die angekündigte Prüfung hinsichtlich gegebenenfalls weiterer zu tref- 
fender Maßnahmen nach Abschluß der Beratungen zum OrgKG erwarte ich 
noch eine Stellungnahme des Justizministeriums. 

Datenschutz im Zusammenhang mit der Einstellungsbegründung einer 
Staatsanwaltschaft 

Ein Petent beschwerte sıch darüber, daß in der Einstellungsbegründung einer 

Staatsanwaltschaft gegenüber eınem Anzeigeetstatter Angaben gemacht wur- 
den, die seiner Meinung nach nıcht notwendig waren, nämlich zum Ort seiner 
Inhaftierung („JVA ...““), zur Dauer seiner Freiheitsstrafe ( „langjährige“ Frei- 
heitsstrafe) und dazu, daß „weitere Ermittlungsverfahren anhängıg sind“. 

Nach meiner Auffassung war dıe Angabe des Ortes der Inhaftierung nicht er- 
forderlich; hinsichtlich der weıteren Angaben hatte ich keine datenschutz- 
rechtlichen Einwände zu erheben.
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Dazu ım einzelnen: Der Ort der Inhaftierung war nach Auffassung der Staats- 
anwaltschaft erforderlich, weil mit der Angabe deren Tatortzuständigkeit dar- 
gelegt werden sollte. Die Bekanntgabe des Aufenthaltsortes gegenüber dem 
rechtskundigen Anzeigeerstatter wurde als notwendig angesehen, weil er die 
Anzeige bei einer anderen Staatsanwaltschaft erstattet hatte. Zugunsten des 
mitgeteilten Ortes der Inhaftierung spricht zwar zunächst das in & 171 Satz 1 
StPO strafprozessual verankerte Informationsrecht des Geschädigten. Dieses 
Recht gilt aber nicht grenzenlos. Es gewinnt seine inhaltliche Bedeutung erst 
im Zusammenhang mit der jeweiligen Einstellungsvorschrift. So muß der An- 
zeigeerstatter etwa bei $ 154 Abs. 1 StPO anhand der dargestellten Gründe 
abwägen können, ob er mit einer Beschwerde in der Sache Erfolg hat. Maß- 
geblicher Prüfungsansatz ıst demnach die Begründung für den Teilverzicht 
auf die Strafverfolgung der angezeigten Tat im Hinblick auf verhängte oder 
zu erwartende Strafen. Die Frage der örtlichen Zuständigkeit der einstellen- 
den Staatsanwaltschaft spielt für die vorzunchmende Abwägung mithin keine 
Rolle. Nach meinem Dafürhalten war daher die Nennung des konkreten Auf- 
enthaltsortes des Beschuldigten für die in 8 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO geforderte 
Abwägung ohne Belang. Dies schließt nıcht aus, ın Fällen dieser Art der anzei- 
geerstattenden Person einen allgemeinen Hinweis auf die sich nach den Er- 
mıttlungen ergebende Zuständigkeit der handelnden Staatsanwaltschaft zu 
geben. Insbesondere ein rechtskundiger Bescheidempfänger kann der Ferti- 
gung des Einstellungsbescheides entnehmen. daß die staatsanwaltschaftliche 
Prüfung auch die Frage des Tatortes umfaßt hat. 

Im übrıgen galt es nach Darstellung der beteiligten Stellen, dem rechtskundi- 
gen Anzeigeerstatter verständlich zu machen, daß der Beschuldigte nicht nur 
eine geringfügige Freiheitsstrafe oder gar Ersatzfreiheitsstrafe verbüßt, son- 
dern eine langjährige und zudem noch in einem weiteren Verfahren eine emp- 
findliche Strafe zu erwarten hatte Dieser staatsanwaltschaftlichen Beurteilung 
habe ıch mıch in diesem Falle angeschlossen. Die Staatsanwaltschaft wird diese 
Fall zum Anlaß nehmen, in Dienstbesptechungen die Problematik zu erörtern 
und auf Zurückhaltung hinzuwirken. 

31.5 Aufbewahrung von Beweismitteln nach Verfahrenseinstellung durch eine 
Staatsanwaltschaft 

Eın Einsender rügte, daß sich Fotokopien seiner Briefe an seine Lebensgefähr- 
tın nach Verfahrenseinstellung noch ın der Ermittlungsakte der Staatsanwalt- 
schaft befanden. Der Inhalt war nach Angabe des Petenten höchst persönli- 
cher, intimer Natur. Die Originalbriefe, die beschlagnahmt waren und im 
Verfahren zunächst als Beweismittel dienten, waren nach Darstellung des Be- 
schwerdeführers der Empfängerin zurückgegeben worden. Der Einsender sah 
ın dem Aufbewahren der Kopien einen Eingriff in das Briefgeheimnis sowie 
einen Verstoß gegen sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Nach 
Einstellung des Verfahrens hätten die Kopien auch keinen Beweiswert mehr. 
Der Einsender forderte daher die Vernichtung der Kopien. 

Ich habe gegenüber der Staatsanwaltschaft dargetan, daß es sich bei der Auf- 
bewahrung von Kopien um eıne Speicherung handelt, die nach der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz 1983 — sofern 
keine Einwilligung vorliegt — einer Rechtsgrundlage bedarf (BVerfGE 65, 
Lff.). Verwaltungsvorschriften, wie etwa Nr. 76 RiStBV, sind keine Rechts- 
grundlage. Ich habe allerdings darauf hingewiesen, daß auf die entsprechen- 
den Bestimmungen in den Verwaltungsvorschriften für eine Übergangszeit 
— bıs zum Inkrafttreten eines Gesetzes — zurückgegriffen werden könne. 
Während dieses Zeitraumes müsse allerdings die Datenverarbeitung auf das 
Unerläßliche beschränkt werden, d.h. auf das, was für die geordnete Weıter- 
führung eıner funktionsfähigen Verwaltung unverzichtbar sei. 
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31.6 

31.7 

31.8 

Da die Staatsanwaltschaft Ansatzpunkte für weitere Ermittlungen nicht sah, 
hat sie die Vernichtung der Kopien veranlaßt. Die zuständige Generalstaats- 
anwaltschaft hat darüber hinaus mitgeteilt, daß die Problematik der Fertigung 
von Kopien beschlagnahmter Schriftstücke nach Einstellung des Verfahrens 
sowie der sicheren Aufbewahrung schriftlicher Aufzeichnungen höchstpersön- 
lichen Inhalts bei der nächsten Dienstbesprechung mit den Leitenden Ober- 
staatsanwälten erörtert werde. 

Austausch von Entscheidungen in Staatsschutzsachen 

In X 31.4 habe ich meine datenschutzrechtlichen Bedenken gegen den Aus- 
tausch von nicht anonymisierten Entscheidungen in Staatsschutzsachen be- 
kundet und dargelegt, daß eine klare Rechtsgrundlage fehlt. Meine Bedenken 
gegen diesen Austausch der Entscheidungen bestehen fort. Ich habe meine 
Zweifel an der Erforderlichkeit des Datenaustauschs dem Niedersächsischen 
Justizministerium mitgeteilt und es für unerläßlich erachtet, für die beteilig- 
ten Stellen in Niedersachsen das Unterrichtungsverfahren einzustellen. Das 
Justizministerium hat sich zur sofortigen Einstellung des Austauschverfahrens 
nicht entschließen können. Ich bedauere diese Entscheidung. In Hessen wurde 
das Verfahren datenschutzfreundlicher geregelt. Dort werden Entscheidungen 
in Staatsschutzsachen nur noch anonymisiert übersendet. 

Weitergabe von Gerichtsentscheidungen an Dritte 

In einer Eingabe wurde gerügt, daß der an einen Dritten ubersandte Abdruck 
eınes Verwaltungsgerichtsbeschlusses nicht anonymisiert worden war. Meine 
Nachfrage beim Verwaltungsgericht ergab, daß die Übersendung der Ent- 

" scheidung in nicht-anonymisierter Form auf einem Versehen beruhte und daß 
bei richtiger Sachbehandlung die Namen der Verfahrensbeteiligten, Zeugen, 
Sachverständigen sowie Ortsangaben und, soweit erforderlich, Zahlen und 
Zeitangaben durch Schwärzen unleserlich "gemacht würden. Meıne Prüfung 
hat bewirkt, daß die mıt der Übersendung von Verfahrensabschriften betrau- 
ten Bediensteten nochmals auf sorgfältige Arbeitsweise hingewiesen wurden. 
Datenschutzrechtlich ebenfalls begrüßenswert ist die in diesem Zusammen- 
hang gegebene Auskunft des Jusuizministeriums, nach der Urteilsabschriften 
an nicht verfahrensbeteiligte Dritte, die personenbezogene Daten der Verfah- 
rensbeteiligten enthalten, nur in anonymisierter Form weitergegeben werden. 
Bei der Erfüllung von Mitteilungspflichten nach der Anordnung uber Mittei- 
lungen in Strafsachen (MiStra) würden die Personendaten, mit Ausnahme der 
Daten nichtbeteiligter anderer Beschuldigter, nicht geschwärzt. Bei Aktenein- 
sicht zu Forschungszwecken werden die personenbezogenen Daten der Ver- 
fahrensbeteiligten ebenfalls unleserlich gemacht. 

Justizmitteilungsgesetz 

In meinen früheren Tatigkeitsberichten hatte ich Ausführungen zu damaligen 
Referentenentwürfen eines Gesetzes über Mitteilungen der Justiz von Amts 
wegen in Zivil- und Strafsachen (Justizmitteilungsgesetz — JuMiG) gemacht 
(vgl. X u. X 31.4). Nunmehr liegt ein Gesetzentwurf der Bundesregierung 
vor (vgl. BT-Drs. 12/3199). 

Ich würde eine baldige Verabschiedung des JuMiG begrüßen. Dies schon des- 
halb, weıl es den Justizbediensteten nun schon neun Jahre nach dem Volks- 
zählungsurteil nicht mehr länger zugemutet werden kann, ohne gesetzliche 
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Grundlagen nur mit Hilfe des Übergangsbonus Mitteilungen an andere Stel- 
len zu machen, die in das Recht auf informationlle Selbstbestimmung eingrei- 
fen. Auf der anderen Seite muß ich feststellen, daß der Gesetzentwurf mehr- 
fach vorgetragene datenschutzrechtliche Kritik (vgl. X 31.4) nıcht aufgegrif- 
fen hat Zudem empfiehlt der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Ge- 
setzentwurf, die aufgenommenen — auch datenschutzrechtlichen — Rege- 
lungen auf ihre Unabdingbarkeit hin zu überprüfen. Diese mit der Belastung 

der Justiz insbesondere in den neuen Ländern begründete Position veranlaßt 
mich wiederum zu fragen, ob das Problem nicht vielmehr im ausufernden 
Umfang der Mitteilungen liegt. 

31.9 Mitteilungen an dıe Gemeinde 

Mißglückte Verwaltungsvorschriften können die Ursache dafür sein, daß ein 
Betroffener bei der Wahl zum Deutschen Bundestag zu Unrecht nicht wählbar 
ist. 

Wird jemand wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr verurteilt, so verliert er von Gesetzes wegen u.a. das passive Wahl- 
recht für fünf Jahre ($ 45 Abs. 1 StGB). Die Staatsanwaltschaften sind nun 
nach Nt. 12 a der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) ge- 
halten, die Tatsache der rechtskraftigen Verurteilung der zuständigen Ge- 
meinde mitzuteilen, damit sie weiß, wer bei einer Wahl nıcht wählbar ist (vgl. 
auch 16.5). Dementsprechend hatte eine Gemeinde zunächst zu Recht die 
Angabe „Ausschluß von der Wählbarkeit‘ gespeichert. Diese Information 
wurde aber auch dann noch vorgehalten — und führte im konkreten Fall zum 
Ausschluß von der Wählbarkeit —, als die fünfjährige Ausschlußfrist schon 
längst abgelaufen war. Grund hierfür ist die fehlende Vorgabe in Nr. 12 a 
MiStra für die Staatsanwaltschaften, der Gemeinde auch den ggf. kompliziert 
zu berechnenden Tag des Endes der Ausschlußfrist mit der Verurteilungsnach- 
richt bzw. nachträglich mitzuteilen. Auf der anderen Seite bestehen für dıe 
Gemeinden keine Vorschriften, sich bei der jeweiligen Staatsanwaltschaft über 
den präzisen Fristablauf zu erkundigen. 

Damit ein solcher Fall nicht noch einmal passiert, habe ich das Niedersächsi- 
sche Justizministerium und den Niedersächsischen Landeswahlleiter gebeten, 
dıe Informationslücke zu schließen. Das Justizministerium hat die mitteı- 
lungspflichtigen Staatsanwaltschaften angehalten, den Gemeinden zukünftig 
dıe Zeit mitzuteilen, für die der Verlust der Wählbarkeit wirksam ist. Der Nie- 
dersächsische Landeswahlleiter wiederum hat die Gemeinden aufgefordert, in 
„Fristfällen“ bei den Staatsanwaltschaften sicherheitshalber nachzufragen. 

Die gebotene gesetzliche Regelung der hier angesprochenen Mitteilungen der 
Staatsanwaltschaften an die Gemeinden soll in dem geplanten Strafverfah- 
tensanderungsgesetz (Gesetz zur Änderung der StPO) erfolgen 

31.10 Mitteilungen von Klagen, Vollstreckungsmaßnahmen u.a. gegen Angehörige 
rechtsberatender Berufe 

Seit 1. Januar 1992 sind von den Gerichten Mitteilungen zu machen über For- 
derungsklagen, Räumungsklagen, die hierzu ergehenden Entscheidungen, die 
in dıesen Sachen beschlossenen Vergleiche, den Erlaß von Vollstreckungsbe- 
scheiden, Arrestgesuche und die hierzu ergehenden Entscheidungen, Anträge 
im Rahmen der Zwangsvollstreckung u.ä., soweit sie sich gegen Rechtsanwäl- 
te, Mitglieder der Rechtsanwaltskammern, Notare, Notarassessoren und 
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31.11 

Patentanwälte richten. Die Mitteilungen sind an die zuständigen Kammern 

sowie die Präsidenten des zuständigen Landgerichts, den Präsidenten des 

Deutschen Patentamts usw. zu richten. 

Mit der die vorgenannten Regelungen enthaltenden bundeseinheitlich abge- 

stimmten Allgemeinen Verfügung (AV) „Mitteilungen von Klagen, Voll- 

streckungsmaßnahmen o. a. gegen Angehörige techtsberatender Berufe“ vom 

5. Dezember 1991 hat das Niedersächsische Justizministerium nunmehr Ver- 

waltungsvotschriften erlassen, die datenschurzrechtlich eine Verbesserung der 

bisherigen Bestimmungen aus dem Jahre 1970 darstellen (Nds. Rpfl S. 291). 

So sind beispielsweise die Gerichte verpflichtet, nicht nur Mitteilungen zu ma- 

chen über Klagen usw., sondern auch über die hierzu ergehenden Entschei- 

dungen und über die in diesen Sachen geschlossenen Vergleiche. Mitteilungen 

haben zu unterbleiben, wenn ein mitzuteilender Sachverhalt offensichtlich 

für Maßnahmen z.B nach der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesno- 

tarordnung oder der Patentanwaltsordnung ohne Bedeutung ist oder wenn be- 

sondere gesetzliche Verwendungstegelungen entgegenstehen. Mitteilungen 

sind ferner zu berichtigen, wenn sich herausstellt, daß sie unrichtig waren oder 

unrichuig geworden sınd. Darüber hinaus treffen Entscheidungen uber Mittei- 

lungen nunmehr dıe Richter bzw. Rechtspfleger für ihren Zustandigkeitsbe- 

reich. 

Die AV berücksichtigt nicht alle meine Forderungen (vgl. X 31 5); so fehlt 

eine Regelung zur Unterrichtung der von einer Mitteilung Betroffenen sowie 

eine Regelung zur Löschung von Mitteilungen Der Hınweis des Justizministe- 

riums, daß nach dem Entwurf eines Justizmitteilungsgesetzes (JuMıG) in ver- 

gleichbaren Fällen auf die Unterrichtung der Betroffenen verzichtet wird (die 

Landesjustizverwaltungen sind der Auffassung, daß die Kenntniserlangung 

unterstellt werden könne, weil die AV bekanntgemacht werde und die Betrof- 

fenen als Angehörige der rechtsberatenden Berufe damit rechnen müßten, 

daß die in der AV aufgezählten Vorgänge mitgeteilt würden), überzeugt 

nicht. Nach $ 21 Abs. 2 Nr 1 des geplanten JuMiG soll eine Unterrichtungs- 

pflicht dann nıcht bestehen, „wenn damit zu rechnen ist, daß der Betroffene 

von der Übermittlung seiner Daten auf andere Weise Kenntnis erlangt‘“ Eine 

solche Vorschrift entspricht nicht den datenschutzrechtlichen Anforderungen 

hinsichtlich der Normenklarheit von Rechtsvorschriften, wie sıe im Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum Volkszahlungsgesetz 

1983 gefordert wird. 

Hinsichtlich der Loschung der Mitteilung ist seitens der Landesjustizverwal- 

tungen angeregt worden, in den einzelnen Ländern jeweils in Anlehnung an 

die Vorschriften über die Personalaktenführung zu verfahren. Zu begrüßen 

ist, daß das Justizministerium es aus datenschutzrechtlichen Erwägungen für 

angebracht hält, ım Rahmen eines Etlasses oder einer Rundverfügung dıesbe- 

züglıch eindeutige Regelungen zu schaffen. Ein in Aussicht gestellter Rege- 

lungsvorschlag des Justizministeriums liegt allerdings noch nicht vor. 

Insgesamt jedoch sind mit der nunmehr geltenden Vorschrift Besummungen 

geschaffen worden, die als datenschutzrechtlicher Fortschritt bewertet werden 

können. 

Mitteilungen der Gerichte über Klagen auf Räumung von Wohnraum 

Der Geserzentwurf der Bundesregierung zum Justizmitteilungsgesetz (JuMiG) 

sieht eine Änderung des $ 15 a des Bundessozialhılfegesetzes (BSHG) vor. Da- 

nach soll das Gericht, bei dem eine Klage auf Räumung von Wohnraum ım 

Falle der Kündigung des Mierverhältnisses nach $ 554 des Bürgerlichen Ge- 

183



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

setzbuchs eingegangen ist, dem zuständigen örtlichen Träger det Sozialhilfe 
unverzüglich zur Wahrnehmung der im derzeitigen & 15 a BSHG bestimmten 
Aufgaben (Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt, zur Sicherung der 
Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage) den Tag des 
Eingangs der Klage mitteilen, es sei denn, der Zahlungsverzug der Mieterin 
bzw. des Mieters beruht offensichtlich nicht auf Zahlungsunfähigkeit. Die 
Mitteilung soll ferner enthalten die Namen und die Anschriften der Parteien, 
die Höhe des monatlich zu entrichtenden Mietzinses, die Höhe des geltend 
gemachten Mietzinsrückstandes und der geltend gemachten Entschädigung 
und den Termin zur mündlichen Verhandlung, sofern dieser bereits bestimmt 
ist. Die übermittelten Daten sollen auch für entsprechende Zwecke der 
Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz verwendet werden 
dürfen. 

Mir leuchtet nicht eın, eıne Übermittlung „von Amts wegen“ an Sozualhilfe- 

wäger bzw. Versorgungsämter vorzusehen. Meines Erachtens hätte eine mie- 
tergerechte Lösung so aussehen können, daß das Gericht die Betroffenen auf- 
klärt Mit der Zustellung der Klage könnte ein Hinweis übersandt werden, in 
dem die Betroffenen über die Möglichkeit unterrichtet werden, bei Mittello- 
sıgkeit Unterstützung dutch den Träger der Sozialhilfe oder ggf. Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge (Übernahme der Mietzahlung) zu erhalten. 

31 12 Angabe personenbezogener Daten im Rubrum von Zivilurteilen 

Gegenstand der Beschwerde eines Petenten war die Tatsache, daß das Rubrum 
des Urteils eınes Amtsgerichts (Zivilsache) neben der Anschrift (Straße, Ort) 
auch die Angabe „Justizvollzugsanstalt ...‘“ enthielt. Der Petent legte anhand 
von Beispielen dar, daß der Gläubiger den Titel in vielen Fällen benut- 
zen darf. Damit erfolge eine Übermittlung der Angabe „Justizvollzugsan- 
stalt ...‘“, so daß die Inhaftierung des Schuldners offenbart werde. 

Es steht außer Frage, daß Gerichte die Bezeichnung der Parteien so vorzuneh- 
men haben, daß die Vollstreckung des Urteils ohne Schwierigkeiten möglich 
ist. Ich sche jedoch nicht ein, daß dieser Zusatz die Vollstreckung des Urteils 
erschwert oder unmöglich macht 

Das Justizministerium hat seinen Geschäftsbereich uber meine Auffassung 
unterrichtet. Es verweist darauf, daß in der Regel eine Notwendigkeit fur dıe 
Anbringung des Zusatzes „Justizvollzugsanstalt‘‘ weder im Hinblick auf die 
Zustellbarkeit noch auf die Vollstreckbarkeit der Entscheidung gegeben ist 

31.13 Datenschutz bei der Zwangsvollstreckung 

Datenschutzrechtlich problematisch ist die Zustellung von Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlüssen vom Gerichtsvollzieher durch die Post an Drett- 
schuldner, weil dabei der Inhalt der Beschlüsse einer Vielzahl von Bedienste- 
ten zur Kenntnis gelangen kann, bevor sie bei der sachbearbeitenden Stelle, 
z B. Personal- oder Lohnbüro, vorliegen. Das auf dieses Problem von mir hin- 
gewiesene Niedersächsische Justizministerium betrachtet die Zustellungen in 
den einzelnen Verfahrensarten als gesetzlich geregelt (8 166 bis 213 a ZPO — 
Allgemeine Zustellungsvorschriften, $ 829 Abs. 2 ZPO — Verfahrensspezifi- 
sche Vorschriften). Bei & 173 Gerichtsvollziehergeschäftsanweisung (GVGA) 
handele es sich um eine Beschreibung des gesetzlichen Zustellungsverfahrens 
Im übrigen bezweifelt das Ministerium aufgrund der unterschiedlichen Orga- 
nisationsstrukturen und der technischen Abläufe bei den Mitteilungsempfän- 
gern (z.B. Unternehmen) die Durchführbarkeit einer datenschutzrechtlich 
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angemessenen gesetzlichen Regelung. Neben den Problemen, die allgemein 
gültige Beschreibung des Adressatenkreises zu normieren, wären seiner An- 
sicht nach entsprechende Regelungen letztlich ein Eingriff in privatrechtliche 
oder öffentlich-rechtliche Organisationsstrukturen, dem erhebliche Bedenken 
entgegenstünden. Ich verkenne die hier zu lösenden Schwierigkeiten nicht, 
wenngleich eine datenschutzgerechtere Zustellungsform wünschenswert bzw. 
in vielen Fällen notwendig ist. Allerdings hoffe ich, daß bei der beabsichtigten 
Reform des Zustellungsrechts das Problem gelöst werden wird. 

Bescheinigungen in Familiensachen (Sorgerecht) 

Mir lag eine Beschwerde über folgenden Sachverhalt vor: Ein Amtsgericht hat- 
te in einer Familiensache ein Urteil (Verbundentscheidung) verkündet. Es ent- 
hielt u.a eine Regelung hinsichtlich des Sorgerechts der minderjährigen 
— über 14 Jahre alten — Tochter. Da Kinder über 14 Jahren ein eigenes 
Rechtsmittel bezüglich der sie betreffenden Sorgerechtsentscheidungen ha- 
ben, muß ihnen das Urteil des Familiengerichts, soweit es sie betrifft ($ 624 
Abs. 4 ZPO), zugestellt werden. In dem vorliegenden Fall erhielt die Tochter 
u.a. einen „Auszug“ über den vollständigen — acht Punkte umfassenden — 
Urteilstenor mit Aussagen über Scheidung, Sorgerecht, Übertragung von 
Rentenanwartschaften, Ehegattenunterhalt und Zugewinnausgleich. Nach 
8624 Abs. 4 ZPO hätte der Tochter aus der Urteilsformel aber nur die Ent- 
scheidung zum Sorgerecht (eine von acht Ziffern) mitgeteilt werden müssen 

Die Minderjährige benötigte die Sorgerechtsentscheidung zur Vorlage bei 
Dritten (z. B. Lehrherrn, Schule, Banken usw.). Der übersandte Komplettaus- 
zug der Urteilsformel hatte nun zur Folge, daß die Tochter den anfordernden 
Stellen auch Daten übermitteln mußte, die für die jeweiligen Zwecke über- 
haupt nicht erforderlich waren und bei denen es sich zudem um sehr sensible 
Daten handelte 

Das Gericht hat die Zustellung eines Urteilsauszuges veranlaßt, der nur den 
Sorgerechtsteils des Tenors enthält, und wırd künftig ın ähnlichen Fällen ent- 
sprechend verfahren. 

Übersendung von Gerichtsakten an Sachverständige für dıe Erstellung von 
Gutachten 

Mehrfach habe ich davon Kenntnis erlangt, daß Gerichte die gesamte Ge- 
tichtsakte übersenden, um Gutachten erstellen zu lassen. So führte der Auf- 
trag eines Familiengerichts, ein Gutachten über den Mietwert eines Hauses zu 
erstellen, dazu, daß die komplette Akte — nahezu 200 Blatt mit sensiblen 
Angaben zu wirtschaftlichen und ıntımen familiären Verhältnissen, mit Be- 
hauptungen, Verdächtigungen und Erwiderungen der Parteien — einem 
Sachverständigen zugeleitet wurde. 

Unbeschadet der in Art. 97 GG normierten richterlichen Unabhängigkeit ha- 
ben Gerichte das Recht auf informationelle Selbstbestimmung bei der Anwen- 
dung zivılprozessualer Vorschriften zu beachten (Art. 1 Abs. 3 GG) Aus da- 
tenschutzrechtlicher Sicht ist es daher nicht zu akzeptieren, wenn bei der Vor- 
nahme und Umsetzung von Beweisbeschlüssen der Grundsatz der Erforder- 
lichkeit keine Beachtung findet, ındem zahlreiche Unterlagen, die fur dıe Er- 
stellung des Gutachtens nicht erforderlich sind, an die Gutachterin bzw. den 
Gutachter mirübersandt werden. 
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31.16 Datenerhebung bei der Eintragung einer Namensanderung im Grundbuch 
durch ein Amtsgericht 

Kein Verständnis hatte ein Bürger dafür, daß vom Grundbuchamt ein — nach 
der Eheschließung neu ausgestellter — Personalausweis seiner Ehefrau als Ur- 
kunde für eine Grundbuchberichtigung nicht akzeptiert wurde Die Ehefrau 
als im Grundbuch eingetragene Eigentümerin sollte, um dıe Gründe für die 
Namensänderung prüfen zu können, ihre Heiratsurkunde vorlegen, in der 
auch die Daten ihres Ehemannes vermerkt sind. Der Ehemann war hiermit 
nicht einverstanden. Nach seiner Auffassung reicht für die Änderung des Na- 
mens seiner Ehefrau ım Grundbuch die Erkennbarkeit seines Vor- und Zuna- 
mens aus. Die Offenbarung weiterer Daten, wie Geburtsdatum/-ort und 
Wohnort, lehnte er ab Bei der Vorlage der Heiratsurkunde sollten von seinen 
Daten allenfalls der Vor- und Familienname erkennbar, alle weiteren Daten 

aber unkenntlich sein. 

Ich habe Verständnis für den Standpunkt des Petenten geäußert, da nach dem 
datenschutzrechtlichen Grundsatz der Erforderlichkeit nur die Daten verwen- 
det werden dürfen, die für die jeweilige Aufgabenerfüllung unerläßlich sind 
Danach wäre als Nachweis für die Namensänderung der Ehefrau des Petenten 
deren Personalausweis zu akzeptieren. 

Ich mußte aber die auf 8 29 Abs 1 Satz 2 der Grundbuchordnung (GBO) ge- 
stutzte Forderung des Grundbuchamtes nach Vorlage der Heıratsurkunde als 
rechtlich vertretbar akzeptieren. Die Offenlegung nur des Vor- und Familıen- 
namens aus der Heiratsurkunde würde rechtlich eınem Auszug gleichkom- 
men. Nach dem Personenstandstecht ist jedoch eın solcher Auszug nicht mög- 
lich. Die für eine Heiratsurkunde vorgesehenen Angaben sind in $ 63 des Per- 
sonenstandsgesetzes (PStG) geregelt. Ein Auszug aus der Heiratsurkunde ıst 
in dem engen Rahmen des & 65 a PStG zulässig. Der Auszug nur über Vor- 
und Familienname ıst hiernach nicht gestattet. Eine Heiratsurkunde, die nıcht 
alle ın 8 63 PStG beschriebenen Daten enthält, ist wiederum eine unvollstän- 
dige — öffentliche — Urkunde. Sie genießt nicht die vom Grundbuchamt ge- 
forderte Beweiskraft einer vollständigen Heiratsurkunde gemäß $ 66 PStG. 

Das von mır eingeschaltete Niedersächsische Innenministerium hat sich der 
Frage „Auszüge aus der Heıratsurkunde“ angenommen. Es hat mich weiter 
über eine geplante Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes un- 
terrichter. Nach $ 61 a des Entwurfs für ein 5. Personenstandsänderungsgesetz 
(Stand Oktober 1989) sollen Behörden Auskunft aus einem oder Einsicht ın 
einen Personenstandseintrag sowie Erteilung von Personenstandsurkunden 
nur verlangen können, „soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist“ und die weiteren in der Vorschrift genannten Voraussetzungen erfüllt 
werden. Damit wäre sichergestellt, daß das Standesamt auch Auskünfte aus 
den Personenstandsbüchern geben könnte, die sıch auf das für die Erfüllung 
der Aufgaben der empfangenden Behorde erforderliche Maß beschränkt. 

31.17 Datenschutz bei Notaren 

Notare unterliegen meiner datenschutzrechtlichen Kontrolle. Dies ist auch 
Auffassung des Justizministerums (vgl. Allgemeine Verfügung vom 9. Januar 
1987 — Nds. Rpfl. S 29). 

In einer Eingabe rügte eine Einsenderin, daß die Mitteilung des zuständigen 
Amtsgerichts über die Eintragung einer Grundschuld im Grundbuch von dem 
beurkundenden Notar nicht an sie direkt, sondern uber die Rechtsbeistands- 

und amtlıche Auktionatoren-Praxis, die zuvor das Hausgrundstucksgeschaft 
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vermittelt hatte, an dıe Petentin übersandt worden war. Datenschutzrechtlich 
bedeutete dies eine Datenübermittlung, für die weder eine Rechtsgrundlage 
noch eıne Einwilligung vorlag. Meine Überprüfung ergab, daß die Weitrgabe 
über Dritte auf einem Verschen beruhte. 

In einer anderen Angelegenheit hatte ein Notar bei der Beglaubigung der Un- 
terschrift einer Petentin (Zustimmung zur Veräußerung einer Eigentumswoh- 
nung nach $ 12 Wohnungseigentumgesetz) auch deren Geburtsdatum und 
die Anschrift aus dem Personalausweis in die Urkunde aufgenommen. Nach 
Auffassung der Beschwerdeführerin hätte es genügt, wenn Name und Vorna- 
me sowie der Zusatz „ausgewiesen durch Personalausweis Nr. ...‘“ in die Ur- 
kunde aufgenommen worden wären. Die Daten wurden an alle Miteigentü- 
mer weitergegeben. Es ist fraglich, ob $ 10 des Beurkundungsgesetzes insoweit 
eine normenklare Vorschrift ist. Danach sollen Beteiligte so genau bezeichnet 
werden, daß Zweifel und Verwechslungen über die Person ausgeschlossen 
sind. Der Vorgang ist noch nicht abgeschlossen. 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Justiz 

In meinen vorangegangenen Tätigkeitsberichten (vgl. X 31.21) habe ich die 
Notwendigkeit geäußert, die aus dem Jahre 1974 stammenden näheren Be- 
stimmungen über die Öffentlichkeitsarbeit der Justizbehorden zu uberarbei- 
ten. Das Justizministerium ist mit mir der Auffassung, daß die aus dem Jahr 
1974 stammenden Bestimmungen überarbeitungsbedurftig sınd. Entspre- 
chende Arbeiten sind eingeleitet. 

Datenerhebungen durch Amtsgerichte 

Private Arbeitgeber werden häufig von Amtsgerichten gebeten, Auskünfte 
über Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erteilen. In der Regel werden dabei 
sensible personenbezogene Daten übermittelt. Die Gerichte sind meines Er- 
achtens verpflichtet, in ihren Anforderungen die jeweilige zur Auskunft ver- 
pflichtende Rechtsvorschrift zu nennen, damit der Arbeitgeber die Verpflich- 
tung zur Datenübermittlung und deren zulässigen Umfang beurteilen kann. 

Ich habe aus gegebenem Anlaß das Sozialministerium, das Finanzministerium 

und das Justizministerium darauf hingewiesen, entsprechende Maßnahmen zu 

ergreifen. 

Einhaltung von Mitteilungsfristen 

Nach Feststellungen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz gehen Mit- 
teilungen über den Straferlaß nach $ 37 Abs. 2 Bundeszentraltegistergesetz 
häufig mit Verzögerungen beim Bundeszentralregister (BZR) ein. Dies kann 
zur Herausgabe unrichtiger Führungszeugnisse führen. Ich habe das Nieder- 
sächsische Justizministerium auf diese Problematik hıngewiesen Aus daten- 
schutztechtlicher Sicht ist zu begrüßen, daß die mitteilungspflichtigen Stellen 
inzwischen vom Justizministerium gebeten worden sind, die Fristen für die 
Mitteilungen an das BZR unbedingt einzuhalten, und die Dienstaufsicht an- 
gehalten worden ist, im Rahmen der regelmäßigen Geschäftsprüfungen auf 
die Einhaltung der Fristen zu achten. 
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32. Strafvollzug 

32.1 Strafvollzugsgesetz/Untersuchungshaftvollzugsgesetz 

In Tätigkeitsberichten vergangener Jahre habe ich auf die Notwendigkeit zur 
Schaffung bereichsspezifischer Regelungen im Strafvollzugsgesetz hingewie- 
sen (vgl. insbesondere IX 32.1). Der Vorläufige Referentenentwurf eines Vier- 
ten Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes (Stand: 25. März 1991) 
enthält Regelungen über den Schutz und die Verwendung personenbezogener 
Daten. Er wird dem Erfordernis bereichsspezifischer Konkretisierung jedoch 
noch nicht vollständig gerecht. Die Besonderheiten, die aus den rechtlichen 
und tatsächlichen Bedingungen des Strafvollzuges folgen, sollten in normen- 
klare Regelungen über den Umgang mit personenbezogenen Daten von Ge- 
fangenen und anderen Personen noch besser berücksichtigt werden. 

Ich habe dem Niedersächsischen Justizministerium eine umfangreiche Aus- 
arbeitung „Datenschutzfragen im Strafvollzug“ zugeleitet. Sie verdeutlicht 
datenschutzrechtliche Defizite des Strafvollzugs bei Datenerhebung, -speiche- 
rung, -übermittlung, -löschung und bei der Häftlingsuberwachung. Dieses 
Papıer enthält im übrigen zahlreiche Beispiele für die Verarbeitung personen- 
bezogener Daten Gefangener, dıe auf der Grundlage der Verwaltungsvor- 
schrift Vollzugsgeschäftsordnung (VGO) erfolgen (Aufnahmeverfahren — 
Nr. 16 VGO, Arztliche Untersuchung — Nr. 60 VGO, Erkennungsdienstliche 
Maßnahmen — Nr. 23 VGO, Behandlungsuntersuchung — Nr 31 VGO, 
Auskünfte an Private — Nr. 5 VGO usw.). Ich habe das Justizministerium ge- 
beten, das vorliegende Papier bei den weiteren Beratungen zur Novellierung 
des Strafvollzugsgesetzes zu berücksichtigen. 

Wenig erfreulich ist auch, daß es noch ımmer an einem Untersuchungshaft- 
vollzugsgesetz (vgl. X 32.4) fehlt. Derzeit bestehen fur Eingriffe ın das ınfor- 
mationelle Selbstbestimmungsrecht von Untersuchungsgefangenen keine nor- 
menklaren gesetzlichen Grundlagen. Die Verarbeitung der personenbezo- 
genen Daten von Gefangenen in Untersuchungshaft erfolgt auf der Grund- 
lage von Verwaltungsvorschriften (Untersuchungshaftvollzugsordnung — 
UVollzO), deren Rechtsqualität unzureichend ıst und nıcht die Anforderun- 
gen erfüllt, die das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 15. De- 
zember 1983 zum Volkszählungsgeserz 1983 postuliert hat. Der vorliegende 
Arbeıtsentwurf eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes (Stand: 24. Februar 
1986) ist bis heute nıcht bearbeitet worden. Im Hinblick auf die Rechtspre- 
chung zum Übergangsbonus bedarf es dringender Arbeiten zur Schaffung der 
normenklarer gesetzlicher Grundlagen für die Verarbeitung personenbezoge- 
ner Daten ım Untersuchungshaftvollzug. 

322 Verwendung veralteter Vordrucke ın Justizvollzugsanstalten (Lebenslauf, Fra- 
gebogen) 

Ein Gefangener beschwerte sich darüber, daß er nach seiner Verlegung ın eine 
andere Justizvollzugsanstalt dort aufgefordert wurde, die Vordrucke „Lebens- 
lauf“ und „Fragebogen“ (VG 16 und VG 17 — Nr. 31 VGO), auszufüllen. 
Diese Vordrucke enthielten keine Hinweise auf dıe Freiwilligkeit. Meine Über- 
prüfung ergab, daß in dieser Justizvollzugsanstalt noch veraltete Vordrucke 
aus dem Jahre 1977 Verwendung fanden, die nicht die datenschutzrechtlichen 
Verbesserungen enthielten, die ich in Erorterungen mit dem Justizministeri- 
um im Jahre 1987 durchgesetzt hatte (vgl. IX 32.2). Meine Bemühungen hat- 
ten seinerzeit zum Ergebnis, daß dıe bundeseinheitlich neu gefaßten Vor- 
drucke mıt Wırkung vom 1. September 1987 eingeführt wurden. Sie enthiel- 
ten im Kopf den Aufdruck: „Das Ausfüllen des Fragebogens ist freiwillig; ein 
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Nichtausfüllen hat keine disziplinarischen Folgen. Sie sollten jedoch die in 86 
des Strafvollzugsgesetzes geforderte Erforschung Ihrer Persönlichkeit und Ihrer 
Lebensverhältnisse durch Ausfüllen des Fragebogens unterstützen und da- 
durch in Ihrem eigenen Interesse wichtige Grundlagen für eine Ihnen gerecht- 
werdende Vollzugsplanung schaffen.“ 

Bei meiner Prüfung erfuhr ich außerdem, daß mindestens in zwei Justızvoll- 
zugsanstalten seit drei Jahren noch immer diese veralteten Vordrucke an die 
Gefangenen ausgegeben wurden. Zu den weiteren Fragen wurde mir seitens 

des Justizministeriums erklärt, daß der Lebenslauf und der Fragebogen, unab- 
hängig davon, ob sie ausgefüllt werden oder nicht, zur Gefangenenpersonal- 
akte genommen werden. Dort seien sie allen mit der Behandlung des jeweili- 
gen Gefangenen befaßten Bediensteten zugänglich, daneben in Einzelfällen 
auch Angehörigen der Aufsichtsbehörden 

Ich habe die Verwendung der überholten Vordrucke beanstandet. Inzwischen 
hat das Justizvollzugsamt mit Rundverfügung vom 17. Dezember 1990 die Ju- 
stizvollzugsanstalten und Jugendanstalten erneut darauf hingewiesen, daß 
ausschließlich die neu gefaßten Vordrucke VG 16 und VG 17 zu verwenden 
und die überholten Vordrucke unverzüglich auszusondern sind. 

Aufbewahrung von psychiatrischen und psychologischen Gutachten über Ge- 
fangene 

Durch Erlaß vom 25. Aprıl 1991 an das Niedersächsische Justizvollzugsamt hat 
das Justizministerrum bestimmt, daß die psychiatrischen und psychologischen 
Gutachten über Gefangene bis zum Inkrafttreten der datenschutzrechtlichen 
Novelle zum Strafvollzugsgesetz nur der Anstaltsleitung, der zuständigen Ab- 
teilungsleitung sowie den Bediensteten des ärztlichen und des psychologi- 
schen Dienstes zugänglich zu machen sind. Dabei sınd dıe Gutachten fur dıe 
Dauer der Strafverbüßung in einem besonderen Ordner in der Vollzugsge- 
schäftsstelle unter Verschluß zu halten. Der Verbleib der Gutachten ist auf 
dem A-Bogen der Gefangenenpersonalakte zu vermerken. Nach der Entlas- 
sung sind die Gutachten wieder zur Gefangenenpersonalakte zu nehmen Bei 
neu zugehenden Gefangenen sınd dıe Gutachten ab sofort gesondert zu ver- 
wahren. Bei den übrigen Gefangenen sollten die Gutachten bis zum 31 De- 
zember 1991 aus den Gefangenenpersonalakten entfernt und in dem Sonder- 
ordner abgeheftet werden 

Aufgrund der von einigen Anstaltsleitern vorgebrachten Krıtik sah sich das Ju- 
stizministerium veranlaßt, die im April 1991 getroffenen Regelungen auf psy- 
chiatrische Gutachten sowie dıe dazu erstellten psychologischen und neurolo- 
gischen Zusatzgutachten zu beschränken. Die Neufassung des Erlasses regelt 
nunmehr, daß neben dem vorbezeichneten Personenkreis auch der in der je- 
weiligen Vollzugsabteilung tätigen Abteilungshelferin bzw. dem Abteilungs- 
helfer, den pädagogischen, sozialpädagogischen und soziologischen Fachkräf- 
ten sowie den zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Aufsichts- 
behörden die psychiatrischen Gutachten, soweit dies für die Wahrnehmung 
vollzuglicher Aufgaben im Einzelfall erforderlich ist, zugänglich zu machen 
sind. Darüber hinaus ist nach dieser Verwaltungsvorschrift dıe Überlassung 
der psychiatrischen Gutachten an andere öffentliche Stellen zulässig, wenn 
eine Rechtsvorschrift dies vorsicht oder zwingend voraussetzt. Alle ubrigen 
nicht-ärztlichen Gutachten (z. B. psychologische Gutachten und Einweisungs- 
gutachten) sind zur Gefangenenpersonalakte zu nehmen. 

Ich werde wegen der Beschränkung auf psychiatrische Gutachten und der Er- 
weiterung des zugangsberechtigten Personenkreises weıtere Gespräche unter 
dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit mit dem Justizministerium führen. 
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32.4 Auskünfte einer Justizvollzugsanstalt über einen Gefangenen 

Gegenstand der Beschwerde eines Strafgefangenen war die nach seiner Mei- 
nung unzulässige Auskunft einer Justizvollzugsanstalt an eine Wirtschaftsaus- 
kunftei, daß der Gefangene dort inhaftiert war, und die weitere Auskunft, 
daß der Gefangene in eine andere Justizvollzugsanstalt verlegt wurde, wobei 
diese Anstalt namentlich genannt worden ist. Die Auskunftei benötigte die 
ladungsfähige Anschrift des Gefangenen. 

Das Niedersächsische Justizministerium vertritt mıt der Justizvollzugsanstalt 
und dem Justizvollzugsamt die Auffassung, daß die Auskünfte in Anwendung 
von & 11 NDSG ı.V.m. Nr. 5 der Verwaltungsvorschrift „Vollzugsgeschäfts- 
ordnung (VGO)“ und i. V.m. den Rundverfügungen des Justizvollzugsamtes 
vom 23. Dezember 1983 und 27. November 1984 zu Recht erteilt wurden. 
Die Abwägung der Interessen des Gefangenen an der Geheimhaltung seines 
Aufenthaltsortes und der Wirtschaftsauskunftei an der Bekanntgabe einer la- 
dungsfähigen Adresse durch die Justizvollzugsanstalt habe ergeben, daß zu- 
gunsten des Interesses der Auskunftei zu entscheiden sei. Das Justizministeri- 
um weıst in diesem Zusammenhang außerdem darauf hin, daß sich die An- 
stalt bei ihrer Entscheidung auf die Begründung des Beschlusses des Oberlan- 
desgerichts Celle vom 21. September 1984 (NStZ 1985, $. 44) habe stützen 
können, wonach bei Vorliegen eines rechtlichen Interesses der anfragenden 
Privatperson die Informationen mitgeteilt werden dürfen, die zur Verfolgung 
dieses Interesses notwendig sind Die Auskunftserteilung müsse zur Errei- 
chung des angestrebten Zweckes geeignet und erforderlich sein (vgl. VI 29.2). 
Ein rechtliches Interesse der Wirtschaftsauskunftei habe in diesem Falle vorge- 
legen. Ohne eine ladungsfähige Adresse des Schuldners könne z. B. eine tiru- 
lierte Forderung nicht eingezogen werden. 

Meınes Erachtens hat die Justizvollzugsanstalt gegen das Recht auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung verstoßen. Ich vermag mich den vorstehenden Über- 
legungen nicht anzuschließen. Es kann dahinstehen, ob dıe Tatbestandsmerk- 
male des $ 11 Satz 1, 2. Alt. NDSG vorliegen bzw. ob bei Heranziehung der 
Verwaltungsvorschriften Nr. 5 Abs. 3 VGO eine Begründung mit dem sog 
Übergangsbonus erfolgen kann (mit dem Übergangsbonus argumentiert das 
OLG Hamm in seinem Beschluß vom 28. April 1988, vgl. NStZ 1988, 381) 

Einen Rückgriff auf die allgemeine Rechtsgrundlage in $ 11 Satz 1, 2. Alt 
NDSG halte ich nicht fur möglich Mit dem Inkrafttreten des Niedersächst- 
schen Meldegesetzes (NMG) vom 2. Juli 1985 sind melderechtliche Verfahren 
hinsichtlich durch das Melderegıster erfaßter Personen — wozu auch Strafge- 
fangene gem. $ 17 Abs. 3 NMG gehören — nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zu beurteilen. Bei den Anfragen der Wirtschaftsauskunftei hat es sich 
in der Sache darum gehandelt, ob der Gefangene unter dieser Anschrift er- 
teichbar ist. Für Auskünfte uber die Anschrift ist nach & 2, 33 Abs. 1ı NMG 
dıe Meldebehörde zuständig. Eine Zuständigkeit von Justizvollzugsanstalten 
ergibt sich aus dem NMG nıcht. Da insoweit eine die gewünschte Rechtsfolge 
erlaubende Rechtsvorschrift vorliegt, ist für eine Anwendung der Nr. 5 Abs. 3 
VGO i.V.m. dem Übergangsbonus kein Raum. Nach meiner Auffassung 
konnte sich die Justizvollzugsanstalt daher bei ihrer Auskunft an die Wirt- 
schaftsauskunftei nicht auf eine die Übermittlung rechtfertigende Rechtsvor- 
schrift berufen. Darüber hinaus hatte die Justizvollzugsanstalt nicht die Rund- 
verfügung vom 25. April 1986 beachtet, in der die Zuständigkeit der Melde- 
behörde für Melderegisterauskünfte in den Fällen des $ 17 Abs. 3 NMG klar- 
gestellt wird (vgl. VII 32.2). In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzu- 
weisen, daß & 128 Abs. 5 Satz 2 des Vorläufigen Referentenentwurfes eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes (Stand 25. März 
1991) ausdrücklich vom „Vorrang des Melderechts“‘ ausgeht 
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32.5 

32.6 

Der Beschwerdefall hatte jedoch eine positive Auswirkung: Die betreffende 
Justizvollzugsanstalt hat, nachdem ihr das Ergebnis meiner datenschutzrecht- 
lichen Prüfung bekannt geworden war, umgehend in einer Anstaltsverfügung 
dıe Erteilung von Auskünften an private Dritte dahingehend geregelt, daß an 
dıe für die Justizvollzugsanstalt zuständige Meldebehörde verwiesen wird. 

Ausgabe von Kontoauszügen an Strafgefangene 

Ich habe wiederholt über dıe Praxis der Ausgabe von Kontoauszügen an Ge- 
fangene berichtet (vgl. X 32.2). Aufgrund weıterer Eingaben zu dieser Proble- 
matik habe ich mit dem Niedersächsischen Justizministerium diese Frage 
nochmals erortert. Die Anstalten sind nunmehr gehalten, in Zukunft bei der 
Unterrichtung der Gefangenen über den Kontostand die Kontoauszüge ge- 
knickt und geklammert an die Gefangenen aushändigen zu lassen. Daten- 
schurzrechtlich nichts einzuwenden ist gegen ein Verfahren, bei dem vor Wo- 
chenenden der jeweils aktuelle Kontostand als Liste den Stationen in den Ju- 
stizvollzugsanstalten mitgeteilt wırd, damit auch außerhalb der Geschaftszeı- 
ten der Zahlstelle (spontane) Ausgaben wie z B. Telefonate und Fahrtkosten 
genehmigt werden können. Die Liste ıst jedoch spatestens Montag vormittag 
der nächsten Woche zu vernichten. 

Telefongesprache der Anstaltsseelsorger 

Die Norddeutsche Konferenz der katholischen Seelsorger beı den Justizvoll- 
zugsanstalten in Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holsteın 
hat die Erfassung von Telefongesprächsdaten von Anstaltsseelsorgern ın Justiz- 
vollzugsanstalten problematisiert. So wurde ausgeführt, daß Seelsorger der 
Schweigepflicht unterliegen, die auch bei Telefongesprächen berührt sein 
kann. Beispiel: Bei einem Gespräch geht es um eine AIDS-Erkrankung. In 
diesem Zusammenhang werden telefonisch Informationen beı eıner AIDS-Be- 
ratungsstelle eingeholt. Eın Vergleich der Telefonnummer der AIDS-Bera- 
tungsstelle mıt dem Namen der Gesprächspartnerin oder des Gesprächspart- 
ners des Seelsorgers läßt den Rückschluß zu, daß die oder der Betroffene HIV- 
positiv ist — eine Information, welche durch das Seelsorgegeheimnis ge- 
schützt ist 

Zu dieser Problematik wurde im Niedersächsischen Landtag eıne gleichgela- 
gerte Anfrage gestellt. Das Niedersächsische Justizministerium hat daraufhın 
für seine Stellungnahmen an den Landtag und an mıch umfangreiche Recher- 
chen durchgeführt. 

Als Ergebnis konnte der anfragenden Institution folgendes mitgeteilt werden: 

„Nach den Ausführungen des Justizministeriums werden Telefongesprä- 
che der Anstaltsseelsorger ın den Anstalten unterschiedlich erfaßt, weıl dıe- 
se mıt unterschiedlichen Telefonanlagen ausgestattet bzw. an dıe Telefon- 
anlage eines benachbarten Gerichts angeschlossen sınd. In sieben nieder- 
sächsischen Anstalten werden lediglich die Gebuhreneinheiten des Appa- 
rates des Anstaltsseelsorgers erfaßt, gegebenenfalls auch das Datum des Ge- 
sprächs. Eıne Erfassung der angewahlten Nummer erfolgt ın diesen Anstal- 
ten nıcht 

In einer Anstalt wird seit Juli 1989 bei Privargesprächen und beı Fernge- 
sprächen des Personalrats dıe angewählte Telefonnummer nıcht mehr aus- 
gedruckt. Dieses Verfahren sei nunmehr auf die von den Anstaltsseelsor- 
gern geführten Gesprache ausgedehnt worden. In den ubrigen Anstalten 
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werden über die Telefonzentrale bei dienstlichen Ferngesprächen Datum, 
Uhrzeit, die Nummer des Anstaltsapparates und des angewählten Telefons 
sowie die Zahl der Gebühreneinheiten erfaßt und ausgedruckt. 

Das Justizministerium hat das Niedersächsische Justizvollzugsamt angewie- 
sen, in Zukunft gemäß Ziffer 6 der Dienstanschlußvorschriften (RdErl. des 
Niedersächsischen Finanzministerrums vom 31. Juli 1989, Nds. MBl. Nr. 
31/90) die Anstaltsgeistlichen den Personalräten hinsichtlich der Erfassung 
der dienstlichen Ferngespräche gleichzustellen, sofern dies ohne unverhält- 
nismäßigen Aufwand möglich ist. Dies bedeutet: 

— In den Anstalten, in denen die Telefonanlage dıe Möglichkeit bietet, 
die Telefonanschlüsse des Anstaltsgeistlichen automatisch von der Erfas- 
sung der angewählten Telefonnummern auszunehmen, ist so zu verfah- 

ren; 

— ın den Anstalten, ın denen eine solche Ausnahme von der Erfassung 
technisch nicht möglich ist, sınd die Telefonrechnungen den Anstalts- 
geistlichen ungeprüft in verschlossenen Umschlägen zuzuleiten.“ 

Die Dienstanschlußvorschriften des Niedersächsischen Finanzministeriums 
sind seinerzeit nach intensiver Einwirkung meiner Dienststelle erlassen worden 
(vgl. X 15.11). 

32.7 Telefonate Gefangener im Strafvollzug 

In einer Justizvollzugsanstalt (JVA) bestand am Eingang zum Zellenflur einer 
Station, auf der ca. 45 Gefangene untergebracht waren, für Gefangene die 
Möglichkeit, von eınem dort unter einer Telefonhaube angebrachten Fern- 
sprechapparat Telefongespräche entgegenzunehmen oder Telefonate nach au- 
ßBerhalb zu fuhren An dieser Stelle des Stationsflurs herrschte jedoch ein stän- 
diges Kommen und Gehen, insbesondere zur Telefonzeit zwischen 18.00 und 
20.00 Uhr, wenn die Hafträume für die Freizeit geöffnet sind So konnten die 
sich auf dem Flur aufhaltenden Gefangenen (mit)hören, was gesprochen wur- 
de. Dabei wurden Telefonate mit Angehörigen ebenso wie mit Rechtsanwäl- 
ten und Behörden geführt. Die Telefonbenutzer waren praktisch gezwungen, 
ihre Verhältnisse vor Dritten unfreiwillig offenzulegen Hiergegen richtete 
sich die Beschwerde eines Gefangenen. 

Die JVA hatte zunächst beabsichtigt, gebrauchte Telefonzellen aus Altbestän- 
den der Bundespost, die im geschlossenen Zustand einen hinreichenden 
Schutz gegen ein unbefugtes Mithören gewährleistet hätten, aufzustellen. Lei- 
der ließ sich dieses Verfahren aus baulichen Gründen (wegen räumlicher Enge 
und der damit verbundenen Behinderung des Dienstberriebes) nicht verwirk- 
lichen. Die JVA hat sich deshalb dafür entschieden, Teilbereiche von den Ge- 
meinschaftsräumen auf verschiedenen Stationsfluren, die nicht mehr benutzt 
wurden, baulich abzutrennen und Fernsprechapparate in diesen Räumen zu 
installieren. Damit wird datenschutzrechtlichen Belangen in erfreulicher Weı- 
se Rechnung getragen. 

32.8 Einkaufszettel für Zeitschriften und Schreibwaren pp. 

„Dauerbrenner“ sind die datenschutzrechtlichen Probleme beim Einkauf der 
Gefangenen. Auf dem Vordruck „Einkaufszettel für Zeitschriften und 
Schreibwaren pp.‘ hatte eın Gefangener neben den Angaben zu seinen Ein- 
kaufswünschen seine personenbezogenen Daten Name, Vorname, Gefange- 
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32.9 

32.10 

nenbuchnummer, Kontonummer, Haus der Anstalt, Station und Zellennum- 
mer einzutragen. Danach wurde die Bestellung auf dem Einkaufszettel von 
der Zahlstelle mit dem Kontostand des Gefangenen überprüft. Der Einkaufs- 
zettel wurde dem Schreibwarenhändler ausgehändigt, der sodann den Betrag 
eintrug, der sich aus dem Auftrag ergab. Datenschutzrechtlich war die Aus- 
händigung des Einkaufszettel mit den personenbezogenen Daten an den 
Schreibwarenhändler als unbefugte Datenübermittlung an Personen außer- 
halb des öffentlichen Bereichs nicht zu akzeptieren. 

Auf meine Intervention hin hat die Justizvollzugsanstalt inzwischen eine Ver- 
fügung erlassen, nach der die Einkaufszettel mit dem Zusatz zu verschen sind: 
„Mit der Nennung meines Namens und Buch-Nr. bei der Bestellung von Wa- 
ren bin ich einverstanden/ nicht einverstanden“. Dieser Zusatz gewährleistet 
das Recht des einzelnen, selbst über die Verwendung seiner personenbezoge- 
nen Daten zu bestimmen. Unberührt bleibt nach wie vor die Möglichkeit, daß 
der Betroffene persönlich Bestellungen vornimmt oder durch Dritte erledigen 
läßt. Dieses Verfahren trägt datenschutzrechtlichen Erfordernissen Rechnung. 

Datenübermittlungen aus einer Bestandstafel 

In X 32.4 stellte ich dar, daß in eıner Vollzugsanstalt Daten von Untersu- 
chungshäftlingen auf einer Bestandstafel aufgeführt waren, die in dem Sta- 
tionszimmer angebracht war. Diese Angaben konnten von Dritten (Strafge- 
fangene, Besucherinnen und Besucher) abgelesen werden. Ich habe darauf 
hingewiesen, daß es für diese Datenübermittlung keine Rechtsgrundlage gibt. 
Meine in diesem Zusammenhang durchgeführten Bemühungen um daten- 
schutzrechtliche Verbesserungen führten zum Erfolg. Inzwischen wırd der 
hinter dem Stationszimmer befindliche Hafıraum, um den das Stationszim- 
mer erweitert wurde, als Verwaltungsraum genutzt. Die fragliche Bestandsta- 
fel ist in diesem Zımmer angebracht. Sie kann von außen nicht mehr eingese- 
hen werden Zu diesem Raum haben nur zuständige Bedienstete der Justiz- 
vollzugsanstalt Zugang. 

Schriftverkehr von Gerichten/Behörden mit Gefangenen 

Mehrere Eingaben haben mıch darauf aufmerksam gemacht, daß Gerichte 
und Behörden Schreiben an Gefangene z. T. an die Justizvollzugsanstalten 
adressieren und z. T. offen versenden. Diese Art des Schriftverkehrs führt zu 
einer nicht datenschutzgerechten und unnötigen Weitergabe von persönli- 
chen Daten der Betroffenen an Dritte. Ich halte es für eine Selbstverständlich- 
keit, Schreiben an Gefangene auch nur an sıe zu adressieren. Dies gebieter 
schon der in Art. 10 Abs 1 GG verankerte Schutz des Briefgeheimnisses. 
Auch läßt sich dem $ 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes der allgemeine 
Rechtsgedanke entnehmen, daß Schreiben mıt persönlichen Daten oder An- 
gaben, die Rückschlüsse auf persönliche Verhältnisse zulassen, grundsätzlich 
verschlossen zu übersenden sind. 

Aus datenschurzrechtlicher Sicht bedarf jede Weitergabe von Daten an Dritte 
einer Rechtsgrundlage. In manchen Fällen haben nun die absendenden Stel- 
len ihr Verhalten mit dem Hinweis zu rechtfertigen versucht, die Vorschriften 
des Strafvollzugsgesetzes über das Vermitteln der Post durch die Anstalt bzw. 
die mögliche Sicht- und Textkontrolle eingehender Briefe erlaube die ein- 
gangs dargestellten Übersendungsformen. Nach meiner Auffassung richten 
sich die Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes jedoch nur an die Justizvoll- 
zugsanstalten. Sie erlauben den absendenden Gerichten und Behörden nicht, 
anı Gefangene gerichtete Schreiben an die Anstalt zu adressieren oder sie 
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— gleichsam im Vorgriff auf eventuelle Maßnahmen der Justizvollzugsan- 
stalt — gleich offen zu versenden. Das Niedersächsische Justizministerium 
teilt meine Meinung. Im Bereich der Justiz liegt jetzt eine insoweit klarstellen- 
de Verwaltungsvorschrift vor (vgl. Allgemeine Verfügung v. 9 Juli 1992, Nds. 
Rpfl. S. 190). 

32.11 Personenbezogene Daten ın der Müllzelle einer Justizvollzugsanstalt 

In einer Justizvollzugsanstalt war ein Raum nicht verschlossen, ın dem sich 
u.a. alte „Wahrnehmungsbogen“, also Berichte von Vollzugsbeamten zu be- 
stimmten Vorkommnissen bei Gefangenen, und Akten mit Sozialgutachten 
befanden So konnten sich Gefangene diese Unterlagen unkontrolliert be- 
schaffen. Die Angelegenheit war seinerzeit Gegenstand einer Kleinen Anfrage 
im Landtag (vgl. X 32.2). 

Obwohl ich aus diesem Grunde die ordnungsgemäße Aufbewahrung sensitı- 
ver Datensammlungen in allen Anstalten angemahnt und insbesondere ver- 
langt hate, solche Unterlagen vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen, er- 
reichte mich aus derselben Anstalt erneut eine Beschwerde darüber, daß perso- 
nenbezogene Daten nicht datenschutzgerecht aufbewahrt wurden. In der 
Müllzelle einer Station dieser Anstalt hatte ein Gefangener mit anderen Straf- 
gefangenen mehrere Schriftstücke gefunden, dıe Angaben über verschiedene 
Gefangene und verschiedene Maßnahmen enthielten (z. B. Kontostand, An- 
trage innerhalb des Vollzuges) U.a. befand sich bei den Schriftstücken eine 
längere Notiz mit diversen Angaben zur Person des Petenten und seiner Ver- 
lobten (Angabe zu bevorstehender Eheschließung, Staatsangehörigkeit der 
Verlobten usw ). 

Meine datenschutzrechtliche Überprüfung der Angelegenheit ergab, daß ein 
Bediensteter der Justizvollzugsanstalt, der erst wenige Wochen dort beschäf- 
tigt war, in Unkenntnis über die Müllentsorgung und in vorweihnachtlicher 
Hektik es versäumt hatte, die Notizzettel ın den Aktenvernichter zu geben. 
Beabsichtigt sei die Vernichtung der Notizzettel gewesen, nicht die Weiterga- 
be an andere Personen. Aus datenschutzrechtlicher Sicht war diese Datenüber- 
mittlung unzulässig. Konsequenzen ergaben sich aus diesem Vorfall insoweit, 
daß durch eine Anstaltsverfügung nochmals darauf hingewiesen wurde, daß 
ausgesonderte Unterlagen der Vernichtung durch Aktenvernichter zugeführt 
werden müssen. 

33. Öffentlich-techtliche Religionsgesellschaften 

Meinen Gedankenaustausch mit den kirchlichen Datenschutzbeauftragten 
über dıe Entwicklung der Datenverarbeitung und des Datenschutzrechts (vgl. 
X 33) habe ich während des Berichtszeitraumes in kollegialer Atmosphäre 
fortgeführt Die Bischöfe der Bistümer Hildesheim, Osnabrück und des ol- 
denburgischen Teils des Bistums Münster haben zum 1. Januar 1992 erstmalig 

einen gemeinsamen Datenschutzbeauftragten bestellt, Dienstsitz ist beim Ka- 
tholischen Büro Niedersachsen ın Hannover. 

In den Gesprächen wurde deutlich, daß in bestimmten Bereichen die Notwen- 
digkeit einer Überarbeitung der kirchenlichen Datenschutzvorschriften im 
Sinne einer Anpassung an den Standard der neuen Datenschutzgesetzgebung 
des Bundes und der Lander besteht. Dies gilt besonders für bereichsspezifische 
Regelungen, die für kirchenrechtliche Einrichtungen und solche unter kırch- 
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licher Trägerschaft erlassen wurden bzw. noch erlassen werden müssen. Der 
Datenschutzbeauftragte beim Katholischen Büro Niedersachsen kündigte an, 
daß die derzeit gültige, aus dem Jahr 1977 stammende Anordnung über den 
kirchlichen Datenschutz (KDO) Anfang 1993 in einer Fassung vorgelegt wer- 
de, die sich am Bundesdatenschutzgesetz von 1990 orientiert. Ich habe den 
Eindruck gewonnen, daß allseits guter Wille vorhanden ist, den Datenschutz 
im kirchlichen Bereich weiter zu verbessern. 

In diesem Sinne bewerte ich auch eine Pressemeldung aus dem Monat August 
1992, nach der der Präsident des Evangelisch-lutherischen Kirchenamtes in 
Hannover mitgeteilt hat, daß künftig Kirchenaustritte nicht mehr namentlich 
in den Gemeindebriefen veröffentlicht werden sollen. Gerade zu dieser Frage 
sowie zur Veröffentlichung von Jubiläumsdaten erreichen mich immer wieder 
Anfragen, die ich mangels Zuständigkeit an den hierfür zuständigen Beauf- 
tragten für den Datenschutz der betroffenen Kirchengliederung abgebe. 

Im Frühjahr 1993 soll der Gedankenaustausch fortgesetzt werden — dabei soll 
auch der Vorschlag aufgegriffen werden, ein gemeinsames Gespräch mit den 
Beauftragten der evangelischen Kirche und der katholischen Kirche zu führen. 

195



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich 

34, Zur Situation 

341 Neu in der Obhut des LfD: Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich 

Das neue Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 20. Dezember 1990, das am 
1. Juni 1991 in Kraft getreten ist, hat für den nicht-öffentlichen Bereich zahl- 
reiche Änderungen gebracht. Eine weıtere wichtige Änderung ist durch Be- 
schluß des Niedersächsischen Landesministeriums vom 20. Dezember 1991 
eingetreten, der mich als zuständige Aufsichtsbehörde nach $ 38 BDSG mit 
Wirkung vom 1. Januar 1992 an bestimmt (Nds. MBl. 1992 S. 230). Die vier 
niedersächsischen Bezirksregierungen wurden als Aufsichtsbehörde abgelöst 
(vgl. 3 2). Meine einjährigen Erfahrungen sind fast ausnahmslos positiv. So 
konnte ich die sehr unterschiedlichen Arbeitsweisen in der Registerführung 
und bei der Datenschutzkontrolle der vier Bezirkstegierungen vereinhettli- 
chen. Die langjährige Erfahrung aus dem öffentlichen Bereich konnte frucht- 
bar eingebracht werden. Trotz weıter Wege war eine Datenschutzkontrolle 
auch in den von meiner Geschäftsstelle weit entfernten Bereichen Niedersach- 
sens möglich: 

Bei der Durchführung von Kontrollen vor Ort werde ıch — wie bislang die 
Bezirksregierungen — durch eine beim Niedersächsischen Landesverwaltungs- 
amt eingerichtete Prüfgruppe unterstützt. Problematisch sind die geringe Ver- 
fügbarkeit der Prüfgruppe, die überwiegend für andere Aufgaben eingesetzt 
wird, und der hohe Abstimmungsaufwand. Dessenungeachtet möchte ich die 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit bei der Behördenleitung und bei den Mitar- 
beitern hervorheben. 

Ein Großteil der bislang angefallenen Arbeiten im nicht-öffentlichen Bereich 
diente der Einarbeitung in dieses neue Tätigkeitsgebiet und der Aufarbeitung 
aller Altunterlagen. Die Akten der Bezirksregierungen wurden nach Sichtung 
vor Ort fast vollständig in meine Geschäftsstelle übernommen. Alle zum Regi- 
ster gemeldeten Firmen (etwa 230) wurden von mir angeschrieben und auf die 
neue Kontrollzuständigkeit aufmerksam gemacht (vgl. 35.1). Der sie betref- 
fende vorgefundene Registerinhalt wurde mit der Bitte um Überprüfung 
übersandt. Die schnellen Antworten und zahlreiche Informationsgespräche in 
meiner Geschäftsstelle und vor Ort belegen die begrüßenswerte Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit. Die vielen Änderungsmeldungen zum Regıster haben 
aber auch den schlechten Zustand der übernommenen Unterlagen deutlich 
werden lassen. 

Mein besonderes Anliegen wird es auch weiterhin sein, sowohl Eingaben von 
Bürgerinnen und Bürgern mit der notwendigen Aufmerksamkeit zügig zu be- 
arbeiten als auch Kontrollen vor Ort im angemessenen Umfang dutrchzufüh- 
ren. 

342 Datenverarbeitung in der Wirtschaft: Nach wie vor ein schneller Wandel 

Berichte über Absatzprobleme und Stellenkürzungen ın renommierten Com- 
puterfirmen deuten scheinbar auf eine Abschwächung der stürmischen Ent- 
wicklung im IuK-Bereich hin. Meine Prüferfahrungen zeıgen aber, daß die 
Entwicklung auch im nicht-offentlichen Bereich ungebrochen weitergeht (vgl. 
4.1). Allerdings hat die Wirtschaft gegenüber der öffentlichen Verwaltung 
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35. 

35.1 

keinen Technologievorsprung, wie vielfach in der Verwaltung „befürchtet“ 
wird. Auch in der Wirtschaft steigt die Ausstattung von Büroarbeitsplätzen 
mit Computern evolutionär, wächst die Informationsflut und wird zuneh- 
mend elektronische Kommunikation betrieben. „Downsizing‘“ (Übergang zu 
kleineren Rechnereinheiten, vgl. 4.1) und Vernetzung sind bei vielen Wirt- 
schaftsunternehmen anzutreffen. In einigen Bereichen der Wirtschaft werden 
zunehmend Rechnerleistungen für die Verarbeitung von Daten irgendwo in 
Deutschland oder Europa „gemietet“ und auf einen vollständigen eigenen 
Rechnerpark verzichtet. Die eigentliche maschinelle Verarbeitung der Daten 
erfolgt dann in einen fast bedienerlosen Service-Rechenzentrum, dessen we- 
nıge Wartungsfachleute mit den eigentlichen Daten praktisch nicht mehr in 
Berührung kommen. Durch solche Auftragsformen erwachsen Probleme bei 
der Auslegung des BDSG. 

Spezifisch für den nicht-öffentlichen Bereich sind neu eingeführte Abruf- 
Techniken, z.B. im Auskunfteiwesen, elektronische Kommunikation im 
Bankwesen und in der Kreditwirtschaft, Elektronische Zahlungsverfahren (EC- 
Cash), Videoüberwachung in Ladenzeilen, ın Fußgängerpassagen, im Kassen- 
taum von Banken und bei Bankautomaten oder die Einführung der Chip-Kar- 
ten-Technologie. 

Diese Techniken bringen neue Fragestellungen und Aufgaben für den Daten- 
schutz mit sich. Sie erfordern vorausschauende Beobachtung, eine daten- 

schutzrechtliche Bewertung und Vorschläge für eınen datenschutzgerechten 
Umgang. Da mir auch ım nıcht-öffentlichen Bereich an präventivem Daten- 
schutz gelegen ist, bin ich zu Beratungen bei der Erstellung von Datenschutz- 
und Datensicherungskonzepten bereit. Ich würde meine frühzeitige Beteili- 
gung an Konzepten, Projekten und Versuchen sehr begrüßen. 

Kontrolltätigkeit: Zahlen und Fakten 

Datenverarbeitung als Dienstleistung: Meldepflicht nach $ 32 BDSG 

Das BDSG unterscheidet zwischen den Unternehmen, die Datenverarbeitung 
lediglich für eigene Zwecke durchführen, und denen, die personenbezogene 
Datenverarbeitung als Dienstleistung betreiben. Den ersteren wird eine weit- 
reichende Eigenkontrolle in Datenschutzfragen übertragen, verkörpert durch 
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten; nur bei „hinreichenden Anhalts- 
punkten‘ ($ 38 Abs 1 BDSG) für eine Datenschutzverletzung wırd die Auf- 
sichtsbehörde tätig. Die EDV-Dienstleistungsunternehmen unterliegen neben 
der Eigenkontrolle zusätzlich meiner toutinemäßigen Überwachung 

Nach 8 32 BDSG sınd die nicht-öffentlichen Stellen sowie ihre Zweignieder- 
lassungen und unselbständigen Zweigstellen, die personenbezogene Daten 
geschäftsmäßig 

— zum Zwecke der Übermittlung speichern, 
— zum Zwecke der anonymisierten Übermittlung speichern oder 
— im Auftrag als Dienstleistungsunternehmen verarbeiten oder nutzen, 

zu dem beı mır geführten Register meldepflichtig. Eine Speicherung zum 
Zweck der personenbezogenen Übermittlung erfolgt z.B durch Auskunfteien 
und Adreßverlage. Markt- und Meinungsforschungsinstitute hingegen nch- 
men eıne Speicherung zur anonymisierten Übermittlung vor. Eine Verarbei- 
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tung oder Nutzung von personenbezogenen Daten im Auftrag führen z. B. 
Service-Rechenzentren, Vernichtungs- und Mikroverfilmungsfirmen durch. 
Die Aufnahme und Beendigung einer meldepflichtigen Tätigkeit in Nieder- 
sachsen ist mir innerhalb eines Monats mitzuteilen. 

Ich habe das Register nach $ 32 BDSG mit Hilfe aller registrierten Firmen voll- 
ständig überarbeitet und in einer Datenbank automatisiert gespeichert (vgl. 
34.1). Alle Firmen haben ihre aktuellen Datei-Ausdrucke erhalten. Seitdem 
erreichen mich häufig Schreiben von Firmen, die auf Änderungen der gemel- 
deten Daten hinweisen. Die im Gesetz festgelegte Mitteilungspflicht scheint 
somit besser als bisher befolgt zu werden. 

Parallel zur Automatisierung des Registets wurde ein neues Meldeformular 
entwickelt, das eine schnelle und vollständige Übernahme der Meldedaten in 
das Register ermöglicht. Es erläutert auch den Meldeumfang zum Datum „Art 
der Datenverarbeitungsanlagen“ (8 32 Abs. 3 Nr. 1 BDSG), der nach $ 32 
Abs. 5 BDSG von mir genauer bestimmt werden kann. Ich halte folgende An- 
gaben für erforderlich: 

— Zentralrechner mit Typbezeichnung, Betriebssystem, 
— andere größere selbständige Rechner, Workstations etc., 
— ungefähre Anzahl intelligenter Terminals, evtl. mit Typbezeichnung, 
— ungefähre Anzahl der PC, 

— Netzwerke mit Typbezeichnung, 
— Datenfernübertragungsleitungen 

(„DFÜ“; Typbezeichnung, z. B.: Datex-P), 
— bei Mikroverfilmungs- oder Aktenvernichtungsfirmen: allgemeine Be- 

schreibung ohne Typbezeichnung, z. B. „COM-Mikroverfilmungsgeräte‘“, 
„Schredder“. 

Entbehrlich sind: 
— Drucker, Lochkartenleser, Vorrechner, Steuereinheiten, Speicherungsgerä- 

te USW. 

Dieser neu festgelegte Umfang dient dazu, mir einen Überblick über Größe 
und Leistungsfähigkeit der jeweiligen Datenverarbeitung zu geben. Auch er- 
hoffe ich mir, auf diese Weise Firmen in Zukunft gezielt auf Datensicherungs- 
probleme einzelner Hardware- oder Software-Komponenten hinweisen zu 
können. Außerdem geben mir die Angaben die Möglichkeit, Schwerpunkte 
bei Routineprüfungen zu setzen. Um jedoch den mit der Meldepflicht ver- 
bundenen Anderungsaufwand der Unternehmen niedrig zu halten, habe ich 
mich ın vielen Punkten bewußt auf grobe bzw. ungefähre Angaben be- 
schränkt. So sind auch die Fragen z.B. zum Betriebssystem oder Netzwerk- 
Typ gemeint. Es reicht die Bezeichnung „UNIX“ oder „ Ethernet“; die 
Angabe der genauen Versionsnummer usw. ist nicht erforderlich, sie wird 
von mir unmittelbar vor einer Prüfung erfragt. Angaben zur Aktenvernich- 
tung und Mikroverfilmung sind nur notwendig — wie die anderen Angaben 
auch —, soweit diese Tätigkeiten im Auftrage für Dritte durchgeführt wer- 
den. 

Am 1. Dezember 1992 waren insgesamt 214 Firmen nach & 32 BDSG zum Re- 
gister gerneldet. Im Laufe des Jahres 1992 wurden 33 Firmen, die teilweise 
schon längere Zeit keine meldepflichtige Tätigkeit mehr ausübten bzw. be- 
reits nicht mehr existierten, gelöscht. Neu aufgenommen wurden 19 Firmen 

Größe und Geschäftszweck der gemeldeten Unternehmen variieren stark. Sie 
reichen von den großen EDV-Unternehmen für das Kreditwesen über mittel- 
ständische Unternehmen der unterschiedlichsten Branchen bis zum „Ein- 
Mann-“ oder „Ein-Frau-Betrieb“ am häuslichen PC. Abb. 1 zeigt die Grö- 

198



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

ßenaufteilung der gemeldeten Firmen. Kleine Betriebe mit weniger als fünf 
Mitarbeitern und kleinen oder überhaupt keinen Datenverarbeitungsanlagen 
sind am häufigsten vertreten. Großbetriebe mit über 20 Mitarbeitern in der 
EDV bzw. mit Großrechenanlagen machen weniger als ein Viertel aus. 

Abb. 1 Unterteilung der zum Regıster gemeldeten Fırmen nach ıhrer Große 
Kleinberriebe weniger als 5 Mitarbeiter bzw kleine DV-Anlagen 
Mittlere Berriebe 5 bıs 20 Mitarbeiter bzw DV-Anlagen mittlerer Große 
Großbetriebe- mehr als 20 Mitarbeiter bzw Großrechenanlagen 

Von den ınsgesamt gemeldeten 214 Firmen 
— speichern 30 Firmen personenbezogene Daten zum Zweck der Übermitt- 

lung (3 Adreßverlage und 27 Auskunfteien), 
— beschäftigen sich 2 Firmen mit der Markt- und Meinungsforschung bzw. 

speichern personenbezogene Daten zum Zweck der anonymisierten Über- 
mittlung, 

— verarbeiten 182 Firmen personenbezogene Daten im Auftrag als Dienstlei- 
stungsunternehmen. 

Am meisten vertreten sınd Rechenzentren und Service-Rechenzentren, wobei 
hierzu auch Kleinbetriebe mit entsprechendem Geschäftsziel zahlen (vgl. 
Abb. 2). Als Service-Rechenzentrum bezeichne ich dabei diejenigen Rechen- 
zentren, die überwiegend Auftragsdatenverarbeitung betreiben „Normale“ 
Rechenzentren sind dagegen solche Unternehmen, die vorwiegend Datenver- 
arbeitung für eigene Zwecke durchführen. Bei diesen macht der Anteil an 
Auftragsdatenverarbeitung oft nur wenige Prozent oder sogar Promille aus 
Auffallend stark sind auch die Auskunfteien vertreten. Allerdings gehören 
oftmals mehrere Betriebe einer einzigen Vereinigung an. Die Vernichrungs- 
unternehmen, in Abb. 2 als Aktenvernichter bezeichnet, sind zahlenmäßig 
schwach vertreten Ich gehe davon aus, daß viele dıeser Betriebe noch nicht 
gemeldet sind. Dies scheint daran zu liegen, daß die Aufnahme von Aktenver- 
nichtern in das Register von den einzelnen Bezirksregierungen unterschiedlich 
gehandhabt wurde. Zum Teil wurden nur Betriebe registriert, die in der Lage 
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waren, Disketten, Platten oder Bänder mit Spezialgeräten zu vernichten. Fest 
steht aber, daß auch Aktenvernichter, die lediglich Computerausdrucke mit 
personenbezogenen Daten im Auftrage Dritter vernichten, meldepflichtig 
sind. 

Abb. 2 Aufteilung der gemeldeten Fırmen nach Betriebsarten (Service-Rechenzentren überwie- 
gend Auftragsdatenverarbeitung, Rechenzentren uberwiegend Datenverarbeitung fur 
eıgene Zwecke) 

Auch ın anderen Bereichen ist eine nicht unerhebliche Dunkelziffer zu vermu- 
ten. Viele Firmen sind sich nicht darüber im klaren, daß sie eine meldepflich- 
tige Täuigkeit ausüben. Gelegentlich wird wohl auch ganz bewußt eine Mel- 
dung nach dem Motto: „Nur keine schlafenden Hunde wecken“ unterlassen. 
Ein Schwerpunkt meiner Arbeit im nächsten Jahr wird daher sein, die Dunkel- 
ziffer der nicht gemeldeten Firmen zu reduzieren. Dabei ziehe ich auch in Be- 
tracht, daß nach $ 44 Abs. 1 Nr. 2 BDSG für die Unterlassung der Meldung 
ein Bußgeld vorgesehen ist. 

352 Kontrolle vor Ort 

8 338 BDSG regelt die Überwachung der nicht-öffentlichen Stellen durch die 
Aufsichtsbehörde. Es wird unterschieden zwischen „Anlaßprüfungen“, also 
Prüfungen im Einzelfall beim Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte ($ 38 
Abs. 1 BDSG), und „Routineprüfungen“, die ohne Anlaß bei meldepflichti- 
gen Firmen durchgeführt werden können ($ 38 Abs 2 BDSG). 
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Erfreulicherweise gab es im Jahr 1992 keinen Grund, Anlaßprüfungen mit ei- 
ner umfangreichen Kontrolle vor Ort vornehmen zu müssen. Lediglich in drei 
Fällen mußten meine Mitarbeiter Firmen aufsuchen, um Anhaltspunkten in 

Informationsgesprächen nachzugehen. 

Abb. 3 Aufteilung der ın 1992 durchgefuhrten Prufungen nach der Betriebsart. Zum Vergleich 
ıstım unteren Teil des Bildes dıe entsprechende Aufteilung des Regısters aufgeführt (vgl. 
Abb 2) 

1992 wurden von mir 21 Routineprüfungen vor Ort durchgeführt. Eine Auf- 
teilung der Routineprüfungen nach Betriebsarten ist Abb. 3 zu entnehmen 
Zum Vergleich sind die Aufsplittungen der zum Register gemeldeten Firmen 
(vgl. Abb. 2) im unteren Teil der Grafik mit aufgeführt. Wie aus dieser Abbil- 
dung ersichtlich, wurde die Prüftätigkeit auf nahezu alle Teilbereiche entspre- 
chend der Häufigkeit im Register nach dem Motto „jeder kommt dran“ ver- 
teilt. Service-Rechenzentren wurden überdurchschnittlich berücksichtigt, weil 
hier ein besonders hoher Anteil der Verarbeitung sensibler personenbezogener 
Daten zu vermuten ist. 
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Routineprüfungen im nicht-öffentlichen Bereich werden seit Inkrafttreten des 
alten Bundesdatenschutzgesetzes durchgeführt. Von den Bezirksregierungen 
wurde angestrebt, Prüfungen in regelmäßigen Abständen zu wiederholen. 
Abb. 4 zeigt, daß mittlerweile die Phase der zweiten Wiederholungsprüfung 
begonnen hat, 23 Firmen sind inzwischen dritrgeprüft. Der größte Anteil an 
Firmen ist seit 1978 aber erst zweimal geprüft worden. Über ein Viertel aller 
Firmen war Anfang 1992 noch überhaupt nicht geprüft worden. Obwohl dies 
zum großen Teil Unternehmen sind, die erst vor kurzem zum Register gemel- 
det wurden, halte ich gerade diese Zahl für zu hoch. Die Prüftätigkeit im Jahr 
1992 war vor allem darauf angelegt, die Zahl der Erstprüfungen zu verringern, 
was aus Abb. 4 b ersichtlich wird; es wurden aber auch Zweit- und Drittprü- 
fungen bei wichtigen Firmen durchgeführt. 

Abb. 4 Anzahl der Fırmen ım Regıster, dıe ungepruft, erst-, zweit- oder drittgepnuft sınd 
{Abb 4a}, sowie dıe Aufteilung der Prufungen 1992 nach Erst-, Zweit- und Drittpru- 
fung (Abb 4b) 

Mit den im Jahr 1992 durchgeführten 21 Prüfungen ıst bei der jetzigen Perso- 
nalsituation die Grenze der Belastbarkeit erreicht. Berücksichtigt man die Ge- 
samtzahl von 214 gemeldeten Firmen, so ergibt sich ein durchschnittlicher 
Zeitabstand zwischen zwei Prüfungen von etwa 10 Jahren, der wahrscheinlich 
noch wachsen wird, wenn die Dunkelziffer der nıcht gemeldeten Firmen ver- 
tingert werden kann. Dieser Prüfrhyrhmus ist leider viel größer, als die in den 
Verwaltungsvotschriften zum BDSG a.F. aufgefuhrten drei bis fünf Jahre.
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Meine Prüferfahrungen zeigen, daß gerade kleine Unternehmen mıt nur weni- 
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern den Datenschutz — oft aus Unkennt- 
nis — nicht genügend beachten. Andererseits bedeutet es einen überdurch- 
schnittlich hohen Aufwand, Kleinbetriebe vor Ort zu prüfen Diese Gegensät- 
ze haben meine Aufteilung von Prüfungen auf Klein-, Mittel- und Großbe- 
triebe mitbestimmt (vgl. Abb. 5). Es wäre wünschenswert, auch kleinere Be- 
triebe bei Kontrollen vor Ort entsprechend der Registeraufteilung zu berück- 
sichtigen. 

Abb. 5 Aufsplitterung der 1992 gepruften Fırmen nach der Berriebsgroße Zum Vergleich ıst dıe 
entsprechende Aufteilung des Regısters rechts mıt aufgeführt (vgl Abb 1) 

Die Prüfdauer bei den durchgeführten Kontrollen vor Ort betrug je nach Be- 
triebsart und -größe zwischen zweı Stunden und zwei Tagen Insbesondere 
folgende Mängel wurden während der Kontrollen festgestellt. 

— Eingangstüren und Fenster zu sensiblen Bereichen waren oft schlecht abge- 
sichert (Fenster nicht verschließbar, Notausgänge ungesichert). In einem 
Fall bestand dıe Eingangstür zu einer Auskunftei aus einer gewöhnlichen 
gläsernen „Wohnzimmertür“. 

— Der Zugang zu sensiblen Bereichen war oft auch organısatorısch mangel- 
haft gelöst (Schlüsselvergabe an unbeteiligte Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter oder firmenfremde Personen, zu viele Generalschlüssel} 

— Sicherungsdatenträger waren nicht sicher untergebracht bzw. nicht ausge- 
lagert. 

—- Der Austausch von Datenträgern war nicht verbindlich geregelt 
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— Der Zugriffsschutz auf Rechner mittels Paßwort war beı den meisten Stel- 
len nicht ausreichend sicher (weniger als 6 Stellen, Vergabe durch die Sy- 
stemverwaltung, keine Paßwort-Alterung). In einem Fall bestand das Sy- 
sternverwalter-Paßwort nur aus drei Stellen, in einern anderen Fall bestand 
überhaupt kein Paßwortschutz. 

— Bei Datenfernübertragungen mittels Wählleitung wurden keine Rückwähl- 
verfahren eingerichtet. 

— Bestimmte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Zugang zu sensiblen Da- 
tenbeständen haben, waren nicht auf das Datengeheimnis verpflichtet. 

— Datenschutzbeauftragte zeigten zwar rechtliche Kenntnisse, aber keine 
EDV-Fachkunde 

— Registereintragungen zu $ 32 BDSG waren des öfteren unkorrekt. 

Insbesondere mangelhafte Paßwortregelungen wurden immer wieder festge- 
stellt (vgl. 4.9). Gerade diesen Punkt werde ıch im Jahr 1993 noch intensiver 
verfolgen. 

Die Firmen wurden von mir aufgefordert, die bei den Kontrollen aufgezeigten 
Mängel zu beseitigen. Ich überwache in jedem Fall die Erledigung meiner For- 
derungen und Empfehlungen. Die entsprechenden Prüfvorgänge sınd zum 
größten Teil noch nıcht abgeschlossen. Anordnungen oder Bußgeldverfahren 
wurden bisher nicht eingeleitet. 

35.3 Anfragen und Beschwerden 

Nach Übernahme der Zuständigkeit fur die Überwachung des Datenschutzes 
im nicht-öffentlichen Bereich wurden in der Zeit vom 1. Januar 1992 bıs zum 
31. Dezember 1992 insgesamt 78 Anfragen und Beschwerden bearbeitet. Die 
meisten Vorgänge betrafen die Bereiche Auskunfteien, Arbeitnehmerdaten- 
schutz, Banken und Sparkassen sowie Versicherungen. Im einzelnen ergab 
sich folgende Verteilung: 

Bereich Anzahl 

Adreßverlage, Adreßhandel 4 
Arbeitnehmerdatenschutz 10 
Auskunfteien 16 
Banken und Sparkassen 
Bausparkassen 
Fahrschulen 
Kinder-/Jugendhilfeeinrichtungen 
Krankenhäuser 
Markt- und Meinungsforschungsinstitute 
Medizinische Heil- und Hilfsberufe 
Mieter-/ Vermieterorganisationen, Wohnungswirtschaft 
Privatverrechnungsstellen 
Rechtsanwälte 
Sicherheitsdienste 
Telefondatenerfassung 
Vereine, Verbände 

Versicherungen L 
Video 
Volkshochschulen, Bildungseinrichtungen 
Werbung für eigene Zwecke 
Wohlfahrtsverbände 
Zeitungs- und Zeitschriftenverlage 
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36. 

36.1 

Datenschutzprobleme in Einzelbereichen 

Werbepapierflut im Briefkasten: Direktwerbung und Datenschutz 

Viele ärgern sich, daß Mengen von Werbematerial ihren Briefkasten überquel- 
len lassen und sich die Privatpost darin verliert. Das beweisen eine ganze Reihe 
von Anfragen und Beschwerden an mich. 

Ärger mit Werbung im Briefkasten ist dann ein Datenschutz-Thema, wenn 
mit Adressen oder persönlichen Anschreiben geworben wird. Viele beschleicht 
ein ungutes Gefühl, wenn sie von einer unbekannten Firma ein persönlich 
adressiertes Werbeschreiben erhalten: „Wie kommen die an meine Daten?“ 
Viel Ärger könnte vermieden werden, wenn sich Adreßverlage und werbende 
Firmen dazu durchringen könnten, in Werbebriefen Hinweise auf die Her- 
kunft der aufgeführten persönlichen Daten zu geben. In vielen Fällen sind sol- 
che Briefe nur ärgerlich, gelegentlich können aber auch massive Probleme ent- 
stehen, z. B. wenn angeschriebene Personen zu leichtgläubig auf den Inhalt 
der Briefe reagieren. 

Die bei mir eingehenden Anfragen und Beschwerden sind sicherlich nur die 
Spitze eınes massiven Eisbergs; vielfach unterbleibt wohl eine an mıch gerich- 
tete Bitte um Unterstützung. Oft ist auch nicht bekannt, daß Betroffene un- 
mittelbar selbst gegen die Werbeflut im Briefkasten vorgehen können. Gele- 
gentlich scheinen selbst werbende Unternehmen nicht auf dem laufenden zu 
sein. Aus diesem Grund bereite ich z.Zt. ein Merkblatt vor, in dem Hinweise 
zum Thema Direkrwerbung und Datenschutz gegeben werden Als besonders 
wichtige Hinweise seien bereits hier genannt: 

— Nach $ 34 BDSG besteht ein — freilich zu enger — Auskunftsanspruch 
über die zur eıgenen Person gespeicherten Daten. Dabeı sollte man aller- 
dings berücksichtigen, daß in vielen Fällen nicht die Firma selbst die 
Adrefdaten speichert, sondern diese von Adreßverlagen oder anderen wer- 
benden Firmen „gemietet“ hat. Oftmals ist daher eın Durchfragen über 
mehrere Stellen notwendig, um dıe gewünschte und gesetzlich zustehende 
Auskunft zu erhalten. 

—In $ 28 Abs. 3 BDSG ıst ausdrücklich ein Nurzungsverbot für Werbe- 
zwecke bei erklärtem Widerspruch durch den Berroffenen festgeschrieben: 
„Widerspricht der Betroffene bei der speichernden Stelle der Nutzung 
oder Übermittlung seiner Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- 
und Meinungsforschung, ist eıne Nutzung oder Übermittlung für dıese 
Zwecke unzulässig.“ 

— Viele Direktwerbungsunternehmen richten sich nach der sog „‚Robinsonlı- 
ste" des Deutschen Direkt-Marketing-Verbands. In diese Liste können sich 
diejenigen eintragen lassen, die keine Direktwerbung wunschen. Hierfür 
ist eine neue Adresse eingerichtet worden: 

DDV, Robinsonliste, Postfach 1401, 7257 Ditzingen 

Ein entsprechender Eintrag kann neuerdings auch telefonisch (Anrufbeant- 
worter) erfolgen unter der Nummer: (0 71 56) 95 10 10 

— Neben diesen „offiziellen“ Punkten gibt es noch Tips und Tricks. mıt de- 
aen der Werbepapierflut begegnet werden kann. So sollte man auf Zusatz- 
angaben im Telefonbuch verzichten, da diese eine der wichtigsten Quellen 
der Adreßverlage sind. Natürlich werden oft auch Antworten auf Werbe- 
briefe — teilweise getarnt als Preisausschreiben — für die Bestimmung 
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des Konsumverhaltens und die Einordnung in eine entsprechende Adreß- 
datei verwendet. Solche Reaktionen auf Werbebriefe sollten deshalb gut 
überlegt sein. Um den Quellen von Werbebriefadressen auf die Spur zu 
kommen, kann man in den Fällen, in denen die Angabe der eigenen 
Adresse notwendig ist, auch leichte Variationen an den Angaben vorneh- 
men und darauf achten, wo diese leicht vartierten Daten wieder auftau- 
chen. 

— Auch gegen unadressiert verteiltes Werbematerial kann man vorgehen. Ist 
auf dem Briefkasten ein Aufkleber „keine Werbung bitte‘ oder „Wer- 
bung einwerfen verboten“ angebracht, so müssen sich Verteilerinnen und 
Verteiler von Werbematerial daran halten. 

36.2 Bitte mehr Sorgfalt: Übermittlungen durch Auskunfteien 

1992 erhielt ich 16 Beschwerden von Betroffenen, die die Praxis von nieder- 
sächsischen Auskunfteien kritisierten. Die Institution Auskunftei oder die Art 
und Weise der Datenerhebung wurde dabei nicht angezweifelt, vielmehr der 
Inhalt von Eintragungen zur eigenen Person, der ja durch das Recht auf Eigen- 
auskunft für Betroffene zugänglich ist. Meine Untersuchungen ergaben, daß 
die Kritik an unkorrekten Angaben zumeist zu Recht bestand. Der Wettbe- 
werb mit niedrigen Auskunftspreisen läßt offenbar nur eine flüchtige Recher- 
che zu. Oft lassen sich Auskunfteien auch auf subjektive und damit aus Da- 
tenschutzsicht bedenkliche Aussagen ein. 

Interventionen von mir halfen in vielen Fällen schnell weiter. Dennoch muß 
ich fordern, daß die Datenerhebung, -speicherung und -übermittlung durch 
Auskunfteien bzw. ihnen zuarbeitende Unternehmen mit größerer Kortekt- 
heit als bisher vorgenommen werden, um berechtigte Krıtik an den gespei- 
cherten Daten gar nicht erst aufkommen zu lassen. Das müßte auch für die 
Unternehmen wirtschaftlicher als zeitaufwendige Nachuntersuchungen und 
Berichtigungen sein. 

36.3 SCHUFA: ein Informationssystem der kreditgebenden Wirtschaft 

36.3.1 SCHUFA-Verfahren und SCHUFA-Klausel 

Die SCHUFA beschreibt sich selbst als Schutzgemeinschaft für allgemeine 
Kreditsicherung. Es ist eine Gemeinschaftseinrichtung der kreditgebenden 
deutschen Wirtschaft; Gesellschafter sind Banken, Sparkassen, Volksbanken 
und Raiffeisenbanken und Ratenkreditbanken. Vertragspartner der SCHUFA 
sind Kreditinstitute, Leasinggesellschaften, Einzelhandelsunternehmen ein- 
schließlich des Versandhandels, Kreditkartengesellschaften und sonstige Un- 
ternehmen, dıe gewerbsmäßig Geld- oder Warenkredite an Konsumenten ge- 
ben. Konsumenten in diesem Sinne sind natürliche Personen, die Kredite fur 
private, nicht aber für berufliche oder gewerbliche Zwecke aufnehmen. 

Die SCHUFA unterscheidet bei der Zusammenarbeit mit Vertragspartnern 
das‘ 

A-Verfahren: Es berechtigt zur uneingeschränkten Auskunft und verpflichtet 
umgekehrt zur uneingeschränkten Meldung. 
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B-Verfahren: Es berechtigt nur zur Auskunft über Negativmerkmale (z.B. 
fruchtlose Pfändung, Lohn- und Gehaltspfändung, Wechsel- 
protest, uneinbringliche ausgeklagte Forderung, erlassener 
Vollstreckungsbescheid, Zwangsvollstreckung). Es verpflichtet 
zur Meldung dieser auch als „harte“ Negativmerkmale bezeich- 
neten Informationen. 

Ein einschneidendes Ereignis fur das SCHUFA-Verfahren war das Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 19. September 1985 (NJW 1986, 46). Das Urteil hat 

neben der Neufassung der SCHUFA-Klausel eine ganze Reihe von Verbesse- 
tungen für den Datenschutz der Betroffenen gebracht: 

— Die Zahl der SCHUFA-Vertragspartner wurden durch Kündigung beste- 
hender Verträge deutlich reduziert (Wohnungsunternehmen, Makler, Bau- 
träger, Auromatenhändler, Brauerereien und Getränkegroßhandel sowie 
Dienstleistungsunternehmen wie Lesezirkel und Fernschulen). 

— Die Informationen der Kunden wurde verbessert (das SCHUFA-Merkblatt 
enthält umfangreiche Erläuterungen des gesamten Auskunftsverfahrens; es 
wird auf Wunsch den Kunden ausgehändigt). 

— Aus dem Merkmals-Katalog der an die SCHUFA zu meldenden Angaben 
wurden solche gestrichen, die einseitige Maßnahmen der Banken und Spar- 
kassen gegen ihre Kunden betreffen, z.B. „Klageerhebung“, „letzte au- 
ßergerichtliche Mahnung“. 

— Die Betroffenen erhalten jetzt von der SCHUFA bei einer Eıgenauskunft 
neben den Angaben, die zur Person gespeichert werden, auch Angaben. 
wer diese Daten übermittelt hat, und den Hinweis, wer in den letzten Mo- 
naten eine Anfrage an die SCHUFA gerichtet und wer eine Auskunft erhal- 

ten hat. 
— Die SCHUFA-Vertragspartner sınd jetzt zur Nachmeldung verpflichtet, 

wenn die oder der Betroffene Widerspruch gegen einen Mahnbescheid ein- 
gelegt hat. 

— Vor der Übermittlung „weicher‘‘ Negatıvmerkmale (z. B. Klageerhebung. 
beantragter Mahnbescheid) an die SCHUFA unterrichtet der SCHUFA- 
Vertragspartner seınen Kunden über die Übermittlungsabsicht. Der Kunde 
erhält dıe Möglichkeit, notfalls dagegen vorzugehen, um so die eigenen 
Belange noch vor der Meldung an die SCHUFA geltend zu machen. 

— Die SCHUFA-Vertragspartner müssen vor der Übermittlung an dıe SCHU- 
FA eine Abwägung zwischen den Belangen des Kreditnehmers und den In- 
teressen der speichernden Stelle und der angeschlossenen Kreditgeber ın je- 
dem Einzelfall vornehmen. 

— Die SCHUFA löscht Negatıv-Merkmale am Ende des dritten vollen, auf die 
Einspeicherung folgenden Kalenderjahres. 

Das neue SCHUFA-Verfahren und die neue SCHUFA-Klausel sınd am 1. Julı 
1986 eingeführt worden. Alle Kreditinstitute haben ıhre Alt-Kunden, mit de- 
nen sie schon Geschäftsbeziehungen unterhielten, mit individuellen Schreı- 
ben oder ın Mitteilungsblättern über die neuen SCHUFA-Klauseln und das 
neue Auskunftsverfahren unterrichtet. Durch diese Information wurde den 
Kunden Gelegenheit zum Widerspruch gegen die Datenübermittlung an die 
SCHUFA gegeben. Den Kunden wurde mitgeteilt, das Kreditinstitut werde 
vom Einverständnis mit dem neuen Verfahren ausgehen, wenn sıe nıcht aus- 
drücklich widersprächen. 

Mehr als sechs Jahre nach dem BGH-Urteil erhalte ich noch immer Anfragen 
und Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern, die nicht verstehen können, 
daß sie noch immer in SCHUFA-Dateien gespeichert sind, obwohl sie die 
neue SCHUFA-Klausel nicht unterschrieben hätten. Sie verlangen deshalb, 
aus den SCHUFA-Dateıen mit allen Alt-Eintragungen gelöscht zu werden. In 
sämtlichen Beschwerdefällen wurde mır von den kritisierten Kreditgebern dar- 
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gelegt, daß vor jeder SCHUFA-Meldung eine Interessenabwägung der schutz- 
würdigen Schuldner-Belange und der berechtigten Interessen der Kreditwirt- 
schaft vorgenommen werde und dies in den konkreten Fällen auch geschehen 
sei. Der Nachweis, daß ein Untertichtungschreiben den Alt-Kunden zugegan- 
gen war, konnte nur allgemein geführt werden. Wohl konnte belegt werden, 
daß Informationsblätter an alle Kunden versandt worden waren. In keinem 
Beschwerdefall lag ein belegbarer Widerspruch gegen die neue SCHUFA- 
Klausel vor. Somit hatte ich keine Möglichkeit, die Konsequenzen eines Wi- 
derspruchs im Einzelfall überprüfen zu können. 

Nach einem Jahr Prüferfahrung kann ich feststellen, daß — gemessen am gro- 
ßen SCHUFA-Datenbestand und bei 1,7 Mio. Auskünften pro Jahr durch die 
SCHUFA Hannover — die Zahl von sieben Beschwerden sehr gering war. Der 
Geschäftsführer der SCHUFA Hannover hat mich bei der Aufklärung der Be- 
schwerde-Vorgänge in vorbildlicher Weise unterstützt Auch auf meine allge- 
meinen Fragen erhielt ich stets umgehend Antwort. 

36.3.2 SCHUFA-Auslandskonzept 

Die SCHUFA hat für die Übermittlung personenbezogener Daten an auslän- 
dische Kreditinstitute ein Auslandskonzept entwickelt. Der ausländische Ver- 
tragspartner der SCHUFA schließt mit der zuständigen SCHUFA-Gesellschaft 
einen Vertrag zu Gunsten Dritter. Der zukünftige Kunde des ausländischen 
Kreditinstituts erhält so vertraglich einen Anspruch auf Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten. Beurteilungsmaßstab für die Zulässigkeit 
von Speicherung und Übermittlung ist das Bundesdatenschutzgesetz. Der 
Rahmenvertrag enthält zudem eine allgemeine Verpflichtung des Vertrags- 
partners, die Grundsätze des „Übereinkommens zum Schutze des Menschen 
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten‘ des Europa- 
rates vom 28. Januar 1981 einzuhalten. 

Nach Auskunft der SCHUFA Hannover gibt es eınıge wenige Verträge mıt 
Kreditinstituten in den Niederlanden und in Österreich. Probleme seien nicht 
bekannt geworden. 

36.3.3 Eigen-Auskünfte aus SCHUFA-Dateien 

Die SCHUFA-Gesellschaften haben im ersten Halbjahr 1992 bundesweit ins- 
gesamt rund 10,8 Mio. Einzelauskünfte erteilt; davon waren 174.000 Eigen- 
auskünfte nach $ 34 BDSG. Bei einer Anlaß-Überprüfung der SCHUFA Han- 
nover hat sich die Kritik eines Bürgers bestätigt, daß ihm bei der Eigen-Aus- 
kunft nach & 34 BDSG nicht alle über ihn gespeicherten Daten mitgeteilt wor- 
den waren. Bei der sogenannten „Norm-Auskunft“ wurden dem Betroffenen 
dıe Datumsangaben zum Girokonto und Voranschriften nicht mitgeteilt. Die 
SCHUFA begründete die verkürzte Auskunft damıt, daß einerseits schutzwür- 
dige Belange des Betroffenen nicht verletzt seien und andererseits der Betrof- 
fene jederzeit Gelegenheit habe, die Girodaten bei seinem kontoführenden 
Institut in Erfahrung zu bringen. $ 34 BDSG läßt für eine derartige Einschrän- 
kung keinen Raum. Vielmehr erstreckt sich das Auskunftsrecht auf alle zur 
Person der Betroffenen oder des Betroffenen gespeicherten Daten. Das Aus- 
kunftsrecht umfaßt selbst gesperrte Daten, da auch diese gespeichert sind. Ziel 
der Selbstauskunftsregelung des $ 34 BDSG ist es primär, der Betroffenen 
oder dem Betroffenen eine Möglichkeit zu geben, die Richtigkeit der gespei- 
cherten Daten zu überprüfen. Das praktizierte Norm-Auskunftsverfahren der 
SCHUFA-Organisation erfüllt diesen Zweck nicht hinreichend und ist deshalb 
mit & 34 BDSG nicht vereinbar. Ich habe die SCHUFA Hannover aufgefor- 
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36.3.4 

36.3.5 

36.4 

dert, das Auskunftsverfahren zu ändern und auskunftsbegehrende Bürgerin- 
nen und Bürger umfassend über alle ihre Daten zu informieren. Weiter habe 
ich eine bundesweite Abstimmung der Aufsichtsbehörden initiiert. 

Überprüfung des berechtigten Interesses nach SCHUFA-Anfragen 

Nach $ 29 Abs. 2 Nr. 1a) BDSG hat der Empfänger von Daten, die geschäfts- 
mäßig zum Zwecke der Übermittlung gespeichert werden, ein „berechtigtes 
Interesse‘ an ihrer Kenntnis glaubhaft darzulegen. Die Gründe für das Vorlie- 
gen eines „berechtigten Interesses“ und die Art und Weise ihrer glaubhaften 
Darlegung sind von der übermittelnden Stelle aufzuzeichnen. Daraus leite ich 
die Pflicht ab, dies zumindest stichprobenweise zu überprüfen. Die Pflicht zur 
Überprüfung setzt nicht erst dann eın, wenn sich Betroffene beschweren, noch 
wird die Prüfungspflicht dadurch ersetzt, daß die SCHUFA weitere Meldun- 
gen von Vertragspartnern entgegennimmt und dies pauschal als „Bestäti- 
gung“ der Rechtmäßigkeit der Anfragen wertet. Die Praxis der SCHUFA, le- 
diglich 10 Stichproben im Monat durchzuführen, kann nicht als ausreichende 
Kontrolle hingenommen werden; darin sind sich alle Aufsichtsbehörden bun- 
desweit einig. Ste fordern eine Erhöhung der Quote auf 10/00. Der Ansicht 
der SCHUFA, daß bei Online-Auskünften ihrer Vertragspartner keine Stich- 
proben durchzuführen wären, muß ebenfalls widersprochen werden Hier gilt 
$10 Abs. 4 Satz 3 BDSG. Auch wenn dort nicht mit der wünschenswerten 
Klarheit gesagt ıst, daß stichprobenweise Überprüfungen durchzufuhren sind 
und wer die Stichproben durchzuführen hat, so ist nach meiner Auffassung 
hierfür die SCHUFA verantwortlich Andernfalls würde die Ungleichheit ent- 
stehen, daß die immer weniger werdenden konventionellen Einzelauskünfte 
überprüft, das Massengeschäft der Online-Abfragen ohne direkte Kenntnis- 
nahme der SCHUFA jedoch ungeprüft bliebe. 

Unzulässige Weitergabe einer SCHUFA-Auskunft 

In einem Fall ist mir bekannt geworden, daß eıne unzulässige SCHUFA -Aus- 
kunft erteilt worden war. Über eine Freundschaftswerbung sollte ein Mitglied 
eines Buch-Clubs geworben werden Die anwerbende Vertriebsfirma ver- 
sprach, die Freundschaftswerbeprämie dem Neumitglied zukommen zu las- 
sen. Ihr wäre dann ein Pachtzins gekoppelt am Umsatz des Mitgliedes zugefal- 
len. Dafür hätte sie jedoch die Aufnahmekosten tragen müssen Da jedoch 
Zweifel an der Bonität des Neumitgliedes bestanden, bat der Werber den 
Buch-Club um Vermittlung einer ihm nicht selbst zustehenden SCHUFA- 
Auskunft. Die SCHUFA-Auskunft wurde dem Werber unzulässigerweise 
übermittelt und in einer anderen Vertragsangelegenheit verwendet. Der 
Buch-Club bedauerte das „einmalige“ Verschen und erklärte, daß SCHUFA- 
Auskünfte grundsätzlich nur dann eingeholt würden, wenn hinreichende An- 
haltspunkte vorlägen, die Zweifel an der Bonität eines Neumitgliedes rechtfer- 
tigen. Vertriebsfirmen erhielten lediglich bei Negativ-Informationen die Mit- 
teilung, daß eine Clubmitgliedschaft nicht ın Frage komme Die Ablehnung 
müsse den Vertriebsfirmen mitgeteilt werden, da ihnen im Falle der erfolgrei- 
chen Mitgliedschaft der Pachtzins zustehe 

Videoüberwachung bei Bankautomaten 

Die Technisierung schreitet besonders ım Bereich der Banken und Sparkassen 
schnell voran. Eine der neueren Errungenschaften sınd dıe Bankautomaten, an 
denen liquide Kunden mit Hilfe eıner Scheckkarte auch außerhalb der Ge- 
schäftszeiten etwas gegen dıe Ebbe im Geldbeutel tun können. Nicht nur das 
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Vergessen der „Persönlichen-Identitäts--Nummer (PIN)“ läßt dabei neue Pro- 
bleme entstehen. Mißbrauch mit gestohlenen Karten oder Vandalismus in den 
Geldausgaberäumen sind bittere Erkenntnisse der Betreiber. Was liegt da nä- 
her, als gegen diesen Mißbrauch und Vandalismus mit Videoüberwachungsan- 
lagen vorzugehen? 

Doch Vorsicht! Mit der Videoüberwachung kann auch weit über das eigentli- 
che Ziel hinausgeschossen werden (vgl. 12.5). Videoaufzeichnungen bei Bank- 
automaten lassen umfangreiche personenbezogene Bilddateien entstehen, die 
zusammen mit den Buchungsvorgängen personenbezogen ausgewertet wer- 
den können. „Was wird gespeichert?“, „Wer erhält diese Aufnahmen?“ 
„Was geschieht mit den Aufzeichnungen?“ , „Wer wertet aus und kontrol- 
liert?“, das sind die Datenschutzfragen dieser Überwachungstechnik. 

Um diese und andere Probleme bei Videoaufnahmen zu klären, habe ich mich 
mit einer Umfrage an eine Auswahl hannoverscher Banken und Sparkassen ge- 
wandt. Es wurden 27 Kreditinstitute angeschrieben und um Ausfüllung eines 
Fragebogens gebeten, der allgemeine Fragen zur Videoüberwachung, Fragen 
zu baulichen Maßnahmen, zum Aufzeichnungsverfahren und zur Organisa- 
tion enthält. 

22 Unternehmen haben geantwortet; davon harten 5 Firmen Videoanlagen im 
Zusammenhang mit Bankautomaten installiert. Diese relativ geringe Zahl er- 
klärt sich daher, daß die meisten angeschriebenen Banken oder Sparkassen 
noch keine Bankautomaten besitzen. Da angenommen werden kann, daß sich 

die Anzahl an Bankautomaten erhöhen wird, wird die Zahl der Videoüberwa- 

chungsanlagen beı Bankautomaten bald zunehmen. 

In einigen Punkten variieren Aufbau und Verfahren der Videoüberwachung 
stark. So sind die Kameras ım Bankautomatenraum mal sichtbar, mal ver- 
steckt aufgestellt. Der Hinweis auf die Videoaufnahme ist nicht generell vor- 
handen. Im Grundprinzip sind sich die Techniken aber sehr ähnlich. Ohne 
Ausnahme werden die Aufnahmen aufgezeichnet; hierfür wird jeweils ein 
weitgehend handelsüblicher Videorecorder verwendet. Es werden Zeitraffer- 
aufnahmen durchgeführt. Eine Zuordnung der aufgenommenen Personen zu 
den Belegen der Bankautomaten erfolgt über Datum und Uhrzeit auf dem Vi- 
deofilm. Da diese Angaben auch auf den Protokollen der Bankautomaten vor- 
handen sind, besteht eine direkte Auswertbarkeit. Diese Videoaufzeichnun- 
gen sınd personenbezogene Dateien im Sinne des & 3 BDSG; die Bestummun- 
gen des BDSG sınd anzuwenden. 

Nach $ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist das Speichern und Nutzen der Videoaufnah- 
men zulässig, soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der Banken und 
Sparkassen erforderlich ist und kein Grund zur Annahme besteht, daß das 
schutzwürdige Interesse der Betroffenen an dem Ausschluß der Verarbeitung 
oder Nutzung überwiegt. Aus dem Erforderlichkeitsgrundsatz folgt, daß Vı- 
deofilme nur im Bedarfsfall ausgewertet werden dürfen. Das Umfrageergebnis 
belegt, daß dies von den befragten Unternehmen so gehandhabt wird. Unklar 
bleibt dabei allerdings, was als Bedarfsfall anzusehen ist 

Unterschiedlich ist die Auswertungspraxis. Sıe erfolgt nämlich entweder direkt 
vor Ort, bei der Fırmenzentrale oder bei der Polizei. Problematisch im Zusam- 

menhang mit der Auswertung ist, daß es bei der jetzigen Technik praktisch 
unumgänglich ist, daß auch Bilder von unbeteiligten Personen auf der Suche 
nach dem richtigen Bild eingesehen werden. 

Nach & 28 Abs. 1 Satz 2 BDSG mussen die Daten nach Treu und Glauben 
und auf rechtmäßige Weise erhoben werden. Ich leite daraus dıe Verpflich- 
tung ab, daß Kameras deutlich sichtbar angebracht werden müssen oder ein 
entsprechendes Hinweisschild auf die Überwachung notwendig ist. 
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36.5 

Bei der Aufzeichnung und der Auswertung von Videoaufzeichnungen müssen 
technische und organisatorische Maßnahmen getroffen werden, die einen da- 
tenschutzgerechten Ablauf ermöglichen. Hierzu gehören angemessene bauli- 
che Maßnahmen, schriftliche Dienst- oder Arbeitsanweisungen, eine verbind- 
liche Regelung der Zuständigkeit für Betreuung, Wartung und Auswertung 
sowie eine Protokollierung von Aufzeichnung und Auswertung. Meine Um- 
frage hat gezeigt, daß noch gravierende Defizite bestehen. Eine ausreichende 
Dienstanweisung war nur in einem Fall vorhanden, Protokollierungen wurden 
nur teilweise vorgenommen, Hinweise auf die Videoaufzeichnungen waren 
nıcht generell vorhanden. 

Insgesamt bleibt also für die kommende Zeit noch einiges zu tun. Vor allem 
müssen die Banken und Sparkassen auf die notwendigen technischen und or- 
ganisatorischen Maßnahmen hingewiesen werden. Deren Umsetzung bedarf 
der Überwachung. 

Mietkataster 

Das Gesetz zur Regelung der Miethöhe (MHG) fordert in $ 2 vom Vermieter 
zur Begründung einer Mieterhöhung die Benennung von konkreten Ver- 
gleichsmieten. Kriterien für die Vergleichbarkeit von Wohnungen sind dıe 
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage der Wohnung. Hierzu werden 
in verschiedenen Großstädten Mietkataster geführt, zu dem Mieter und Ver- 
mieter freiwillig Vergleichsdaten anlıefern. In Hannover fuhrt der Verein zur 
Ermittlung und Auskunftserteilung über die ortsüblichen Vergleichsmieren 
(MEA e.V.) ein solches Mietkataster. 

Nach übereinstimmender Meinung der Datenschutzaufsichtsbehörden der 
Länder werden in Mietkatastern, in denen Angaben zur Lage, Größe, Ausstat- 
tung eıner Wohnung und zur Miete enthalten sind, personenbezogene Daten 
von Mietern und Vermietern gespeichert, auch wenn deren Namen nicht fest- 
gehalten werden. Die Übermittlung der im Mietkataster enthaltenen Daten 
an Auskunftssuchende, z.B. zur Begründung von Mieterhöhungsverlangen, 
wird als Auskunfteitätigkeit im Sinne des $ 29 BDSG angesehen. Sie ist nur 
zulässig, wenn der Empfänger eın berechtigtes Interesse an ihrer Kenntnis 
glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zur Annahme besteht, daß der Be- 
troffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluß der Speicherung oder 
Veränderung seiner personenbezogenen Daten hat Die Kenntnis von perso- 
nenbeziehbaren Eınzelangaben bedeutet in vielen Fällen das Eindringen in 
den privaten Lebensbereich, der einen besonderen Schutz genießt. Insbeson- 
dere und gerade durch die Möglichkeiten der automatisierten Datenverarbei- 
tung erhöht sich die Betroffenheit der Mieter, deren Lebensverhältnisse jeder- 
zeit, beliebig und lückenlos offenbart werden können und dıe infolgedessen 
mit unverhältnismäßigen Belastungen rechnen müssen. 

Entsprechend dieser Bewertung ist nach $ 33 Abs. 1 BDSG die Mietern oder 
der Mieter zumindest von der erstmaligen Übermittlung und der Art der über- 
mittelten Daten zu benachrichtigen, sofern er nicht auf andere Weise Kennt- 
nis von der Speicherung oder der Übermittlung seiner Daten erlangt hat. Bei 
Auskünften an Dritte sollten nach Auffassung der Datenschurzaufsichtsbehör- 
den der Länder keine adressenbezogenen Daten über Vergleichsobjekte über- 
mittelt werden. Es sollten lediglich die Vermieter, dıe die Daten über ein Ver- 
gleichsobjekt gemeldet haben, und allgemeine Merkmale der Vergleichsmiet- 
objekte (z.B. Größe der Wohnung, Ausstattungsmerkmale der Wohnung, 
Qualität der Wohnlage, Stadtteil) mitgeteilt werden. 
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Ich habe den MEA e. V. über diese grundsätzliche Auffassung unterrichtet 
und um Information über das in Hannover praktizierte Verfahren gebeten. 
Der MEA e. V. hält die Weitergabe von adressenbezogenen Daten über Ver- 
gleichsobjekte im Hinblick auf die vom Bundesverfassungsgericht geforderte 
Identifizierbarkeit bzw. Auffindbarkeit der Vergleichswohnung für erforder- 
lıch Ein auskunftssuchender Vermieter erhält z. Zt. folgende Daten: 

— die Lage des Objekts nach Stadtteil, Straße und Hausnummer, die Lage in- 
nerhalb des Hauses (Stockwerk) und die Lage innerhalb der Etage, 

— die Anzahl der zur Wohnung gehörenden Räume, 
— die Wohnfläche sowie 
— der Nerttomietpreis pro Quadratmeter Wohnfläche. 

Die Namen der Mietvertragspartner werden nicht mitgeteilt. 

Der MEA e.V. versucht durch regelmäßige Informationen über seine Tätig- 
keit uber den örtlichen Mieter- und Haus-, Wohnungs- und Grundbesitzer- 
verein den Betroffenen von der Speicherung und Übermittlung Kenntnis zu 
geben. Außerdem hat er eine Klausel in die Erfassungsbögen zum Mietkata- 
ster und in die überwiegend von den Vermietern genutzten Mietverträge zur 
Speicherung und Übermittlung der Daten aufgenommen. Damit ist jedoch 
nicht sichergestellt, daß alle Betroffenen Kenntnis von der Speicherung der 
Daten über ihre Wohnung erhalten. Ich habe den MEA e. V. aufgefordert, 
in die Erhebungsbogen auch eine Einwilligungsklausel der bei der Erhebung 
nicht direkt beteiligten dritten Partei (Mieterin bzw. Mieter oder Vermieterin 
bzw. Vermieter) aufzunehmen, um so eine ausreichende Untertichtung 
sicherzustellen. 

36.6 Vereine 

Mitglieder und Vorstande von Vereinen haben mich gefragt, ob Mitgliederda- 
ten dem BDSG unterliegen und ob diese Daten automatisiert verarbeitet und 
genutzt werden dürfen, z.B. mit einem PC. Bei Beratungswünschen versuche 
ich, praktikable Vorschläge für die Umsetzung der rechtlichen sowie der tech- 
nisch-organısatorischen Regelungen für den nıcht-öffentlichen Bereich zu ge- 
ben. 
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Anlagen 

Entschließungen der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder 

Anlage 1 

Beschluß der Sonderkonferenz am 29. Januar 1991 zum Vorschlag der EG-Kommission 
für eine Richtlinie zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten 

I. 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hat in der Ver- 
gangenheit zu wiederholten Malen die Untätigkeit der Europäischen Gemeinschaft im 
Bereich des Datenschutzes kritisiert. Kernpunkt dieser Kritik war die Befürchtung, daß 
die Dynamik der wirtschaftlichen Entwicklung in Richtung auf den vollendeten Bin- 
nenmarkt zu einem „informationellen Großraum“ mit einem engen Netzwerk grenz- 
überschreitender Datenflüsse führt, ohne daß gleichzeitig der Grundrechtsschutz ın der 
Gemeinschaft bei der Verarbeitung und dem Austausch persönlicher Daten gewährlei- 
stet wird. 

ID. 

Daher begrüßt die Konferenz, daß die EG-Kommission im Juli 1990 den „Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung personen- 
bezogener Daten‘ vorgelegt hat. Der Kommissionsvorschlag geht in einer Reihe von 
Punkten über die Konvention des Europarates zum Datenschutz von 1980 hinaus und 
berücksichtigt insoweit die technische und rechtliche Entwicklung des vergangenen 
Jahrzehnts. Positiv bewertet die Konferenz vor allem die Intention des Entwurfs, den 
Datenschutz in der EG nicht auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner, sondern auf ei- 
nem möglichst hohen Niveau zu harmonisieren. Sie legt allerdings entscheidenden 
Wert darauf, daß die Mitgliedstaaten die Möglichkeit behalten, den Datenschutz in der 
nationalen Gesetzgebung weiterzuentwickeln. 

m. 

Zahlreiche bewährte Vorschriften und Instrumente aus dem deutschen Datenschutz- 
recht sind in den Richtlinientext aufgenommen worden. Die Bewertung der einzelnen 
Bestimmungen des Richtlinienentwurfs kann jedoch nicht isoliert aus dem Blickwinkel 
des deutschen Datenschutzrechts erfolgen. Jeder nationale Gesetzgeber muß bei Rechts- 
harmonisierung auf europäischer Ebene bereit sein, einzelne seiner Regelungen auf 
dem Hintergrund der Erfahrungen und Vorstellungen anderer Mitgliedsstaaten in Frage 
zu stellen. Zur Abstimmung der Auffassungen auf EG-Ebene besteht ein intensiver 
Meinungsaustausch zwischen der Konferenz und den Datenschutzinstututionen der 
Partnerländer. 

IV. 

Die Konferenz hält, abgesehen von der Bereinigung von redaktionellen Unstimmigkei- 
ten, einıge Änderungen im Richtlinienvorschlag für notwendig, um die Gleichwertig- 
keit des Schutzes auf dem Niveau, das die Mitgliedsländer mit bestehender Daten- 
schutzgesetzgebung bereits erreicht haben, sıcherzustellen. Folgende Korrekturen sind 
dabei vorrangig: 
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1. Datenschutz muß, jedenfalls im Bereich der öffentlichen Verwaltung, für alle Unter- 

lagen mit personenbezogenen Daten gelten. Die in der Richtlinie vorgesehene Be- 
schränkung des Anwendungsbereichs auf die Verarbeitung personenbezogener Da- 
ten in „Dateien“ ist ebenso technisch überholt wie Anlaß zu einer Fülle von Inter- 

pretationsproblemen. 

2. Für die Verwendung und Weitergabe persönlicher Daten muß das Prinzip strikter 
Zweckbindung gelten und ausdrücklich statuiert werden. Wenn der Entwurf die 
bloße Vereinbarkeit der Zwecke von Erhebung, Speicherung und Übermittlung ge- 
nügen läßt, werden inakzeptable Verarbeitungsfreiräume eröffnet: die Transparenz 
des Datenumgangs geht für den einzelnen verloren. 

3. Der Anspruch auf Auskunft über die gespeicherten Daten ist das elementarste Indi- 
vidualrecht der Betroffenen. Nur gravierende Interessen der Allgemeinheit oder 
Dritter dürfen im Ausnahmefall diesen Auskunftsanspruch einschränken. Der im 
Entwurf vorgesehene Katalog von Fällen der Auskunftsverweigerung muß daher 
deutlich vermindert werden. 

4. Der Forderung des Entwurfs, daß die Erhebung von Daten nur „nach Treu und 
Glauben“ erfolgen darf, kann uneingeschränkt zugestimmt werden. Doch muß die- 
ses Prinzip im Interesse des einzelnen konkretisiert werden. Es gılt klarzustellen, daß 
persönliche Angaben vorrangig beim Betroffenen selbst zu erheben sind Die Aus- 
nahmefälle, in denen Informationen ohne Kenntnis des Betroffenen beschafft wer- 
den dürfen, sollten soweit wie möglich in der Richtlinie konkret benannt werden. 

5. Der Datenschutz der EG-Bürger darf nicht an den Gemeinschaftsgrenzen haltma- 
chen. Ziel der Richtlinie muß neben der EG-internen Harmonisierung auch seın, 
den Schutz des Betroffenen beim Datenexport in Drittländer zu gewährleisten. Dies 
setzt voraus, daß im Empfängerland ein dem EG-Standard gleichwertiges Daten- 
schutzniveau besteht. Daß der Rıchtlinienentwurf sich mit einem „angemessenen“ 
Schutz im Zielland zuftiedengibt, genügt nicht Notwendig ist schließlich, das Ver- 
fahren zur Feststellung des Datenschutzstandards in Drittländer übersichtlich und 
praktikabel auszugestalten. 

6. Auf der EG-Ebene bedarf es einer unabhängigen Datenschutzinstanz, die alle EG- 
Organe in Datenschutzfragen berät und für die Überwachung der Einhaltung sowie 
die einheitliche Anwendung der Richtlinie sorgt. Die im Richtlinienvorschlag vorge- 
sehene „Gruppe fur den Schutz personenbezogener Daten“ erfüllt — betrachtet 
man ihre Struktur, Aufgaben und Kompetenzen — diese Anforderungen nicht. Die 
Unabhängigkeit der Datenschutzkontrolle auf EG-Ebene wird in Zweifel gezogen, 
wenn den Vorsitz nicht eın gewähltes Mitglied dieser — aus den nationalen Daten- 
schutzorganen zusammengesetzten — „Gruppe“, sondern ein Vertreter der EG- 
Kommission führt. Klargestellt werden muß weiter, daß das Votum der „Gruppe“ 
im vorhinein bei allen den Datenschutz betreffenden Initiativen und Entwürfen der 
Kommission einzuholen ist. Ansprechpartner der „Gruppe“ darf nıcht ausschließ- 
lich die EG-Kommission, sondern muß auch das Europäische Parlament sein. 

7. Da die Kommission die entsprechende Anwendung der Richtlinie auf die personen- 
bezogene Datenverarbeitung ihrer eigenen Dienststellen beschlossen hat, muß sie 
auch umgehend für eine unabhangige Kontrolle dieses Bereichs Sorge tragen. 

V. 

Die Konferenz weist darauf hin, daß dıe vorliegende Richtlinie durch Regelungen für 
besondere Anwendungsbereiche ergänzt werden muß. Sie sind insbesondere für den 
Arbeitnehmer- und Sozialdatenschutz vordringlich. Die Kommission sollte schon jetzt 
ihre Bereitschaft erklären, entsprechende Regelungen zu treffen, und möglichst bald er- 
ste Vorschläge vorlegen.
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VI 

Die Konferenz begrüßt die Gesprächsbereitschaft der Kommission und geht davon aus, 
daß der bereits begonnene Dialog zu einer substantiellen Verbesserung des Richtlinien- 
vorschlags führen wird. Die Konferenz wird diese Entschließung der EG-Kommission, 
dem Europäischen Parlament sowie der Bundesregierung zuleiten. Informiert werden 
ebenfalls die Datenschurzkontrollinstitutionen der Partnerländer in der Gemeinschaft. 
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Anlage 2 

Beschluß der 41. Konferenz am 8. März 1991 zu Telekommunikation und Datenschutz 

I. 

Die Telekommunikation hat außerordentlich stark an Bedeutung gewonnen und ersetzt 
häufig den Brief oder auch das persönliche Gespräch: Über die dreißig Millionen deut- 
schen Telefone werden monatlich rund drei Milliarden Gespräche geführt. Für die Pri- 
vatsphäre des Bürgers in einer freiheitlichen Gesellschaft ist es unverzichtbar, daß Tele- 
fongespräche unkontrolliert und unbeobachtet geführt werden können. Von existen- 
tieller Bedeutung wırd dies, wenn der Bürger in Notlagen gerat, aus denen er sich nur 
mit vertraulicher Beratung upd Hilfe befreien kann. Daher unterstützen sowohl die Kir- 
chen als auch Hilfs- und Beratungsorganisationen die Forderungen des Datenschutzes, 
das „Grundrecht auf unbeobachtete Kommunikation“ zu sıchern. 

Dieser Forderung muß die technische Ausgestaltung der Telekommunikationsnetze 
und -dienste folgen, und die rechtlichen Regelungen müssen diesen sich aus der Verfas- 
sung ergebenden Auftrag erfüllen. Der Gesetzgeber hat in dem arn 1. Juli 1989 in Kraft 
getretenen Poststrukturgesetz die Bundesregierung aufgefordert, „Rechtsverordnungen 
zum Schutz personenbezogener Daten der am Fernmeldeverkehr Beteiligten‘ zu erlas- 
sen. Der Ausschuß für Post und Telekommunikation und der Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages haben mehrfach den Schutz des Fernmeldegeheimnisses ange- 
mahnt. 

Die vom Bundesminister für Post und Telekommunikation vorgelegten Entwürfe von 
Verordnungen über den Datenschutz bei Dienstleistungen der Deutschen Bundespost 
TELEKOM (TDSV) und über den Datenschutz für Unternehmen, die Telekommunika- 
tionsdienstleistungen erbringen (UDSV), widersprechen in wesentlichen Punkten dem 
Grundrecht auf unbeobachtete Kommunikation. Dabei ist besonders unverständlich, 
daß der Bundesminister von bereits früher gemachten Zusagen an den Deutschen Bun- 
destag wieder abgerückt ist. 

Die Entwürfe bleiben ın wichtigen Punkten unter dem Datenschutzniveau, das von der 
EG-Kommission in ıhrem Richtlinienentwurf zum Schutz personenbezogener Daten 
und der Privatsphäre in öffentlichen digitalen Telekommunikationsnetzen für den eu- 
topäischen Binnenmarkt angestrebt wird. 

I. 

Ein wesentlicher Mangel besteht in der beabsichtigten Vollerfassung aller Verbindungs- 
daten von Telefongesprächen: Für jedes Telefonat soll bis zur Versendung der Entgelt- 
technung bei der Deutschen Bundespost TELEKOM festgehalten werden, wer wann wie 
lange und mit wen telefoniert hat, nach Wahl des Kunden achtzig Tage darüber hin- 
aus. Eine monatliche Auflistung dieser dem Fernmeldegeheimnis unterliegenden Infor- 
mationen (Einzelentgeltnachweis) sollen Kunden — auch Arbeitgeber — auf Wunsch 
erhalten können. Außerdem können nach $ 12 Fernmeldeanlagengesetz (FAG) auch 
Gerichte und Staatsanwaltschaften bei strafrechtlichen Ermittlungen jeder Art, also 
auch bei Bagatelldelikten, ohne besondere Voraussetzungen auf diese Daten zugreifen. 

Abzulehnen ist auch die vorgeschene Beschränkung des Kunden auf die Alternative, 
daß von einem Anschluß dıe Telefonnummer des Anrufers immer oder nie beim Ange- 
tufenen angezeigt wird. Dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung entspricht 
es, daß der Anrufer in jedem Einzelfall entscheiden kann, ob seine Rufnummer beım 
Angerufenen angezeigt wird. Umgekehrt hat jeder Angerufene selbstverständlich das 

216



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

Recht, nur Gespräche entgegenzunehmen, bei denen die Nummer des Anrufers ange- 
zeigt wird. 

I. 

Die Datenschutzbeauftragten fordern: 

1. Alle — durch die computergesteuerte Vermirtlungstechnik entstehenden — Verbin- 
dungsdaten sind nach dem Ende der Verbindung mit folgender Maßgabe zu lö- 
schen: 

In die Entgeltdatenverarbeitung dürfen nur diejenigen Daten eingehen, die zur Be- 
technung der Entgelte in Summenform unerläßlich sind. Auf Antrag des Kunden 
darf zur Prüfung der Richtigkeit des in Rechnung gestellten Enıgelts oder zur Erstel- 
lung eines Einzelentgeltnachweises die Rufnummer des Angerufenen nur in einer 
zumindest um die letzten vier Ziffern verkürzten Form gespeichert werden. Die Da- 
ten sind spätestens achtzig Tage nach dem Absenden der Entgeltrechnung zu lö- 
schen. 

Die Entscheidung des Kunden über die Form der Abrechnung muß auch beı der Ab- 
rechnung zwischen verschiedenen Netzbetreibern respektiert werden. 

. Die Erstellung von „Kommunikationsprofilen‘“‘, die Aussagen über das persönliche 
Telefonierverhalten des Bürgers und die Nutzung anderer Telekommunikations- 
dienste enthalten, muß ausgeschlossen sein. 

. Bei der Anzeige der Rufnummer des Anrufers beim Angerufenen müssen beide die 
Wahlmöglichkeit haben, diese Anzeige entweder auf Dauer oder im Einzelfall „auf 
Knopfdruck“ zu unterdrücken. 

. Ausnahmen von diesen Grundsätzen — zum Beispiel zur Aufklärung telefonischer 
Bedrohungen oder in Notfällen — müssen begründet, ausdrücklich geregelt und für 
den Betroffenen transparent sein. 

. Die Konferenz bekräftigt ihre Forderung (Beschluß vom 4./5. Oktober 1990), Ein- 
griffe in das grundgesetzlich geschützte Fernmeldegeheimnis (Art. 10 GG) auf das 
unerläßliche Maß zu beschränken und insbesondere nicht schon im Bereich der Ba- 
gatellkriminalität zuzulassen. Die Regelung des $ 12 FAG hat im Zuge der techni- 
schen Entwicklung eine verfassungsrechtlich bedenkliche neue Qualität erhalten, da 
sie nunmehr auch die bei Einsatz neuer Kommunikationstechniken anfallenden Ab- 
rechnungs-, Verbindungs-, Nutzungs- und Inhaltsdaten umfaßt. Statt im FAG soll- 
ten die Eingriffsmöglichkeiten in das Fernmeldegeheimnis im Rahmen der Strafver- 
folgung — schon aus Gründen der Normenklarheit — in der Strafprozeßordnung 
unter engen Voraussetzungen und Beschränkungen abschließend geregelt werden. 
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Anlage 3 

Entschließung der Konferenz vom 25. Juni 1991 — gegen die Stimme Bayerns — zum 
Bundesratsentwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und 
anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität 

Schon seit Jahren haben Datenschutzbeauftragte von Bund und Landern eine angemes- 
sene gesetzliche Regelung zu den ın dıe Freiheitsrechte der Bürger eıngreifenden Straf- 
verfolgungsmaßnahmen, wie der Rasterfahndung, des Einsatzes Verdeckter Ermittler 
und des Einsatzes besonderer technischen Observationsmittel gefordert. Sie bedauern, 
daß hierzu die Bundesregierung nıcht schon langst einen Entwurf vorgelegt hat. Der 
Bundesrat mıt seinem Ende April 1991 beschlossenen Gesetzentwurf wird diesem An- 
liegen ebenfalls nicht gerecht. 

Zum Schutz der Persönlichkeitsrechte der Bürger wie im Interesse wirksamer Aufgaben- 
erfüllung durch die Strafverfolgungsorgane bedarf es klarer Rechtsgrundlagen Der Da- 
tenschutz stellt sich Bemühungen nicht entgegen, den zunehmenden Herausforderun- 
gen, denen die Bürger unseres Staates durch die organisierte Kriminalität, insbesondere 
durch die Drogenkriminalität ausgesetzt sind, in erforderlicher Weise zu begegnen 
Über dieses Ziel schießt der Bundesratsentwurf aber hinaus. Zwar enthalt der Entwurf 
gegenüber früheren Vorschlägen des Bundesrates ınsofern eıne Verbesserung, als nun- 
mehr die Rasterfahndung und der Einsatz Verdeckter Ermittler an eınen Straftatenkata- 
log gebunden werden sollen. Es bestehen aber weiterhin Bedenken, daß schwerwiegen- 
de Eingriffe in die Privatsphäre, wıe der Einsatz von Peilsendern, schon bei „Straftaten 
von erheblicher Bedeutung“ möglıch sind. 

Mit diesem schwammigen Begriff statt eines präzisen Kataloges von Straftaten wird der 
Einsatz der geheimen Ermittlungsmethoden weıt über den Bereich der organisierten 
Kriminalität hinaus ausgedehnt. Diese Mittel werden damit für sämtliche Straftaten au- 
ßerhalb der Bagatell- und Kleinkriminalität verfügbar. 

Nach dem Gesetzentwurf wären auch über völlig unbeteiligte Personen heimliche Bild- 
und Filmaufnahmen zulässig, wenn es „der Erforschung des Sachverhalts“ oder der 
„Aufenthaltsermittlung des Täters“ dient Gegen unverdächtige Personen sollen Wan- 
zen und Peilsender eingesetzt werden können, wenn eine „Verbindung“ — was immer 
darunter verstanden werden soll — mit dem Täter vermutet wird. 

Selbst in privaten Wohnungen sollen Gespräche, die im Beisein eines Verdeckten Er- 
mittlers geführt werden, heimlich abgehört und aufgezeichnet werden 

Es ist außerdem problematisch, daß derart schwerwiegende Eingriffe wie der Einsatz 
Verdeckter Ermittler nach dem Gesetzentwurf nıcht in allen Fällen vom Richter ange- 
ordnet werden müssen, sondern weitgehende Eılkompetenzen für Polizei und Staatsan- 
waltschaft vorgesehen sind. 

Ein weiteres Problem liegt darın, daß durch den Einsatz geheimer Ermittlungsmetho- 
den gewonnene Informationen in zu weitem Umfang für andere Zwecke verwendet wer- 
den können. Offen bleibt insbesondere, ob die gewonnenen Erkenntnisse der Polizei 
für eine jahrelange Speicherung zur vorbeugenden Straftarenbekämpfung überlassen 
werden dürfen. Dies sieht der Gesetzentwurf undifferenziert nıcht nur fur Tatverdachti- 
ge, sondern sogar für andere Personen wie Begleiter oder zufällig betroffene Dritte vor 

Die Datenschutzbeauftragten halten es deshalb für dringend geboten. daß Bundestag 
und Bundesrat im weiteren Gesetzgebungsverfahten diese Probleme aufgreifen und dıe 
— wiederholt geäußerten — datenschutzrechtlichen Vorschläge berücksichtigt werden 
Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf des Bundesrates sollte diese 
Bemuhungen unterstützen.
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Anlage 4 

Entschließung der 42. Konferenz am 26./27. September 1991 zum Datenschutz im 
Recht des öffentlichen Dienstes 

1. 

Die Daten von Arbeitnehmern werden im Laufe ihres beruflichen Lebens in vielfältiger 
Weise vom Arbeitgeber verarbeitet. Alleın schon im Hinblick auf die große Zahl der 
über Arbeitnehmer erhobenen Daten und mit Rücksicht auf die Abhängigkeit des Ar- 
beitnehmers vom Arbeitgeber ist eine gesetzliche Regelung der Verarbeitung von Perso- 
naldaten zwingend erforderlich. Auch gegenüber Beamten und anderen im öffentli- 
chen Dienst Tätigen kann die Verarbeitung ihrer Daten nicht allein auf die hergebrach- 
ten Grundsätze des Berufsbeamtentums gestützt oder in Verwaltungsvorschriften gere- 
gelt werden. Vielmehr ist eine gesetzliche Grundlage vonnöten. Sie muß um so konkre- 
ter sein, je tiefer in das Persönlichkeitsrecht der Betroffenen eıngegriffen wird. 

I 

In der Auseinandersetzung um das Recht des öffentlichen Dienstes beeinträchtigen 
zweı grundlegende Fehleinschätzungen eine angemessene Regelung des Datenschutzes. 
Es trifft nicht zu, daß die Kenntnis des Dienstherrn über seine Bediensteten alle person- 
lichen Lebensumstände vollständig und lückenlos umfassen muß. Es ıst ferner unrich- 
tig, daß gesetzliche Regelungen überflüssig sind, weil stets die Einwilligung der Betrof- 
fenen eingeholt werden kann. 

Zum einen wäre es mit der Würde des Menschen unvereinbar, wollte man ihn in seiner 
ganzen Persönlichkeit registrieren. Zwar ist der Angehörige des öffentlichen Dienstes 
dem Staat gegenüber besonders eng verpflichtet; er bleibt aber auch gegenüber seinem 
Dienstheren Grundrechtsträger: Auch seine personenbezogenen Daten dürfen nur er- 
hoben und verarbeitet werden, soweit das für die Begründung und Abwicklung des 
Dienstverhältnisses erforderlich ist. 

Zum anderen macht der Rückgriff auf die Einwilligung gesetzliche Regelungen keınes- 
wegs überflüssig. Zwar ist die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten 
mıt Einwilligung des Betroffenen grundsätzlich auch dann zulässig, wenn eine geserzli- 
che Grundlage fehlt. Die Einwilligung wırd jedoch zur Farce, wenn sie faktisch erzwun- 
gen wird, weil z.B. eınc Bewerbung ohne Einwilligung nicht berücksichtigt wırd. So- 
weit bestimmte Angaben verfügbar sein müssen, sınd sie gesetzlich präzise vorzuschrei- 
ben, aber zugleich auf den erforderlichen Umfang zu begrenzen 

ul. 

Neben der Neuordnung des Personalaktenrechts bedürfen auch andere Teilbereiche des 
öffentlichen Dienstrechts der datenschutzgerechten gesetzlichen Regelung. Die Konfe- 
renz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hält insbesondere die Lö- 
sung folgender Probleme fur vorrangig: 

1. Bewerbung um Einstellung in den öffentlichen Dienst 

Es ist — für den Bewerber transparent — festzulegen, 
— welche personenbezogenen Informationen von ihm verlangt bzw. über ihn einge- 

holt, wie sie genutzt werden dürfen und wann sie zu löschen sind, 
— ob und unter welchen Voraussetzungen und in welchem Stadium des Verfahrens 

der Bewerber sich Tests, Untersuchungen und Überprüfungen zu unterziehen 
hat, 
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— ob und inwieweit private Institutionen daran mitwirken und welche vertraglichen 
Sicherungen zum Schutz personenbezogener Daten zu vereinbaren sind, 

— daß die Daten jeweils erst zu dem Zeitpunkt, in dem sie für das Verfahren erfor- 
derlich werden, und mit dem geringstmöglichen Eingriff erhoben werden. 

2. Sicherheitsüberprüfung 

Es ist bereichsspezifisch gesetzlich festzulegen, 
— wer im öffentlichen Dienst einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen wird, 
— welche personenbezogenen Daten dafür erhoben und verarbeitet werden, 
— wie das Verfahren gestaltet wird, insbesondere welche Stellen mit welchen Befug- 

nissen am Verfahren beteiligt sind, und unter welchen Voraussetzungen Sicher- 
heitsbedenken anzunehmen sind, 

— daß die im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung erhobenen Daten grundsätzlich 
nur für diesen Zweck verwendet werden dürfen, 

— daß der Betroffene über das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung zu unterrichten 
ist. (Auf ihre Forderungen zur Sicherheitsüberprüfung [Geheimschutzgesetz] in 
den Entschließungen vom 13. September 1985, 18 April 1986 und 22. März 
1990 nimmt die Konferenz Bezug.) 

3. Ärztliche Untersuchung 

Es ist durch Gesetz oder ergänzende Rechtsverordnung festzulegen, 
— unter welchen Voraussetzungen die ärztliche Untersuchung eines Bewerbers oder 

Bediensteten angeordnet werden kann, 
— daß jede ärztliche Untersuchung einen präzisen Untersuchungsauftrag voraus- 

serzt, der Anlaß und Gegenstand der Untersuchung möglichst exakt definiert 
und den Umfang der Untersuchung eingrenzt, 

— wie das Arztgeheimnis und der Datenschutz sicherzustellen sind, \ 
— wann und in welchem Umfang Versicherungen und früher behandelnde Ärzte 

über frühere Untersuchungen und Maßnahmen befragt werden und diese offen- 
baren dürfen, 

— daß Ärzte und Versicherungen Daten nıcht ohne Kenntnis des Betroffenen und 
nur mit Einwilligung des Bewerbers offenbaren dürfen, 

— daß die Unterlagen der ärztlichen Untersuchungen nicht für andere Zwecke ver- 
wendet werden und nicht mit solchen vermengt werden dürfen, die anderen 
Zwecken dienen, und daß sie zu vernichten sind, sobald sie nicht mehr benötigt 
werden, 

— daß der Arzt der personalverwaltenden Stelle nur das Endergebnis seiner Untersu- 
chung und — soweit erforderlich — nur tätigkeitsbezogene Rısiken mitzuteilen 
hat, 

— daß dem Betroffenen ein Recht auf Einsicht in die beim Arzt verbliebenen Unter- 
suchungsunterlagen zusteht. 

4. Beihilfen 

Gesetzlich festzulegen sınd Grundlagen eınes datenschutzgerechten Beihilfeverfah- 
sens, insbesondere die Abschottung der Beihilfestelle, das Verbot automatisierter 
Speicherung von Diagnosedaten und anderen medizinischen Einzelangaben, die 
Zweckbindung der Daten sowie ein eigener Beihilfeanspruch der Angehörigen. 

5. Personalinformationssysteme 

Es muß dienstrechtlich gewährleistet sein, daß 
— automatisierte Systeme zur Verarbeitung von Personaldaten zu unterschiedlichen 

Zwecken (z. B. Urlaubsdatei, Telefondatenerfassung, PC-Betriebsdaten) nicht zu 
umfassenden Persönlichkeitsprofilen verknüpft werden, 

— alle vorgesehenen Auswertungen von Personaldaten in einer Übersicht, die dem 
Betroffenen zugänglich seın muß, zusammengefaßt werden, 

220



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

— Kontrollen der Bediensteten mit Hilfe automatisierter Systeme unzulässig sind; 
Ausnahmen bedürfen einer gesetzlichen, insbesondere personalvertretungstecht- 
lichen Regelung. 

IV. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordern die für das Personal- 
recht zuständigen Minister und den Gesetzgeber auf, die auf der Grundlage der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts verfassungsrechtlich notwendigen Vorschrif- 
ten zu erlassen. 
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Anlage 5 

Entschließung der 43. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder am 23./24. März 1992 in Stuttgart zum Arbeitnehmerdatenschutz 

l. 

Im Rahmen des Arbeitsverhältnisses werden personenbezogene Daten aus ganz unter- 
schiedlichen Lebensbereichen des Arbeitnehmers erhoben und gespeichert. Diese Da- 
ten verwendet der Arbeitgeber nicht nur für eigene Zwecke. Aus dem Arbeitsverhältnis 
ergeben sich auch Auskunfts-, Bescheinigungs- und Meldepflichten, die der Arbeitge- 
ber gegenüber öffentlichen Stellen zu erfüllen hat. Durch die Möglichkeit, im Arbeits- 
verhältnis anfallende personenbezogene Daten miteinander zu verknüpfen und sie 
— losgelöst vom Erhebungszweck — für andere Verwendungen zu nutzen, entstehen 
Gefahren für das Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers. Mit der Intensität der Daten- 
verarbeitung, insbesondere durch Personalınformationssysteme und digitale Telekom- 
munikationsanlagen, nehmen dıe Kontroll- und Überwachungsmöglichkeiten des Ar- 
beitgebers zu. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Lander fordern deshalb bereits seit 
1984 bereichsspezifische und präzise gesetzliche Bestimmungen zum Arbeitnehmerda- 
tenschutz. Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung haben ebenfalls eine Rege- 
lungsnotwendigkeit bejaht; gleichwohl stehen bundesgesetzliche Regelungen über den 
allgemeinen Arbeitnehmerdatenschutz immer noch aus. 

Die Notwendigkeit zur gesetzlichen Regelung besteht unabhängig davon, ob Arbeit- 
nehmerdaten ın automatisierten Dateien, in Akten oder in sonstigen Unterlagen verar- 
beitet werden. Der erhöhten Gefährdung durch die automatisierte Datenverarbeitung 
ist durch spezifische Schutzvorschriften Rechnung zu tragen. 

Angesıchts der besonderen Abhängigkeit des Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis und 
während der Phase einer Bewerbung um eınen Arbeitsplatz ist durch Gesetz zu untersa- 
gen, daß Rechte, die dem Arbeitnehmer nach einschlägigen Datenschutzvorschriften 
zustehen, durch Rechtsgeschäft, Tarifvertrag und Dienst- oder Betriebsvereinbarung 
ausgeschlossen werden. Außerdem ist durch Gesetz festzulegen, daß eine Einwilligung 
des Arbeitnehmers oder Bewerbers nur dann als Grundlage einer Datenerhebung, -ver- 
arbeitung oder -nutzung in Frage kommt, wenn die Freiwilligkeit der Einwilligung si- 
chergestellt ıst, also die Einwilligung ohne Furcht vor Nachteilen verweigert werden 
kann. Deshalb durfen allein aufgrund einer Einwilligung z.B. keine Gesundheitszeug- 
nisse, Ergebnisse von Genomanalysen u.ä. angefordert werden, wenn sie den Rahmen 
des Fragerechts des Arbeitgebers überschreiten. 

I 

Die gesetzliche Ausgestaltung des Arbeitnehmerdatenschutzes muß insbesondere fol- 
gende Grundsätze beachten: 

1. Die Datenerhebung muß grundsätzlich beim Arbeitnehmer erfolgen. 

2. Der Arbeitgeber darf Daten des Arbeitnehmers — auch durch Befragen des Ar- 
beitsnehmers oder Bewerbers —- nur erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies 
zur Eıngehung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Arbeitsverhält- 
nisses erforderlich oder sonst gesetzlich vorgesehen ist. Dabei ist der Grundsatz der 
Zweckbindung zu beachten. Auch ist zwischen der Bewerbungs- und Einstellungs- 
sphase zu unterscheiden. 
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1l. 

. Der Arbeitgeber darf Daten, die er aufgrund gesetzlicher Vorgaben für andere 
Stellen (z. B. Sozialversicherungsträger) echeben muß, nur für diesen Zweck ver- 
wenden. 

. Eine Datenauswertung und -verknüpfung, die zur Herstellung eines umfassenden 
Persönlichkeitsprofils des Arbeitnehmers fuhren kann, ıst unzulässig. 

. Beurteilungen und Personalauswahlentscheidungen dürfen nicht allein auf Infor- 
mationen gestützt werden, die unmittelbar durch automatisierte Datenverarbe:- 
tung gewonnen werden. 

. Notwendige Datenübermittlungen zwischen Arzt und Arbeitgeber sind eindeutig 
zu regeln. Dem Arbeitgeber darf grundsätzlich nur das Ergebnis der ärztlichen Un- 
tersuchung zugänglich gemacht werden. Darüber hinaus dürfen ihm — soweit er- 
forderlich — nur tätıgkeitsbezogene Risikofaktoren mitgeteilt werden. Medızıni- 
schen und psychologische Befunde sind getrennt von den übrigen Personalunterla- 
gen aufzubewahren. Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersu- 
chungen und Tests des Beschäftigten dürfen automatisiert nur verarbeitet werden, 
wenn dies dem Schutz des Beschäftigten dient. 

. Dem Arbeitnehmer sind umfassende Auskunfts- und Einsichtsrechte in die Unter- 
lagen einzuräumen, die sein Arbeitsverhältnis betreffen. Diese Rechte müssen sich 
auch auf Herkunft, Verarbeitungszwecke und Empfänger der Daten sowie die Art 
und Weise ıhrer Auswertung erstrecken. 

Dem Personal-/Betriebstat muß ein Mitbestimmungsrecht bei der Einführung, 
Anwendung und der wesentlichen Änderung von automatisierten Dateien mit per- 
sonenbezogenen Daten der Arbeitnehmer für Zwecke der Personalverwaltung zu- 
stehen. Das gilt auch beı sonstigen technischen Einrichtungen, mit denen das Ver- 
halten und die Leistung der Beschäftigten überwacht werden kann. 

Gesetzlich festzulegen ist, welche Daten der Arbeitnehmervertretung für ıhre Auf- 
gabenerfüllung zuganglıch seın mussen und wie der Datenschutz bei der Verarbei- 
tung von Arbeitnehmerdaten im Bereich der Arbeitnehmervertretung gewahrlei- 
stet wird. Regelungsbedürftig ist auch das Verhältnis zwischen dern Personal-/Be- 
triebsrat und dem behordlichen/betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 

Die Befugnis des Personal-/ Betriebsrats, sich unmittelbar an die Datenschutzkon- 
trollinstanzen zu wenden, ıst gesetzlich klarzustellen. 

Arbeitnehmerdaten dürfen nur dann ins Ausland übermittelt werden, wenn dort 
ein dem deutschen Recht vergleichbarer Datenschutzstandard gewährleistet ıst 
oder wenn der Betroffene nach den oben genannten Grundsätzen (vgl Abschnitt 1 
Abs 4) eıngewilligt hat 
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Anlage 6 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
zum Grundrecht auf Datenschutz vom 28. April 1992 

1. Seit dem Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts im Jahre 1983 ist allge- 
mein anerkannt, daß die Grundrechte auch die Befugnis des einzelnen umfassen, 
grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten 
zu entscheiden. Die Datenschutzbeauftragten treten dafür ein, dieses Recht aus- 
drücklich im Grundgesetz zu verankern. Damit würde 

— für die Bürger deutlicher erkennbar, daß unsere Verfassung ihr Recht auf Daten- 
schutz in gleicher Weise garantiert wie die traditionellen Grundrechte, 

— der wachsenden Bedeutung des Datenschutzes für das Funktonieren der freiheit- 
lichen Demokratie Rechnung getragen und auf die negativen Erfahrungen der 
DDR-Geschichte reagiert, 

— der Grundtechtskatalog dem technologischen Wandel angepaßt und 
— dıe Konsequenz aus den positiven Erfahrungen gezogen, die in mehreren Län- 

dern des Bundes und im Ausland mir ähnlichen Verfassungsbestimmungen ge- 
macht wurden. 

Die Konferenz begrüßt deshalb die Vorstellungen, die ın der Verfassungskommis- 
sion des Bundesrates entwickelt worden sind. 

Die Datenschurzbeauftragten empfehlen der Gemeinsamen Verfassungskommission 
des Bundestages und Bundesrates im Zusammenhang mit Art. 1 und Art. 2GG den 
nachfolgenden Text zur Beratung: 

„Jeder hat das Recht, über dıe Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen 
Daten selbst zu bestimmen. Dazu gehört das Recht auf Auskunft und Einsicht 
ın amtliche Unterlagen. Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes eingeschränkt werden, soweit überwiegende Interessen der Allgemein- 
heit es erfordern.“ 

2. Darüber hinaus empfiehlt die Konferenz, die unabhängige Datenschutzkontrolle, 
die für die Verwirklichung des Grundtrechts auf Datenschutz im Alltag von entschei- 
dender Bedeutung ist, in der Verfassung zu verankern. 

3. Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hält es zu- 
sätzlich für erforderlich. in die Verfassungsdiskussion folgende Punkte miteinzube- 
ziehen, die sich aus der Entwicklung der Informattonstechnik ergeben: _ 
— Stärkung der Grundrechte aus Art. 10 und 13 im Hinblick auf neue Überwa- 

chungstechniken, 
— Recht auf Zugang zu den Daten der Verwaltung (Aktenöffentlichkeit, Informa- 

tionsfreiheit), 

— Instrumente zur Technikfolgenabschätzung. 
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Anlage 7 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
zur Neuregelung des Asylverfahrens (BT-Drs. 12/2062) vom 28. April 1992 

Die Konferenz der Datenschurzbeauftragten des Bundes und der Länder hält Änderun- 
gen des Gesetzentwurfs zur Neuregelung des Asylverfahrens für erforderlich, insbeson- 
dere der geplanten Regelungen 

1. über die erkennungsdienstliche Behandlung von Asylbewerbern zur Sicherung der 
Identität ($ 16 Abs. 1) und 

2. über die Nutzung der dabei gewonnenen erkennungsdienstlichen Unterlagen zur 
Strafverfolgung und zur Gefahrenabwehr ($ 16 Abs. 5). 

Zu 1.: 
Nach dem geltenden Recht sınd Lichtbilder und Fingerabdrucke bei Asylbewerbern nur 
dann zu fertigen, wenn deren Identität nicht eindeutig bekannt ist. Demgegenüber 
sieht der Gesetzentwurf zur Neuregelung des Asylverfahrens vor, daß von sämtlichen 
Asylbewerbern — bis auf wenige Ausnahmen — Lichtbilder und Fingerabdrucke zu fer- 
tigen sind. Dies ist mit dem Verfassungsgrundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht verein- 
bar: 
Der Staat hat selbstverständlich das Recht zu wissen, mit wem er es zu tun hat Jeder 
— gleichgültig ob Deutscher oder Ausländer — muß sich deshalb durch Dokumente 
ausweisen können; nur wenn Zweifel an der Identität bestehen, kommen erkennungs- 
dienstliche Maßnahmen in Betracht. Dieser Grundsatz unserer Rechtsordnung muß 
auch im Rahmen der Neuregelung des Asylverfahrens beachtet werden. Nur wenn fest- 
steht, daß die Identität eines hohen Anteils der Asylbewerber — also nicht bloß diejeni- 
ge einzelner oder bestimmter Gruppen — zweifelhaft ist, wäre eine erkennungsdienstli- 
che Behandlung aller Asylbewerber gerechtfertigt. Gerade dies aber ist bisher nicht hin- 
teichend belegt: In der amtlichen Begründung des Gesetzentwurfs ist alleın davon die 
Rede, daß nach Feststellung niederländischer Behörden 20% der Asylbewerber unter 
falschem Namen einen weiteren Asylantrag stellen. Aussagekräftige Angaben, ın wel- 
chem Umfang in der Bundesrepublik Deutschland Asylbewerber unter Täuschung über 
ihre Identität gleich bei der ersten Antragstellung oder nach dessen Ablehnung erneut 
versuchen, Asyl zu erhalten, fehlen bislang. 

Zu 2.: 
Bei der zentralen Auswertung der Fingerabdrucke von Asylbewerbern durch das Bun- 
deskriminalamt muß — ungeachtet dessen, ob das Bundeskriminalamt dabei in eigener 
Zuständigkeit oder für das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
tätig wird — unbedingt folgendes sichergestellt sein: 

— Fıngerabdrucke von Asylbewerbern, die unter Beachtung des zu Nr. 1 Gesagten ge- 
fertigt wurden, dürfen nur gespeichert werden, soweit dies zur Sicherung der Identı- 
tät unbedingt erforderlich ist. Dazu reicht dıe bisher vorn Bundeskrimınalamt ange- 
wandte Methode der sog. Kurzsatzverformelung der Fingerabdrucke aus. Gerade 
aber dabei soll es nicht bleiben: Mit der bevorstehenden Einführung von AFIS 
— einem neuen automatisierten Fingerabdruckverfahren — sollen künftig auch die 
Fingerabdrucke von Asylbewerbern, die allein zur Feststellung deren Identität gefer- 
tigt wurden, genauso erfaßt und ausgewertet werden wie die Fingerabdrucke muß- 
maßlıcher oder tatsächlicher Straftäter. Asylbewerber würden damit von vornherein 
wie Straftäter behandelt. Eine solche Verfahrensweise wird dem Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit, insbesondere dem Übermaßverbot nicht gerecht. Zudem unter- 
läuft sie die in & 16 Abs. 4 des Gesetzentwurfs vorgeschene Trennung der erken- 
nungsdienstlichen Unterlagen von Asylbewerbern und Straftätern. Um die gebotene 
Differenzierung sicherzustellen, sollte — über das Trennungsgebot des $ 16 Abs. 4 
hinaus — die Verformelung auf den Abdruck eines Fingers des Asylbewerbers be- 
schränkt werden, da dies zur eindeutigen Feststellung seiner Identität genügt. 
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— Die Datenschutzbeauftragten verkennen nicht, daß es unter Umständen im über- 
wiegenden Allgemeininteresse notwendig sein kann, im Rahmen asyltechtlicher 
Identitätsfeststellung gefertigte Fingerabdrucke für Zwecke der Strafverfolgung zu 
nutzen. Weil eine solche Verwendung einen neuen und zudem erheblichen Eingriff 
in das Grundrecht auf Datenschutz darstellt, darf sie nicht — wie es der Gesetzent- 
wurf aber vorsieht — praktisch voraussetzungslos erfolgen. Notwendig ist vielmehr, 
die Vorausserzungen in einem abschließenden Straftatenkatalog aufzuführen; darin 
könnten auch die in der amtlichen Begründung des Gesetzentwurfs erwähnten Fälle 
des Sozialhilfebetrugs enthalten sein. 

— Ein entsprechender Maßstab ist an die Regelung anzulegen, wann zur Identitäts- 
sicherung gefertigte Fingerabdrücke von Asylbewerbern zur polizeilichen Gefahren- 
abwehr genutzt werden dürfen. Eine solche Nutzung sollte nur zugelassen werden, 
soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit erforderlich ist. 
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Anlage 8 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten vom 1./2. Oktober 1992 
(zum heimlichen Abhören in und aus Wohnungen — bei Gegenstimme Bayerns) 

Nachdem erst vor kurzem mit dem Gesetz zur Bekämpfung der organisierten Krimina- 
licät die Befugnisse der Strafverfolgungsbehörden erheblich erweitert worden sind und 
obwohl über den Erfolg dieser Maßnahme noch keine Erfahrungen gesammelt werden 
konnten, wird gegenwärtig parteiübergreifend vielfach die Forderung erhoben, der Po- 
lizei in bestimmten Fällen das heimliche Abhören und Herstellen von Bild- und Ton- 
aufzeichnungen in und aus Wohnungen (sog. „Lauschangriff‘‘) zu ermöglichen. Hier- 
zu erklären die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder: 

1. Das Grundgesetz gewährt jedem einen unantastbaren Bereich privater Lebensgestal- 
tung, der der Einwirkung der öffentlichen Gewalt entzogen ist. Dem einzelnen muß 
um der freien und selbstverantwortlichen Entfaltung seiner Persönlichkeit willen ein 
„Janenraum“ verbleiben, in dem er „sich selbst besitzt‘ und „in den er sich zurück- 
ziehen kann, zu dem die Umwelt keinen Zutritt hat, in dem man in Ruhe gelassen 
wird und ein Recht auf Einsamkeit genießt“ (BVerfGE 27, 1 ff.). Jedem muß ein 
ptivates Refugium, ein persönlicher Bereich bleiben, der obrigkeitlicher Ausfor- 
schung — insbesondere heimlicher — entzogen ist. Dies gilt gegenüber Maßnahmen 
der Strafverfolgung vor allem deshalb, weil davon auch unverdächtige oder unschul- 
dige Bürger betroffen sind. Auch strafprozessuale Maßnahmen dürfen nicht den 
Wesensgehalt eines Grundrechts, insbesondere nicht das Menschenbild des Grund- 
gesetzes verletzen. 

2. Die Datenschutzbeauftragten nehmen die Gefahren, die das organisierte Verbre- 
chen für die Opfer und auch für die Demokratie und den Rechtsstaat heraufbe- 
schwört, sehr ernst. Sie sind allerdings der Meinung, daß eine angemessene Abwä- 
gung zwischen der Verfolgung der organisierten Kriminalität und dem Schutz der 
Persönlichkeitstechte der Bürger geboten und möglich ist und es eine Wahrheitsfor- 
schung um jeden Preis auch künftig im Strafprozeßrecht nicht geben darf. Daraus 
folgt, daß der Lauschangriff auf Privatwohnungen für Zwecke der Strafverfolgung 
auch in Zukunft nicht erlaubt werden darf. 

3. Eine andere Frage ist, ob und unter welchen Voraussetzungen der Gesetzgeber für 
Räume, die allgemein zugänglich sind oder beruflichen oder geschäftlichen Tätig- 
keiten dienen (z.B. Hinterzimmer von Gaststätten, Spielcasinos, Saunaclubs, Bor- 
delle), einen Lauschangriff zulassen kann. Hierfür sind Mindestvoraussetzungen ein 
eng begrenzter abschließender Straftatenkatalog, die Verwendung der gewonnenen 
Erkenntnisse ausschließlich zur Verfolgung dieser Straftaten, ein strikter Richtervor- 
behalt sowie die Wahrung besonderer Amts- und Berufsgeheimnisse. 
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Anlage 9 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
vom 1./2. Oktober 1992 

zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung und Strukturverbesserung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung — Gesundheits-Strukturgesetz 1993 — (BR-Drs 560/92) 

Die Bundesregierung will mit dem Gesundheits-Strukturgesetz dem Kostenanstieg in 

der gesetzlichen Krankenversicherung entgegenwirken. Dieses begrüßenswerte Ziel soll 

nach dem vorgelegten Gesetzentwurf u.a. auch durch eine verstärkte automatisierte Da- 

tenverarbeitung erreicht werden. Die damit verbundenen Eingriffe in die Persönlich- 
keitsrechte der Versicherten und in die sie schützende ärztliche Schweigepflicht müssen 
auf das unbedingt Notwendige beschränkt werden. Die Datenschutzkonferenz hält vor 
allem folgende Verbesserungen des Gesetzentwurfs für notwendig: 

— Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Krankenhäuser den Krankenkassen mehr Versi- 
chertendaten zur Verfügung stellen mussen als bisher. Es sollte deshalb eingehend 
geprüft werden, ob die Krankenkassen tatsächlich alle geforderten Angaben benöti- 
gen; die Aufgabenteilung zwischen Krankenkassen und Medizinischem Dienst muß 
aufrechterhalten bleiben. 

— Für das Modellvorhaben zur Überprüfung des Krankenhausaufenthalts müssen die 

Erhebung, Verwendung und Löschung von Versichertendaten durch den Medizini- 
schen Dienst präziser als bisher vorgesehen geregelt werden. 

— Bei Einzug der Vergütung der Krankenhausärzte für Wahlleistungen durch Kran- 
kenhäuser sollte die Einschaltung privater Abrechnungsstellen ohne Einwilligung 
der Patienten nicht zugelassen werden, da dabei Abrechnungsdaten an Dritte offen- 
bart werden Die Daten sind gegen unbefugte Offenbarung und Beschlagnahme 
rechtlich besser geschützt, wenn sie — auch zur Abrechnung — im Krankenhaus 
verbleiben. Die Krankenhäuser sind zudem selbst in der Lage, die Vergütung einzu- 
ziehen 

— Für die neu vorgesehenen Patienten-Erhebungsbogen zur Ermittlung des Bedarfs an 
Pflegepersonal im Krankenhaus sollte eine strikte Zweckbindung sowie eine frühest- 
mögliche Loschungs- oder Anonymisierungspflicht festgelegt werden. Eine Überlas- 
sung der Patienten-Erhebungsbogen in der im Gesetzentwurf vorgesehenen Fassung 
an die Krankenkassen ist abzulehnen. 
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Anlage 10 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragtren des Bundes und der Länder 
vom 1./2. Oktober 1992 

zum 

Datenschutz bei internen Telekommunikationsanlagen 

Der zunehmende Einsatz von digitalen Telekommunikationsanlagen (TK-Anlagen) in 
Wirtschaft und Verwaltung birgt Datenschutzrisiken in sich, denen durch eine daten- 
schutzfreundliche Ausgestaltung der Technik und durch geeignete bereichsspezifische 
Regelungen entgegengewirkt werden muß. Telefongespräche stehen — auch wenn sie 
von einem Dienstapparat aus geführt werden — unter dem Schutz des Grundgesetzes. 
Dies hat das Bundesverfassungsgericht in seiner neueren Rechtsprechung hervorgeho- 
ben. 

Der Schutz des Fernmeldegeheimnisses und des nichtöffenlich gesprochenen Wortes ist 
gerade bei Arbeitnehmern bedeutsam, da diese sich ın einem besonderen Abhängig- 
keitsverhältnis befinden; aber auch das informationelle Selbstbestimmungsrecht Drit- 
ter, die anrufen oder angenıfen werden, muß gewahrt werden. 

Entsprechende bundesrechtliche Regelungen für interne TK-Anlagen sind überfällig, 
da ın diese Anlagen — insbesondere wenn sie digital an das öffentliche ISDN ange- 
schlossen sind — umfangreiche Sammlungen sensibler personenbezogener Daten ent- 
stehen können, die sich auch zur Verhaltens- und Leistungskontrolle eignen und zudem 
Hinweise auf das Kommunikationsverhalten aller Gesprächsteilnehmer geben 

Die Regelungen sollten verbindliche Vorgaben für die technische Ausgestaltung von 
TK-Anlagen geben und den Umfang der zulässigen Datenverarbeitung festzulegen: 

— Es müssen die technischen Voraussetzungen gewährleistet sein, daß Anrufer und 
Angerufene die Rufnummernanzeige fallweise abschalten können. 

— Die automatische Speicherung der Rufnummern von externen Anrufern nach Been- 
digung des Telefongesprächs ıst auszuschließen, es sei denn, eine sachliche Notwen- 
digkeit besteht hierfür (z. B. bei Feuerwehr und Retttungsdiensten). 

— Die Weiterleitung eınes Anrufs an einen anderen als den gewählten Anschluß sollte 
dem Anrufer so rechtzeitig signalisiert werden, daß dieser den Verbindungsaufbau 
abbrechen kann. 

— Das Mithören und Mitsprechen weiterer Personen bei bestehenden Verbindungen 
sollten nur nach eindeutiger und rechtzeitiger Ankündigung möglıch sein 

— Verbindungsdaten einschließlich der angerufenen Telefonnummern sollten nach 
Beendigung der Gespräche nur insoweit gespeichert werden, als dies für Abrech- 
nungszwecke und zulässige Kontrollzwecke erforderlich ist. Die Nummern der Ge- 
sprächspartner von Arbeitnehmervertretungen, internen Beratungseinrichtungen 
und sonstigen auf Vertraulichkeit angewiesenen Stellen dürfen nicht registriert wer- 
den 

— Die TK-Anlagen müssen durch geeignete technische Maßnahmen gegen unberech- 
tigte Veränderungen der Systemkonfiguration und unberechtigte Zugriffe auf 
Verbindungs- und Inhaltsdaten geschützt werden 

Da TK-Anlagen geeignet sind, das Verhalten und die Leistung der Arbeitnehmer zu 
kontrollieren, und sie überdies häufig die Arbeitsplatzgestaltung beeinflussen, löst ihre 
Einführung in Betrieben und Behörden Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte und 
überwiegend auch der Personalräte aus. Sie dürfen daher nur betrieben werden, wenn 
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unter Beteiligung der Arbeitnehmervertrerungen verbindlich festgelegt wurde, welche 
Leistungsmerkmale aktiviert und unter welchen Bedingungen sie genutzt werden, wel- 
che Daten gespeichert, wie und von wem sie ausgewertet werden. Die Nutzer der TK- 
Anlage sind über den Umfang der Datenverarbeitung umfassend zu unterrichten. 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordert, daß 
umgehend datenschutzrechtliche Regelungen für den Einsatz und die Nutzung von in- 
ternen TK-Anlagen mit einer bereichsspezifischen Rechtsgrundlage für die Verarbei- 
tung von Arbeitnehmerdaten geschaffen werden. 
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Anlage 11 

Schreiben des Landesbeauftragten für den Datenschutz Niedersachsen an den 

Präsidenten des Niedersächsischen Landtages vom 6. November 1991 zur 

Umgestaltung der Vorläufigen Niedersächsischen Verfassung in eine endgültige 

Niedersächsische Verfassung 

DER LANDESBEAUFTRAGTE FÜR DEN DATENSCHUTZ 

NIEDERSACHSEN 
Landespeauftragter für den Datenschutz Postfach 221 3000 Hannover 1 

  

Präsident 
des Niedersächsischen Landtages 

- Landtagsverwaltung - 

3000 Hannover 1 

{Bitte bes Antwort angeben) 
Une Zanchen, ihre Naenncnt vom Man Zune © (05 11120- Hannover 

4-10 68 41 06.11.1991 
11 15 bl 

Umgestaltung der Vorläufigen Niedersächsischen Verfassung in 

eine endgültige Niedersächsische Verfassung 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

hiermit erlaube ich mir, in der o.a. Angelegenheit einen Vor- 

schlag zu unterbreiten. Dieser Vorschlag soll allerdings nur 

für den Fall gelten, daß eine Grundsatzentscheidung erfolgt, 

die derzeitige Landesverfassung, ein bloßes Organisationsstatut, 

um Grundrechte zu ergänzen. 

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ist fester 

Bestandteil der Rechtsprechung des Bundesverfassunsgerichts 

- vom Volkszählungsurteil vom 15. Dezember 1983 (BVerfGE 65,1) 

bis zum Beschluß vom li. Junı 1991 in einer Mietrechtsangelegen- 

heit (NJW 1991, 2411) - und anderer Gerichte. Gleichwohl ist es 

angebracht, die bloße Herleitung aus Art. 2 Abs. l in Verbin- 

dung mit Art.1l Abs. 1 GG aufzugeben und eın eigenständiges 

Grundrecht sowohl im Grundgesetz als auch in den Landesverfas- 

sungen zu verankern. Die Gründe sehe ich in gewissen Unwägbar- 

keiten der Rechtsprechung und in der außerordentlichen Bedeu- 

tung, die der Information derzeit in Staat und Gesellschaft 

zukommt {"Informationsgesellschaft'i; vgl. insoweıt z.B. Bülles- 

bach, Das neue Bundesaatenschutzgesatz, NW 1981, 2593 12594 £.). 
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Erfreulicherweise finden sich Regelungen bereits in den Verfas- 

sungen des Landes Nordrhein-West£falen (Art. 4), des Saarlandes 

(Art. 2) und von Berlin (Art. 21 b). In den Verfassungsentwür- 

fen einiger neuer Bundesländer sind entsprechende Weichenstel- 

lungen erfolgt. Von den vier Sachverständigen, die am 7. Februar 

1991 von dem Sonderausschuß "Niedersächsische Verfassung” ange- 

hört wurden, sprachen sich drei - die Herren Prof. Dr. Schneider, 

Prof. Dr. Schmidt-Jortzig und Bäumer - für die Aufnahme eines 

Rechts auf Datenschutz bzw. informationelle Selbstbestimmung in 

unsere Landesverfassung aus. 

Im Hinblick auf den genannten Beschluß des Bundesverfassungsge- 

richts vom ll. Juni 1991 sollte eine Festlegung, daß das Recht 

auf informationelle Selbstbestimmung allein gegen den Staat 

gerichtet sei, vermieden werden. 

Unter weitgehender Übernahme einer Formulierung, die Herr 

Prof. Dr. Simitis - der kürzlich aus dem Amt geschiedene Hessi- 

sche Datenschutzbeauftragte - anläßlich des vom Hessischen Land- 

tag und von der Hessischen Landesregierung am 30. und 31. Okto- 

ber 1991 veranstalteten Verfassungssymposions vorlegte, schlage 

ich folgenden neuen Artikel ("Recht auf informatıonelle Selbst- 

bestimmung”) in der Landesverfassung vor: 

(1) Jeder Mensch hat das Recht, über die Verarbeitung der 

auf seine Person bezogenen Daten selbst zu bestımmen. 

(2) Jeder Mensch hat das Recht auf Information über die Ver- 

arbeitung der auf seine Person bezogenen Daten und Einsıcht 

in die Akten, die Daten zu seiner Person enthalten. 

{3) Einschränkungen dıeser Rechte dürfen nur durch Gesetz 

oder aufgrund =eınes Gesetzes erfolgen.
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Angemerkt sei, Jaß Herr Prof. Dr. Simitis auch einen Vorschlag 

zur Aufnahme eines "Rechts auf Informationsfreiheit” - ım Sinne 

eines Rechts auf Zugang zu den Daten der Behörden ("Aktenöffent- 

lichkeit") - in das Grundgesetz machte. Da hier Neuland be- 

schritten wird - allerdings in zwingend notwendiger Weise -, 

sollte nach meiner Auffassung die Entwicklung auf Bundesebene 

abgewartet werden. 

Eine Durchschrift dieses Schreibens darf ich der Niedersächsi- 

schen Staatskanzlei und dem Niedersächsischen Innenministerium 

zukommen lassen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Dronsch 
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Anlage 12 

Auszug aus „Normen, Standards und Empfehlungen für den IuK-Technikeinsatz in 

der Landesverwaltung“ 

7. Datenschutz und Datensicherung 

71 Aufgabe 

Datenschurzvorschriften haben die Aufgabe, das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung zu gewährleisten und damit das Persönlichkeitsrecht zu 
schützen. Zulässigkeit und Umfang der Datenyerarbeitung rıchten sich im 
Einzelfall nach den einschlägigen bereichsspezifischen gesetzlichen Bestim- 
mungen oder, wenn solche nicht vorhanden sind, nach den Bestimmungen 
der Datenschutzgesetze. Datenschutz-Grundsätze gelten unabhangig davon, 
wo und auf welche Weise die Datenverarbeitung geschieht (Akte, Kartei, 
Textverarbeitung, Graphik, Groß-ADV, Mehrplatzsystem, PC usw.). Für den 
Umgang mit personenbezogenen Daten — gleich welcher Verarbeitungs- 
form — gılt das Prinzip: „Verboten ist, was nıcht ausdrücklich erlaubt wur- 
de!“ Informationen, die zur Durchführung technischer oder organisatorischer 
Kontrollen gespeichert werden, dürfen nıcht zu Zwecken der Verhaltens- oder 

Leistungskontrolle genutzt werden. 

Unter Datensicherung sind ım Rahmen der IuK-Technik-Empfehlungen die 
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu verstehen, die eıne stö- 
tungsfreie und gegen Mißbrauch gesicherte Datenverarbeitung zum Ziel ha- 
ben. Dabei ist von folgenden Gefahren auszugehen: 

— unbefugter Informationsgewinn (Verlust der Vertraulichkeit) 
— unbefugte Modifikation von Informationen (Verlust der Integrität) 
— unbefugte Beeinträchtigung der Funktionalität (Verlust der Verfügbar- 

keit). 

Um einen sicheren Umgang mit personenbezogenen Daten und informations- 
verarbeitenden Systemen zu gewährleisten, ist es erforderlich, der jeweiligen 
Gefährdungslage entsprechende Sicherheits-Standards einzuhalten. Zur Beur- 
teilung der Sicherheit sind dıe „IT-Sicherheitskriterien“ als Weiterentwick- 
lung des sogen. „Orange Book“ erarbeitet worden (Bek.d.BMI v. 09.05 1989, 
GMEBI. 5. 278). Vor Einsatz neuer automatisierter Informationssysteme, in de- 
nen personenbezogene Daten verarbeitet werden, sollte sich die verarbeitende 
Stelle vom Software-Hersteller ein Sicherheutszertifikat nach & 6 BSIG vorlegen 
lassen. 

Die systemseitigen Möglichkeiten zur Datensicherheit sollten ausgeschöpft 
werden. Sofern die Datensicherheit mıt den verfügbaren Maßnahmen für eine 
sensitive Anwendung nicht gewährleistet werden kann, soll hierfür auf den 
Einsatz von informationsverarbeitenden Systemen verzichtet werden. 

7.2 Grundsätze 

7.2.1 _Paßwörter 

Jedes DV-System, mit dem eın Zugriff auf personenbezogene Daten möglich 
ıst, ıst zur Benutzer-Identifikation und -Authentifikation mindestens mit ei- 

nem Paßwort-Schutz zu versehen. Das Paßwort-Verfahren ist hierfür das am 
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7.2.2 

meisten verwendete Kontroll-Verfahren. Um Ausforschungs-Versuchen zu be- 
gegnen und unbefugte Zugriffe zu verhindern, sollten bei Auswahl und Ver- 
wendung von Paßworten folgende Grundsätze beachtet werden: 

— Mindestlänge 6 Zeichen, dıe möglichst aus einer Kombination von Buch- 
staben, Zıffern und Sonderzeichen bestehen, nur dem Benutzer bekannt. 

— Für den Benutzer leicht zu merken, für einen Fremden schwer zu erraten! 
— Automatischer Ausschluß von Trivialwörtern (z. B. 08/15, Vornamen, Ge- 

burtsdaten, 
— Fehlversuchszähler unter Einbeziehung des Tagesdatums, 
— Reaktionsverzögerung des Rechners bei wiederholter Fehleingabe, 
— verschlüsselte Speicherung von Paßworten, 
— automatischer Änderungszwang nach Zeitablauf, jedoch nicht zu oft! 

Protokolldateien 

Durch automatisierte Aufzeichnung von Protokolldaten wird die DV nach- 
prüfbar und transparent gemacht; zugleich wird damit einer mißbräuchlichen 
Verwendung vorgebeugt, weil keiner darauf vertrauen kann, daß Verstöße un- 
entdeckt bleiben. Protokollierung ist jedoch kein Selbstzweck, sondern ist nur 
sinnvoll und datenschutzrechtlich vertretbar, wenn die Protokolldaten auch 
tatsächlich ausgewertet werden. Eine totale Registrierung aller Benutzer-Akti- 
vitäten kann aus Sicht des Datenschutzes sogar bedenklich sein, da auf diese 
Weise eine neue Sammlung personenbezogener Daten über betroffene Bürger 
und über Mitarbeiter entsteht, die zu zweckfremder Nutzung reizt 

Protokoll-Umfang, Kontroll-Dichte und Löschungsftisten sind von der Sensi- 
tivicät der jeweiligen Anwendung abhängig. Folgende Grundsätze sollten be- 
achtet werden: 

1. Protokolle müssen die Aktionen erfassen, die auf mögliche Datenschutz- 
verstöße hinweisen, wie z. B. nicht erfolgreiche Login-Versuche, Hoch- und 
Runterfahren des Systems usw. Bei sensitiven Daten sind weitergehende 
Protokollierungen erforderlich (z.B. sämtliche Paßwortänderungen, alle 
Login-Versuche, Aktivitäten über DFÜ). 

2. Protokollierungen sollten im jeweiligen Anwendungsverfahren selbst erfol- 
gen, nur so sind ausreichende Differenzierungen nach Daten, Feldern, 
Masken, Auswertungen, Ausdrucken u. ä. möglich. 

3. Grundsätzlich ist jeder schreibende Zugriff aufzuzeichnen, evtl. mit Inhalt 
des neu eingegebenen oder geänderten Datensatzes; bei sensitiven Daten 
sollten jedoch nur Feldbezeichnungen protokolliert werden. Darüber hin- 
aus sollten lesende Zugriffe sensiblerer Anwendungen, alle Abruf-Zugriffe 
sowie per Dialog veranlaßte Übermittlungen aufgezeichnet werden 

4. Für jede aufzuzeichnende Aktivität sollten mindestens Geräte-Idenuifika- 
tion, Datum und Uhrzeit, Veranlasser, Grund, Ordnungs-Nr. des Daten- 
satzes und Programm festgehalten werden. Untauglich sind Protokolle, die 
lediglich das Starten und Beenden des Betriebssystems oder eines periphe- 
ren Gerätes aufzeichnen. Bei Massenprotokollierungen kann eine Stichpto- 
ben-Aufzeichnung nach dem Zufallsverfahren in Frage kommen 

5. Protokolle sınd regelmäßig auszuwerten. Je nach Sensitivität kann eine täg- 
liche bis vierteljährliche Kontrolle angemessen aber auch erforderlich sein. 
Die großen Datenmengen der Protokolle erfordern eine automatisierte 
Auswertung zur zeitnahen und effizienten Kontrolle und erzwingen kurze 
Aufbewahrungsfristen. 

235



Niedersächsischer Landtag — Zwölfte Wahlperiode Drucksache 12/4400 

  

Protokolldateien müssen nach angemessener Zeit möglichst automatisch ge- 
löscht werden. Die Speicherungsdauer sollte 1 Jahr nicht übersteigen. Für kür- 
zere Aufbewahrungsfristen sprechen der geringere Speicheraufwand und 
deutlich reduzierte Mißbrauchs-Gefahren. 

7.2.3 Verschlüsselung von Daten 

Sensitive personenbezogene Daten sollten bei Speichung in DOS- und UNKX- 
Systemen sowie bei Übertragungen in einem Kommunikationssystem grund- 
sätzlich verschlüsselt werden. Da eine Verschlüsselung standardmäßig nicht 
verfügbar ist, muß hierfür Zusatz-Software beschafft werden. Die gängigsten 
Methoden der Verschlüsselungstechnik sind: 

XOR 

eın relativ einfacher, dafür schneller Verschlüsselungsalgorithmus, für Exper- 
ten jedoch nicht allzu sicher; 

DES 

ein symmetrisches Schlüsselverfahren, das beim Verschlüsseln und beim Ent- 
schlüsseln den gleichen Schlüssel verwendet, weitaus sicherer als XOR, jedoch 
sehr zeitaufwendig, problematisch ist die Geheimhaltung des Schlüssels. 

RSA 
ein asymmetrisches Schlüsselverfahren, das mit Schlusselpaaren arbeitet, ei- 
nem öffentlichen Schlüssel (public key), der zum Verschlüsseln dient, und ei- 
nem geheimen Schlüssel zum Entschlüsseln, der nur dem Berechtigten be- 
kannt ist, wobei jeder Benutzer sowohl einen öffentlichen wie einen geheimen 
Schlüssel hat, die zueinander invers sind. 

7.2.4 Virenschutz 

Als Computervirus wird eın nicht eigenständiges Programm bezeichnet, das 
sich selbst vervielfältigen, sich in Wirtsprogramme einnisten und Schaden an- 
richten kann. Typische Anzeichen von Virenbefall sind z. B. Veränderung von 
Programmen im Vergleich zu ihren Sicherungskopien, deutliche Verringerung 
der Verarbeitungsgeschwindigkeit, scheinbare Hardware-Fehler ( z.B. „Bild- 
schirmverschmutzung‘“) und unerklärliche Systemabstürze. Computervieren 
haben sich zu einer realen Gefährdung ordnungsgemäßer Datenverarbeitung 
entwickelt. Nicht nur der Einsatz illegaler Software kann zum Virenbefall füh- 
ten, sondern Viren sind bereits ın von Händlern gelieferten neuen PC-Syste- 
men und ın Originalsoftware aufgetreten. Den Befall seines Rechners kann 
niemand völlig ausschließen Daher sind abgestimmte Maßnahmen zum Vi- 
renschutz und zur Schadensbegrenzung unerläßlich. 

Alle Mitarbeiter sollen über die Gefährdung durch Computerviren und über 
die Bedeutung vorbeugender Maßnahmen unterrichtet sein. Erstbestände sind 
durch schreibgeschützte Sicherungskopien zu sichern und gesondert aufzube- 
wahren. Der Einsatz von nicht autorisierter Software sowie von Demo-Disket- 
ten und -Programmen, public domain-Software und shareware-Programmen 
Ist zu untersagen. 

Bei Verdacht von Virenbefall sollten alle vorhandenen PC mit dem Virus- 
Suchprogramm überpruft werden. Bei Datenaustauschverfahren sollten 
„Schleusen eingerichtet werden, damit Disketten nicht ungeprüft in den 
Geschaftsgang gelangen können. Die Prüfungstatigkeit sollte einer zentralen 
Stelle in der Behörde zugewiesen werden, deren Mitarbeiter tiefergehende 
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7.2.5 

7.2.6 

IuK-Technik-Kenntnisse haben, z. B. dem Benutzer-Service. Die Ergebnisse 
aller Überprüfungen sind zu dokumentieren. 

Wird ein Vinisbefall festgestellt, sind unverzüglich die Sicherungsmaßnah- 
men einzuleiten und das Meldeverfahren durchzuführen (Anlage 1). Das 
NLVWwA-D2 leistet auf Anforderung fachliche Unterstützung. Die Beschaf- 
fung eines Viren-Suchprogramms (Vieren-Scanner) sowie seine ständige Ak- 
tualisierung wird empfohlen, z. B. TNT Turbo Antivirus (EPG GmbH, Hans- 
Stießberger-Straße 3, 8013 Haar), McAffee (NOVIER Datentechnik GmbH, 
Hochofenstraße 19-21, 2400 Lübeck 14), Dr. Solomons Anti-Viren-Werkzeu- 
ge (S&S International Ltd., Chesham). 

In der Anlage 2 wird ein „Merkblatt zum sicheren Umgang mit PC am Ar- 
beitsplatz“ abgebildet, das weitgehend dem vom „Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik — BSI“ entwickelten Merkblatt entspricht. 

Einsatzvoraussetzungen für Applikationen aus Standardsoftware 

Die folgenden Regeln gelten für Programme auf der Basis von Standardsoft- 
ware Applikationen): 

— Entwicklung 
Sollen Applikationen landeseinheitlich eingesetzt werden, empfiehlt es 
sich, die Entwicklung und Pflege dem NLVwA-D6 (vgl. 6.4) zu übertra- 
gen. 

— Testverfahren 
Applikationen sind auf die ordnungsgemäße Erledigung der Fachaufgabe 
zu überprüfen. Bei personenbezogenen Anwendungen und bei komplexen 
oder umfangreichen Applikationen sollen eigens dafür Testdaten erstellt 
werden. Verantwortlich für das Testverfahren ist die freigebende Stelle. Sie 
soll die Stelle, dıe die Applikation entwickelt hat, und die anwendende 
Stelle beteiligen 

— Freigabeverfahren 
Die freigebende Stelle ist durch Anweisung der Behördenleitung festzule- 
gen. Landeseinheitliche Applikationen sollen durch die zuständige oberste 
Landesbehörde freigegeben werden. 

— Dokumentation 
Die wesentlichen Funktionen der Applikation, die Ergebnusse des Testver- 
fahrens und die Freigabe sollen dokumentiert werden 

Dienstanweisung 

In einer Dienstanweisung sollten alle datenschutz- und datensicherheits-rele- 
vanten Maßnahmen, sowie die Pflichten und Verantwortlichkeiten festgehal- 
ten werden. Zum Regelungsumfang gehören insbesondere Verhaltensregeln 
wie das Verschließen der Geräte auch bei kurzfristiger Abwesenheit, Verschlie- 
ßen der Räume, Kennzeichnung der Datenträger und deren Verschluß, Auf- 
gaben des Systemverwalters, Paßwortregeln, Dokumentationspflichten, Pro- 
gramm-Prüfung und -Freigabe, Datenschutz-Kontrolle. 
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7.3 DOS-Systeme 

7.3.1 Organisatorische Maßnahmen 

PC unter dem Betriebssystem MS-DOS sind offene Systeme, solange der Be- 
nutzer Zugang zur Betriebssystemebene hat. Dies führt bei einer Nutzung 
durch mehrere Personen zu unkontrollierbaren Verarbeitungs-Zuständen. Vor 
einem geplanten DOS-Einsatz mit personenbezogenen Daten ist daher ein an- 
gemessenes Sicherungskonzept zu entwickeln, das nur die unabdingbar benö- 
tigten DOS-Befehle und die Fachanwendungen verfügbar und das eine Kon- 
trolle der Benutzung möglich macht. 

7.3.2 Technische Maßnahmen 

Bei Speicherung sensitiver Daten wird nach einer Entscheidung des IMA-IuK 
der Einsatz der Sicherheits-Soft- und Hardware „Safe-Guard-Professional“ 
(Utimaco Software GmbH, Dornbachstraße 30, Postfach 2026, 6370 Oberur- 
sel 1) gefordert. Zur Beschaffung dieser Sicherheits-Technik sollte auf den 
Rahmenvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Hersteller zu- 
rückgegriffen werden. 

7.3.3 Bauliche Maßnahmen 

Zur physischen Absicherung bieten sich u.a. mechanische Verriegelung der 
Geräte (Sicherungseisen), Aufbewahrung der PC in Sicherheitsschränken, Ein- 
satz in einem eigenen abgesicherten Baukörper, Zugangsüberwachung, zen- 
wrale Benutzung eines Datensafes an. 

7.4 UNIX -Systeme 

7.4.1 Organisatorische Maßnahmen 

Das Standard-UNIX V.3 und die entsprechenden Derivate bieten im Gegen- 
satz zum Betriebssystem MS-DOS einige datenschutzrelevante Sicherungs- 
möglichkeiten. Sie werden in den meisten Fällen den Benutzern lediglich op- 
tional angeboten, nicht jedoch erzwungen. Auch folgt aus der UNTX-Struk- 
tur, daß sicherheitsrelevante Mechanismen schnell unübersichtlich werden, so 
daß Schwachstellen und „menschliches Versagen“ leicht möglich sind. Aus 
der Sicht der Verfahrenssicherheit und des Datenschutzes ist die Allmacht des 
UNIX-Systemverwalters (USVw) die entscheidende Sicherheits-Schwachstelle. 
Deren Zugriffs- und Nutzungstechte sollten wie folgt konsequent begrenzt 
und kontrolliert werden: 

— der USVw ist nicht zugleich Anwender bzw interner Datenschutzbeauf- 
tragter, 

— der USVw wird sorgfältig ausgewählt und gut geschult, 
— der USVw hat einen gleichwertig geschulten Vertreter, 
— das Super-User-Paßwort ist zweigeteilt und wird nach Tresorverfahren ver- 

wendet, 

— USVw-Funktionen sind nur von gesicherten Arbeitsplätzen aus möglich 
— Anwender haben grundsätzlich keıne Shell-Berechtigung, 
— wenn überhaupt wird eine Shell-Berechtigung nur eingeschränkt einge- 

richtet. 
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7.4.2 

7.4.3 

7.5 

Technische Maßnahmen 

Datenschutzrechtlich vertretbar sind nur UNIX-Systeme mit erhöhtem Sıcher- 
heits-Standard. Bei einer System-Auswahl sollte zur Grundlage der Entschei- 
dung ein Zertifizierungsnachweis gemacht werden, der mindestens der Funk- 
tionsklasse F2 und der Qualitätsstufe Q3 des IT-Kriterienkataloges entspricht. 

Das UNIX-System muß vom USVw unter Beachtung der oben beschriebenen 
Grundsätze zum Paßwortverfahren, zur Protokollierung und zur Verschlüsse- 
lung konfiguriert werden. Darüber hinaus sind insbesondere die Zugriffsbe- 
rechtigungen auf sämtliche sicherheitsrelevanten Dateien sorgfältig einzurich- 
ten und zu pflegen. Besonderes Augenmerk ist auf Dateien mit s-bit und auf 
Verweise („links“) zu richten. 

„Admin Tools“ von Quantum ist ein Werkzeug zur UNIX-Systemverwal- 
tung, das u a eine Protokolldatenaufbereitung, Daten-Integritätsprüfung 
und andere Sicherheitskriterien enthält. 

Bauliche Maßnahmen 

UNTIX-Rechner mit besonderen Funktionen (Server, Datensıcherungseinrich- 
tungen, zentrale Speicher mit sensitiven Daten, zentral eingesetzte, automati- 
sche Eın-/ Ausgabegeräte) sind in ständig verschlossenen Räumen oder Schrän- 
ken unterzubringen, die nur autorisierten Mitarbeitern zugänglich sind. Die 
Stromzufuhr darf nicht ohne weiteres unterbrechbar sein, da sonst u. U. ein 

ungeschützter Single-User-Mode mit Datei-Zugriffen ohne Paßwortschutz 
möglich ıst. Manipulationen an den Rechnern (z. B. Öffnen des Gehauses) ist 
nur dem USVw bzw. seinem Vertreter oder von ihnen autorisierten Personen 
gestattet. 

Kommunikationssysteme 

In zunehmendem Maße kommen vernetzte Rechnersysteme zum Einsatz. Da 
ein Netzwerk zumindest theoretisch eıne Vielzahl von Angriffspunkten bietet, 
ist die Netzwerk-Architektur und die Kommunikations-Überwachung von be- 
sonderer Bedeutung für Datenschutz und Datensicherheit. 

Ethernet ist für UNIX-LAN zur Quasi-Standard-Übertragungstechnik gewor- 
den. Im PC-Bereich sind auch andere Netz-Technologien üblich (z. B. Token 
Ring, ARCnet, u. a.). Bei Ethernet ist nicht festgelegt, wann eine Station auf 
das Netz zugreifen darf Auch wird die gesendete Information physikalisch al- 
len Netzwerk-Teilnehmern zugeleitet. Erst ein Vergleich der Kennungen im 
empfangenden Rechner entscheidet, ob die Daten verarbeitet werden oder 
nıcht. Auch andere LAN-Technologıen arbeıten ähnlıch. 

Paßworte werden überwiegend unverschlüsselt über das Netz gesendet Um 
möglichen Ausforschungsversuchen zu begegnen, sollte zumindest die Inhou- 
se-Verkabelung verdeckt installiert sein, so daß Kabel nicht öffentlich zugäng- 
lich sind. Sensitive Daten — auch Paßwörter — sınd nur verschlüsselt im 
Kommunikationsnetz zu übertragen. 

Bei Datenfernubertragungen außerhalb eines LAN ist eine Dokumentation 
über alle Kommunikationspartner und dıe gesamte Übertragungstechnik zu 
führen. Alle DFÜ-Akuvitäten sollten protokolliert werden (Quelle, Ziel, Da- 
tum und Uhrzeit, Anlaß, Veranlasser). 
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In Abhängigkeit von der Sensitivität der Anwendung sind darüber hinaus fol- 
gende technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen: 

— Authentizitätsprüfung (Paßwort, Rückruf, Chipkarte) 
— Zugangskontrolle 
— Verschlüsselung (Private Key, Public Key) 
— Digitale Unterschrift 
— Routingkontrollen . 
— Überwachung der Abhörsicherheit von Übertragungswegen 

(z.B. bei Telefax) 
— Installation von Direktruffunktionen 
— Notariatsfunktionen 
— Journalfunktionen 
— Abstrahlsichere Endgeräte oder Vermittlungseinrichtungen 
— Überwachung und Alarmierung 
— Logbücher. 

Hinweise zur Übertragungssicherung können ferner den „Kriterien für die Be- 
wertung der Sicherheit von Systemen der Informationstechnik (IT-Sicherheits- 
kriterien) entnommen werden, die das Bundesamt für Sicherheit in der Infor- 
mationstechnik (BSI) herausgegeben hat (Bekanntmachung vom 9. Mai 1989, 
GMBI. 1989 S. 278; BAnz Nr. 99a vom 1. Juni 1989). 

Die DBP Telekom stellt für bestimmte Dienste bzw. Netze technische Maß- 
nahmen (Anschlußkennung, Teilnehmerkennung, Geschlossene Benutzer- 
gruppen) zur Verfügung, die die Sicherheit der Kommunikation erhöhen. 

(Ausgegeben am 12. 2 1993)
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Ergänzung 
(zu Drs 12/4400) 

Der Präsident Hannover, den 12. 2. 1993 

des Niedersächsischen Landtages 
— Landtagsverwaltung — 

Betr.: Elfter Bericht über die Tätigkeit des Niedersächsischen Datenschutzbeauftragten 

Der o a. Bericht ist auf den Seiten 199 bıs 203 um dıe nachfolgend abgedruckten Ab- 

bildungen zu ergänzen: 

Abb. 1 
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Abb. 4 
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Abb. 5 
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(Ausgegeben am 12. 2. 1993) 
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